


THEORIE & STRATEGIE: REZENSION 

von Horst Peter 

,,Kanzler, was sollen wir noch essen?" 
ist der verzweifelt ratlose Aufschrei 
von ,,Bild8' - am 25. Januar 2001 in 
zentimeterhohen Lettern. ,,Bild" fragt 
den Kanzler im Namen - ja von wem 
eigentlich? 

Die zum Ausdruck kommende 
Ratlosigkeit ist Zeichen der Krise in 
den Köpfen, die die Bovine Spongifo- 
nue Enzephalopathie (schwammför- 
mige Gehirnerkrankung der Rinder) 
oder volkstümlich BSE nicht nur bei 
den Rindern ausgelöst hat. 

Die Verbraucher verzweifeln an der 
Unmöglichkeit unproblematische Nah- 
rungsmittel identifizieren zu können. 
Welches Fleisch kann ich unbedenklich 
essen? Aber - was ist in der Wurst? Ist 
Schweinefleisch eine Alternative zum 
Rind? Aber - wie sieht es mit ,,Schwei- 
ne-doping" durch Antibiotika oder 
Wachstumshormone aus? Werden wir 
durch Fleisch essen im Falle von Krank- 
heit gegen bewährte Arzneimittel resi- 
stent? Oder - wie sieht es mit den Be- 
standteilen der Nahrungsmittel allge- 
mein aus? Was ist mit Gen-Soja, was 
mit Fertiggerichten? Wer kann die 
komplizierten Informationen über 
Nahrungsmittelbestandteile und Zu- 
satzstoffe verstehen? Oder wie sieht es 
mit den Rahmenbedingungen der Flei- 
scherzeugung aus? Wie gesund ist 
Fleisch aus nicht artgerechter Haltung 
überhaupt, wie sind Tiere aufgezogen 
und gefüttert worden? Kommen sie 
aus Ländern, die besonders risikoträch- 
tig sind? Kommen Gefährdungen von 
kranken Tieren über die Gülle in unsere 
Böden und die Pflanzen? Fragen über 
Fragen misstrauisch gewordener Ver- 
braucher. Aber auch die Bauern begin- 
nen zu fragen: nach der Unbedenk- 
lichkeit der Milchaustauscher zur Auf- 
zucht der Jungtiere, nach der Artge- 
rechtigkeit der Futtermittel und ob die 
Hersteller und Lieferanten verlässlich 
sind. 

Auch hier die Fragen: was ist drin? 
Wem kann ich glauben? Da helfen 
auch keine öffentlichen Bekundun- 
gen der Unbedenklichkeit mehr. 
Schließlich war Deutschland nur BSE- 
frei, weil nicht getestet wurde. 
Schließlich ist das bayerische Ökosiegel 
seinen Namen nicht wert, seit Bayern 
Spitzenreiter bei BSE-Fällen ist. Politi- 
kersymbolhandlungen wie öffentli- 
cher Rindfleisch- und Wurstverzehr 
wirken höchstens noch lächerlich. 
Selbst bekennende ,,Iife-stile"-Verfech- 
ter in den talk-shows wirken mega- 
out. Konjunktur haben Verbraucher- 
schützer, Ernährungswissenschaftler, 

Öko-~andwirte, bekennende Vegetari- 
er und Verfechter natürlicher Lebens- 
weisen unterschiedlicher Provenienz. 

Kurzum: Verstand im bürgerlichen 
Drama des 19. Jahrhunderts Meister 
Anton die Welt nicht mehr so sind es 
im sich globalisierenden 21. Jahrhun- 
dert der Verbraucher und der Bauer, 
der die Welt nicht mehr verstehen. 

Zu bezweifeln ist, dass die neolibe- 
ralen Welterklärer und die Priester des 
schare-holder-value-Kapitalismus oder 
die global mobile jet-set-Kaste des in- 
ternationalen Managments und ihre 
Nachbeter in Medien, Politik und Wis- 
senschaft zum Verstehen der Welt 
wesentliches beitragen. Das Streben 
nach der größtmöglichen aktuellen 
Rendite von Kapitalanlagen, die Diffa- 
mierung staatlichen Handelns als Hin- 
dernis des freien Kapitalverkehrs in 
der globalisierten Wirtschaft, die De- 
klarierung der Erde als homogener 
Raum, durchgängig und durchlässig, 
in dem Kapital und Waren ungehin- 
dert zirkulieren können, erklären die 
Welt nicht, sondern sind Ursache der 
gegenwärtigen Ernährungskrise. Die 
Erde ist eben kein einziger Markt- 
platz, auf dem Produktionsfaktoren 
dort gekauft werden, wo sie am bil- 
ligsten sind (global-sourcing), und 
Waren dort abgesetzt werden, wo sie 
den besten Preis erzielen (global mar- 
keting). Die Natur setzt dieser Wir- 
schaftsweise Grenzen, deren Über- 
schreiten nur für den Preis krisenhaf- 
ter Zuspitzungen zu haben ist, die 
mehr sind als kapitalistische Kollate- 
ralschäden. Die neoliberalen Welter- 
klärer können im besten Falle nur den 
einen Teil der Wirtschaftsweise erklä- 
ren: die Mechanismen der Produktion 
von Tauschwerten und der privaten 
Aneignung des Mehrwerts unter den 
Bedingungen globalisierter Finanz- 
märkte. Die stoffliche Seite der Wirt- 
schaft und deren von den Eigenschaf- 
ten der Natur gesetzten Grenzen 
wird ausgeblendet. Das ist nur mög- 
lich, weil diese Sichtweise auch den 
Konsumenten eigen ist: der Preis eines 
Nahrungsmittels prägt die Kaufent- 
scheidung und nicht die Oualität eines 
Lebensmittels. Die Tauschwertproduk- 
tion unterwirft sich der Gebrauchs- 
wertseite der Waren und blendet die 
Risikoseite aus. Tschernobyl hat die de- 
struktive Seite der Energieproduktion 
am Beispiel der Atomindustrie erhellt. 
BSE ist der größte anzunehmende 
Unfall der Nahrungsmittelproduktion: 
hier bündeln sich die unterschiedlich- 
sten Risikolinien unterschiedlicher Pro- 
duktionen und auch Krakheitserreger. 
Die weltweit vernetzte Produktion soll 

die größte Menge zu möglichst gerin- 
gen Preisen Preisen bei höchstmögli- 
chen Gewinnen den share-holdern 
garantieren. Dazu müssen natürliche 
Regelkreisläufe der Natur unterbro- 
chen werden. Dünger aus der Che- 
mieindustrie, Herbizide ebenfalls von 
dort, bio- oder gentechnische Verän- 
derung von Pflanzen, Konservierungs- 
stoffe zur Ermöglichung weltweiter 
Transporte, Wachstumshormone und 
Tierarzneimittel aus der Pharmaindu- 
strie, Verarbeitung von Tierkadavern 
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zu Futtermitteln auch für nicht fleisch- 
fressende Tiere. 

Dies alles in weltweiten Kreisläu- 
fen, die oft in Fernost beginnen, 
transportiert weltweit mögliche 
Krankheitserreger und Giftstoffe auf 
unsere Tische. Dieser ernährungs-in- 
dustrielle Komplex ist höchst krisenan- 
fällig mit allen Konsequenzen kapitali- 
stischer Strukturkrisen: Markteinbrü- 
che, Firmenzusammenbrüche, Verlust 
von Arbeitsplätzen. 

Kurzum: die richtige Fragestellung 
lautet nicht ,,Kanzler, was sollen wir 
noch essen?" sondern: „wie ist die 
ökologische Krise des Ernährungssy- 
stems innerhalb der vernetzten Welt- 
wirtschaft lösbar?" Gibt es für eine 
naturverträgliche Produktion von Le- 
bensmitteln einen praxisfähigen Ent- 
wicklungsweg? Welche Änderungen 
der Wirtschaftsweise und der Politik 
sind erforderlich, um ökologische Ent- 
wicklungen einzuleiten? Wie verträgt 
sich die Einbeziehung der Natur in die 
Wirtschaft mit dem wissenschaftlich- 
technischen Fortschrittsmodell der 
Moderne? 

Die Ansätze von Gerhard Schröder 
(,,Die Landwirtschaft von der Laden- 
theke her reformieren") und Renate 
Künast (,,Masse statt Klasse", ,,In die 
Kuh nur Wasser und Gras") sind richti- 
ge Antworten. Ob sie erfolgreich sind, 
hängt von einem Bündel von Reform- 
maßnahmen ab: Regionale Grundver- 
sorgung, die ökologisch kontrollierbar 
ist, Bindung der artgerechten Auf- 
zucht an die Fläche, Kontrolle der 
Stoffkreisläufe in der Nahrungsmittel- 
kette, Umkehr der Beweislast über die 
Qualität der Nahrungsmittel, damit sie 
Lebensmittel genannt werden können 
und kriminelle Panscherei bekämpft 
werden kann, Bindung von Subventio- 
nen an ökologische Ziele. Vorallem 
aber: Kampf um das Vertrauen der 
Verbraucher durch Information und 
Transparenz. 

Kurzum: Wer nicht weiß, was er/ 
sie isst, weiß auch nicht, wer erlsie ist. 
Auch die Linke muss wissen, was sie 
is(s)t. SPW 

Die große Transformation 
des 21. Jahrhunderts 

Ein Entwurf der politischen Ökologie. 
Mit einem Nachwort von Frieder Otto 
Wolf, Westfälisches Dampfboot Mün- 
ster 2000, 184 S., 29,80 D M  

W arum ist es so schwer, ei- 
nen gesellschaftlichen Ent- 
wicklungsweg zu konzipie- 

ren, der ökonomische und ökologi- 
sche Krisenhaftigkeit des kapitalistischen 
Entwicklungsweges theoretisch zusam- 
mensieht, und daraus strategische politi- 
sche Konsequenzen zu ziehen? Die dazu 
erforderliche Beschäftigung mit der Ent- 
wicklung des Stoffwechsels zwischen 
Mensch, als Teil der Natur, und der Be- 
rücksichtigung der Natur und der äuße- 
ren Natur durch Arbeit zur Subsistenz der 
Gattung und der Berücksichtigung der 
von der Natur gesetzten Grenzen, deren 
Überschreitung für den Preis ökologischer 
Krisen erfolgt, ist in der Linken höchst 
kontrovers. Einerseits ist die Gegenüber- 
stellung der unberührten Natur, deren 
Produktivität von den Menschen bedroht 
ist, und dem Mensch als Nutznießer der 
Natur zu überwinden, andererseits die 
Abtrennung der Natur von der Wirt- 
schaftsweise seit der klassischen Ökono- 
mieauch bei der Ljnken und dievermeint- 
liche Emanzipation des Menschen von 
der Natur in der Moderne und die Über- 
tragung der Natur an die Naturwissen- 
schaften zu korrigieren und die Natur in 
Wissenschaft, Wirtschaft und Politik zu- 
rück zu holen. 
Es ist das Verdienst des Verlags Westfäli- 
sches Dampfboot und von Frieder Otto 
Wolf, Alain Lipietz Entwurf einer politi- 
schen Ökologie den deutschen Leserln- 
nen zugänglich gemacht zu haben. An- 
gesichts der BSE-Krise und der Ratlosigkeit 
auch der rot-grünen Bundesregierung er- 
hält der Versuch, ökologische und ökono- 
mische Krisenerscheinungen zusammen 
zu denken und aktuelle Reformvorschlä- 
ge in eine Zukunftsstrategie einzubinden, 
hohe Attraktivität. Alain Lipietz, For- 
schungsdirektor an der staatlichen fran- 
zösischen Forschungsorganisation CNRS 
und Europaabgeordneter der Grünen, 
führt in seiner Person wissenschaftliche 
und reformpolitische Praxis zusammen. 
Es verwundert daher nicht, dass er seine 
Überlegungen auch als Legitimation für 
eine eigenständige grüne Partei benutzt. 
Allerdings gesteht er auch andere poli- 
tisch-organisatorische Konsequenzen zu: 
,,Ob mensch neue Parteien gründet oder 
im Rahmen der alten Parteien den Kampf 
aufnimmt, in jedem Fall gibt es einen Platz 
für eine politischeÖkologie, die eine Reihe 
gesellschaftlicher Bestrebungen zu einem 

gemeinsamen Projekt zusammenfasst." 
(S. 42). Dabei stellt er differenziert die 
Gründefür dieAbwesenheit der Ökologie 
in den kommunistischen und sozialde 
mokratischen Parteien dar. 

Der zentrale Denkanstoß des Buches 
ist es, dass Lipietz in seiner Figur des Drei- 
ecks der Ökologie - Individuum alsTeil der 
Natur, organisierte Tätigkeit, um die Be  
dürfnisse der Gemeinschaft der Individu- 
en zu befriedigen, durch diese Tätigkeit 
verursachte Veränderung der Umwelt - 
die stoffliche Seite der Wirtschaft der 
Geldseite der Wirtschaft gegenüberstellt. 
Wirtschaft muss sich der ,,Tragfähigkeitn 
eines Territoriums vergewissern, wenn sie 
ökologische Krisen vermeiden will. Die 
stoffliche Seite der Ökonomie setzt der 
Geldseite der Ökonomie natürliche Gren- 
zen. Das gilt insbesondere in der sich glo- 
balisierenden Wirtschaft. 

Lipietz sieht mit Recht die ökologi- 
schen Krisen einer Gesellschaft immer 
auch als Krisen der in dieser Gesellschaft 
herrschenden ökonomischen und sozia- 
len Verhältnisse. Diese These wird im Ka- 
pitel ,,Bausteine für eine Geschichte der 
ökologischen Krisen" von der Frühge- 
schichte an unter dem Aspekt einer Ent- 
wicklung von Knappheitskrisen zu den 
sozialökologischen Krisen in einzelnen R e  
gionen bis hin zu globalen Krisen aus der 
ökologischen Krisenhaftigkeit des wissen- 
schaftlichen-technischen Fortschritts her- 
aus dargestellt. Es fällt auf, dass die Um- 
weltgeschichtsschreibung in Deutschland 
in den letzten Jahren wesentlich höhere 
Konkretheit der Beschreibung der Wech- 
selbeziehungen zwischen Mensch und 
Natur erreicht hat, als in den sehr allge- 
meinen Formulierungen von Lipietz. (vgl. 
zuletzt Joachim Radkau, Natur und 
Macht - Eine Weltgeschichte der Umwelt, 
Verlag C.H.Beck, München 2000). Hier 
wird aufgezeigt, dass es Gesellschaften 
durchaus gelingt ökologisch verträglich 
zu wirtschaften, dass jedoch stets mit der 
Unterwerfung unter ungehemmtes Ver- 
wertungsinteressezunächstdurch Erobe 
rung von außen, dann durch kapitalisti- 
sche Durchdringung der Gesellschaften 
die örtliche Entwicklung sich krisenhaft 
zuspitzt. 

Gemeinsam ist Lipietz und Radkau, 
dass sie die Kategorie der Nachhaltigkeit 
als eine Kategorie für die Zusammenfüh- 
rung von Natur, Wirtschaft und Politik 
entwickeln. Dabei ist bei Lipietz die Kate 
gorie produktiv weiterentwickelt worden. 
Für ihn hat Nachhaltigkeit zwei komple- 
mentäre Dimensionen - eine soziale und 
ökologische. ,,In der Gegenwart muss ein 
solches Entwicklungsmodell jedem ein- 
zelnen die Befriedigung ermöglichen - 
und zwar angefangen bei den ärmsten, 
mittellosesten Gesellschaftsmitgliedern (S. 

21), zum zweiten muss ein solches Ent- 
wicklungsmodell auf Dauer angelegt sein 
(5. 23) und die natürlichen Lebensgrund- 
lagen sichern. Dieses Prinzip konkretisiert 
Lipietz in den Kapiteln „Die Regulierung 
der lokalen ökologischen Krisen", ,,Es 
geht darum, die Verallgemeinerung der 
lokalen ökologischen Krisen zum Still- 
stand zu bringen und die Weltwirtschaft 
zu zähmen" sowie,,Dieglobalen ökologi- 
schen Krisen, speziell der Treibhauseffekt" 
zu strukturellen, aber auch auf das Be- 
wusstsein der Individuen zielenden Re- 
formforderungen. In Anlehnung an Karl 
Polanyi, dessen Hauptwerk ,, The Great 
Transsformation" offenbar auch Titelge 
ber für Lipietz war, fordert er die ökologi- 
sche Transformation des Kapitalismus", 
die die natürliche Begrenzung des Fort- 
schritts operationalisierbar macht. 

Dabei ist die Politik eine Form ange 
wandter guter oder schlechter politischer 
Ökologie. Lipietz ist sich bewußt, dass es 
notwendig ist, zwischen ökologischer Be 
wegung und sozialer Bewegung die In- 
teressenidentitäten sichtbar zu machen. 
Ins Zentrum stellt er die Verteidigung der 
Landschaft gegenüber den kommerziel- 
len Zugriffen, die als nicht koordinierte 
Aktivitäten das Gesicht der Landschaft 
verändern. 

Menschen als bewusste Beobachter 
ihrer Landschaft seien bereit, Anwälte der 
Naturzu werden. Das sei die Basisfür eine 
Ethik des ökologischen Engagements. 
Das Ziel umfassender nachhaltiger Ent- 
wicklung könne das gemeinsame Projekt 
der politischen Ökologie werden. Ziel ist 
für Lipietz eine Bewegung für Umwelt- 
schutz und für Sozialismus. Sie muss Ant- 
worten finden auf die Fragen: wie wird 
gearbeitet, was wird produziert, was ist 
gutes Leben? Diese Antworten seien die 
Voraussetzungen für die soziale und öko- 
logische Regulation des Marktes im Zei- 
chen der Globalisierung der Krisen. 

Das anregende Buch verdient, dass 
die Linke in Deutschland die Denkanstö- 
ßen aufgreift. Frieder Otto Wolf erinnert 
in seinem ambitionierten Nachwort dar- 
an, dass die ökologische Frage bereits bei 
Marxangelegt war, allerdings nicht weiter 
verfolgt wurde. Dabei geht es sowohl um 
die Rezeption dieser Ansätze als auch um 
die Ausdifferenzierung der Kategorie der 
Nachhaltigkeit in einzelnen politishen 
Handlungsfeldern und in Richtung denz- 
überschreitenden Handelns. Die Einbezie 
hung der stofflichen Seite macht deutlich, 
dass es grenzüberschreitende Wirkungs- 
zusammenhänge gibt, die sich nicht in 
Handels- und Marktbeziehungen über- 
setzen und auflösen lassen. Deshalb ist 
das Primat der Politik Kern einer politi- 
schen Ökologie. 
(Horst Peter, Kassel) SPW 
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Die Sozialisten 
halten ausdrücklich 
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i i r i u i ~ y  ut.1 >ULI~I~. I I  urlyieiulrleiierl r~d i~r i ibbe,  uie veraesserung aes aii- buirigiteir eines erneuerren Keynesia- 
und der Abbau des sozialen Schutzes dungssystems, die Konsolidierung der nismus." (Mansol Touraine, Un nou- 
dienten der Schaffung von Arbeits- sozialen Sicherheit. Sie können sich veau compromissoclal, in: ebd., S. 86 
plätzen.) also in unserem Projekt der sozialen Ebd., S. 86) Um wirtschaftliche Akti- 

, , , .  , - ? . . . .  
Im Uegensaiz zur verschleiernden lranstormation wiedertinden." (5. 1 vitäten und Unternehmergeist zu er- 

neoliberalen Ideologie. die in der Ge- 07f.) mutigen, brauchen soziale Schutz- 
..,,.,.Ir I & , , ~  ~ , r -.. ,. * . , . ,  . ., , .  . ,  . . >eiiscnan nur aas iueDen- una begen- tur ale .,AJsgegrenzten Petreiot recritc n crit aogeba,t zu werden 
- ------ -1-  -LL ---- L *  - L - .  -.I .I I .  n n ,  3 , 0 ,.. + . . .  '. - t.111d11ut.1 ytt.iuIuereciiiiyler ~riuiviuu- uie negierung eine ,,roiiriK aer De- ,,Kein ,oKonomiscnes besetz' zwingl 
en sieht, gelangen die französischen wußten Integration", und zwar dazu, die Lohnempfänger auf dem 
Sozialisten auf der Grundlage empiri- ,,durch die Schule, die Arbeit und die Altar der Effizienz zu opfern." (ebd. 
scher Analysen zu einem anderen Bild Beteiligung an der öffentlichen de- S. 86) 
von der Struktur der Gesellschaft: mokratischen Debatte", um aus Indi- Das Ziel der Linksregierung, ,,ein 
„Die französische Gesellschaft bleibt viduen ,,Bürger einer gleichen Ge- neues Gleichgewicht zwischen Staat 
in Klassen strukturiert, selbst wenn meinschaft zu machen." (S. 106) Zur und Markt wiederherzustellen" ist 
.. - 
ihre Grenzen ott weniger deutlich 
sind und sich verschieben." (5. 106) 
Auf diesem empirischen Hintergrund 
1 . I '  r ' - 4 ' ~ .  . . ,  , . , .  

praktischen Umsetzung dieses Inte- 
grationszieles verweist Jospin auf die 
Erhöhung der Ausgaben für das Bil- 
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identisch mit der Verteidigung des 
europäischen Sozialstaatsmodells ge- 
gen das Vordringen des neoamerika- 

. , . . . . . . .  . . .  an oer ge5e1ncnarrs- Tragen aie Joziaiisren zunacnsr nicnr, aungssysrem, aie bcnuirerorm, aas niscrien asozialen Kapitalismus. wenri 
verändernden mit welchem Image und welcher ,,Gesetz gegen Ausgrenzungen", die das gelingt, auf europäischer Ebene, 

Zielsetzung der Werbeagentur können wir auf dem Ausweitung des Krankenversiche- dann kann es nicht mehr heißen: Nie- 
sozialistischen Wählermarkt einen möglichst hohen rungsschusses auf bisher benachtei- mand kann gegen die Wirtschaft re- 

Arbeiterbewegung Marktanteil für unser Warenangebot ligte Bevölkerungsgruppen. (Finan- gieren, dann muß gelten: In einem 
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der sozialen Lage und den lnteressen 
der Menschen, mit deren Unterstüt- 
zung und für die sie ein linkes Re- 
formprogramm umsetzen wollen. 

Da eine breite Wählerbasis nicht 
homogen ist und auch nicht a priori 
identische lnteressen hat, muss erst 
durch die öffentliche Diskussion und 
I Ih,7r7,7, innr-rhri;+ ,;„ In+,7~,7~T-- 

Lierl wiru u ie~e  Ausweirung aer sozia- 
len Sicherheit nicht durch erhöhte 
Abgaben auf Arbeitseinkommen, 
sondern eine Erhöhung der allgemei- 
nen Sozialabgaben auf alle Einkom- 
men, also auch Unternehmergewin- 
ne.) 

Für die breiten Volksschichten, 
„die hart arbeiten und wenig verdie- 
-n..l* h-+ A i -  I :-I :- , -L-  

aemoitrariscnen braar mui, aie vvirr- 
schaft den demokratischen Willen der 
Mehrheit respektieren, so dass sie 
nicht gegen die demokratisch legiti- 
mierte Politik ,,wirtschaften" kann. 
Die kleine Minderheit der ökonomi- 
schen Machtelite genießt zwar ,,Min- 
derheitenschutz, aber kein Vetorecht 
gegen demokratische Mehrheitsent- 
- -L - :A ,  

konvergenz zwischen unterschiedli- 
chen sozialen Gruppen oder Klassen 
hergestellt werden, um „ein neues 
Bündnis" zu schaffen. Jospin will mit 
seinem Reformprogramm drei Klas- 
sen ansprechen und zusammenfüh- 
ren, und zwar „die Ausgegrenzten 
(les exclus), die breiten Volksschichten 
(les classes populaires) und die Mittel- 
schichten (les classes moyennes ) (S. 
106) obwohl sich die breiten Volks- 
schichten verändert haben, ,,gibt es in 
Frankreich immer noch, auch wenn 
das Wort nicht mehr verwendet wird, 
eine ,Arbeiterklasse'. Früher im zwei- 
ten, industriellen Sektor konzentriert, 
befinden sich diese Schichten heute 
auch im Dienstleistungssektor. Es sind 
Menschen, die unter schlechten E 
A :  -- . , - ---  L--+ --L-:+-- . .-J ..... 

2000 die Steuern, die die Rechte kräf- 
tig erhöht hatte, reduziert. Dabei 
wurde die Besteuerung gerechter ge- 
staltet, und zwar zugunsten der Ein- 
kommen für Arbeit und zu Lasten der 
Kapitaleinkommen. Das diente zu- 
gleich der Steigerung der ,,Kaufkraft 
und der sozialen Gerechtigkeit", (S. 
1 09) 

Wenn französische Sozialisten von 
ihren Erfolgen sprechen, betonen sie 
immer wieder, dass diese das Ergeb- 
nis eines politischen Willens und einer 
bestimmten Politik sind: Die nachfra- 
georientierte Politik zur Belebung der 
Binnennachfrage trug bei zu höhe- 
rem Konsum, zur Schaffung von Ar- 

Wegen der linken intellektuellen 
Hegemonie in Frankreich steht die Po- 
litik der Regierung unter Druck von 
links, während sie in Deutschland we- 
gen der rechten intellektuellen Hege- 
monie unter Druck von rechts steht. 
Auf diesem Hintergrund Iäßt sich das 
Fazit begründen: Die Reformpolitik 
der französischen Regierung ist nicht 
erfolgreich, obwohl sie links und so- 
zialistisch ist, sondern gerade weil sie 
sich selbstbewusst zu ihrer linken und 
sozialistischen Überzeugung be- 
kennt. SPW 

1 Die .,wichtigsten" Beitrage Jospins, repra- 
sentativ fur das theoretisch-programrna- 
tische Selbstverständnis der franzosischen 
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Sozialisten. sind dokumentiert in: Lionei 

3e- herer Investitionstätigkeit, zu höhe- J ~ ~ ~ ~ ~ ,  socialisme moderne. N~~~~ 
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schichte der Fünften Republik" (FAZ 
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Von der 
Arbeitslosen- 
versicherung 
zur „Arbeits- 
versicherung'' 
Von Björn Böhning und  Benjamin Mikfeld 

D ie Frage, in welche Richtung 
sich der Wohlfahrtsstaat im 

flexiblen Kapitalismus weiter 
entwickeln muss, um Individualität 
und Flexibilität auf der einen und Ge- 
rechtigkeit und Sicherheit auf der an- 
deren Seite zu verwirklichen, ist eine, 
wenn nicht die Schlüsselfrage für die 
Zukunft sozialdemokratischer Politik. 
Diese Erkenntnis, und damit die 
Chance auf einer Überwindung des 
unproduktiven Gegensatzes von Mo- 
dernisierung und Traditionalismus 
setzt sich zunehmend auch in der SPD 
durch. Im mit dem Motto ,,Sicherheit 
im Wandel" überschriebenen Leitan- 
trag des SPD-Parteivorstandes zum 
kommenden Parteitag findet sich fol- 
gende Formulierung: ,,Langfristig 
werden wir prüfen müssen, ob nicht 
der Ausbau der Arbeitslosenversiche- 
rung zu einer umfassenden Erwerbs- 
tätigenversicherung erforderlich ist. 
Eine solche Erwerbstätigenversiche- 
rung müsste nicht nur alle Formen 
selbstständiger und unselbstständiger 
Erwerbsarbeit umfassen, sondern 
auch den Versicherten zur Erhaltung 
ihrer dauerhaften Beschäftigungsfä- 
higkeit Ansprüche auf Weiterbildung 
während ihrer Beschäftigung gewähr- 
leisten." Damit rückt ein politisches 
Projekt ins Zentrum der sozialdemo- 
kratischen Arbeitsmarktpoltik, das in 
den letzten Jahren bei spw und Jusos 
eine wichtige Rolle gespielt hat: der 
Umbau der Arbeitslosenversicherung 
in eine Arbeitsversicherung. 

Björn Böhning, Mitglied der spw-Redaktion (Berlin) und Benjamin Mikfeld, 
Juso-Bundesvorsitzender (Bochum) 

Formwandel der Arbeitskraft- 
nutzung 
Hintergrund unserer Überlegungen 
ist neben der anhaltenden Massenar- 
beitslosigkeit der Strukturwandel der 
Erwerbsarbeit, der oft  als ,,Erosion 
des Normalarbeitsverhältnisses" um- 
schrieben wird. Dieser Wandel 
drückt sich auf der einen Seite aus in 
der Zunahme verschiedenster soge- 
nannter ,,atypischer Beschäftigungs- 
formen". Auf der anderen Seite ist 
eine Zunahme des als ,,lntrapreneur" 
oder auch ,,Arbeitskraftunterneh- 
mer" bezeichneten Typs, d.h. des 
lohnabhängig beschäftigten aber 
gleichzeitig in hohem Maße eigen- 
verantwortlich und selbstorganisiert 
tätigen Arbeitnehmers aber auch des 
Typs vom ,,Neuen Selbstständigen", 
zu verzeichnen. Kennzeichnend für 
diese neuen Formen ist die qualitati- 
ve Veränderungsdynamik von flexibi- 
lisierter Arbeit. Ihr liegt die Auflö- 
sung des großindustriell geprägten 
Produktionsmodells der Nachkriegs- 
jahrzehnte zugrunde. Neben der 
wachsenden Bedeutung von Dienst- 
leistungen kommt in dieser Entwick- 
lung den Informations- und Kommu- 
nikationstechnologie eine Schlüssel- 
rolle zu. Es vollzieht sich tendenziell 
ein Bruch mit den Arbeitsformen der 
fordistischen Epoche. 

Die Linke insgesamt hat zu lange 
daran festgehalten, den Veränderun- 
gen in Wirtschaft und Arbeitswelt 
ausschließlich abwehrend entgegen- 
zutreten. In Verbindung damit wurde 
lange an den Regulationskonzepten 
des ,,Modell Deutschland" festgehal- 
ten, ohne den Anforderungen eines 
flexiblen Kapitalismus gerecht zu wer- 
den. Entscheidend ist unseres Erach- 
t e n ~  nicht die Frage, ob Arbeit flexi- 
bler wird, sondern ob flexible Arbeit 
in ein neues wohlfahrtstaatliches Mo- 
dell eingebettet wird und die Chan- 
cen für die Beschäftigten zur Geltung 
kommen. 

Ein erneuertes Sozialstaatsver- 
ständnis beinhaltet wesentlich eine 
Loslösung von passiven monetären 
Transferleistungen zu Gunsten einer 
präventiven Arbeitsmarktpolitik jen- 
seits von repressiven ,,workfare-An- 
sätzen". Folgende Grundprinzipien 
sind bestimmend: 

Employability, also die Sicherstel- 
lu ng von Beschäftigungsfähigkeit der1 
des Einzelnen durch lebenslange pro- 
fessionelle Begleitung von Erwerbs- 
biografien. 

Flexicurity, also eine Konzeption, 
die Flexibilisierungen -vor allem sol- 
che, die im lnteresse der Erwerbstäti- 
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gen sind - zuläßt, aber neue Sicher- 
heiten bietet. 

Sozialstaat a la carte, also eine 
Abkehr von Reaktion und Repression 
zugunsten einer Logik von Prävention 
und Auswahlmöglichkeiten. Unser 
Leitbild ist das der ,,selbstbestimmten 
Flexibilität" 

Die Arbeitsversicherung als 
neuer Ansatz der Arbeitsmarkt- 
und Sozialpolitik 
Der Strukturwandel der Arbeitsgesell- 
schaft erfordert eine neue Arbeits- 
marktpolitik. Unser Vorschlag lautet, 
die bisherige Arbeitslosenversiche- 
rung in eine ,,Arbeitsversicherung" 
umzuwandeln. Sie soll nicht erst dann 
Leistungen erbringen, wenn der Risi- 
kofall (drohende) Erwerbslosigkeit 
eingetreten ist, sondern die Erwerbs- 
tätigen erwerben mit ihren Leistun- 
gen individuelle Ansprüche, z. B. an 
Phasen kürzerer Arbeitszeit oder Qua- 
lifizierung, die sie während der Er- 
werbstätigkeit oder in Übergangs- 
phasen einlösen können. Grundsätz- 
lich ist die Arbeitsversicherung nicht 
als einzelnes Instrument, sondern als 
neues Steuerungsmodell anzusehen, 
das in einem Neubau des SGB III be- 
währte alte und erforderliche neue In- 
strumente bündelt. Folgende Prinzipi- 
en sollen für die Arbeitsversicherung 
gelten: 

Vollbeschäftigung und Gleichstel- 
lung der Geschlechter als elementa- 
ren Auftrag der Arbeitsmarktpolitik 

Arbeit statt Arbeitslosigkeit finan- 
zieren 

Lebensbegleitende und aktivieren- 
de Funktion der Arbeitsversicherung 

Einbeziehung Selbständiger und 
Beamtlnnen in eine ,,Erwerbstätigen- 
versicherung" 

Der Umbau der Arbeitslosenversi- 
cherung zur Arbeitsversicherung als 
neues Steuerungsmodell beinhaltet 
drei ,, Regelungskreise": 

1. Steuerung des Arbeitsange- 
bots und öffentliche Flankierung 
von Arbeitszeitverkürzung 
Ohne eine deutliche Reduzierung der 
Arbeitszeiten werden weder die Über- 
windung der Massenarbeitslosigkeit, 
noch die gleichberechtigte Verteilung 
von Erwerbs- und Reproduktionsar- 
beit auf beide Geschlechter zu reali- 
sieren sein. Eine schematische Redu- 
zierung der Wochenarbeitszeit je- 
doch, bricht sich nicht nur an den 
wirtschaftlichen Realitäten, sondern 
auch an den Ansprüchen der Beschäf- 
tigten. Nötig ist vielmehr die Ermögli- 
chung von übergangsweisen Ausstie- 
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Naturprozessen nicht vorhanden 
sind.) 

Begünstigt durch die linke Hege- 
monie in den intellektuellen Diskursen 
kann Jospin sein sozialistisches Re- 
formprogramm nicht nur politisch 
begründen, sondern auf der Grundla- 
ge einer alternativen Gesellschafts- 
theorie, die dem neoliberalen Para- 
digma grundsätzlich widerspricht: 
„Wir anerkennen und akzeptieren voll 
die Globalisierung. Aber sie ist für uns 
keine objektive Fatalität. Sie ist selbst 
Menschenwerk." (S. 41) Die Realität 
zur Kenntnis zu nehmen, darf nicht 
zu ,,lmmobilismus oder Fatalismus" 
führen: ,,Sich an die Wirklichkeit an- 
passen: ja. Sich abfinden mit einem 
angeblich naturgegebenen kapitalisti- 
schen Modell: nein." (S. 43) 

Dem Fatalismus oder auch einem 
Wunschdenken setzt Jospin ,,einen 
realistischen Voluntarismus" entge- 
gen: „Wir wollen von der Wirklichkeit 
ausgehen, um sie besser transformie- 
ren zu können." (S. 85) Die kritische 
Analyse dieser Wirklichkeit hat immer 
das Ziel, Handlungsspielräume für 
ihre Veränderung im Sinne der sozia- 
listischen Grundwerte zu erkennen: 
,,Die Gesellschaft transformieren, um 
sie gerechter zu machen. Wir wollen 
das tun, indem wir die Modernität 
akzeptieren, aber auch gestalten." (S. 
37) In Anspielung auf die 11. Feuer- 
bach-These von Marx bekennt Jospin: 
,,Die Welt hat sich verändert, und sie 
hat uns verändert, aber wir haben 
nicht den Willen aufgegeben, die 
Welt zu verändern." (S. 88) 

Die Sozialisten als Hauptkraft der 
französischen Linken halten also aus- 
drücklich an der gesellschaftsverän- 
dernden Zielsetzung der sozialisti- 
schen Arbeiterbewegung fest. Und 
ohne den beliebten Vorwurf des ,,Eta- 
tismus" zu fürchten, benennen sie 
den Staat als das entscheidende In- 
strument, um die gesellschaftliche 
Entwicklung nicht den Marktgesetzen 
auszuliefern, sondern durch sozialisti- 
sche Reformpolitik bewußt zu gestal- 
ten. 

Bereits im Wahlkampf für die vor- 
gezogenen Parlamentswahlen im 
Frühjahr 1977 hatte Jospin die zen- 
trale Zielsetzung einer linken Regie- 
rung formuliert: Die Autorität der po- 
litischen Macht wiederherstellen und 
den Bürgern zeigen, dass sich die po- 
litische Macht nicht mit der ökonomi- 
schen Macht identifiziert. 

Allgemeines Ziel linker Politik ge- 
gen einen Siegeszug der Marktgesell- 
schaft ist die Schaffung eines ,,neuen 
Gleichgewichts zwischen Staat und 

Markt". Zu diesem Zweck ist weiter- 
hin ein starker öffentlicher Sektor und 
öffentlicher Dienst notwendig: „Für 
uns ist der öffentliche Dienst ein Wert. 
... Er befindet sich im Zentrum des so- 
zialen Zusammenhalts. Er ist einer der 
Garanten der Gleichheit zwischen 
den Staatsbürgern. Der öffentliche 
Dienst ist weder archaisch noch über- 
holt." Ein starkes öffentliches Rund- 
funk- und Fernsehsystem „ist unver- 
zichtbar, um die Qualität und Vielfalt 
der Programme zu garantieren, um 
die kulturellen Leistungen zu fördern. 
Es muß dazu beitragen, dass alle Zu- 
gang zum Wissen erhalten." (S. 83) 

Um die Forderung nach einem 
neuen Gleichgewicht zwischen Staat 
und Markt zu rechtfertigen, präzisiert 
Jospin seinen Staatsbegriff: ,,In einem 
demokratischen Land wie dem unse- 
ren ist der Staat nicht in erster Linie 
eine Bürokratie, noch weniger ein 
Herrschaftsinstrument. Er ist, durch 
seine Regierung und sein gewähltes 
Parlament, das Ergebnis der demo- 
kratischen Debatte; ... er muß sich be- 
mühen, das allgemeine Interesse zu 
verkörpern und die Forderungen der 
Staatsbürger umzusetzen." (S. 84) 

Gegen den neoliberalen Schlacht- 
ruf ,,Deregulierung8' fordert Jospin 
„die unverzichtbare Regulierung des 
Kapitalismus, die auf den politischen 
Willen und die öffentliche Gewalt an- 
gewiesen ist.". (S. 35) Diese politische 
Regulierung ist notwendig, weil ,,die 
Dynamik des Kapitalismus ... eine 
Kraft ist, die aus sich selbst heraus 
weder Zielrichtung noch Projekt oder 
Sinn produziert, also jene Elemente, 
die für eine Gesellschaft unverzichtbar 
sind. Der Kapitalismus ist eine Kraft, 
die fortschreitet, aber nicht weiß, wo- 
hin sie geht." (S. 39) 

Besonders die für viele Länder ver- 
heerenden Finanzkrisen der letzten 
Jahre haben „die Notwendigkeit einer 
Regulierung des Kapitalismus" aufge- 
zeigt. (5.40) Die Regulierung der Fi- 
nanzmärkte ist notwendig, weil der 
Zusammenhang zwischen den „Fi- 
nanztransaktionen und der eigentli- 
chen Produktion bzw. der sozialen 
Wirklichkeit" unterbrochen worden 
ist. (S. 39) 

Während die Linke zeitweilig die 
Umverteilung in den Mittelpunkt ihrer 
Politik stellte, müssen die Sozialisten 
jetzt sowohl durch aktive Industriepo- 
litik der Produktion selbst als auch der 
Umverteilung im Sinne der Solidarität 
besondere Aufmerksamkeit widmen. 
Aus Schumpeters Theorie, dass 
Wachstum besonders durch Innovati- 
on und Unternehmertätigkeit geför- 

dert wird, leitet Jospin die Schlußfol- 
gerung ab, dass angesichts einer 
technologischen Revolution und der 
Globalisierung ,,Innovation auch zur 
Aufgabe des Staates wird". (S. 453 

Ein ,,Staat als Stratege" richtet sei- 
ne Anstrengungen auf künftige 
Wachstumsbereiche und gibt not- 
wendige Impulse. Daher „hat unsere 
Regierung der Entwicklung der neuen 
Informations- und Kommunikations- 
technologien entscheidende Unter- 
stützung gewährt. Denn, in Frank- 
reich, vollzog sich ihr Aufschwung 
nicht spontan. Die Unternehmen zö- 
gerten mit ihrem Engagement und 
der Rückstand unseres Landes vergrö- 
ßerte sich. Durch unseren politischen 
Willen haben wir, ohne uns an die 
Stelle der eigentlichen Akteure zu set- 
zen, die Produktion neuer Dienstlei- 
stungen, die Gründung von Unter- 
nehmen und damit die Schaffung von 
Arbeitsplätzen ... erleichtert." (S. 45f.) 
Zu dieser Innovation und zum Wachs- 
tum hat auch beigetragen „ein Staat 
als Investor, der seine Verantwortung 
für die Verbesserung der Infrastruktu- 
ren, der Industrieanlagen, der Kom- 
munikation, der Bildung, der For- 
schung wahrgenommen hat." (S. 46) 

Eine weitere Notwendigkeit ist 
„der Staat, der Regeln setzt." Im Ge- 
gensatz zur Rechten, die diesen Auf- Die Werte des 
gabenbereich reduzieren möchte, Sozialismus sind auf 
sind die Sozialisten der Meinung, dass gesellschafiliche 
die Befolgung der ,,notwendigen Re- Strukturen bezogen. 
geln dem guten Funktionieren der Sie sind nicht Ersatz 
Marktwirtschaft" und der ,,ökonomi- für Kapitalismus- 
schen Effizienz" dient. (S. 46) Mit die- kritik. 
Sen Konzepten aktiver Wirtschaftspo- 
litik erinnert der Staat daran, ,,dass 
die Wirtschaft vor allem im Dienst der 
gesamten menschlichen Gemein- 
schaft'' steht. (S. 46) 

Dem grundsätzlichen Ziel, die 
Wirtschaft stärker in den Dienst der 
gesamten menschlichen Gemein- 
schaft zu stellen, dient das Reform- 
Programm der Regierung. Indem sie 
„die Reform in den Dienst der sozia- 
len Transformation stellt, rehabilitiert 
sie ,,die Idee der Reform, die von der 
Rechten verfälscht wurde. Für diese 
bedeutet Reform, den öffentlichen 
Dienst abbauen, das soziale Netz re- 
duzieren, die Errungenschaften von 
Jahrzehnten des Fortschritts in Frage 
stellen. Für uns dagegen ... bleibt Re- 
form identisch mit Fortschritt." (S. 38) 
Kriterium für eine ,,linke Wirtschafts- 
politik" ist es unter diesem Gesichts- 
punkt, „der Schaffung von Arbeits- 
plätzen und dem Kampf gegen sozia- 
le Ungleichheiten Priorität zu verlei- 
hen". (S. 82) (Dagegen behauptet die 
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Den Kern einer grundwerte- und 
praxisorientierten Kapitalismuskritik 
hat Jospin erstmals am 19. Juni 1998 
in Washington und am 23. Juli in 
London in der einprägsamen Formel 
zusammengefaßt, die ein Jahr später 
- was viele übersehen haben - auch in 
das Blair-Schröder-Papier aufgenom- 
men wurde: „Ja zur Marktwirtschaft, 
nein zur Marktgesellschaft." Der 
Markt, im Neoliberalismus ebenso ex- 

,,Wirsind nicht altiert vergöttert wie im Marxismus- 
,Liberale von links'. Leninismus verteufelt, wird im moder- 

Wirsind Sozialisten." nen Sozialismus ohne ideologische 
(lospin) Scheuklappen einer nüchternen kri- 

tisch-rationalen Analyse unterzogen: 
,,Was die Schaffung des Reichtums 
und die Zuteilung von Ressourcen be- 
trifft, so ist die Überlegenheit des 
Marktes über die Planwirtschaft un- 
bestritten bewiesen. Aber deshalb 
machen wir den Markt keineswegs zu 
einem Wert. Der Markt ist ein Instru- 
ment - effizient und wertvoll." (S. 63) 

Aus der positiven Einschätzung 
des ,,Marktes als eine Technik der Pro- 
duktion und der Ressourcenzutei- 
lung" (S. 83) folgt das ,,Ja zur Markt- 
wirtschaft". Doch so positiv die Ratio- 
nalität des Marktes für das Wirt- 
schaftssystem ist, so verheerend wäre 
es, sie auf die Gesamtgesellschaft und 
den Staat zu übertragen: ,,Wenn die 
Rationalität des Marktes über die des 
Staates triumphierte, hätte das zur 
Folge die Explosion der Ungleichhei- 
ten, die Auflösung des sozialen Zu- 
sammenhalts, die Gefährdung unse- 
rer Umwelt, die Schwächung unseres 
kulturellen Reichtums, den Verlust 
langfristiger Perspektiven, das Verges- 
sen eines nationalen Projekts.'' (S. 84) 
Aus der Einsicht in die verhängnisvol- 
len Wirkungen der Marktrationalität 
jenseits des Wirtschaftssystems folgt 
das entschiedene ,,Nein zur Marktge- 
sellschaft." 

Gegen das Vordringen der Markt- 
gesellschaft ist der Sozialismus „als 
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soziale Bewegung und als politische 
Praxis" eine ,,bestimmte Art, die Ge- 
sellschaft zu regulieren und die Wirt- 
schaft in den Dienst der Menschen zu 
stellen." (S. 23) Sozialisten können 
sich nicht mit einer Marktgesellschaft 
abfinden, in der die Menschen in den 
Dienst der Wirtschaft gestellt werden 
und nur den ,,Wert" haben, den sie 
als Produktionsfaktor für die Wirt- 
schaft haben. Denn für den Sozialis- 
mus als Humanismus ist der Mensch 
selbst Zweck und höchster Wert, der 
in einer menschlichen Gesellschaft 
nicht zum Mittel für den ,,höheren" 
Wert des Profits degradiert werden 
darf. 

,,Eine menschliche Gesellschaft ist 
eine Gesellschaft, die nicht durch den 
Markt beherrscht wird. Eine Gesell- 
schaft, deren Werte nicht der Logik 
des Profits unterworfen werden, des 
,immer mehr' für die, die schon viel 
haben. ... Wir wollen, dass die wirt- 
schaftliche Öffnung einher geht mit 
der Berücksichtigung der sozialen 
Rechte, dem Schutz der Umwelt, der 
kulturellen Identitäten. Eine menschli- 
che Gesellschaft ist eine Gesellschaft, 
in der nicht alles zur Ware gemacht 
wird. Die menschliche Arbeit ist keine 
Ware. Die Werke des menschlichen 
Geistes können nicht auf einfache 
Waren reduziert werden. ... Der 
menschliche Körper ist keine Ware. ... 
Die Gesundheit der Menschen ist kei- 
ne Ware." (S. 1 03) 

Die Informationen über die sozia- 
len Folgen eines entfesselten Kapita- 
lismus, auch die Bekenntnisse zu so- 
zialer Gerechtigkeit und einer 
menschlichen Gesellschaft, sind auch 
bei uns täglich in fast allen Medien zu 
finden. Und es gibt auch bei uns 
deutliche Meinungsverschiedenheiten 
über die Bewertung dieses ~rozesses, 
der von den einen begrüßt, von ande- 
ren beklagt wird. Doch in den intel- 
lektuellen Diskursen ist fast im gesam- 
ten Meinungsspektrum das determi- 
nistische Weltbild des Neoliberalismus 
vorherrschend, das strukturell mit 
dem dogmatischen Marxismus-Leni- 
nismus identisch ist: Die objektiven 
ökonomischen Naturgesetze determi- 
nieren global die gesellschaftliche 
Entwicklung und lassen den Men- 
schen keinen Spielraum für bewußt 
gewählte alternative Zielsetzungen. 
Sie können nur diese objektiven Ge- 
setzmäßigkeiten erkennen, um in 
Übereinstimmung mit ihnen moder- 
ne Politik zu machen. Niemand kann 
gegen die Wirtschaft regieren. Denn 
gegen die objektiven Gesetze der 
Wirtschaft ist jedes von einem demo- 
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kratisch gewählten Parlament be- 
schlossene Gesetz nur ohnmächtiger 
politischer Voluntarismus. Das, was 
im Marxismus-Leninismus nur Pro- 
gramm war, hat der Neoliberalismus 
verwirklicht: „Der Mensch ohne Alter- 
native." (Kolakowski) 

Fast im gesamten Meinungsspek- 
trum in den intellektuellen Diskursen 
H E R R S C H T Konsens über eine 
,,modernisierte" Formel des früheren 
marxistischen Geschichtsoptimismus: 
,,Den digitalen Kapitalismus (Glotz, 
bei Bebel Sozialismus) in seinem Lauf, 
halten weder Ochs noch Esel auf!" 
Die Neoliberalen, die dies als objektive 
Entwicklung zum modernen" Endziel 
der Geschichte bejubeln, wissen so- 
gar, wie man diesen sowieso unauf- 
haltsamen Lauf noch durch ,,moder- 
ne" Politik beschleunigen kann. Auf 
der anderen Seite wird dieser Lauf 
durchaus zwar heftig beklagt, aber 
zugleich darüber gejammert, dass 
man absolut nichts gegen diese Ent- 
wicklung in die soziale Katastrophe 
tun kann. 

Exemplarisch für diesen intellektu- 
ellen Fatalismus ist ein Interview des 
amerikanischen Linksintellektuellen 
Richard Rorty in der Frankfurter Rund- 
schau vom 1.8.2000; ,,Es besteht die 
Gefahr, dass wir den globalen Kapita- 
lismus brutaler erleben werden als wir 
uns das je vorstellen konnten. Aber 
ich sehe niemanden, der eine Vorstel- 
lung davon hätte, wie das zu vermei- 
den wäre". 

Diese fatalistische Haltung ist in 
den intellektuellen Diskursen HERR- 
SCHENDER Konsens, gegen den nie- 
mand verstoßen darf, der als ernstzu- 
nehmender ,,moderner1" Denker ak- 
zeptiert werden möchte. (Da Günter 
Grass permanent und unbelehrbar 
gegen diesen Konsens verstoßen hat, 
wurde er in Deutschland aus diesen 
Diskursen ausgegrenzt) 

Selbstverständlich erheben in den 
politischen Auseinandersetzungen 
auch in Deutschland alle Parteien den 
Anspruch, die Globalisierung gestal- 
ten zu wollen. Aber damit stellen sie 
das in den intellektuellen Diskursen 
vorHERRSCHENDE deterministische 
neoliberale Weltbild nicht in Frage. 

In Frankreich dagegen stellt die 
Linke jenem neoliberalen Weltbild ein 
alternatives Paradigma für die Inter- 
pretation der Gesellschaft entgegen, 
das ausdrücklich die Möglichkeit von 
Handlungsalternativen anerkennt. 
(Übrigens: von Handeln überhaupt, 
also auch von politischem Handeln, 
kann man nur sprechen, wenn es Al- 
ternativen gibt, die in gesetzmäßigen 

spw. Zeitschrift fur Sozialistische Politik und Wirtschaft, Heft 118. ZOO1 
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gen aus dem Erwerbsleben. Damit 
wird dem Anspruch, Arbeitszeitflexi- 
bilisierung, Arbeitszeitsouveränität 
und Angebotssteuerung strategisch 
zu verzahnen aber noch nicht ausrei- 
chend Rechnung getragen. Differen- 
zierte Formen der Wochen-, Jahres-, 
und Lebensarbeitszeitverkürzung 
müssen ermöglicht werden durch die 
Kombination von gesetzlichen Maß- 
nahmen, tariflicher Politik, betriebli- 
chen Vereinbarungen und einer ar- 
beitsmarktpolitischen Förderung von 
Arbeitszeitverkürzungen durch 
Rechtsansprüche und gezielte Anrei- 
ze. 

Wir orientieren uns im ersten Re- 
gelungskreis am Prinzip der l o b  Rota- 
tion. l o b  Rotation ermöglicht flexible 
Auszeiten (z.B. für Weiterbildung) bei 
gleichzeitiger Qualifizierung von ar- 
beitslosen Arbeitnehmerlnnen durch 
staatlich flankierte Beschäftigung in 
betrieblichen Arbeitsplätzen. Diese 
Logik liegt auch unserem Ansatz der 
Arbeitsversicherung zugrunde. 

2. Employability und Innovation 
Der flexible Kapitalismus bringt eine 
Beschleunigung der Innovationszy- 
klen hervor. Diese Entwicklung ver- 
größert zum einen die Notwendigkeit 
lebenslangen Lernens von Beschäftig- 
ten und zum anderen insbesondere 
auch die Qualifizierung Arbeitssu- 
chender. Lebenslanges Lernen wird 
zur Grundvoraussetzung von Be- 
schäftigungsfähigkeit. Wir schlagen 
folgende Maßnahmen vor: 

Die Modularisierung beruflicher 
und akademischer Bildungswege 
Feste Berufsbilder werden weniger. 
Sie müssen im Laufe einer Berufsbio- 
grafie aktualisiert und durch zusätzli- 
che Qualifikationen ergänzt werden. 
Folgt man der These, dass die Weiter- 
bildung zu einem integralen Bestand- 
teil der beruflichen Laufbahn werden 
muss, ergibt sich die Notwendigkeit 
eines Weiterbildungsportfolios für be- 
stimmte Bildungspfade. 

Recht auf Weiterbildung 
Alle Erwerbstätigen erhalten im Rah- 
men individueller Förderpläne einen 
Rechtsanspruch auf durch die Ar- 
beitsversicherung (ko-)geförderte 
Maßnahmen der beruflichen Weiter- 
bildung. Jeder Beschäftigte erhält ein 
individuelles Qualifizierungskonto, 
über das er/  sie verfügen kann. 

3.) Verzahnung von Beschäfti- 
gungs- und Strukturförderung 
Soll eine Spaltung des Arbeitsmarktes 
durch die Verlagerung bestimmter 
Dienstleistungstätigkeiten in einen 

Billiglohnsektor vermieden werden, 
sind dauerhafte öffentliche Ko-Finan- 
zierungsformen unabdingbar. Dies 
hat in zahlreichen Krisenregionen 
Deutschlands dazu geführt, dass sich 
ein unüberschaubarer zweiter Ar- 
beitsmarkt herausgebildet hat. Die 
unkoordinierte Arbeitsmarktpolitik 
hat eher eine Ausweitung von ,,Maß- 
nahmenkarrieren" denn eine wirkli- 
che Brückenfunktion in den Arbeits- 
markt zur Folge gehabt. Sinnvoll ist es 
deshalb, den Zweiten Arbeitsmarkt 
im Rahmen eines öffentlich geförder- 
ten Beschäfiigungssektors (ÖBs) auf 
eine neue Grundlage zu stellen, in 
den sich der bunte Mix an regionalen 
Projekten einfügen kann. Es gilt, Be- 
schäftigungs- und Strukturförderung 
miteinander zu verzahnen und die 
Mittel im Rahmen einer auf die regio- 
nale Binnenwirtschaft bezogenen 
,,zweiten Säule der Strukturpolitik" so 
produktiv wie möglich zu nutzen. 

Wir sehen daher die Notwendig- 
keit im Rahmen der Arbeitsversiche- 
rung eine integrierte Arbeits- und Ge- 
werbeförderung zu entwickeln, in die 
sich Stru kturanpassungsmaßnahmen, 
Existenzgründungsförderungen, Pro- 
duktentwicklungswerkstätten, Trans- 
fergesellschaften oder öffentliche Ar- 
beitskräftepools einpassen. 

Der erste Schritt in Richtung einer 
Arbeitsversicherung muss im Rahmen 

der geplanten Novellierung des SGB 
Ill vorgenommen werden. Diese müß- 
te auch die Finanzierung der Arbeits- 
marktpolitik auf eine neue Grundlage 
stellen. Neben der Erweiterung der 
Beitragspflicht auf alle Erwerbstätigen 
und der Umwandlung des Arbeitge- 
beranteils zur Sozialversicherung auf 
Wertschöpfungsbasis muss der Staat 
durch einen regelgebundenen steuer- 
finanzierten Bundeszuschuss in die 
Verantwortung genommen werden. 
Zudem brauchen wir eine Budgetaus- 
gleichspolitik in der Arbeitsförderung, 
um das Prinzip ,,Arbeit statt Arbeitslo- 
sigkeit finanzieren" zu realisieren. 

Unseren Ansatz der Arbeitsversi- 
cherung wollen wir jedoch nicht miss- 
verstanden sehen als Abkehr von der 
Zahlung monetärer Transferleistun- 
gen in Zeiten von Erwerbslosigkeit. 
Das Ziel einer modernen Sozialpolitik 
muss es nach wie vor sein, eine be- 
darfsorientierte Grundsicherung ein- 
zurichten, die mindestens das sozial- 
kulturelle Existenzminimum deckt, 
steuerfinanziert ist und im Bedarfsfall 
die Leistungen aus anderen Zweigen 
der sozialen Sicherung aufstockt. 

[Dieser Artikel ist eine Kurzfas- 
sung eines Arbeitspapieres des Juso- 
Bundesverbandes. Die Langversion 
ist unter http://www.jusos.de/aktiv/ 
zukunftschancen/index.html abruf- 
bar.] SPW 



Stuttgart 2001 : Die 
Zukunft der Grünen 
Erkenntnisse finden in  Sackgassen statt. 
(B. Brecht) 

Von Dietrnar Lingernann 

Offenbar ist das 
Auslaufen der 

neoliberale Welle, 
die nur auf Abriss 

vorhandener 
Verhältnisse zielt 

und die nur Ideolo- 
gie ist, bei Grün's 

angekommen und 
wahrgenommen 

worden 

D ie ,,Zukunft der Grünen" stand 
da an der Wand in riesigen 

Lettern -zwar mit unsichtba- 
rer Tinte geschrieben, aber von beina- 
he allen intensiv wahrgenommen, die 
den Parteitag beobachtet und analy- 
siert haben. Das tatsächlich sichtbare, 
etwas peinlich flache Motto ,,grün 
und gut" stand für die Wahlkampf- 
ausrichtung dieses Parteitages und in- 
teressierte nur am Rande. Mit Debat- 
ten und Beschlüssen zu Bahn, Ein- 
wanderung, Landwirtschaft, Außen- 
politik sollten die starken Seiten der 
Grünen sichtbar gemacht, mit der 
Wahl einer neuen, integrativen Partei- 
sprecherin innerparteiliche Befrie- 
dung und (fortgesetzte) Handlungs- 
fähigkeit signalisiert und schließlich 
mit der Verabschiedung des eigent- 
lich bereits im Parteirat reformulierten 
„Ja, aber" zu Anti-Castor-Demonstra- 
tionen die grüne Seele gerettet wer- 
den. 

Tatsächlich zentrierte sich der Par- 
teitag aber um drei Reden: die Wahl- 
rede von Claudia Roth, die Rede von 
Prof. Honneth zum Grundsatzpro- 
gramm und die Rede von Fischer, der 
hier auch seine Rolle in der Partei be- 
stimmen, mit seiner Rede indirekt auf 
Raschke antworten musste. 

Raschkes Buch verändert die Grü- 
nen, es hat sie bereits verändert. Es ist 
gar nicht in erster Linie seine Analyse 
im engeren Sinne, sondern es ist die 
Tatsache, dass er über weite Strecken 
einfach ausspricht, was alle wissen. 
Seine Analyse funktioniert im wesent- 
lichen darüber, dass er moderne Un- 
ternehmenstheorie auf die Führung 
der Partei anwendet. Alte formal-de- 
mokratische Prozeduren der Entschei- 
dungsfindung sind den neuen Netz- 

werkstrukturen hoffnungslos unterle- 
gen. Deswegen etablieren sich diese 
als informelle Strukturen und steuern 
die formellen Gremien. Das Fischer- 
Netzwerk aus Fischer-Gang im enge- 
ren und Realo-Strömung im weiteren 
Umfeld ist aber - gelinde gesagt - 
streng hierarchisch, mit Raschkes 
Worten ,,entseelt" es die eigene Ge- 
folgschaft. Damit wird aber jeder ein- 
zelne Spitzen-Realo nicht mehr als 
Botschafter und Teilhaber eines 
Machtzentrums wahrgenommen, 
sondern als willenloser Exekutor der 
Launen eines im Prinzip strategisch 
unfähigen Parteidiktators. Die innere 
Dynamik des Stuttgarter Parteitages 
ist vor allem eine Reaktion darauf. 
Hier liegt die Erklärung dafür, dass 
Claudia Roth, nach einer kämpferi- 
sche Wahlrede, die in allen streitigen 
Fragen Stellung bezog, eine bisher 
unerreichte Zustimmung von 91,5% 
erhielt. Die Presse machte Claudia 
Roths Fähigkeit zu Emotionalisierung 
als Grund aus, aber das akute Bedürf- 
nis nach neuer Seele, nach realo-un- 
abhängigen grünen Positionen er- 
schließt sich nur aus dem neuen Inter- 
pretationsrahmen, in den sich das 
grüne Establishment gestellt sieht. 

Der zweite, der der grünen Partei- 
führung reichlich einschenkte und 
zwar auf dem Parteitag selbst, als 
Auftakt zur Grundsatzprogrammde- 
batte, war Axel Honneth, Nachfolger 
von Adorno und Habermas auf dem 
Frankfurter Lehrstuhl der philosophi- 
schen Fakultät. Wer die bisherigen 
Beiträge zur grünen Grundsatzdebat- 
te verfolgt hat, fühlte sich unwillkür- 
lich an das Marx'sche Beobachtung 
erinnert, daß Menschen um die neue 
Zeit in den Kostümen von gestern 
kämpfen. Da versuchte die Steue- 
rungsgruppe die Grundwerte von 
1980 ,,ökologisch - sozial - basisde- 
mokratisch - gewaltfrei" zu ersetzen 
in Rückgriff auf Rawls (1 972) durch 
,,Freiheit und Gerechtigkeit". Da ha- 
ben Bütikofer und Fücks ,,Ordolibera- 
lismus" als Zukunftsformel entdeckt 
und schieben eine Zusammenarbeit 
der BöII-Stiftung mit dem Walter-Euk- 
ken-Institut an. Konsequenterweise 
landet man schließlich im Hafen der 
französischen Revolution und ihren 
Werten. Mitten im Übergang zu ei- 
nem völlig neuen Typ von Kapitalis- 
mus glaubt man sich - wertkonserva- 
tiv! - in der Wertestruktur des Über- 
gangs Feudalismus-Kapitalismus ge- 
borgen und sicher. Nicht das Neue, 
die Differenz wird ausgesagt, sondern 
ein scheinbar immer Identisches be- 
schworen. Bevor nun aber Teile der 
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Partei das alte Rom als Gesellschafts- 
modell der Zukunft entdecken kön- 
nen, wurde jetzt doch die Frankfurter 
Schule zur Hilfe geholt und die Kriti- 
sche Theorie bemüht. Aber Spaß bei- 
seite: 

Honneth weist drei ideenpoliti- 
sche Leitbegriffe als ungeeignet zu- 
rück, allein als normative Richtschnur 
zu fungieren. Die Überhöhung der 
ldee der ,,Natur" zum eigenen Rechts- 
subjekt (,,Würde8' der Natur neben 
der Würde des Menschen) zum einen, 
der Entwurf einer ,,Zivilgesellschaft" 
des Bürgerengagements, das die vor- 
politischen Bedingungen ziviler Aktivi- 
tät wegblendet zum zweiten, und 
schließlich auch die Vereinseitigung 
auf ,,Bürgerrechte" verhindern jeweils 
den konzeptionellen Brückenschlag 
zu den anderen Artikulationsformen 
einer Kritik des hochentwickelten Ka- 
pitalismus. Honneth setzt einen radi- 
kal erweiterten Gerechtigkeitsbegriff, 
der die neuen Verwerfungen und Un- 
gleichzeitigkeiten mit aufnehmen 
kann, als Vorschlag dagegen. Die in- 
nerparteiliche Debatte wird an dieser 
Analyse nicht vorbei können (und 
wollen). 

Diese Neuausrichtung der Grund- 
satzprogrammdebatte und auch die 
Wahl Claudia Roths stellen eine orga- 
nisierte Selbstkritik der grünen Partei 
dar - ein völlig anderes Muster als die 
bisher übliche Kritik der Realo-Füh- 
rung an der Basis. Eine von vielen 
schon nicht mehr erwartete und be- 
achtliche Leistung, die ihre Erklärung 
nicht in den konkreten Umständen 
finden kann. 

Offenbar ist das Auslaufen der 
neoliberale Welle, die nur auf Abriss 
vorhandener Verhältnisse zielt und 
die nur Ideologie ist, bei Grün's ange- 
kommen und wahrgenommen wor- 
den. Der reale Übergang in eine Ge- 
sellschaft mit weithin veränderten Er- 
werbsstrukturen, mit neuen Wert- 
schöpfungs- und Verwertungsstruk- 
turen, mit radikal anderen Steue- 
rungsmechanismen, kurzum der Ka- 
pitalismus von morgen erfordert trag- 
fähige Konzepte. Weder Rückbesin- 
nungen noch Zerschlagungsideolo- 
gismen reichen mehr aus. Zusätzlich 
bringt der Ausgang der amerikani- 
schen Wahlen, die Niederlage des 
,,dritten Weges" Clintons und Gores 
die Botschaft, dass auch eine nach ei- 
genen Maßstäben erfolgreiche Politik 
nicht unbedingt die Wahlen gewinnt. 
So könnte der Stuttgarter Parteitag 
der Beginn einer neuen, spannenden 
gesellschaftlichen Debatte bei den 
Grünen sein. SPW 
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Gerhard Schröder sichtbar wird. Wir 
sind eine Linke der Erneuerung, die 
sich um einen modernen Sozialismus 
sammelt." (5. 98)' 

In seinem im September 1999 von 
der Fabian Society veröffentlichten 
Grundsatzbeitrag (hier zitiert aus der 
französischen Fassung in: Le socialis- 
me moderne) betonte Jospin, dass die 
Debatte über das Selbstverständnis 
der Sozialdemokratie zwar auch auf 
europäischer Ebene geführt werden 
müsse, aber die nationalen Besonder- 
heiten einzelner Länder nicht igno- 
riert werden dürfen. Beim Vergleich 
zwischen Großbritannien und Frank- 
reich sei zu beachten, dass es einen 
großen Unterschied ausmache, ob 
man nach dem ,,Experiment That- 
cher" oder nach Balladur und Juppe 
an die Regierung komme. Unter die- 
sem Gesichtspunkt sei ,,,der Dritte 
Weg' die nationale Form, die im Ver- 
einigten Königreich die Arbeit für die 
theoretische und politische Erneue- 
rung" der europäischen Sozialdemo- 
kratie angenommen habe. (S. 30f.) 
(In Deutschland wäre zu fragen, wie 
hilfreich die spezifisch britische Form 
der Erneuerung für die SPD sein kann, 
die nach Kohl an die Macht gekom- 
men ist, der ja selbst einen Dritten 
Weg zwischen Thatcher und sozialde- 
mokratischer Politik gegangen war.) 

Für das Festhalten an der klaren 
Unterscheidung zwischen Links und 
Rechts gibt Jospin eine schlicht empi- 
rische Begründung, die in Frankreich 
übrigens Konsens ist: ,,Die Linke und 
die Rechte existieren. Und auch die 
Trennlinien, die sie voneinander unter- 
scheiden." (S. 85) Daher müsse sich 
die französische Linke allen Fragen 
der französischen Gesellschaft ,,unter 
Bezugnahme auf ihre Werte und ihre 
eigenen Ansprüche" stellen. Für die 
meisten dieser Fragen ,,gibt es linke 
und rechte Herangehensweisen". Bei 
vielen aktuellen politischen Streitfra- 
gen waren daher die Antworten der 
Linken gut von denen der Rechten zu 
unterscheiden. (S. 108) 

Die linken Antworten waren nicht 
die Alternative zu den ,,modernen" 
Antworten. Den Begriff modern über- 
Iäßt Jospin nicht den neoliberalen Ideo- 
logen, er beansprucht ihn zur Kenn- 
zeichnung seiner Position, ,,eine au- 
thentisch linke Politik, eine Politik, die 
entschieden modern ist". (S. 88) In sei- 
nem Engagement für die Erneuerung 
des französischen Sozialismus seit 1995 
Iäßt er sich von dem Grundsatz leiten: 
„Die Treuezu unseren Prinzipien ist kein 
Hindernis, sondern eine Voraussetzung 
für die Modernisierung." 

Die Unsicherheit des Blair-Schrö- 
der-Papiers gegenüber dem traditio- 
nellen Leitbegriff ,,links" wird von 
französischen Kritikern als besondere 
Schwachstelle hervorgehoben: ,,War- 
um soviel reumütige Zerknirschung? 
Warum quält die Autoren des Mani- 
festes schon das Wort links so sehr, 
dass sie sich so eifrig um ungenaue 
Ersatzbegriffe bemühen, als ob das 
Erbe von Harold Wilson und Willy 
Brandt ebenso schwer zu ertragen 
wäre wie das von Stalin und Mao?" ( 
Jean Pisani-Ferry, Verites, bravades et 
silence ..., in: Blair-Schröder - Le texte 
du ,,manifesteJ' - Les analyses cri- 
tiques. Les Notes de la Fondation 
JeanJaures, No. 13 aout 1999, S. 70 
f.) 

Gegen Tendenzen des Dritten We- 
ges unterstreicht Jospin, dass für die 
französischen Sozialisten mit ihrer lin- 
ken Standortbestimmung die ldee des 
Sozialismus unauflöslich verbunden 
bleibt: ,,Wir sind also nicht ,Liberale 
von links'. Wir sind Sozialisten." (5. 
24) Seiner Rede vor dem Kongreß der 
Sozialistischen Internationale in Paris 
am 8. November 1999, also 5 Mona- 
te nach Veröffentlichung des Blair- 
Schröder-Papiers, gab er den pro- 
grammatischen Titel: ,,Sozialist sein." 
Als Sozialist stellte er rückblickend 
selbstbewusst fest: „Der demokrati- 
sche Sozialismus hat dazu beigetra- 
gen, dieses Jahrhundert zu gestal- 
ten." (S. 60) Und auf die Zukunft be- 
zogen bekannte er: ,,Der demokrati- 
sche Sozialismus bleibt eine fruchtba- 
re ldee für unsere neue Welt." (5. 62) 

Die Revision des marxistisch-revo- 
lutionären Sozialismuskonzepts ist al- 
lerdings eine Voraussetzung dafür, 
dass der Demokratische Sozialismus 
eine ,fruchtbare Idee" für die Zukunft 
bleiben kann. Eine Mehrheit der fran- 
zösischen Sozialisten hatte rhetorisch 
bis in die achtziger Jahre an jenem 
Konzept festgehalten, das dem Kapi- 
talismus den Sozialismus als totale Sy- 
stemalternative entgegensetzt. Und 
so kamen sie 1981 mit der revolutio- 
nären Forderung nach ,,Bruch mit 
dem Kapitalismus" an die Regierung. 
Doch bereits nach 2 Jahren mußten 
sie den ,,Bruch mit diesem Sozialis- 
muskonzept" vollziehen. 

Erst nach diesem erzwungenen 
,,praktischen Godesberg" im Jahre 
1983 wurde die theoretische Revision 
ihres antiquierten Sozialismuskonzep- 
tes mehrheitsfähig. Der moderne So- 
zialismus bedeutet nicht mehr die 
,,kollektive Aneignung der Produkti- 
onsmittel" (S. 3 3 ,  er ist ,,nicht mehr 
als ,System' zu definieren", das dem 

,,kapitalistischen System ein System 
der Planwirtschaft" als Totalalternati- 
ve gegenüberstellt. (S. 23) 

Im Gegensatz zu dem in Frank- 
reichs besonders langlebigen revolu- 
tionären Sozialismus bekennt sich Jo- 
spin ausdrücklich zum Reformsozialis- 
mus: „Die Reform ist unsere Methode 
der sozialen Transformation. ... Sie ist 
ein zentrales Element unserer politi- 
schen Identität: unser Sozialismus ist 
reformistisch. (S. 76) (Der moderne 
Sozialismus in Frankreich ist weitge- 
hend identisch mit dem grundwerte- 
orientierten Reformsozialismus des 
Godesberger Programms, das na- 
mentlich noch einigen bekannt ist, 
und dem Berliner Programm von 
1989, von dem auch der Name ver- 
gessen ist. ) 

Im modernen Sozialismus bilden 
Werte den Kern der politischen Identi- 
tät: ,,Wenn er nicht mehr ein System 
ist, ist der Sozialismus ein Ensemble Auf das Angebot, 
von Werten, eine Vision der Geschich- das Blair-Schröder- 
te, eine Zivilisation." (S. 62) Während Papier auch unter- 
die Werte in einer sich verändernden zeichnen zu dürfen, 
Welt unverändert bleiben müssen, hatte lospin mit 
können und müssen sich die Mittel ,,nonn' geantwortet. 
verändern: ,,Es sind unsere Werte, die 
unsere politische Identität begrün- 
den, mehr als die einzusetzenden 
Mittel, um sie zu erreichen. Wenn die 
Ziele, die wir mit unserem Engage- 
ment verfolgen, unverändert bleiben 
müssen, so können doch die Mittel 
kritisch überprüft, angepaßt, also ver- 
ändert werden, wenn es die Umstän- 
de erfordern." (S. 81 ) 

Die Berufung auf ein ,,Ensemble 
von Werten" bedeutet keineswegs, 
dass der moderne Sozialismus, wie 
der Kommunitarismus, auf Kapitalis- 
muskritik verzichtet und nur noch 
moralische Appelle an die Bürger rich- 
tet: Wenn ihr alle im Sinne gemein- 
schaftsorientierter Werte besser wer- 
det, wird alles gut werden. 

Die Werte des Sozialismus, vor al- 
lem Freiheit, Gleichheit, soziale Ge- 
rechtigkeit, sind auf gesellschaftliche 
Strukturen bezogen. Sie sind nicht Er- 
satz für Kapitalismuskritik, sondern 
normative Grundlage sowohl für 
Analyse und Kritik als auch für die Be- 
gründung von Reformprogrammen 
zur Gestaltung und Weränderung 
der Gesellschaft: ,,Sozialist sein heißt, 
eine gerechtere Gesellschaft zu bau- 
en. Sozialist sein bedeutet also, sich 
zu bemühen, die Ungleichheiten zu 
reduzieren. ... Wir haben die Beru- 
fung, die Gesellschaft für die Schwa- 
chen weniger hart zu machen und 
von den Mächtigen mehr zu for- 
dern." (S 47 
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Von den Franzosen 
lernen? 
Lionel Jospins Reformprojekt: links und sozialistisch 
- trotzdem erfolgreich 

Von Horst Heimann 

nders als der ,,moderne" Tony A Blair werde die französische 
Linksregierung mit ihrem 

,,antiquierten altsozialistischen" Pro- 
gramm bald an den ehernen objekti- 
ven Gesetzmäßigkeiten der globali- 

In Frankreich wissen 
nicht nur die 

Rechten, dass sie 
Rechte sind, dort 

wissen, anders als in 
Deutschland, auch 
die Linken, dass sie 

Linke sind. 

sierten Marktwirtschaft scheitern und 
daher bald von den enttäuschten 
Wählern zu Recht wieder in die Op- 
position verbannt werden - lauteten 
viele Prognosen nach dem Sieg des 
Sozialisten Jospin im Mai 1997. 

Doch während die Wähler 1999 
den ,,modernenu Parteien von Blair 
und Schröder herbe Niederlagen zu- 
fügten, gingen Jospins linke Traditi- 
onssozialisten in Frankreich gestärkt 
aus den Regionalwahlen 1998 und 
den Europa-Wahlen 1999 hervor. 

Die guten Wahlergebnisse und die 
anhaltend hohen Popularitätswerte 
für Jospin erklären sich aus den ein- 
drucksvollen Erfolgen seiner Politik: In 
den ersten zwei Jahren ging die Ar- 
beitslosigkeit bereits um 700 000 zu- 
rück, von Mai 1999 bis Mai 2000 
noch einmal um rund 500 000; 1997 
noch bei 12.5% liegend, sank sie in 
diesem Frühjahr, erstmals seit 1991, 
mit 9,8% unter die psychologisch 
wichtige Grenze von 10%. Dieser be- 
achtliche Rückgang ist nicht nur der 
günstigen weltwirtschaftlichen Ent- 
wicklung zu verdanken, sondern auch 
dem Beschäftigungsprogramm der 
Regierung für Jugendliche (je 350 
000 Arbeitsplätze im öffentlichen und 
im privaten Sektor) und der schritt- 
weisen Umsetzung des Gesetzes über 
die 35-Stunden-Woche. Rund 40% 
des Rückgangs der Arbeitslosigkeit 
werden auf die neue Arbeitsmarktpo- 
litik zurückgeführt. (vgl. Le nouvel 
Observateur 01.06.2000, Le Monde, 
1. 7. 2000) 

Dr Horst Heimann, hat lange Jahre fur die Friedr~ch-Ebeit-Strifiung an der 
Akademie in Freudenberg gearbeitet und sich mit Beiträgen an der 
Theoriediskussion von Jusos und 5PD beteiligt, lebt jetzt in Doitmund 

Die aktive Wirtschafts- und Sozial- 
politik der pluralen Linksregierung hat 
dazu beigetragen, dass Frankreich 
heute mit 3,5% Wachstum an der 
Spitze der EU-Länder steht 

Die ökonomischen Erfolge der 
französischen Linksregierung versucht 
man in Deutschland meist damit zu 
erklären, dass Jospin zwar eine linke 
altsozialistische Rhetorik pflege, prak- 
tisch aber fast eine ,,moderne" neoli- 
berale Wirtschaftspolitik betreibe. 
Zwar ist tatsächlich zu beobachten, 
dass in Großbritannien und Deutsch- 
land die praktische Politik nicht so 
,,rechts" ist wie die Rhetorik, in Frank- 
reich dagegen die praktische Politik 
nicht ganz so ,,links" wie die Rhetorik. 
Aber es bleibt unerkannt, dass die 
,,Rechtslastigkeit" der Rhetorik in 
Deutschland und ihre ,,Linkslastigkeit' 
in Frankreich die Ursache in einem 
grundlegenden Unterschied zwischen 
beiden Ländern haben: In den intel- 
lektuellen Diskursen, also im Bereich 
der Interpretationen und der Bewer- 
tungen der gesellschaftlichen Wirk- 
lichkeit, hat in Frankreich in den 90er 
Jahren die Linke die geistige Hegemo- 
nie zurückgewonnen. In Deutschland 
dagegen, und auch in Großbritanni- 
en, hat die neoliberale Ideologie ihr 
Deutungsmonopol behauptet, zwar 
nicht in der Gesamtbevölkerung, aber 
bei den Machteliten, und ihren willi- 
gen Helfern, in Wirtschaft, Wissen- 
schaft, Kultur und Medien. 

Voraussetzung für die Rückgewin- 
nung einer linken Hegemonie in 
Frankreich war auf der semantischen 
Ebene das selbstbewußte Festhalten 
an der klaren Unterscheidung zwi- 
schen Rechts und Links und am linken 
Leitbegriff Sozialismus. In Frankreich 
wissen daher nicht nur, wie auch in 
Deutschland, die Rechten, dass sie 
Rechte sind, dort wissen, anders als in 

Deutschland, auch die Linken, dass sie 
Linke sind. Wer aber nicht mehr zwi- 
schen Rechts und Links zu unterschei- 
den vermag, kann sich nicht einmal 
dafür interessieren, ob es noch ir- 
gendwo eine linke geistige Hegerno- 
nie gibt. Und er kann auch nicht 
wahrnehmen, dass die Sozialistische 
Partei Frankreichs seit 1995 unter Jo- 
spin eine theoretisch-programmati- 
sche Erneuerung vollzogen hat, die 
intellektuell anspruchsvoller und tief- 
greifender ist als die vorwiegend me- 
dial inszenierte Modernisierung von 
New Labour unter Blair. 

Nach ihren katastrophalen Wahl- 
niederlagen 1999 (die Hälfte der 
Stimmen vom September 1998 verlo- 
ren!) hat die SPD zwar ihre enge Bin- 
dung an Blairs Dritten Weg klamm- 
heimlich zu lockern versucht und de- 
monstrativ die Nähe zum erfolgrei- 
chen Jospin gesucht, der Ende 1999 
auf dem Parteitag in Berlin sprechen 
durfte. Doch die theoretischen 
Grundlagen der erfolgreichen Politik 
der französischen Linksregierung und 
die Argumente zur Abgrenzung vom 
Blair-Schröder-Papier wurden von den 
,,ideologiefreienl' Pragmatikern nicht 
zur Kenntnis genommen. 

Auf das Angebot, das Blair-Schrö- 
der-Papier auch unterzeichnen zu 
dürfen, hatte Jospin nur mit dem 
Wort ,,non8" geantwortet. Auf der 
Sommeruniversität der Sozialistischen 
Partei am 29. August 1999 in La 
Rochelle begründete er seine Distan- 
zierung von der Zielrichtung des bri- 
tisch-deutschen Manifestes damit, 
dass die französischen Sozialisten auf 
die Herausforderungen der Globali- 
sierung „als eine Kraft der Linken" 
antworten. „Wir machen nicht in ,So- 
zial-Liberalismus'. Unser Ansatz un- 
terscheidet sich von dem, der im Ma- 
nifest unserer Freunde Tony Blair und 

Die ,,heile Welt" des Tarifvertra- 
ges ... 

, D as Tarifwesen in Deutschland 
war am Ende des Jahres 

2000 durch differenzierte 
und flexible Verbandstarifverträge 
für den weitaus größten Teil der Ar- 
beitnehmer gekennzeichnet. Sie 
werden durch eine zunehmende 
Zahl von Firmentarifverträgen für 
Unternehmen ergänzt, die anson- 
sten nicht tarifgebunden wären. 
Auch im Jahr 2000 hat sich der be- 
währte Trend fortgesetzt, Arbeits- 
entgelte und sonstige Arbeitsbe- 
dingungen kollektiv durch Tarifver- 
träge zu regeln. So sehr sich Wirt- 
schafts- und Arbeitwelt in  ständi- 
gem Wandel befinden, so schnell 
und flexibel reagieren die Tarifver- 
tragsparteien auf die neuen Bedin- 
gungen. Mehr als 8500 Tarifverträ- 
ge wurden im Jahr 2000 in 
Deutschland abgeschlossen und in 
das Tarifregister des Bundesmini- 
steriums für Arbeit und Sozialord- 
nung eingetragen. Das waren etwa 
11 O/O mehr als im Vorjahr." - So 
beginnt der auf 11 5 Seiten sorg- 
fältig belegte Tarifbericht des Ar- 
beitsrninisteriums vom Februar 
dieses Jahres. Man könnte diese 
Ausführungen noch dahin ergän- 
zen, dass über 55.000 Tarifverträ- 
ge in verschiedenen Branchen be- 
stehen und trotz aller Kritik am 
Flächentarifvertrag die (Muster- 
)Arbeitsverträge typischerweise 
auf die einschlägigen Tarifverträge 
verweisen und diese damit zum In- 
halt der Arbeitsbeziehungen ma- 
chen. Die Prägekraft des Tarifver- 
trages ist deshalb nach wie vor 
groß. Heißt das, damit sei die Welt 

der industriellen Beziehungen in 
Ordnung, so wie sie sich über Jahr- 
zehnte in der Bundesrepublik ent- 
wickelt hat? 

... und ihre dunklen Flecken 
Bekanntlich ist das Gegenteil der 
Fall. Seit etwa Mitte der 80er Jahre 
wird heftig diskutiert, ob das „Mo- 
dell des Flächentarifvertrages" nicht 
hoffnungslos überholt sei. Ich will 
hier nicht auf Ansätze berechtigter 
Kritik eingehen. Für den Tarifvertrag 
als vielleicht wichtigstes Teilgebiet 
des Arbeitsrechts gilt in besonderem 
Maße, dass eine Woche bereits eine 
lange Zeit ist. Die ständige Anpas- 
sung an veränderte Bedingungen 
des Produktionsprozesses und die 
Erwartungen und Werthaltungen 
der Beschäftigten ist notwendige 
Bedingung dafür, dass seine Rege- 
lungen sich praktisch Tag für Tag be- 
währen. 

Die ideologische Komponente 
der Kritik am Tarifvertrag 
Was jedoch in jüngerer Vergangen- 
heit deutlicher zu Tage tritt als zuvor, 
ist eine überschießende ideologische 
Komponente der Kritik am Flächenta- 
rifvertrag, die mit seiner Realität 
nichts oder nur sehr wenig zu tun 
hat. Jeder Hinweis auf die Flexibilität 
des Tarifvertrages in den klassischen 
Bereichen von Lohn und Arbeitszeit, 
auf Öffnungen im Flächentarifvertrag 
zugunsten der Tarifparteien, zum Teil 
auch der Arbeitsvertragsparteien für 
,,passgenaue betriebliche Regelun- 
gen" etwa zu den Themen Arbeits- 
zeitkonten, Härteklauseln in Betriebs- 
krisen, Einstiegstarife, sogar Entgelt- 
korridore usw., werden schlicht igno- 
riert. 

Unzeitgemäßes zur 
Tarifautonomie 

Von Ulrich Zachert 

Zur Attraktivität marktradikaler 
Modelle 
Auf Arbeitgeberseite, in der Wissen- 
schaft und auch im politischen Raum 
gibt es Strömungen, die vom anglo- 
amerikanischen Modell eines ungezü- 
qelten Neoliberalismus inspiriert sind 
und „die Fesseln des ~lächentarifver- 
trages" ganz abschütteln möchten, 
um die Aushandlung der Arbeitsbe- 
dingungen den Betriebsparteien oder 
besser noch den Parteien des Arbeits- 
vertrages zu überlassen. Olaf Henkel, 
bis vor kurzem Präsident des Bundes- 
verbandes der Deutschen Industrie 
(BDI), plädiert inzwischen ganz offen 
nicht nur für die Abschaffung der Ver- 
bände, sondern will neuestens zu- 
gleich das Arbeitsministerium dem 
Wirtschaftsministerium zuschlagen. 

Das entbehrt nicht der Konse- 
quenz, ebenso wie die Politik von 
Margret Thatcher und ihres Nachfol- 
gers in England in den 80ern und An- 
fang der 90er Jahre absolut folgerich- 
tig war, wenn man ihre Prämissen 
akzeptiert. Und diese Voraussetzun- 
gen sind: 

Zwischen Gütermarkt und 
Arbeitsmarkt gibt es grundsätz- 
lich keine Unterschiede. 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber ver- 
handeln aus der Position gleicher 
Stärke. 

Deshalb ist jede Verschiebung zu- 
gunsten der Arbeitnehmer - etwa 
durch Tarifverträge- eine Störung des 
Gleichgewichts von außen. 

Hier muss man bekanntlich nicht 
über den Kanal schauen oder gar 
über den Atlantik, um diese Position 
hautnah zu studieren. Sie liegt dem 
Teil ,,Arbeitsmarktr' zugrunde, den die 
Mehrheit des Sachverständigenrates 
(auch genannt die ,,Fünf Weisen") je- 
des Jahr mit mehr oder minder großer 

Ulrich Zacheri ist Professor fur Rechtswisst 
Wiitschafi und Politik in Hamburg, 

Es gibt Strömungen, 
die ,,die Fesseln des 
Flächentarifs" 
abschütteln möch- 
ten, um die Aus- 
handlung der 
Arbeitsbedingungen 
den Betriebs- oder 
den Arbeitsvertrags- 
parteien zu überlas- 
sen. 

wschafi an der Hochschule für 
er ist Mitherausgeber der spw 

und lebt in Apensen. 
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Nicht nur zum 
deutschen, sondern 
auch zum europäi- 
schen Sozialmodell 
gehört die autono- 

me kollektive 
Rechtsetzung, die 

nicht gegen indivi- 
duelle Freiheiten 

gerichtet ist, 
sondern diese erst 

möglich macht. 

Deutlichkeit empfiehlt. Auch der 
Deutsche Juristentag sprach sich An- 
fang Oktober 2000 in Leipzig mit 
deutlicher Mehrheit dafür aus, das 
Günstigkeitsprinzip des Tarifvertrags- 
gesetzes neu zu definieren, um so die 
Möglichkeit des einzelnen Arbeitneh- 
mers zu fördern, durch einzelvertrag- 
liche Vereinbarung günstigere Bedin- 
gungen zu erzielen. Die Grünen sind 
mit ihrer Sozialexpertin Thea Dückert 
und ihrem Fraktionsvorsitzenden Rez- 
zo Schlauch ebenfalls auf diesen Zug 
gesprungen. Erst nach entsprechen- 
der Nachhilfe und Aufklärung U. a 
durch den neuen ÖTV-vorsitzenden 
Frank Bsirske zogen sie diese Forde- 
rung zurück und bewerben sich vor- 
sichtig um Bündnispartner im Ge- 
werkschaftslager, wie das Handels- 
blatt kürzlich berichtete. 

Back to the roots? Notwendig- 
keit einer politischen Debatte 
über einige Grundsätze 
Gleichwohl scheint mir die Diskussi- 
on über derartige Vorstellungen kei- 
neswegs beendet. Ich halte es des- 
halb für notwendig, dass auch im 
Zuge der Diskussion um die Novellie- 
rung des Betriebsverfassungsgeset- 
zes eine Debatte um die Grundlagen 

Kontrolle ist out, 
Vertrauen ist 
wirksamer 
- Zur Einführung von Vertrauensarbeitszeit - 

von Heike Schneppendahl 

Is radikale Weiterentwicklung A flexibler Arbeitszeitgestaltung 
in Betrieben gilt neuerdings 

die sogenannte Vertrauensarbeitszeit. 
Das Konzept lässt sich in wenigen 
Worten beschreiben: es handelt sich 
dabei um die völlige Abschaffung von 
Zeiterfassung durch den Arbeitgeber 
oder die Beschäftigten selbst. Statt an 
der Anwesenheitszeit wird die Erfül- 

der Tarifautonomie geführt wird, wie 
sie der ,,Vater des Tarifvertrages" 
Hugo Sinzheimer noch im Kaiser- 
reich entwickelte und wie sie sich als 
,,Erfolgsmodell" nach dem 2. Welt- 
krieg in der Bundesrepublik durchge- 
setzt hat, das soziale und ökonomi- 
sche Effizienz verbindet. 

Zu diesen essentials gehört die 
Schutzfunktion des Tarifvertrages: Be- 
stimmte arbeitsrechtliche Mindest- 
standards sollen nicht unterschritten 
werden. 

Hierzu zählt die Autonomie, also 
der Spielraum und die Gestaltungs- 
freiheit starker und verlässlicher Ver- 
bände, in eigener Verantwortung 
Normen zu setzen. Das entlastet den 
Staat und entspricht dem modernen 
Gedanken der Subsidiarität. 

Dazu gehört das Ziel, Lohn- und 
Arbeitsbedingungen bewusst aus 
dem Wettbewerb der Unternehmen 
herauszuhalten. Sozialdumping und 
,,Schmutzkonkurrenz" sollen nicht 
sein, ein Gedanke, den der Begriff der 
„Kartellfunktion" und ,,Friedensfunk- 
tion" des Tarifvertrages zum Ausdruck 
bringt. 

Dabei sind Koalitionsfreiheit und 
Tarifautonomie nicht gegen den Sozi- 
alstaatsgrundsatz der Verfassung ge- 

richtet, sondern sie sind vielmehr eine 
konkrete Ausformung, geradezu eine 
,,Magna Charta" des Sozialstaatsprin- 
zips. Denn der Sozialstaatsgrundsatz 
gewährleistet neben dem sozialpoliti- 
schen Schutz zugleich Verfahrenswei- 
Sen, die die Teilnahme der Beschäftig- 
ten im Arbeits- und Wirtschaftsleben 
sichern. 

Ein europäisches Sozialmodell? 
Wir werden recht bald sehen, wie sich 
Arbeitsmarkt und Sozialbeziehungen 
in den USA entwickeln. Die Zeit ist 
noch nicht fern, da zeigten nicht we- 
nige auf das Erfolgsmodell Japan, da- 
nach verwies man auf die sogenann- 
ten asiatischen Tigerstaaten. In der 
jüngsten Vergangenheit rieten uns 
„die Globalisierer", das ,,Sozialmo- 
dell" USA zu kopieren. 

Vielleicht gehört nicht nur zum 
deutschen, sondern auch zum europäi- 
schen Sozialmodell der Gedanke der 
autonomen kollektiven Rechtsetzung, 
der nicht gegen individuelle Freiheiten 
gerichtet ist, ist, sondern diese erst 
möglich macht. Die Charta der Europäi- 
schen Grundrechte vom Dezember ver- 
gangenen Jahres weist unter der Über- 
schrift ,,Solidarität8' in ihrem Artikel 28 
in genau diese Richtung. SPW 

lung der arbeitsvertraglichen Ver- keine körperliche Anwesenheit not- 
pflichtung zur Arbeitsleistung anhand wendig ist. 
der Erfüllung bestimmter Zielvorga- Zunächst stechen die unbestreit- 
ben gemessen. Das heisst, die Arbeit- baren Vorteile ins Auge: für Arbeit- 
nehmerinnen und Arbeitnehmer kön- nehmerinnen und Arbeitnehmern be- 
nen im Idealfall kommen und gehen, deutet Vertrauensarbeitszeit erst mal 
wann sie wollen. Ihre jeweilige Arbeit einen Gewinn an Freiheit und Selbst- 
muss zwar zu einem bestimmten Zeit- 
punkt erledigt sein, wann bzw. häufig 
auch wo dies passiert, bestimmen sie 
jedoch allein. Oft bleibt ein bestimm- 
ter Anwesenheits-Zeitrahmen, der be- 
trieblich oder durch die einzelne Be- 
zugsgruppe (Team oder Abteilung) 
gesetzt wird. Innerhalb dieser Be- 
zugsgruppen werden die Projekte 
und deren Zielvorgaben, die Verant- 
wortlichkeiten dafür und der zeitliche 
Rahmen, in dem sie abgeschlossen 
sein müssen, festgelegt. 

Natürlich sind für die Einführung 
von Vertrauensarbeitszeit einige Vor- 
aussetzungen nötig, die nicht jeder 
Betrieb bzw. nur bestimmte Betriebs- 
teile erfüllen. Vertrauensarbeitszeit- 
Regelungen finden sich am ehesten in 
der lnformationstechnologie-Bran- 
che, in Forschungs- und Entwick- 

bestimmung. Durch sie wird der An- 
schein völliger Zeitsouveränität er- 
weckt. Die Abkehr von manchmal nur 
pro forma bestehenden Anwesen- 
heitsverpflichtungen hin zu einer Ori- 
entierung an der Erfüllung von Ziel- 
vorgaben kann zu mehr Zufriedenheit 
mit der eigenen Arbeit(s1eistung) und 
zu erhöhter Motivation führen. Ver- 
trauensarbeitszeit knüpft also ober- 
flächlich betrachtet an den realen Be- 
dürfnissen von Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern an. Bei der prakti- 
schen Umsetzung zeigen sich jedoch 
viele Nachteile, die inzwischen in eini- 
gen Betrieben schon dazu geführt ha- 
ben, dass Vertrauensarbeitszeit wie- 
der abgeschafft wurde. 

1. Selbstorganisierte Arbeitsver- 
dichtung 

lungsabteilungen auch kleinerer Be- Zunächst könnte man denken, dass 
Heike Schneppendahl arbeitet als Rechtsanwaltin mit lnteressenschwerpunkt triebe und in Bereichen, die zwar 
Arbeitsrecht in Erfurt und ist Mitarbeiterin der Chronos-Agentur für 

die Einführung von Vertrauensar- 

Arbeitszeilfragen stark service- -orientiert sind, wo aber beitszeit zumindest für effiziente Ar- 
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Jenseits der Klassenpolitik 
Die Auflösung der WWA-Gruppen 
war nicht das Ende der Spontis. Viel- 
mehr breiteten sich ihr Aktionsradius 
und ihre ldeen auf dem Weg von der 
antiautoritären Avantgardeorganisa- 
tion zur politisch-subkulturellen ,,Sze- 
ne" in diffuser Weise aus und gewan- 
nen dabei weiter an Bedeutung. In 
Frankfurt zeigte sich dies beispielswei- 
se in der Initiative der ,,RK-Frauen- 
gruppe", der es 1972 gelang, durch 
offene Thematisierung des patriar- 
chalen Politikstils des maoistischen 
Studentenbundes dessen Hegemonie 
in der Hochschulpolitik zu brechen. 
Aus autonomen Gruppen aller Fach- 
bereiche entstand darauf hin die So- 
zialistische Hochschulinitiative (SHI), 
die bis in die 80er Jahre hinein die 
Mehrheitsfraktion des Studentenpar- 
laments stellte und zur eigenständi- 
gen politischen Kraft wurde. Dasselbe 
geschah im Häuserkampf, der zwar 
vom RK angestossen, dann jedoch 
autonom durch den Rat der besetz- 
ten Häuser geführt wurde. Andere 
Teile der Spontiszene organisierten 
sich in Alternativbetrieben wie der Ar- 
beitslosen-Selbsthilfe (ASH) und ver- 
banden die politische Aktion mit we- 
nigstens anfangs subversiven kollekti- 
ven Überlebensstrategien. Keimzellen 
der Szene waren die sich überall aus- 
breitenden Wohngemeinschaften, 
Kinderläden, Kneipen und sonstige 
Alternativinstitutionen wie Kinos und 
Theater. Darin zeigte sich die ,,Neuzu- 
sammensetzung" der Spontiszene, 
die im Lauf der 70er Jahre von einer 
auf Betriebsarbeit gestützten ,,Klas- 
senpolitik" zur Teilnahme an den 
,Neuen Sozialen Bewegungen' führ- 
te. Die Spontis verstanden sich jetzt 
als deren radikale Strömung und radi- 
kalisierten dabei auch ihr eigenes 
Konzept einer ,Politik in Erster Per- 
son'. 

Der diffusen Ausbreitung der 
spontaneistischen Subversion, aber 
auch den Aktivitäten der anderen 
linksradikalen Strömungen begegne- 
te die sozialliberal verwaltete Staats- 
macht mit harter Repression. Dabei 
kann der nachhaltige Einfluss der Be- 
rufsverbote auf die spätere Entwick- 
lung einer ganzen politischen Gene- 
ration gar nicht unterschätzt wer- 
den: Wer damals zwischen zwanzig 
und dreissig und in der radikalen Lin- 
ken aktiv war, sah sich einer ernsten 
existenziellen Gefährdung ausge- 
setzt. Dramatisiert wurde diese Form 
systematischer Repression durch die 
offene Gewalt der Polizei. Um erneut 
ein Frankfurter Beispiel zu bemühen, 

dass jedoch auch für Erfahrungen 
anderer Städte steht, sei an die Räu- 
mung des Häuserblocks Schumann- 
strasse/Bockenheimer Landstrasse 
am 21. 2. 1974 erinnert. Die Polizei 
reisst die Bewohnerlnnen zum wie- 
derholten Mal durch eine Scheinräu- 
mung aus dem Schlaf. Gegen halb 
drei Uhr morgens ziehen die Einsatz- 
wagen scheinbar erfolglos ab, um 
zwei Stunden später mit Wasserwer- 
fern, Materialfahrzeugen mit 
Schweissgeräten, Motorsägen und 
Kompressoren sowie Spezialwagen 
mit Flutlichtmasten wiederzukehren. 
Die Häuser werden von helm- und 
schilderbewehrten Mannschaften 
vor herbeieilenden Unterstützerln- 
nen abgesperrt, andere Beamte stür- 
men mit Leitern und Motorsägen die 
verbarrikadierten Wohnungen, zer- 
schlagen das Mobiliar und nehmen 
die Besetzerlnnen fest. Am nächsten 
Morgen sind die Häuser in Trümmer 
gelegt. Die Stimmung der Szene ist 
so gedrückt, dass sich 6000 Demon- 
strantlnnen zwei Tage später fast 
lautlos durch die Strassen bewegen. 
Beim Vorbeizug am Trümmergrund- 
stück kommt es zu vereinzelten 
Steinwürfen, die bereitstehende Poli- 
zei antwortet mit bis dahin beispiel- 
loser Brutalität. Besonders auffällig 
wird ein in Zivilkleidung getarntes 
Einsatzkommando, dessen Beamte 
dem 25jährigen Günther Sare, der 
elf Jahre später von einem Wasser- 
werfer überrollt und getötet wird, 
gezielt das Schienbein zerschmet- 
tern. Am Nachmittag werden bereits 
200 verletzte Demonstrantlnnen, 77 
verletzte Polizisten und 192 Verhaf- 
tungen gemeldet. Mehrere Stunden 
später kreist die Polizei mit Hunder- 
ten von Mannschaften die Uni ein, 
Beamte durchkämmen mit gezückter 
Schusswaffe das gewaltsam ge- 
stürmte Studentenhaus. Alle Bewoh- 
nerlnnen - über 350 Leute - werden 
in die restlos überfüllten Zellen des 
Präsidiums verschleppt und brutal 
schikaniert. Ein 1 6jähriger Schüler 
wird gezwungen, sein eigenes Blut 
aufzulecken. Zu dieser Zeit finden 
sich noch Prominente zu einem ,,Fol- 
ter-Tribunal" zusammen und machen 
wenige Tage später die unglaubli- 
chen Vorfälle öffentlich (vgl. W. 
Kraushaar, Frankfurter Schule und 
Studentenbewegung, Ham burg 
1998, Bd. 1, S. 537ff.). Was hier sei- 
nen bis dahin erschreckendsten Aus- 
druck fand, kulminiert schliesslich im 
,,Deutschen Herbst" des Jahres 1 977 
über einen Prozess hinweg, in dem 
staatliche Repression einerseits und 

die zunehmend militärisch verhärte- 
te Aktivität der Stadtguerilla-Grup- 
pen andererseits eine Situation pro- 
vozierten, in der die formelle Demo- 
kratie unter ein autoritäres Not- 
standsregime geriet. In der Folge ei- 
ner von den staatstragenden Partei- 
en initiierten und den Massenmedien 
unisono umgesetzten Kampagne 
schottete sich die Mehrheitsgesell- 
schaft gegen die gesamte Linke ab - 
gleichgültig, wie sie zur Militanz 
stand. Die Position der meisten Spon- 
tis artikulierte der RK schon 1972 in 
der Studentlnnenzeitung Diskus (Nr. 
314, S. 17). Darin werden die Krimina- 
lisierung der Stadtguerilla und die ge- 
forderte Entsolidarisierung zurückge- 
wiesen, zugleich aber eine deutliche 
Kritik an der Roten Armee-Fraktion 
(RAF) entwickelt: „Die Politik der Bom- 
ben der RAF klärt nicht die Frage nach 
einer langfristigen revolutionären 
Strategie, weil sie nicht fragt, wie die 
Massen lernen, sich selbst zu wehren. 
Nicht die Bomben bringen das kapita- 
listische System in Gefahr, es ist erst 
dann in Gefahr, wenn die Massen es 
nicht mehr wollen und eine prakti- Die Teilnehmer an 
sche Alternative sehen. wie sie ihr Le- den Studentlnnen- 
ben verändern können. Bomben än- demonstrationen der 
dern nichts am Elend des Kapitalis- sechzigersind nicht 
mus, an der Isolation in den moder- die Akteure der 
nen Wohnsilos, an der Spaltung am Neuen Linken der 
Arbeitsplatz. (...) Wir haben die bür- siebziger Jahre. 
gerliche Gewalt nicht erfunden, son- 
dern vorgefunden; die Gewalt, die wir 
dagegen anwenden, muss aber ver- 
bunden sein mit positiven Momen- 
ten: der Erfahrung der Solidarität, der 
Entwicklung neuer Verkehrsformen." 

Dennoch haben auch die Spontis 
den Deutschen Herbst nicht über- 
standen. Viele resignierten, wieder 
andere engagierten sich in der Frau- 
en-, der Ökologie-, der Friedensbe- 
wegung, nicht wenige schlossen sich 
der 1980 gegründeten Grünen Partei 
an. Eine jüngere Generation über- 
nimmt eine Reihe spontaneistischer 
ldeen und einiges vom politischen 
Stil der Spontis in der Bewegung der 
Autonomen. Einzelne machen im 
Staatsapparat Karriere und mühen 
sich heute damit ab, sich pflicht- 
schuldigst für ihre Vergangenheit zu 
entschuldigen. Als die Pariser Mai- 
Bewegung des Jahres 1968, vorweg- 
genommene Utopie auch und gera- 
de der Spontis, verebbt war, fand 
sich vielerorts ein anonymes, hand- 
geschriebenes Graffiti, in dem es 
hiess: ,,Lauf schneller, Genosse, die 
Alte Welt ist hinter dir her!"Herbst" 
trotz Kritik an der RAF nicht über- 
standen. SPW 
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Kämpfe und nicht für ein konstruier- 
tes weltrevolutionäres Subjekt. 

gendären ~ ö r s a a l  VI der Frankfurter 
Uni regelmäßig mehrere hundert, bei 
besonderen Anlässen sogar bis zu 
3000 ( ! )  Leute beteiligten. Leute, die 
eigenständig in den verschiedensten 
Projekten aktiv waren und sich ge- 
meinsam auf ,den' RK bezogen: eine 
Organisation, die kein formelles Funk- 
tionariat, kein ZK besaß, auch wenn 
sie informell unter der Hegemonie der 
Gruppe um Fischer und Cohn-Bendit 
stand, die allerdings zu keiner Zeit un- 
umstritten war. Die autonomen loka- 
len Spontiorganisationen verbanden 
sich über die bundesweite Agitations- 
zeitung Wir wollen alles und über die 
Theoriezeitschrift Autonomie. Ihren 
historischen Höhepunkt fanden sie in 
den wilden Streiks des Jahres 1973, 
vor allem im Streik bei Ford in Köln, 
und in den ,,Häuserkämpfenr' dersel- 
ben Zeit. Streikbewegung und Häu- 
serkampf bestätigten die strategi- 
schen Analysen des Spontaneisrnus; 
weil sie sich an der Alltagserfahrung 
entzündeten und in der Radikalität ih- 
rer Forderungen - kostenloser Wohn- 
raum, Nulltarif im öffentlichen Nah- 
verkehr und, vor allem, ,,mehr Lohn - 
weniger Arbeit!" - tendenziell system- 
sprengenden Charakters waren. Den- 
noch zerbrachen die WWA-Gruppen 
gerade in dem Augenblick, in dem 
sich ihre Analysen zu erfüllen schie- 
nen. Während die PF aus der Nieder- 
lage der wilden Streiks und der Haus- 
besetzungen auf die Notwendigkeit 
schloss, die eigene Organisation zu 
festigen, um in künftige Kämpfe bes- 
ser eingreifen zu können, sah man 
sich im RK, aber auch in der Münch- 
ner Arbeitersache einem Scheitern 
konfrontiert, das einen Wechsel der 
politischen Strategie erforderte. Im 
Rückblick erst zeigen sich die Lücken 
beider Analysen: Während die PF im 
Festhalten an der ,,sozialrevolutionä- 
ren Klassenpolitik" übersah, dass ein 
historischer Zyklus sozialer Kämpfe 
unwiderruflich zuendeging, fiel die 
,,Selbstkritik1' der Gruppe um Cohn- 
Bendit und Fischer so ,,radikalu aus, 
dass sie de facto auf den Friedens- 
schluss mit den herrschenden Verhält- 
nissen hinauslief. Spätestens mit dem 
Übergang von der Wir wollen alles 
zum Stadtmagazin Pflasterstrand 
(1 974), das heute unter anderem Na- 
men, aber folgerichtig zum Anzei- 
genblatt mit Gourmet- und Theater- 
tips verkommen ist, differenzierten 
sich die Spontis so weit auseinander, 
dass die Altkader der Betriebsprojekt- 
gruppe bestenfalls deren ,rechtsop- 
portunistischen' Flügel repräsentier- 
ten. 

beitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
dazu führt, dass sie zeitlich weniger 
arbeiten, da sie ihre Zielvorgaben 
schneller erfüllen und die restliche 
Zeit nicht mehr im Betrieb ,,absitzen" 
müssen. Dagegen spricht zweierlei: 
einmal ist die Ableistung der gesam- 
ten Arbeitszeit weiterhin arbeitsver- 
tragliche Verpflichtung. Die Beschäf- 
tigten müssen also auch bei Erfüllung 
ihrer Aufgaben vor Ablauf der verein- 
barten Zeit weiterarbeiten - sie schaf- 
fen dadurch Freiräume um mehr zu 
arbeiten und organisieren sich ihre ei- 
gene Arbeitsverdichtung. 

Andererseits sprechen alle be- 
trieblichen Erfahrungen dagegen: 
Projekte werden in den seltensten Fäl- 
len so geplant, dass die Zeit locker 
ausreicht. Statt dessen wird die Frage 
der Machbarkeit auf dem Rücken der 
einzelnen Beschäftigten ausgetragen, 
die eben im Rahmen ihrer völlig freien 
Zeiteinteilung dafür verantwortlich 
sind, dass alles fristgerecht fertig ist. 
Hinzu kommt, dass im Rahmen neuer 
Management-Formen Unternehmen 
sich immer kleinteiliger organisieren 
und Verantwortlichkeiten nach unten 
verlagern, so dass Abteilungen oder 
Teams direkt gegeneinander konkur- 
rieren müssen. Dies erhöht den 
Druck, unrealistische Zielvorgaben zu 
vereinbaren und einzu halten 

und die gegenseitige Kontrolle, ob die 
anderen auch nicht weniger, kürzer 
oder langsamer arbeiten. Dadurch 
dass das objektive für alle vergleich- 
bare Kriterium der Länge der Arbeits- 
zeit wegfällt, können Einzelne ihre ei- 
geneLeistung schlechter selbst bewer- 
ten. In Erwartung der nächsten Beur- 
teilung wird oft lieber die eigene Ar- 
beitszeit verlängert als zuzugeben, 
dass man die Zielvorgaben nicht ein- 
halten kann. Das könnte schließlich 
auch daran liegen, das man zu ineffi- 
zient gearbeitet hat. Es besteht zu- 
mindest die Gefahr, dass der oder die 
Vorgesetzte, bei einer Leistungsbeur- 
teilung das so sieht. 

Wenig Vorteile von der Möglich- 
keit die Arbeitszeit nach eigenem 
~ i t d ü n k e n  einteilen zu können, ha- 
ben diejenigen Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer die bei der Eintei- 
lung ihrer Freizeit von anderen gesell- 
schaftlich vorgegebenen Zeiteintei- 
lungen abhängig sind, wie z.B. Eltern, 
die nur dann ausser Haus arbeiten 
können, wenn ihre Kinder in Betreu- 
ungseinrichtungen untergebracht 
sind. Sie sind in der Einteilung ihrer 
erwerbsarbeitsfreien Zeit nicht so fle- 
xibel, dass sie große Spielräume für 
unregelmäßige Arbeitszeiten hätten. 

Die WWA-Gruppen 
Im September 1970 lässt sich rund 
ein Dutzend Aktivisten der ,,antiauto- 
ritären Fraktion" des Frankfurter SDS 
in den Rüsselsheimer Opelwerken ein- 
stellen. Sie übersiedeln in die mittel- 
große Industriestadt und leben dort 
in Wohngemeinschaften, die bald 
zum informellen Treffpunkt rebelli- 
scher Jugendlicher werden. Unter- 
stützt werden sie durch eine Gruppe 
der Lotta Continua, die italienische 
Migrantlnnen organisiert. Die Arbeit 
im Betrieb wird auf Lehrlingswerkstät- 
ten, Schulen und eine Initiativgruppe 
Internationales Jugendzentrum aus- 
geweitet. Aus der systematischen In- 
tervention der Betriebsprojektgruppe 
Frankfurt in Rüsselsheim entwickelt 
sich der Revolutionäre Kampf, der im 
Rhein-Main-Gebiet zur dominanten 
politischen Strömung der Linken 
wird. Ebenfalls 1970 entsteht in Ham- 
burg und Bremen aus der von etwa 
50 palästinensischen, griechischen, 
italienischen und deutschen Studen- 
tlnnen bestehenden Hochschulgrup- 
pe Trikont die Proletarische Front. Die 
PF legt den Schwerpunkt ihrer Arbeit 
auf die Mobilisierung und Agitation 
migrantischer Arbeiterlnnen. Weil sie 
davon ausging, dass der sich entwik- 
kelnde Klassenkampf vom ,,multina- 

4. Verlagerung des Betriebsrisi- 
kos auf d ie  Arbeitnehmerinnen 
u n d  Arbeitnehmer 
Bei einer festgelegten (Kern-)Arbeits- 
zeit trägt der Arbeitgeber das Risiko 
für fehlende Arbeitsmittel: bei Strom- 
ausfall oder nicht gelieferten Produk- 
ten, die verarbeitet werden sollen, 
muss er seine Beschäftigten bezahlen, 
auch wenn diese ihre Arbeitsleistung 
nicht erbringen können. Bei der Ver- 
trauensarbeitszeit können diese Zei- 
ten flugs in Freizeit umgedeutet wer- 
den, so dass sie später nachgeholt 
werden müssen. Gleiches kann auch 
passieren, wenn die Arbeitnehmerin- 
nen und Arbeitnehmern Urlaub neh- 
men wollen oder krank werden. Die 
Abschaffung festgelegter Arbeitszei- 
ten kann auch zur Abschaffung ga- 
rantierter - und bezahlter - erwerbs- 
arbeitsfreier Zeiten führen. 

2.  Selbstüberforderung stat t  
Zeitsouveränität 
Für eine zufriedenstellende Koordina- 
tion von Freizeit, Familienarbeit und 
ehrenamtlichem Engagement auf der 
einen und Erwerbsarbeit auf der an- 
deren Seite sind relative Planungssi- 
cherheit und möglichst gleichbleiben- 
de Rhythmen notwendig. Gerade die- 
se kann Vertrauensarbeitszeit nicht 
bieten, da die Arbeitszeit immer von 
der Arbeitsmenge abhängig ist. 

Die Grenze zwischen Freizeit und 
Arbeitszeit verschwimmt. Die Arbeits- 
zeit endet nicht zu einem bestimm- 
ten, festgelegten Zeitpunkt, sondern 
irgendwann ist das Ziel erfüllt, aber 
dann wartet schon ein neues Projekt. 
Insofern ist es ideologische Verklä- 
rung von Vertrauensarbeitszeit zu 
sprechen, da nicht Kontrolle durch 
Vertrauen ausgetauscht wird, son- 
dern offensichtliche Kontrolle durch 
versteckte, teilweise sogar unbewus- 
ste Steuerung. 

tionalen Massenarbeiter" - ein den 
Operaisten entlehnter Begriff - getra- 
gen werden würde, intervenierte sie 
ausserhalb der Betriebe vor allem in 
den Lagern und Wohnheimen, in de- 
nen sog. ,,Gastarbeiter1' unterge- 
bracht waren. Ziel war der Aufbau ei- 
ner ,,nichtleninistischen kommunisti- 
schen Partei", die sich - quer zur Tren- 
nung von Partei und Gewerkschaft - 
aus einer basisdemokratischen ,,Paral- 
lelstruktur" entwickeln sollte: „Die 
Grundeinheiten der PF sind Zellen be- 
stehend aus höchstens fünf Leuten. 
Jedes Vollmitglied ist Zellenmitglied 
und zugleich Mitglied in einer prole- 
tarischen Basisorganisation (Betrieb, 
Stadtteil, Hochschul- bzw. Jugend- 
gruppe). Die Zellen wählen Delegierte 
zu einer vierzehntägigen Generalver- 
sammlung, aus der sich der Parteitag 
entwickelt" (Frombeloff, ... und es be- 

5. Verlust von  Mitbest immungs- 
rechten des Betriebsrats. 
Der Betriebsrat verliert Einflussmöglich- 
keiten dadurch, dass er seine kodifizier- 
ten Mitbestimmungsrechte im Bereich 
von Beginn und Ende der täglichen Ar- 
beitszeit, Verteilung der Arbeitszeit und 
der Ausgleichszeiträume sowie bei 
Überstunden nicht ausüben kann. Er 
hat nicht mehr den Arbeitgeber als Ver- 

gann die Zeit der Autonomie, Ham- 
burg 1993, S. 13). 

Obwohl es weder zu einem ,,Par- 
teitag" der PF noch zu einem des RK 
oder irgendeiner der anderen WWA- 

3. Entsolidarisierung der Beleg- 
schaft 
Damit einher geht oft auch wachsen- 
des Misstrauen der Arbeitnehmerin- 
nen und Arbeitnehmer untereinander 

Gruppen kam, kann ihre politische 
Bedeutung daran abgelesen werden, 
dass sich am ,,Plenum" des RK im le- 
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handlungspartner, da dieser die Eintei- 
lung der Arbeitszeit - und im übrigen 
damit einhergehend auch die Überwa- 
chung der Einhaltung der Arbeitszeit- 
schutzvorschriften - an die einzelnen 
Beschäftigten abgegeben. Statt dessen 
müssen die einzelne Bezugsgruppe 
oder die einzelnen Beschäftigten alles 
selbst aushandeln. Damit wird einer- 
seits der Betriebsrat als Interessenvertre- 
tungsorgan der gesamten Belegschaft 
geschwächt und andererseits sind die 
einzelnen Arbeitnehmerinnen und Ar- 
beitnehmer darauf angewiesen sich in- 
dividuell möglichst gute Verhandlungs- 
positionen zu erarbeiten. Dies wird mei- 
stens auf Kosten der Kolleginnen und 
Kollegen passieren, da bei Einführung 
von Vertrauensarbeitszeit oft vorgese- 
hen ist, dass Beschäftigte, die ihre Ziel- 
vorgaben nicht erfüllen können, ange- 
ben müssen, wer die Aufgaben statt 
dessen erledigen soll. 

Aktion 
Um den Teufelskreis aus Selbstaus- 
beutung der Einzelnen und Entsolida- 

- 

Intern 
spw und der Verein zur Förderung von 
Demokratie und Völkerverständigung 
e. V. laden herzlich ein zur Frühjahrsta- 
gung, die vom 27.-28. April im nieder- 
sächsischen Springe stattfinden wird. 
Inhaltlich soll es um die Themen ,,Bil- 
dungspolitik" und ,,Lebenswissenschaf- 
ten" gehen. Damit soll die Diskussion 
um eine moderne Sozial- und Gesell- 
schaftspolitik fortgesetzt werden. 

Informationen gibt es bei der 
spw-Redaktion, 02311 40 24 10 oder 
per eMail an redaktion@spw.de 

*** 

ProMS Nord lädt zu einer Fachtagung 
am 31. März in das Landeshaus Kiel 
ein, um über den skandinavischen 
Weg des sozialpolitischen Umbaus zu 
diskutieren. Mit  Beiträgen vertreten 
sind U. a. Werner Kindsmüller (Staats- 
kanzlei Schleswig-Holstein), Gisela 
Pettersson (Hamburg), Thorsten 
Braun (Sociologisk Analyse, Risskov) 
und Dr. Hildegard Theobatd (Wissen- 
schafstzentrum Berlin). 

risierung er Belegschaft zu durchbre- 
chen, haben die Betriebsräte von IBM, 
wo 1992 bundesweit die Vertrauens- 
arbeitszeit eingeführt wurde, die Ak- 
tionen ,,Monat der Besinnung" und 
,,Meine Zeit ist mein Leben!" entwik- 
kelt. 

Dabei wurden öffentlich und an- 
'onym per Email diskutiert, was im 
Spannungsverhältnis zwischen „Ar- 
beit, Zeit und Leben" eigentlich - 
ganz subjektiv -wichtig ist. Erstmals 
konnte damit für die Beschäftigten 
von IBM die selbstauferlegte Ver- 
pflichtung, nicht über die eigene 
Überforderung zu reden, aufgebro- 
chen werden. 

Aus den Aktionen der IBM-Be- 
triebsräte unter dem Motto ,,Meine 
Zeit ist mein Leben" ging die Arbeits- 
zeit-Initiative ,,Arbeiten ohne Ende?" 
der IG Metall hervor. Sie schafft 
Raum, um Fragen heutiger Zeiteintei- 
lung unter Mitwirkung eines Philoso- 
phen zu diskutieren. (vgl. http:// 
w w w . i g m e t a l l . d e / a r b e i t e n -  
ohne-ende) SPW 

Anfragen und Anmeldungen sind 
an Wolfgang Baasch, MdL, Große 
Burgstr. 51, 23552 Lübeck oder per 
eMail an dqazi@gmx.de zu richten. 

spw wird in der nächsten Ausga- 
be über die Veranstaltung berichten 
und einen Teil der Referate dokumen- 
tieren. 

X**  

Im letzten Jahr haben wir im spw-Ver- 
lag ein Buch ,,Umverteilen" veröffent- 
licht, deren Herausgeberlnnen - eine 
vom spw-Leserlnnenforum Rheinland 
mitgetragene parteiübergreifende Ar- 
beitsgruppe - ihre Arbeit jetzt fortset- 
zen und einen Beitrag zur Formierung 
einer linken Gegenbewegung gegen 
den Sozialabbau leisten wollen. 

Bis Juli 2001 bietet das Projekt die 
Möglichkeit der inhaltliche Einarbei- 
tung in das Thema ,,Reichtum und 
seine (un-)gerechte Verteilung". 

Im September und Oktober fol- 
gen Infostände, Aktionen und eine 
größere Veranstaltung, um die Öf- 
fentlichkeit mit den Ergebnissen des 
Projektes bekannt zu machen und für 
die ,,Umfairteilung" des Reichtums zu 
werben. 

Nähere Infos gibt's bei Hans Gün- 
ter Bell (Tel.: 0221 -885299) oder auf 
der Homepage des spw-Leserlnnen- 
forums Rheinland (www.spw- 
rheinland.de). 

Reinhold Rünker 

Was ist und zu welchem Zweck 
betreibt man ,,Spontaneismus"? 
1970 erscheint im Rowohlt-Verlag 
unter dem Titel Schriften zur Theorie 
der Spontaneität eine Auswahl von 
Texten Rosa Luxemburgs aus den An- 
fangsjahren des 20. Jahrhunderts. Lu- 
xemburg versuchte damals, sowohl 
über die Strategie einer sozialdemo- 
kratischen Wahlpartei wie über die ei- 
ner leninistischen Kaderpartei hinaus- 
zugelangen. Dabei setzte sie auf die 
spontane Selbsttätigkeit der Arbeiter- 
klasse - gegen die Sozialdemokraten, 
die die Spontaneität der Klassen- 
kämpfe parlamentarisch repräsentie- 
ren (vertreten), und gegen die Partei- 
kommunisten, die die Autonomie der 
revoltierenden Subjekte durch die 
,,führende Rolle" ihrer Kader substitu- 
ieren (ersetzen) wollten. Luxemburgs 
Doppelkritik an Sozialdemokratie und 
Parteikommunismus ist der gemein- 
same Ausgangspunkt der spontaneis- 
tischen Gruppen, die nach ihrem zu- 
erst im März 1973 erschienenen 
,,KampfblattU Wir wollen alles auch 
,,WWA-Gruppen" genannt wurden. 
Dazu gehören damals: die Proletari- 
sche Front - Gruppe westdeutscher 
Kommunisten (PE HamburglBremen), 
die Kölner Gruppe Arbeiterkampf, der 
Revolutionäre Kampf (RK, FrankfurV 
Rüsselsheim) sowie die MünchnerAr- 
beitersache. In der ersten Ausgabe 
der WWA wird der spontaneistische 
Eigensinn auf den Punkt gebracht: 
,,Wenn Kämpfe entstehen, dann 
kommen alle ,politischen' Gruppen 
und erklären den Leuten, was sie zu 
machen haben, was sie denken müs- 
sen: ,Jetzt habt ihr nur eure be- 
schränkten Interessen im Kopf. Damit 
ihr politisch handelt, müsst ihr euch in 
der Gewerkschaft organisieren oder 
eine Schulung machen oder über- 
haupt unserer Linie folgen.' Das wird 
nicht der Weg unserer Zeitung sein. 
Warum? Weil wir wissen, dass in je- 
dem Kampf schon die radikalen Ele- 
mente, die eigentlich das ganze Sy- 
stem in Frage stellen, liegen" (S. 15). 

Wegen dieses Vertrauens in die 
Spontaneität der sozialen Kämpfe ha- 
ben die Parteikommunisten den 
Spontis vorgeworfen, die Selbsttätig- 
keit der Klasse zu überschätzen, die 
Notwendigkeit sowohl einer organi- 
sierten Avantgarde wie einer formel- 
len Repräsentation zu missachten 
und nicht zu begreifen, dass ,,Klas- 
senbewusstsein" von aussen in die 
stets tagespolitisch bornierte Arbeiter- 
klasse ,,hineingetragenM werden müs- 
se. Tatsächlich aber haben die Spontis 
die Notwendigkeit einer organisierten 

Avantgarde nicht bestritten. Organi- 
sation und Avantgarde sollten aber 
die Spontaneität der sozialen Kämpfe 
weder repräsentieren noch substituie- 
ren, sondern freisetzen und nach ih- 
rem Eigensinn artikulieren. Im zuerst 
1970 veröffentlichten Grundsatzdo- 
kument des Revolutionären Kampf 
heisst es deshalb: „Die Frage nach der 
Bildung einer revolutionären, einer 
proletarischen Avantgarde in der BRD 
ist mit Recht Gegenstand der Organi- 
sationsdebatte der Linken. Jedoch 
entwickelt sich die Organisation der 
proletarischen Avantgarde (...) nach 
der objektiven und subjektiven Mög- 
lichkeit und der Notwendigkeit der 
Revolution, der Notwendigkeit der 
Führung in den Kämpfen und der Or- 
ganisation der Massen. (...) Weil die 
proletarische Revolution nicht als Pa- 
lastrevolte vollzogen werden kann, 
sondern die Massen selbst ,das Richti- 
ge' wollen müssen, müssen die Mas- 
sen lernen, das Richtige, Kommunisti- 
sche, vom Falschen, Kapitalistischen, 
Revisionistischen zu unterscheiden. 
(...) Die Avantgarde ist nicht nur not- 
wendig, sie geht auch aus den Kämp- 
fen selbst hervor, sie ist in diesem Sinn 
Ausdruck von Klassenbewusstsein." 
(RK, Untersuchung - Aktion - Organi- 
sation, Merve Verlag Berlin 1971, C. 
8f.). Für die Spontis ist die Organisati- 
onsfrage also dann richtig gestellt, 
wenn sie als Frage nach der organi- 
sierten Selbsttätigkeit von revoltieren- 
den Subjekten gestellt wird, die schon 
in ihren spontanen ,,Tageskämpfen" 
das kapitalistische System in Frage 
stellen. Darin folgen sie nicht nur Lu- 
xemburg und der weiteren links- bzw. 

rätekommunistischen Tradition der 
2Oer Jahre, sondern auch der Kriti- 
schen Theorie der Frankfurter Schule. 
Deren Einfluss führte im RK zu einer 
zweistufigen Untersuchung der ge- 
sellschaftlichen Verhältnisse: eine sog. 
„A-Gruppe'' analysierte und diskutier- 
te deren ,,objektive Seite" (Ökonomie, 
Arbeitsorganisation, Kapitalkonzen- 
tration etc.), während die ,,B-Gruppe" 
parallel die subjektive gesellschaftli- 
che Erfahrung (Wohnen, Familie, Er- 
ziehung, Bildung, Medizin, Lebens- 
führung) auszulegen suchte. Politisch 
bestimmend war darüber hinaus der 
Einfluss einer anderen, zeitgenössi- 
schen Strömung: der des italienischen 
Operaismo, dem Wortsinn nach als 
,Arbeiterwissenschaft' zu übersetzen. 
Die Operaisten, organisiert in den 
Gruppen Potere Operaio (,Arbeiter- 
macht') und Lotta Continua (;Fort- 
währender Kampf'), später in der 
Massenbewegung der Autonomia 
Operaia (,Arbeiterautonomiel), gin- 
gen Anfang der 60er Jahre aus einer 
antiautoritären Opposition im italieni- 
schen Parteikommunismus hervor. Die 
wesentliche methodische Vorausset- 
zung ihrer Theorie und Praxis bestand 
darin, die Dynamik kapitalistischer 
Vergesellschaftung nicht aus vorgebli- 
chen ,,Gesetzen" der Ökonomie und 
nicht aus der Politik der herrschenden 
Klassen, sondern aus den alltäglich, 
scheinbar vor-politischen Attacken ei- 
nes permanenten Klassenkampfs ver- 
stehen zu wollen. Deshalb interessier- 
ten sie sich vordringlich für die subjek- 
tive ,,Zusammensetzung" der Arbei- 
terklasse, d.ti. für die historischen 
Subjekte der wirklichen sozialen 
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WIR WOLLEN ALLES! 
Versuch, die Spontis der 70er Jahre vor ihrer 
staatstragenden Derriere-Garde zu schützen. 

Von Thomas Seibert 

E in Gespenst geht um in der Ber- 
liner Republik - das Gespenst 
des Spontaneismus. Alle Mäch- 

te dieses jungen Staatswesens haben 
sich zu einer heiligen Hetzjagd gegen 
dieses Gespenst verbündet, die christ- 
demokratische Reaktion und die Za- 
ren der Medienindustrie, Ex-Radikale, 
die zwar nicht an die Macht, doch 
wenigstens an die Regierung gelangt 
sind ebenso wie deren biedere Kon- 
kurrenten, die nicht verwinden kön- 
nen, von früheren Strassenkämpfern 
abgelöst worden zu sein. 

Ihre Popularität verdankt die soge- 
nannte ,,Debatte" um die sogenann- 
ten ,,68er" zwei erfolgreichen Täu- 

Die ,,Debatte1' um schungsmanövern. Erstens handelt es 
die ,,68er" ist in sich nicht um eine Debatte, sondern 
Wirklichkeit ein um ein massenmedial inszeniertes Ri- 

massemedial tual, in dem die Infamie professionel- 
inszeniertes Ritual. ler Desinformanten und der bigotte 

Geständnis- und Distanzierungs- 
zwang von Konvertiten sich gegensei- 
tig verstärken. Zweitens geht es dabei 
nur vordergründig um die 68er. 
Denn, Hand aufs Herz: „68" gehört 
längst zu den positiven Gründungs- 
mythen der Berliner Republik. Mehr 
noch: Die Berufung auf die ,,Studen- 
tenrevolte" legitimiert geradezu das 
in seinem ,,Ernstfall" zuletzt im Koso- 
vo exekutierte Recht dieses Staates, 
sich nach innen und aussen der 
Macht zu bedienen, die er anzuwen- 
den vermag. Bestätigt wird dies von 
den 68ern selbst, sind es doch die Fi- 
scher, Vollmer und Trittin, die die „Zi- 
vilität" des deutschen Staates reprä- 
sentieren und garantieren. Um den 
Preis freilich, die Revolten der 60er 
und 70er Jahre darauf zu reduzieren, 

Dr Thomas Seiber? ist promovierier Philosoph, Referent für Kultur- und 
Gesellschaftskritik von medico international, FrankfurtlMain. 

die Verkrustungen des nachfaschisti- 
schen Adenauerstaates gesprengt 
und die Bundesrepublik unumkehrbar 
in die westliche ,,Wertegemeinschaft" 
geführt zu haben. Mag solche retro- 
spektive Zurichtung für viele 68er in 
der lebensgeschichtlichen Selbstver- 
gewisserung plausibel sein: die Bewe- 
gung der 70er Jahre geht darin nicht 
auf, und deshalb kreist die ganze Aus- 
einandersetzung in Wirklichkeit um 
sie. Konsens aller Beteiligten ist, dass 
der ,,Extremismus" der 70er ein fol- 
genschwerer Irrtum war, der sich 
nicht wiederholen dürfe. Erstens we- 
gen seiner - rinks wie lechts - ,,totali- 
tären" Grundhaltung, und zweitens 
wegen der Gewalt, die notwendig 
aus einer solchen Grundhaltung re- 
sultiere. Folglich besteht das eigentli- 
che Ziel der Debatte nicht im sowieso 
erfolglosen ,,Fischer-bashing", son- 
dern im Ausschluss der ausserparla- 
mentarischen Linken der 70er Jahre 
aus dem Bereich legitimer politischer 
Praxis. 

Von der ,,Studentenrevolte" zur 
Systemopposition 
Wenn es auch richtig ist, die Entste- 
hung der Neuen Linken auf die 60er 
Jahre zu datieren, so darf sie doch 
nicht mit  den Demonstrantlnnen 
der ,,Studentenbewegung" ver- 
wechselt werden. Diese waren in ih- 
rer Mehrzahl tatsächlich von den 
Motiven bestimmt, die Fischer und 
die Seinen heute als einzige gelten 
lassen wollen: das Erschrecken über 
die gar nicht klammheimlichen Kon- 
tinuitäten zwischen dem national- 
sozialistischen und dem Adenauer- 
staat und die in dieser Tradition ste- 
hende Notstandsgesetzgebung der 
Großen Koalition, die Empörung 
über den Vietnamkrieg. Hinzu trat 
eine auch in der proletarischen Ju- 
gend verbreitete subkulturelle Dissi- 
denz, die sich nicht nur gegen die 
Elterngeneration, sondern auch ge- 
gen die Alltagskultur der ,,Fabrik- 
und Konsumgesellschaft" richtete. 
Deswegen verstanden sich die Akti- 
vistlnnen der Revolte aber nicht als 
;Linke'. Im Gegenteil: deren linken 
Kerne, der Sozialistische Deutsche 
Studentenbund (SDS), Splittergrup- 
pen der Nachkriegslinken wie der 
Verband Unabhängiger Sozialisten 
(VUS) oder aber die illegale KPD wa- 
ren 68 keinesfalls tonangebend; 
und selbst der SDS folgte nur be- 
dingt der von Rudi Dutschke oder 
Hans-Jürgen Krahl vertretenen Linie. 

Erst mit der brutalen Zerschla- 
gung der Schahdemonstration, der 

Ermordung Benno Ohnesorgs, dem 
Attentat auf Rudi Dutschke und der 
im Wortsinn mörderischen Hetzkam- 
pagne der Springerpresse radikali- 
sierte sich die Bewegung. Als der Hö- 
hepunkt des spontanen Protests 
überschritten war, setzte eine weiter- 
führende, reflexive Dynamik ein, 
stellten sich qualitativ neue Fragen: 
Wenn wir mehr sind als eine studen- 
tische Opposition mit  beschränkter 
demokratischer Zielsetzung, was ist 
dann eigentlich der Horizont unserer 
politischen Praxis? Und: wenn diese 
politische Praxis im Widerstand ge- 
gen die Notstandsgesetze und im 
Protest gegen den Vietnamkrieg 
nicht aufgeht, sondern die grundle- 
gende Änderung der gesellschaftli- 
chen Verhältnisse anstrebt, in wel- 
cher Geschichte, welcher Tradition 
stehen wir dann? Alle diese Fragen 
schliessen sich letztlich zu einer Frage 
zusammen: in welchem Verhältnis 
stehen wir - als ,,Studentenbewe- 
gung", als Jugendrevolte - zur Ge- 
schichte der Arbeiterbewegung und 
der sozialistischen und kommunisti- 
schen Parteien, d.h. zur historischen 
Systemopposition, zur ,Alten Lin- 
ken'? 

Die dabei aufbrechenden Diffe- 
renzen sprengten den SDS und war- 
fen damit auch praktisch die bald viel- 
diskutierte ,,Organisationsfrager' auf. 
Beantwortet wurde sie in zwei alter- 
nativen Optionen, der ,,reformisti- 
schen" bzw. ,,revisionistischen", und 
der ,,revolutionären" Option. Den er- 
sten Weg schlugen die meisten der 
politisierten 68er ein, indem sie sich 
den Jungsozialisten bzw. der SPD 
oder der 1969 neugegründeten 
Deutschen Kommunistischen Partei 
(DKP) anschlossen. Den zweiten Weg 
beschritten die maoistischen bzw. 
trotzkistischen ,,K-Gruppen", die 
Gruppen der Stadtguerilla und die 
sog. ,,undogmatische Linke", deren 
stärkste Strömung wiederum die 
,,Spontaneistenn waren - kurz ,,Spon- 
tis" genannt. 

Die Spontis verstanden sich als Er- 
ben der antiautoritären Oppositionen 
in der Linken und waren schon des- 
halb nie auf einen ,,Ansatz8' zu verein- 
heitlichen. Deswegen besteht die er- 
ste Geschichtsklitterung der 68er-De- 
batte darin, der engeren Gruppe um 
Joseph Fischer und Daniel Cohn-Ben- 
dit den Alleinvertretungsanspruch für 
,die' Spontis zuzubilligen. De facto 
kam ihnen der nicht einmal im Rhein- 
Main-Gebiet zu, in dem sie zeitweilig 
ohne Zweifel hegemonialen Einfluss 
ausübten. 

Liebe Leserin, lieber Lese6 

mit dieser Ausgabe Forum DL 21 möchten wir eine Diskussion um die Entwicklung auf dem ostdeutschen Arbeitsmarkt 
und die Zukunft der neuen Bundesländer beginnen. Wir freuen uns sehr, dass wir für diesen Einstieg mit Rolf Schwanitz 
und Wolfgang Thierse zwei hochkarätige Autoren gewinnen konnten und möchten uns dafür herzlich bedanken. 

Wir hoffen, dass diese Artikel dazu anregen, sich an der weiteren Diskussion zu diesem Thema zu beteiligen. Die Dis- 
kussion wird im Forum DL-21 ,,NewsletterJ' und auf unserer Homepage (www.forum-dl2l .de) fortgeführt. Wir laden 
jedefn dazu ein, sich dort zu Wort zu melden und freuen uns auf jeden Beitrag! 

Vorstand Forum DL 2 I 

Neue Weichenstellungen für Ost- 
deutschland 

Von Wolfgang Thierse* 

ie Debatte, die der Veröffentli- D' chung meiner Thesen folgte, 
hat eines schon gezeigt: Es 

war richtig, eine grundsätzliche Dis- 
kussion der Zukunftsfragen der neuen 
Länder herauszufordern. Und zwar in 
und mit der eigenen Partei, damit wir 
auch hier die Initiative wiedergewin- 
nen! Obwohl der politische Argu- 
mentationszusammenhang in  der öf- 
fentlichen Diskussion kaum berührt 
wurde - was nicht weniger sympto- 
matisch ist, als die Reduzierung der 
Thesen auf den Satz: „Der Osten steht 
auf der Kippe!": Es geht um die Zu- 
kunft der Sozialdemokratie im Osten! 
Es geht um die Frage, wie wir unsere 
Mehrheitsfähigkeit in den neuen Län- 
dern, die nach der CDU-Dominanz 
seit 1990 erstmals 1998 gelang, si- 
chern oder gar ausbauen. Es sei erin- 
nert: Es waren diese Zugewinne und 
die enormen Verluste der CDU im 
Osten, die uns im Bund regierungsfä- 
hig machten. Die meisten der vielen 
Zuschriften aus der ostdeutschen Par- 
teibasis knüpfen hier an. Aus ihnen 
spricht die Furcht vor einem Wegbre- 
chen unserer gesellschaftlichen Basis 
im Osten, vor einer anhaltenden Resi- 
gnation oder Gleichgültigkeit in brei- 
ten Schichten, gegen die am Ende 
auch unsere Appelle für ziviles Enga- 
gement und demokratische Gesin- 
nung nicht ankommen werden. Auf 
dem Spiel steht nicht zuletzt eine 
Menge Vertrauenskapital in die De- 
mokratie. Ein abgehängter Osten 

mag zu schwach sein, diese Republik 
zu gefährden, beschädigen kann er 
sie durchaus. 

Wie ernst ist die Lage? Ich will auf 
die jüngste Statistik aus Nürnberg hier 
nicht verweisen, obwohl sie meine 
Feststellungen, die sich auf den Stand 
Oktober 2000 bezogen, noch über- 
treffen. Ich habe ,,eine ehrliche Be- 
standsaufnahme" der wirtschaftli- 
chen und sozialen Lage in Ost- 
deutschland gefordert. Die Kontrover- 
se über die Formulierung „auf der 
Kippe" scheint mir so müßig, wie die 
Meditationen über das ,,halbvolle 
Glas". Der Hauptsatz meiner ersten 
These heißt: 

„Die Zukunft Ostdeutschlands 
entscheidet sich deshalb nicht erst im 
Jahr 2004, wie das Ringen um die 
Fortsetzung des Solidarpaktes der Öf- 
fentlichkeit glauben macht, sondern 
noch vor der kommenden Bundes- 
tagswahl!" 

Das will sagen: Wenn der gegen- 
wärtige Zustand anhält, stellt sich ein 
ökonomisch, sozial und politisch au- 
ßerordentlich ungünstiges Szenario 
ein. Denn niemand bestreitet: Das 
Wachstum in den neuen Ländern 
liegt seit 1997 unter dem der alten 
Länder, die West-Ost-Schere hat sich 
wieder geöffnet. Wer behauptet, der 
Angleichungsprozeß sei „ins Stocken 
geraten" versteht nicht die Zahlen: 
Geringeres Wachstum bedeutet ein 
Auseinanderdriften der Entwicklung. 
Die strukturelle Schwäche der Wirt- 
schaft der neuen Länder ist derart 
groß, dass sie selbst in einer konjunk- 
turellen Aufwärtsphase nicht mithal- 
ten kann. Das BIP je Einwohner liegt 
unverändert 40% unter dem west- 

deutschen, die stärksten neuen Län- 
der liegen weiter unter den schwäch- 
sten der alten, die Exportschwäche 
hält an, die Abwanderung der Jünge- 
ren und ,,Leistungsträger" nimmt 
wieder zu, die Unterbeschäftigung 
verharrt ungeachtet der günstigen 
konjunkturellen Entwicklung auf ho- 
hem Niveau. 

Das alles ist bekannt. Inzwischen 
ist auch unstrittig: Die hohen West- 
Ost-Transfers müssen auf lange Sicht 
gezahlt werden. Aber das ist eben kei- 
ne hinreichende Antwort. Wie lange 
wird man eigentlich von der ,,Auf- 
rechterhaltung der Förderung des 
Ostens auf hohem Niveau" reden 
können, ohne sagen zu müssen, wie 
man die Situation ändern will? Dies 
ist nicht nur im Interesse der Geber- 
seite, sondern auch der Nehmerseite. 
Wer mir ostdeutschen Zweckpessi- 
mismus unterstellt, hat eines nicht 
verstanden: Die Folgekosten der Ver- 
einigung werden geradezu maxi- 
miert, wenn Alternativen zum Status- 
quo ausgeschlossen sind, wenn die 
Formel „VerstetigungM einzige Ant- 
wort bleibt. Wer damit gesamtdeut- 
sche Harmonie pflegen will, sollte 
wissen: Dies wird die teuerste Lösung 
für das ganze Land und nicht harmo- 
nisch ausgehen! Sind die Chancen für 
einen selbst tragenden Aufschwung, 
eine dynamische Re-Industrialisierung 

* Wolfgang Thierse, Md8 ist Bundestagspräsident und 
stellveflretender Pafleivorsitzender der SPD 
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schen und Manager eingeflossen. Das 
bestätigen ostdeutsche Unterneh- 
mensvertretungen und Gewerkschaf- 
ten, nicht zu reden von den jungen 
Leuten, die eine Perspektive nur noch 
im Westen sehen. Handeln ist also an- 
gezeigt! 

Ich behaupte deshalb: ohne ein 
neues und möglichst bald zu formu- 
lierendes strategisches Konzept für 
die sogenannte ,,Zweite Hälfte des 
Weges" ist kein Aufschließen mög- 
lich. Vielmehr besteht die Gefahr, dass 
die vorhandenen, teuer bezahlten 
Grundlagen dafür erodieren. Dabei 
wäre es nicht nur schade ums Geld: 
Es geht um den entscheidenden, al- 
lerdings nachweislich nicht hinrei- 
chenden Pfeiler der wirtschaftlichen 
und sozialen Transformation Ost- 
deutschlands - seine hochsu bventio- 
nierte öffentliche Infrastruktur als po- 
sitiven Standortfaktor. 

2. Wenn Stabilität und Vertrauen 
in die Region zurückkehren sollen, 
braucht es verläßliche Rahmenbedin- 
gungen, vor allem aber müssen Priori- 
täten bei Zukunftsinvestitionen im 

Investitionslenkung, die Mobilisie- 
rung externer Potentiale, könnte an- 
derweitig Lücken reißen. Deshalb soll- 
ten sich die Investitionen strategisch 
auf Zukunftsmärkte orientieren. Dazu 
gehören zum Beispiel Technologien 
alternativer Energie- und Ressourcen- 
bewirtschaftung, die für die mittel- 
ständisch geprägte industrielle Basis 
im Osten interessant sind. Vor allem 
aber geht es um jene Märkte, die sich 
im Rahmen der EU-Osterweiterung 
ergeben werden. Die Entwicklung des 
Standortes Ostdeutschland bedarf 
folglich eines Leitbildes Ostdeutsch- 
lands in europäischer Perspektive. 

3. Die Entwicklung optimaler In- 
vestitionsstrategien in den Bereichen 
lnfrastru ktur und Wirtschaftsförde- 
rung und -ansiedlung schließt beglei- 
tende oder alternative Instrumente 
nicht aus, ersetzt sie aber nicht. 

Als alternatives Konzept zu einer 
erneuten lnvestitionsoffensive (oder 
damit kombiniert) wird oft die Sen- 
kung der Lohnstückkosten, etwa 
durch Einfrieren der Reallöhne auf jet- 
zigem Niveau und weitere Produktivi- 

einmal verloren, stehen wir im Falle 
einer Rezession in Ostdeutschland vor 
schwer beherrschbaren ökonomi- 
schen und politischen Problemen. 
Schließlich: Die Osterweiterung der 
EU wird ohne einen sichtbaren Ent- 
wicklungsschub, ohne ein flankieren- 
des Konzept, auf massive Vorbehalte 
stoßen. Was ist also zu tun? 

1. Wir müssen endlich zu einer 
gemeinsamen Diagnose der gegen: 
wärtigen Situation, also zu einer reali- 
stischen Status-quo-Prognose kom- 
men. 
Obwohl die von mir vorgelegten Da- 
ten niemand anzweifelt, gibt es über 
meine Diagnose Streit. Ist das zurück- 
bleibende gesamtwirtschaftliche 
Wachstum dauerhaft oder vorüber- 
gehend? Ist es nur durch die Rückbil- 
dung der Baukapazitäten verursacht 
oder ist das Zurückbleiben Ausdruck 
des Auslaufens des ersten Investiti- 
onsbooms auf ein anhaltendes Nied- 
rigniveau? Wie ist das vergleichsweise 
hohe Wachstum des verarbeitendes 
Gewerbes zu beurteilen? Gibt es Ten- 
denzen der weiteren Angleichung des 
Produktivitätsniveaus? Wie stark ist 
das endogene ostdeutsche Wirt- 
schaftspotential wirklich? Selbst 
wenn es auf diese Fragen noch keine 
eindeutige Antwort gibt: Die Hypo- 
these, daß es sich um einen anhalten- 
den Schwächezustand handeln könn- 
te, liegt nicht nur auf der Hand, sie ist 
längst ins praktische Kalkül der Men- 

Osten gesetzt werden. Die zentrale 
Aussage meiner Argumentation - ein 
lnvestitionsprogramm für Ost- 
deutschland aufzulegen, das vor dem 
Hintergrund ,,verläßlicher Rahmenbe- 
dingungen" bereits in den nächsten 5 
Jahren greift - bedarf in der Tat neuer 
Überlegungen, wie es zu gestalten 
und zu finanzieren ist. Ich will das im 
Zusammenhang mit meiner 3. These 
erläutern: ,,Wenn das Ziel, der Aufbau 
einer eigenständigen wirtschaftlichen 
Basis in Ostdeutschland erreicht wer- 
den soll, müssen die Prinzipien der 
Förderpolitik auf ihre nachhaltige und 
Arbeit schaffende Wirkung überprüft 
und im Hinblick auf die Erweiterung 
der Europäischen Union an einem 
Leitbild der Entwicklung Ostdeutsch- 
lands in europäischer Perspektive ori- 
entiert werden." 

Vor einer ,,Zweiten Investitionsof- 
fensive" steht selbstverständlich die 
Frage nach einer sinnvollen und opti- 
malen lnvestitionsstrategie. Investitio- 
nen in die öffentliche lnfrastruktur 
machen vor allem und zuerst dort 
Sinn, wo sie wirkliche Anreize für pri- 
vate Investitionstätigkeit schafft. Ver- 
änderungen in der Förderstrategie, 
beim Förderniveau, der Sektoralstruk- 
tur, der Berücksichtigung von Wert- 
schöpfungsketten, Technologie- und 
lnnovationsorientierung, das Präfe- 
renzgefälle, die Definition von Zielre- 
gionen, aber auch die Fragen der EU - 
Beihilfe - Konformität gehören in eine 
solche Strategie. Passive oder aktive 

tätsförderung nahegelegt. Sinnvoll 
und politisch akzeptabel wäre diese 
nur, wenn man die Folgen für die Mo- 
bilität der Arbeitskräfte, für die Quali- 
tät der Arbeitsmärkte, für die innere 
Lohndifferenzierung in den neuen 
Ländern, für die Binnenkaufkraft, für 
das soziale Sicherungsniveau, für die 
Ansiedlung mobiler Unternehmen, 
für die künftige Branchenstruktur sind 
so gestalten kann, dass die Vorteile 
die Nachteile überwiegen. Dazu be- 
dürfte es eines Bündnisses zwischen 
Politik, Gewerkschaften und Unter- 
nehmern, einen Sozialpakt, der tarif- 
politische Zurückhaltung z.B. mit 
Steuerentlastung und/oder Vermö- 
gensbildung innerhalb des Flächenta- 
rifvertrages verbinden könnte. 

Der Übergang zu regionalpoliti- 
schen Förderinstrumenten für die neu- 
en Länder ist schon eine Weile in der 
Diskussion und deshalb beliebt, weil 
man glaubt, man bekäme das Thema 
vom Tisch, wenn die Ostdeutschen 
sich z. B. mit den Ostfriesen verglei- 
chen. Unter Hinweis auf ostdeutsche 
,,Gewinnerregionen" wie Dresden, 
Jena, Leipzig oder Potsdam - plädieren 
einige vorlaut für freien Wettbewerb 
der Regionen, was allemal gut klingt. 
Nur rate ich, zuvor zu prüfen, wie die- 
se Städte ohne die laufenden Finanz- 
zuweisungen und Fördertöpfe zurecht 
kommen wollen. Inklusive der stattli- 
chen Förderkulisse rangieren die 
,,Boom-Regionen Ost" noch allemal 
hinter dem schlechtesten Arbeitsamts- 
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zwang sie Anfang Oktober die Aner- 
kennung des Wahlsiegs Kostunicas. 
Voraussetzung des weitgehend fried- 
lichen Machtwechsels war jedoch, 
daß sich die Sicherheitskräfte im ent- 
scheidenden Moment nicht hinter 
Milosevic stellten. 

Nach dem Machtwechsel 
Der Sieg von Kostunica bei den jugo- 
slawischen Präsidentschaftswahlen 
stellte jedoch noch keinen vollständi- 
gen Machtwechsel dar, da bei den Par- 
lamentswahlen die Milosevic-nahen 
Parteien als Wahlsieger hervorgegan- 
gen war. Dies war vor allem durch den 
Wahlboykott in Montenegro möglich 
geworden, da alle montenigrinischen 
Sitze dadurch kampflos an die SNP ge- 
fallen waren. Ohne Zustimmung der 
SNP war folglich die Bildung einer 
Übergangsregierung in Jugoslawien 
und die Festlegung vorgezogener 
Neuwahlen in Serbien nicht möglich. 
Diese konnte nur durch einen Kompro- 
miss erreicht werden, der den bisheri- 
gen Anhängern Milosevics weitge- 
hend den Verzicht auf Nachteile und 
Repressionen und damit die gleichbe- 
rechtigte Teilnahme in der Konkurrenz 
um die Wählergunst in der Zukunft 
versprach. Darüber hinaus sprach sich 
Kostunica gegen eine Auslieferung von 
Milosevic an den Den Haager Gerichts- 
hof aus. Serbien steht damit noch eine 
schwierige Demokratisierungsetappe 
bevor. 

Internationale Anreize 
Die Politik des Westens gegenüber Ju- 
goslawien war weitgehend durch 
eine Politik der Sanktionen bestimmt. 
Die internationalen Verhandlungsbe- 
mühungen konzentrierten sich im ju- 
goslawischen Falle über Jahre auf die 
Lösung von ethnopolitischen Konflik- 
ten mit den Nachbarstaaten oder in 
Serbien - nicht aber auf innenpoliti- 
sche Fragen. Die Politik der Sanktio- 
nen wurde freilich selbst von der ser- 
bischen Opposition als ineffektiv be- 
zeichnet. Denn diese stärke lediglich 
die Position von Milosevic, da Men- 
schen, die aufgrund der Wirtschafts- 
krise auf Schwarzarbeit und Neben- 
einkünfte angewiesen sind, zu er- 
schöpft für politische Aktivitäten sei- 
en. Die Machtkanäle würden zudem 
durch die Sanktionen profitieren, da 
sie die Verteilung der knappen Res- 
sourcen organisieren. 

lnfolge der Sanktionspolitik hatte 
die internationale Staatengemein- 
schaft praktisch keine Möglichkeit 
von innen auf die Wahlen des Jahres 
2000 einzuwirken. Milosevic hatte 

nicht einmal Wahlbeobachter aus 
Ländern, die an den NATO-Angriffen 
teilgenommen hatten, zugelassen. 
Gleichwohl flossen in den letzten Mo- 
naten insbesondere über regionale 
Strukturen, die von Oppositionsver- 
tretern kontrolliert waren, so z.B. 
über Städtepartnerschaften, erhebli- 
che Finanzmittel nach Serbien, um 
durch kurzfristige Infrastruktuwerbes- 
serungen den Wählern die Entwick- 
lungsperspektiven eines politischen 
Kurswechsels zu vergegenwärtigen. 

Diese Hilfe war an die Vorausset- 
zung geknüpft, daß die Opposition 
die Wahlen nicht boykottieren und 
sich auf einen gemeinsamen Kandi- 
daten einigen würde. Die serbische 
Opposition konnte sich dabei sicher 
sein, daß Jugoslawien im Falle ihres 
Wahlsieges umgehend in das EU-So- 
fortprogramm für den Balkan aufge- 
nommen würde und die langfristige 
Chance eines EU-Beitritts besteht - 

eine Perspektive über die Belarus auch 
im Falle eines politischen Kurswech- 
sels nicht verfügt. 

Schlussfolgerungen 
Aus der vorgenommenen Analyse der 
jugoslawisch-serbischen Situation las- 
sen sich insbesondere folgende 
Schlussfolgerungen für Belarus zie- 
hen: 

Zentrale Voraussetzungen, wei- 
che die Abwahl von Milosevic ermög- 
lichten (insbesondere kommunale 
Machtbasis der Opposition, Protest- 
bereitschaft der Bevölkerung), sind in 
Belarus nicht gegeben. 

Die Relevanz der jugoslawischen 
Ereignisse für Alexander Lukaschen- 
ko dürfte daher vor allem darin lie- 
gen, daß sie ihm die Brüchigkeit der 
Unterstützung Moskaus in Abhän- 
gigkeit von der internationalen Kon- 
stellation und des innenpolitischen 
Kräfteverhältnisses deutlich vor Au- 
gen geführt hat. Dementsprechend 
war auch die belarussische Führung 
zur Anerkennung des Sieges von Ko- 
stunica gezwungen, obwohl noch 
Anfang Oktober der belarussische 
Fernsehchef Viktor Tschikin in seiner 
Eigenschaft als Wahlbeobachter die 
Wahlen als absolut frei und fair be- 
zeichnet hatte. 

Die europäischen Organisationen 
müssen überzeugende Anreize schaf- 
fen, die einen politischen Kurswechsel 
für weite Bevölkerungs- und Eliten- 
kreise attraktiv macht. Die jugoslawi- 
sche Erfahrung dürfte gleichzeitig die 
Abwehrhaltung der belarussischen 
Führung gegen europäische Vermitt- 
lungsbemühungen steigen lassen. 

Die belarussische Opposition muss 
entweder eine neue Strategie zur Mo- 
bilisierung der Bevölkerung für ihre Po- 
sitionen finden oder eine Strategie un- 
terverzicht auf den Faktor Massenpro- 
teste entwickeln. Das jugoslawische 
Beispiel zeigt in jedem Falle, daß die 
Protestbereitschaft der Bevölkerung im 
Falle von Wahlbetrug durch die 
Machthaber größer ist als im Falle ei- 
nes Boykotts der Opposition. 

Das Beispiel Jugoslawien verdeut- 
licht außerdem, dass ein Wechsel im 
Amt des Staatsoberhauptes nicht au- 
tomatisch die Sicherung einer politi- 
schen Kehrtwende bedeutet. Zwar 
verfügt der belarussische Präsident 
über mehr Kompetenzen als der jugo- 
slawische; umfassende Reformen be- 
dürfen gleichwohl der Unterstützung 
in den anderen Institutionen, nicht 
zuletzt im Parlament. 

Die Opposition muss sich gleichzei- 
tig für eine Verbesserung der Wahlbe- Aufgrund ihrer 
dingungen und um die Unterstützung Teilnahme an 
einer Bevölkerungsmehrheit, die nicht Wahlen behielt die 
durch Wahlmanipulationen ausgegli- Opposition in 
chen werden kann, bemühen. Folglich Machtpositionen im 
muss sie sich für ein unabhängiges ein- serbischen Staatsap- 
heimisches Wahlbeobachternetzt ein- parat. 
setzen und sich auf einen kompro- 
missfähigen Kandidaten verständigen, 
der auch Wähler aus dem Lager der 
Unentschlossenen und der Lukaschen- 
ko-Anhänger anziehen kann. Die Aus- 
einandersetzung über den Boykott der 
Parlamentswahlen im Oktober hat die 
belarussische Opposition jedoch vor- 
erst weit von diesem Ziel entfernt. 

Das - gegenwärtig unwahrschein- 
liche - Szenario eines politischen 
Machtwechsels ist für Belarus freilich 
nicht das einzig denkbare Szenario, 
durch das eine politische Reformpoli- 
tik einleitbar wäre. Ein per Dialog er- 
zielter Elitenkompromiss stellt weiter- 
hin zumindest theoretisch eine Mög- 
lichkeit dar, die bisher freilich von den 
politischen Akteuren nicht genutzt 
wurde. SPW 
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Studien zu Subsistenz, Familie, Politik 
Herausgegeben von Lars Lambrecht, Thomas Mies, 
Urte Sperling, Karl Hermann Tjaden, Margarete 
Tjaden-Steinhauer 

Neuerscheinung: 
Band 2: Gesellschaft von Rom bis Ffm 
Ungleichheitsverhältnisse in West-Europa 
und die iberischen Eigenwege 

Von Margarete Tjaden-Steinhauer, Karl Hermann Tjaden 

Mit einer Diskussion von Fngga Haug, Lars Lambrecht, 
Margarete Tjaden-Steinhauer und Karl Hermann Tjaden 
über Anfänge gesellschaftlicher Ungleichheit 

Armut und Reichtum, Patriarchat und Ungleichstel- 
lung der Geschlechter, Staatsgewalt, Ohnmacht von 
Bürgerlinneln und Ausgegrenzte - das sind einige 
Stichworte zu den Ungleichheiten in verschiedenen 
Gesellschaften, die hier untersucht werden: im antiken 
Rom, in der fränkischldeutschen Feudalgesellschaft, 
in unserer modernen deutschen Gesellschaft. Weiter 
werden Ungleichheiten in verschiedenen Gesellschaf- 
ten auf der Iberischen Halbinsel betrachtet: in der 
Hispania Romana, im Westgotenreich, im muslimi- 
schen al-Andalus und im mittelalterlichen Kastilien. 
Es wird die These vertreten, daß in individuellen 
Lebenslagen ökonomische, familiale und politische 
Macht bzw. Ohnmacht zusammentreffen. Gesell- 
schaftliche Ungleichheit tritt in vielen Schattiemngen 
auf. Diese gehen aus ineinandergreifenden Verfü- 
gungsgewalten über Vermögen, Güter und Menschen 
und entsprechenden Verfügungsrechten hervor. 
Kassel 2001, ISBN 3-934377-60-2,464 S., gebunden DM 44,- 

Band 1: Gesellschaft von Olduvai bis Uruk 
Soziologische Exkursionen 
Von Lars Lambrecht, Karl Hermann Tjaden, 
Margarete Tjaden-Steinhauer 
Kassel 1998, ISBN 3-928172-82-4,280 S., gebunden DM 34,- 

Behandelt werden Subsistenzstrategie, Familie und 
Politik in den Anfängen menschlicher Gesellschaft in 
Ostafrika, in steinzeitlichen Gesellschaften in Kantab- 
nen und in Anatolien sowie in frühen Ungleichheitsge- 
sellschaften im Süden Mesopotamiens. 
Aus Reze~isione~i: 

"[ ... ] ist die gesamte Einleitung ein etwas ärgerlicher Text. 
[...I Liest man sich erst durch diese lange Disposition 
hindurch - sie umfasst mehr als 40 Seiten - kommt man zu 
einem spannenden und fast überfallig zu nennenden Unter- 
fangen." Frigga Haug in Dus Argument 228, 1998 

"Als Auftakt der Reihe 'Studien zu Subsistenz, Familie und 
Politik' macht diese unspektakuläre, aber überzeugende 
Studie zur Entstehung gesellschaftlicher Ungleichheit 
jedenfalls neugierig auf weitere Forschungsergebnisse." 

Franziska Meifert in Buch-Presse-Dienst U1999 

"Eine neue Lesart der Geschichte." 
Franz Giglewicz in 2. 36, 1998 

"Die VerfasserInnen erschließen in dem vorliegenden Band 
einen Zugang zum Verständnis der Gesamtbewegung 
menschlicher Gesellschaften, indem sie einlinige 
Interpretationsmuster durch einen sowohl geographischen 
wie historischen Materialismus ersetzen." 

Rolf Czesklebn-Dupont in Forum Wissenschaft 2, 1999 

"'Gesellschaft' wird hier konsequent als 'Mittel der Selbst- 
erhaltung menschlicher Lebewesen in natürlichen 
Umwelten' auf den Punkt gebracht." Detlef Bimboes in 
SPW 2//998 

"Das Büchlein erweckt den Eindmck, unpolitisch zu sein. 
Nimmt man ihm das nicht ab, eröffnen sich Ausblicke auf 
eine Kritik des Kapitalismus, für welche dieser nicht nur 
deshalb inakzeptabel ist, weil in ihm ausgebeutet wird, 
sondern weil er Gesellschaft in der Praxis ebenso auf eine 
Produktionsweise reduziert wie der bisherige Marxismus in 
der Theorie." Georg Fülberth iii Konkret 4/1999 
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vergeblich um Verhandlungen mit 
den Machtorganen. Hauptziel war 
dabei, Bedingungen für freie und fai- 
re Wahlen sowie einen ungehinder- 
ten Zugang zu den staatlichen Medi- 
en zu erreichen. Um ihren Forderun- 
gen Nachdruck zu verleihen, ent- 
schlossen sich die serbischen Opposi- ' 

tionsparteien wiederholt zu einem 
Wahlboykott. Insgesamt überwog je- 
doch die Entscheidung zur Wahlteil- 
nahme. Infolgedessen trat niemals 
die Situation ein, daß die serbische 
Opposition aus sämtlichen politischen 
Institutionen auf jugoslawischer und 
serbischer Ebene entfernt gewesen 
wären. Ebenso bildete sie keine Dop- 
pelinstitutionen, die mit den Macht- 
Organen Milosevics in eine Legitimi- 
tätskonkurrenz getreten wären, wie 
dies im belarussischen Verfassungs- 
konflikt der Fall ist. 

Bei den Kommunalwahlen im De- 
zember 1996 gewann die Opposition 
zudem in zahlreichen Gemeinden. 
Die wochenlange Weigerung Milose- 
vics, diese Wahlergebnisse anzuer- 
kennen, führten zu den bis dahin 
größten Massenprotesten gegen das 
Regime, die gemeinsam mit einem 
starken internationalen Druck ein Ein- 
lenken des Machthabers erzwangen. 
Damit war die Grundlage für die Ent- 
stehung einer breiten Bürgerbewe- 
gung gelegt, die von der Grunderfah- 
rung getragen wurde, daß auch unter 
unfairen Bedingungen über Wahlen 
ein politischer Wechsel erzielt werden 
kann. 

Die öffentliche Meinung 
In den unabhängigen Meinungsum- 
fragen hatte Kostunica bereits mehre- 
re Monate vor den Wahlen gegen- 
über Milosevic geführt. Unmittelbar 
vor den Wahlen betrug dieser Vor- 
sprung zwischen sechs und 20%. 
Gleichwohl war der Glaube in der Be- 
völkerung daran, daß ein Macht- 
wechsel gelingen könnte, zunächst 
gering. 

Ähnlich wie in Belarus ließ sich 
auch in Serbien eine Spaltung der 
Wählerschaft entlang der Stadt-Land- 
Linie und der Generationengruppen 
beobachten. Insgesamt sprach sich 
jedoch bereits vor den NATO-Angrif- 
fen im Frühjahr 1999 eine Bevölke- 
rungsmehrheit für einen EU- (86%) 
und NATO- (53%) Beitritt aus, gleich- 
zeitig zeigten die Meinungsumfragen 
eine große Akzeptanz des westlichen 
Lebensstils in der Bevölkerung. Die 
NATO-Angriffe führten dann kurzfri- 
stig zu einer gesteigerten Akzeptanz 
der Politik Milosevics in der Bevölke- 
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rung, einschließlich weiter Oppositi- 
onskreise. 

Diese Zustimmung reduzierte sich 
jedoch in den Monaten nach dem 
Krieg wieder angesichts der sich infol- 
ge der Kriegsschäden zuspitzenden 
Wirtschaftskrise und des damit ver- 
bundenen Rückgang des Lebensstan- 
dards: Der Durchschnittslohn sank 
auf etwa 85 DM, Renten um 20 DM 
waren keine Seltenheit; die Sterberate 
verdoppelte sich im Winter 1999/ 
2000 im Vergleich zu den Vorjahren; 
ein Überleben war den meisten nur 
dank agrarischer Subsistenzwirtschaft 
möglich. Aus diesem Stimmungs- 
wandel jedoch eine nachträgliche 
Rechtfertigung des NATO-Bomben- 
angriffe abzuleiten, wäre freilich zu 
kurz gegriffen. Die Analyse der Mei- 
nungsumfragen spricht eher für die 
These, daß die NATO-Politik den Stim- 
mungswandel eher gebremst hat. 

Die Septemberwahlen 
Die Entscheidung Milosevics, gleichzei- 
tig Präsidentschafts- und Parlaments- 
wahlen in Jugoslawien sowie Kommu- 
nalwahlen in Serbien abzuhalten, er- 
öffnete den Weg für einen grundle- 
genden Machtwechsel. Die Möglich- 
keit zur Direktwahl des jugoslawischen 
Präsidenten war dabei erst durch eine 
Veränderung der jugoslawischen Ver- 
fassung am 6. Juli 2000 geschaffen 
worden. Offensichtlich vertraute Milo- 
sevic darauf, daß sich die Opposition 
nicht auf einen gemeinsamen Kandi- 
daten einigen könne, so daß sich die 
Gegenstimmen auf mehrere Kandida- 
ten verteilen würden. 

Der Opposition, die sich bereits im 
Januar 2000 in Rundtischgesprächen 
auf eine gemeinsame Plattform geei- 
nigt hatte, vermochte sich jedoch, 
wenn auch mit großen Mühen auf ei- 
nen gemeinsamen Kandidaten zu ver- 
ständigen, dessen Profil zuvor durch 
Meinungsumfragen ermittelt worden 
war: Mit Kostunica fiel die Wahl auf 
einen unbescholtenen serbischen Na- 
tionalisten, der auch im ,,patrioti- 
schen Lager" Stimmen holen konnte. 
Er wurde von insgesamt 18 Parteien 
unterstützt, die sich im Wahlbündnis 
DOS zusammenschlossen. 

Die Wählerunterstützung für Ko- 
stunica erwies sich bei den Wahlen als 
zu hoch, als daß das Ergebnis durch 
Wahlmanipulationen zugunsten von 
Milosevic hätte verändert werden 
können. Selbst die Ausrufung einer 
Stichwahl wurde - nicht zuletzt auf- 
grund der Daten unabhängiger Wahl- 
beobachter - von der Bevölkerung 
nicht akzeptiert. Durch Proteste er- 
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bezirk-West (Bremerhaven 14,6% Ar- 
beitslosigkeit; vgl. Potsdam 14,8%, 
Dresden 15,3%, Jena 16,0%, Leipzig 
18,7%). Die Empfehlung, die Proble- 
me mit den Mitteln der Regionalpolitik 
in Ostdeutschland wie in Ostfriesland 
zu lösen, ist schlicht realitätsfremd. 
Eine Strategie der regionalpolitischen 
Umverteilung des mobilen gesamt- 
deutschen Entwicklungspotentials er- 
fordert wenigstens den Nachweis, 
dass die Nettoeffekte positiv sind und 
dass parallel dazu eine gesamtwirt- 
schaftliche Wachstumsstrategie ver- 
folgt wird. Eine Förderung aller extrem 
strukturschwachen Großregionen zu 
gleichen Konditionen ist aber eine Poli- 

s eit dem Sommer 2000 trifft sich 
regelmäßig ein Kreis von Politi- 
kern, Wissenschaftlern und an- 

deren Engagierten um den Weimarer 
Bundestagsabgeordneten Edelbert 
Richter, mit dem Ziel, die Situation in 
Ostdeutschland zu analysieren und 
sowohl die Öffentlichkeit als auch die 
Partei für die ostdeutsche Problematik 
zu sensibilisieren. 

Die Projektgruppe ,,Perspektiven 
für Ostdeutschland" wuchs sehr 
schnell an und reicht erheblich über 
die Parteilinke hinaus. Den Kreis eint 
die Sorge darum, dass die Problematik 
der sozialen und wirtschaftlichen 
Schieflage der neuen Bundesländer 
nicht angemessen ernst genommen 
wird. Es ist nichts daran auszusetzen, 
dass Erfolge beim Aufbau Ost durch 
die Bundesregierung genannt werden. 
Dies darf jedoch nicht zu einer Beschö- 
nigung führen, die die reale Situation 
verschleiert. Die Bereitschaft, in der 
SPD-Bundestagsfraktion diese Proble- 
matik aufzugreifen, erschien uns zu 
gering. Neben dem Interesse an einer 
Verbesserung der Situation für die 
Menschen in Ostdeutschland eint uns 
die Sorge, dass eine Vernachlässigung 
dieser Probleme dazu führen könnte, 
dass die SPD die kommenden Bundes- 
tagswahl in Ostdeutschland verliert. 
Neben schwerwiegenden Folgen für 
den sozialen Frieden in Deutschland 
fürchten wir ernsthafte Bedrohungen 
für die Akzeptanz der Osterweiterung 
der EU. Besonders brenzlig wird die 
Situation Ostdeutschlands, wenn die 
Osterweiterung der EU z. B. ab 2004 
eine freie Arbeitswahl ermöglicht. 
Dann drängen sich noch ganz andere 
Gefahren des Lohndumpings auf, als 
das was heute bereits zur Misere der 

tik, die sich nicht mit einem haushalt- 
politischen Spar- und Konsolidie- 
rungskurs verträgt. Bleibt also nur 
noch die passive Sanierung Ost- 
deutschlands? Das hieße die Konzen- 
tration der Infrastruktur- und Wirt- 
schaftsförderung auf einige wenige 
entwicklungsfähige Regionen und die 
Hinnahme eines ,,geförderten" Rück- 
baus in anderen Gebieten, vielleicht 
verbunden mit Anreizen für eine er- 
höhte ,,Mobilität" der dort lebenden 
Arbeitnehmer. Die Konsequenzen ei- 
ner solchen Strategie wären nicht 
schmerzlos. Sie würden über viele 
Jahre den Osten nicht nur als wirt- 
schaftliches, sondern auch als politi- 

sches Sondergebiet mit schwer bere- 
chenbaren Rückwirkungen für das 
ganze Land festschreiben. 

Vorausgesetzt, wir halten an einer 
aktiven, auf die Angleichung der wirt- 
schaftlichen und sozialen Verhältnisse 
in Deutschland zielenden Politik fest, 
dann sind wir jetzt zur neuen Wei- 
chenstellung aufgefordert. Es führtje- 
denfalls nicht weiter, die sympathi- 
sche Losung auszugeben, man solle 
doch nicht länger von Ost und West 
reden. Man muß schon die Verhält- 
nisse verändern, die diese Differenz 
zunehmend reproduzieren. Nicht zu- 
letzt deshalb, weil sie zu Lasten des 
ganzen Landes geht. F,,~u,,, DLZl 

Projektgruppe ,,Perspektiven für 
Ostdeutschland" 

Von Burkhard Zimmermann* 

ostdeutschen Bauwirtschaft führt. Da- 
mit stellt sich uns folgende Entschei- 
dungssituation: Können wir es verant- 
worten, dass sich der Osten Deutsch- 
lands zu einem perspektivlosen deut- 
schen Mezzogiorno entwickelt, aus 
dem die Menschen in den Westen ab- 
wandern? Die Voraussetzung für eine 
positive Strukturentwicklung im Osten 
Deutschlands besteht eben auch darin, 
dass qualifizierte und motivierte po- 
tentielle Arbeitnehmer und Arbeitge- 
ber in der Region verbleiben. 

Als Bundestagspräsident Wolf- 
gang Thierse seine Analyse publizier- 
te, hat er reale Probleme offenkundig 
gemacht. Darin haben ihn die ost- 
deutschen SPD-Linken auch von An- 
fang an unterstützt. Wie richtig Wolf- 
gang Thierse mit seinen Thesen liegt, 
zeigt die öffentliche Reaktion auf das 
von der Projektgruppe initiierte Unter- 
stützungsschreiben: Neben Walter 
Romberg , dem Finanzminster der 
Regierung de Maiziere, Herbert Eh- 
renberg , Arbeitsminister unter Hel- 
mut Schmidt, Gewerkschaftern, Bun- 
destagsabgeordneten, Journalisten 
bis zum Vertreter der Deutschen Bank 
in Berlin haben viele Menschen aus 
den unterschiedlichsten Bereichen 
den Aufruf unterstützt. Thierse hat 
offensichtlich recht. 

Die Projektgruppe informiert un- 

ter der Homepage www.thierse-hat- 
recht.de und sammelt dort Unterstüt- 
zerlnnen. Darüber hinaus ist es für die 
Projektgruppe wichtig, neben der 
Skandalisierung der ostdeutschen 
Problemlagen Lösungsvorschläge zu 
entwickeln. Es geht um ein wirksames 
Aktionsprogramm für Ostdeutsch- 
land. Herbert Ehrenberg schreibt, es 
müsse deutlich werden, „aus den vie- 
len Inseln gelungener Aufbauarbeiten 
ein flächendeckendes Programm mit 
größerem und anders strukturiertem 
Einsatz von Bundesmitteln zu ma- 
chen" (Wirtschaft&Markt 3/01). Wir 
dürfen uns in diesem Zusammenhang 
nicht scheuen, für die.ostdeutschen 
Länder und Kommunen eine bessere 
Ausstattung mit Finanzmitteln zu for- 
dern und zwar nicht nur pauschal 
sondern mit deutlichen Förderschwer- 
punkten. Wir brauchen eine Wende 
in der Finanzpolitik. Es gilt, Konzep- 
tionen von Struktur- oder Regional- 
entwicklungsplänen auf ihre Umset- 
zungsfähigkeit zu prüfen. 

Noch ist es nicht zu spät. 
Forum DL2l 

* Burkhard Zimmermann, Berlin, at  einer der Koordinatoren 
der ostdeutschen SPD-Linken 
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Der Aufbau Ost braucht keinen 
kurzatmigen Aktionismus, 
sondern Stetigkeit und 
Verlässlichkeit. 
I / n n  D n l f  Crhinr3n;t7* 

Aufbaus Ost und die Zukunft der För- 
derung für die neuen Länder. 

Die Pros und Contras dieser Aus- 
einandersetzung sind hinlänglich aus- 
getauscht. Das Thema ,,Aufbau Ost" 
ist wieder zu einem wichtigen Zeit- 
punkt auf der öffentlichen Agenda, 
nämlich zu dem Zeitpunkt, zu dem 
die politischen Weichen für den zwei- 
ten Solidarpakt gestellt werden. 

Jetzt gilt es, den politischen Bo- 
den zu bereiten, um den ,,Soli 2" zum 
Erfolg zu führen. Deshalb will ich of- 
fensiv die guten Gründe vertreten, die 
dafür sprechen, den Aufbau Ost ver- 
lässlich und dauerhaft fortzusetzen, 
ohne dabei den Blick auf das bisher 
Erreichte zu vergessen. 

Aufbau Ost: Ein Erfolg! 
Entscheidend ist zunächst: Der Aufbau 
Ost - trotz aller Fehler und Versäum- 
nisse am Anfang - ist ein Erfolg. In 
den letzten 10 Jahren hat Ostdeutsch- 
land vor allem in der Infrastruktur un- 
geheuer aufgeholt. Das schlägt sich 
nieder in sanierten und neuen Wohn- 
häusern, einem Telekommunikations- 
netz auf dem neuesten Stand der 
Technik und gut ausgebauten Straßen. 
Ostdeutschland ist aber auch auf dem 
Weg, ein Standort von lnnovation mit- 
ten in einem sich erweiternden Europa 
zu werden. Über 550.000 kleine und 
mittlere Unternehmen haben mehr als 
3 Mio. neue Arbeitsplätze geschaffen. 
Ostdeutsche Hochschulen behaupten 
sich als weithin moderne und lei- 
stungsfähige Ausbildungsstätten so- 
wie attraktive Partner junger Unter- 
nehmen in Forschung und Entwick- 
lung. 

* Rolf Schwanitz ist Mitglied des Deutschen Bundestages und als Staatsmini- 
Ster im Bundeskanzleramt Beauftragter der Bundesregierung fur Angelegen- 
heiten der neuen Länder 

erfolgreich einen wirtschaftspoliti- 
schen Strategiewechsel vorgenom- 
men. Die Stichworte unseres strategi- 
schen Ansatzes für Ostdeutschland 
lauten: 

Kooperationen zwischen Unter- 
nehmen und Wissenschaft fördern, 
innovative Wirtschaftsregionen schaf- 
fen und stärken, technologieorientier- 
ten Existenzgründern auf die Sprünge 
helfen, wettbewerbsfähige Unterneh- 
mensnetzwerke aufbauen und ver- 
stärkt in Ausbildung und Hochschu- 
len investieren. Außerdem setzen wir 
unser großes Engagement im Ver- 
kehrswegebereich fort: 60% aller Mit- 
tel des Bundes fließen heute in den 
Straßenbau. Damit entwickelt sich 
mittelfristig eines der modernsten 
und leistungsfähigsten Infrastruktur- 
systeme in Europa. 

Das wir damit die richtigen Stell- 
schrauben gedreht haben, um die 
Entwicklung voranzutreiben, zeigt ein 
Blick auf die Wirtschaft. Natürlich 
steht die ostdeutsche Braubranche in 
einem bitteren, aber notwendigen 
Anpassungsprozess und verdunkelt 
das Bild -vor allem am Arbeitsmarkt 
und beim resultierenden gesamtwirt- 
schaftlichen Wachstum. Aber das Ver- 
arbeitende Gewerbe in Ostdeutsch- 
land hat gegenwärtig Zuwachsraten, 
von denen Westdeutschland nicht zu 
träumen wagt: 2000 waren es beim 
Umsatz fast 13%. Auch beim Export 
können wir uns über Zuwächse im 
zweistelligen Bereich freuen. 

Verläßlichkeit f ü r  lnvestoren 
Es hat wenig Sinn zu beklagen, dass 
dies heute noch von einer zu schma- 
len Basis aus geschieht. Dies sind die 
Folgen der Fehler von gestern. Wichti- 
ger ist es, den offensichtlich erfolgrei- 
chen Weg der Reindustrialisierung der 
ostdeutschen Wirtschaft verlässlich 
für die lnvestoren fortzusetzen. Die 
lnvestoren haben in Ostdeutschland 

erfolgeich an industrielle Traditionen 
angeknüpft und in längst totgesag- 
ten Branchen wie dem Maschinenbau 
und der Textilindustrie neue Horizon- 
te eröffnet. Und diese setzen sich fort 
- trotz anderslautender Annahmen 
und Ängste. 

Gerade deshalb sollten wir jetzt 
mit vergleichenden Bildern in dieser 
Debatte sorgsam umgehen: Das viel- 
zitierte Mezzogiorno hat in mehreren 
Jahrzehnten der Förderung gerade 
einmal 100.000 industrielle Arbeits- 
plätze schaffen können. Genau so vie- 
le Menschen sind heute in den neuen 
Ländern allein in der Automobilindu- 
strie beschäftigt. Und weitere Zu- 
kunftschancen lassen sich auch in an- 
deren hochentwickelten Technologie- 
bereichen identifizieren; etwas in der 
Mikroelektronik, der Biotechnologie 
und in der Chemie. 

Deshalb gilbt es zu unserer Strate- 
gie der Innovation und der Entwick- 
lung endogener Potenziale keine Al- 
ternative. Und die Geduld, Kraft und 
Zähigkeit hierfür müssen wir aufbrin- 
gen, auch wenn es politisch unbe- 
quem ist. 

Aktive Arbeitsmarktpol i t ik 
Unabdingbar ist es deshalb auch, den 
erfolgreichen Umstrukturierungspro- 
zess auf absehbare Zeit durch aktive 
Arbeitsmarktpolitik zu begleiten. Da 
darf es keine Abstriche geben. Wir 
haben deshalb die Arbeitsmarktpoli- 
tik nicht nur verlässlicher gemacht, 
sondern auch das Ziel, die Rückkehr 
der Arbeitslosen an den ersten Ar- 
beitsmarkt wieder in den Mittelpunkt 
gestellt. Besonders für die Jugendli- 
chen wird mit verstärkten Program- 
men (z. B. JUMP) ein Beitrag zu ihrer 
Integration in den Arbeitsmarkt gelei- 
stet - durchaus mit Erfolg, wie un- 
abhängige Experten feststellen. 

All dies ist jedoch nicht zu schaf- 
fen. ohne die Menschen selbst. Sie 

D er Amtsantritt von Vojislav Ko- 
stunica als neuer jugoslawi- 

scher Präsident fand lediglich 
wenige Tage vor den Parlamentswah- 
len in Belarus statt. Dementsprechend 
interpretierten alle politischen Kräfte 
den jugoslawischen Machtwechsel 
durch das Prisma der einheimischen 
Ereignisse. So versuchte die belarussi- 
sche Opposition Hoffnung für ihre ei- 
genen politischen Chancen zu schöp- 
fen und erweiterte ihre Demonstrati- 
onsslogans um die Losung ,,Heute 
Milosevic, morgen Lukaschenko". 
Gleichzeitig versuchte sie den belarus- 
sischen Präsidenten, der im vergange- 
nen Jahre Jugoslawien als Mitglied 
der belarussisch-russischen Union 
umworben und Milosevic während 
der NATO-Angriffe demonstrativ ei- 
nen Besuch abgestattet hatte, durch 
das Gerücht, Milosevic werde in Bela- 
rus um Asyl nachsuchen, zu diffamie- 
ren. Präsident Lukaschenko erklärte 
seinerseits öffentlich, er werde nie- 
mals im Ausland Asyl erbeten, da er in 
seiner Heimat, wo er geboren sei, 
auch sterben wolle. Eine Wiederho- 
lung der jugoslawischen Ereignisse 
schloss er für Belarus aus. 

Tatsächlich lassen sich auf den er- 
sten Blick nur weniqe Parallelen ent- Der Fall Milosevics - 
decken. Die dreizehnjährige Herr- 
schaft Milosevics war durch eine ge- 
waltsame Politik der ethnischen Ho- 
mogenisierung und mehrere ethno- 
politische Territorialkriege mit den 
Nachbarstaaten geprägt. Infolgedes- 
sen wurde der jugoslawische Macht- 
haber als Kriegsverbrecher gebrand- 
markt, Jugoslawien sogar aus der 
UNO und der OSZE ausgeschlossen. 
Ungeachtet dieses prinzipiellen Unter- 
schieds lassen sich dennoch aus einer 
systematischen Analyse der Machtba- 
sis von Milosevic, der Strategie der 
serbischen Opposition und des Ein- 
stellungswandels der Bevölkerung ei- 
nige instruktive Anhaltspunkte für 
Szenarien des politischen Wandels in 
Belarus ermitteln. 

Die Machtbasis von Milosevic 
Slobodan Milosevics Aufstieg Ende 
der 80er Jahre verdankte sich einem 
Elitenwechsel innerhalb des kommu- 
nistischen Lagers, den der von ihm 
geleitete Bund der Kommunisten Ser- 
biens vollzog. In der Folgezeit gelang 
es ihm, mit Hilfe von staatlicher Medi- 
enkontrolle, politischen Repressionen, 
lnstrumentalisierung der Judikative 
und Bildung von Wirtschaftsclans de 
facto eine Einparteienherrschaft auf- 
zubauen. Die nationale Ideologisie- 
rung der Politik ermöglichte dabei 
eine weitgehend emotionale Mobili- 
sierung der Wählerschaft. Durch ein 
Parteiengesetz mit einem äußerst ein- 
fachen Parteizulassungsverfahren 
wurde zudem die Zersplitterung der 
Parteienlandschaft begünstigt. Ein- 
flußreiche Gegenparteien konnten 
folglich kaum entstehen. 

Darüber hinaus nutzte Milosevic 
das komplizierte Verhältnis von jugo- 
slawischem und serbischem Recht zur 
Stabilisierung seiner Machtbasis. Auf 
den verschiedenen Verwaltungsebe- 
nen wurden unterschiedliche Wahlsy- 
steme angewandt, wobei die Wahl- 
gesetzgebung ständig verändert wur- 
de. Insgesamt überwog die Anwen- 
dung eines Verhältniswahlrechts, das 
aufgrund seiner Anwendung in Wahl- 
distrikten jedoch einem Mehrheits- 
wahlrecht ziemlich nahe kam. Nicht 
eine der seit 1990 in Serbien bzw. Ju- 
goslawien durchgeführten Wahlen 
wurde von der internationalen Staats- 
gemeinschaft als frei und fair aner- 
kannt. Gleichwohl war Milosevic auf- 
grund der Parlamentswahlergebnisse 
seit 1994 darauf angewiesen, Koali- 
tionen mit anderen Parteien einzuge- 
hen. ohne das freilich seine reale 

ein Szenario für 
Belarus? 

Belarussische Lektionen aus dem 
Machtwechsel i n  Jugoslawien 

von Astrid Sahm 

Machtfülle dadurch geschwächt wor- 
den wäre. 

Die zentrale Machtgrundlage von 
Milosevic stellte somit - im Unter- 
schied zu Lukaschenko - seine Stel- 
lung in der Sozialistischen Volkspartei 
(SNP) dar. Denn die Verfassung Jugo- 
slawiens gibt dem Präsidenten nur 
begrenzte, weitgehend repräsentati- 
ve Rechte. Die Kompetenzen des ser- Lukaschenko schloss 
bischen Präsidenten, dessen Amt Mi- eine Wiederholung 
losevic zwei Amtsperioden ausübte, der jugoslawischen 
sind zwar etwas größer: Insbesondere Ereignisse für 
kann er während eines Krieges oder Belarus aus. 
bei akuter Kriegsgefahr Funktionen 
der Nationalversammlung überneh- 
men und hat stets ein Vetorecht ge- 
gen Entscheidungen der Nationalver- 
sammlung. Auch hier sind die verfas- 
sungsmäßigen Rechte der Legislative 
jedoch eindeutig größer als im bela- 
russischen Fall. 

Die Strategie der Opposition 
Die Zersplittertheit der serbischen Op- 
position stellte eine weitere Stütze der 
Herrschaft Milosevics dar. Da die mei- 
sten Oppositionsparteien zudem die 
Idee der Verteidigung des Serben- 
tums als zentrales inhaltliches Anlie- 
gen von Milosevic übernahmen und 
diesen vor allem dann kritisierten, 
wenn er von seiner Parole ,,Alle Ser- 
ben in einem Staat" abzuweichen 
schien, vermochte die Opposition der 
Öffentlichkeit über Jahre kein alterna- 
tives Kultur- und Politikmodell anzu- 
bieten. Konsolidierungsversuche in- 
nerhalb des oppositionellen Lagers 
blieben zunächst ohne substantiellen 
Erfolg. 

Gleichwohl bemühten sich die re- 
levanten Oppositionskräfte seit 1994 

Dr Astrid Sahm, 
wissenschaftliche Mitarbeiterin an der Universitat Mannheim. 
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Für die Branche E-Logistik sieht die Analyse ähnlich aus: 
Ein Logistik Lehrstuhl an der Uni sorgt für ausreichend 
qualifizierte Arbeitskräfte, das Institut für Materialfluss 
und Logistik für den Wissenstransfer, die IT-Branche ist als 
verwandte Branche stark am Standort vertreten und zu 
guter letzt sind auch noch genügend Gewerbeflächen 
mit günstigen Verkehrsanbindungen vorhanden, von de- 
nen aus der Ballungsraum Ruhrgebiet mit Leistungen der 
E-Logistik versorgt werden kann. 

Diese drei Branchen beschäftigten im Jahr 2000 zu- 
sammen bereits 28.000 Menschen. 

Maßnahmenplan fü r  Dor tmund 
In einem Maßnahmenplan legte man dar, was getan wer- 
den muss, um diese Branchen dauerhaft zu stärken. Damit 
war das dortmund-project geboren, dessen Aufgabe es ist, 
den vom Rat der Stadt beschlossenen Maßnahmenplan über 
die Jahre 2000 bis 201 0 umzusetzen. Die Stadt greift dafür 
tief ins Geldsäckel. Jährlich stehen dem dortmund-project 10 
Mio. DM zuzüglich Personalkosten zur Verfügung. 

Der abzuarbeitende Maßnahmenplan steht auf fünf 
Säulen. Zum einen sollen Ansiedlung, Gründung und 
Wachstum von Unternehmen dieser Branchen gezielt ge- 
fördert werden. Hierzu werden beispielsweise Gründungs- 
wettbewerbe initiiert, die Gründern aus den genannten 
Branchen den notwendigen Support (vor allem bei der Er- 
stellung eines Businessplans) bieten sollen. Ebenso wichtig 
ist der Aufbau sogenannter Inkubatoren, die den jungen 

Unternehmen in der Anschlus- 

In ihrem 1 0 Jahres-Plan gingen Bera- ~phase Unterstützung bieten. 
Hier ist einerseits ein Dienstlei- 

ter und lokale Akteure davon aus, stungsnetzwerk wichtig, das es 
dass die Zeit bis 2005 dazu ae- dem Unternehmen ermöglicht, 

d 

sich auf das Wesentliche zu 
braucht wird, dass Cluster so zu stär- konzentrieren, zum anderen 

ken, dass es zu einer selbsttraqenden muss Venture-Kapital zur Ver- 

Clusterdynamik 

men des Controlling überprüft werden, ob die Richtung, 
die das Projekt eingeschlagen hat, noch die richtige ist. 

Risiken regionalwirtschaft l icher In tervent ion 
Alles in allem erscheint das dortmund-project als ein sau- 
ber strukturierter, erfolgversprechender Ansatz planvollen 
kommunalen Wirtschaftshandelns. 

Trotzdem ist der Erfolg nicht vorprogrammiert. Im Rah- 
men des dortmund-project wird versucht, durch Investiti- 
onslenkung in bestimmte, erfolgversprechenden Branchen 
einen günstigen Einfluss auf das Wachstum dieser Bran- 
chen auszuüben, die Bestimmungsfaktoren des jeweiligen 
Wettbewerbsvorteils zu stärken. Als Kommune oder Regi- 
on hat man allerdings nur Einfluss auf zwei der vier von 
Porter benannten Bestimmungsfaktoren: die Faktorbedin- 
gungen und die verwandten und unterstützenden Bran- 
chen. Sowohl die Nachfragebedingungen als auch die Un- 
ternehmensstrategien sind von der lokalen oder auch re- 
gionalen Ebene nur schwer zu beeinflussen. Für den Dort- 
munder Ansatz birgt diese Tatsache zahlreiche Gefahren. 
Was passiert beispielsweise, wenn die größtenteils klein- 
und mittelbetrieblich strukturierten Dortmunder Software- 
firmen von Konzernen aufgekauft werden, die das Unter- 
nehmen an ihren Stammmsitz holen wollen? Wie werden 
die Projektlenker reagieren, wenn sich nicht bewahrheitet, 
dass Konzerne ihre IT-Töchter gerne räumlich ausgliedern 
wollen, die diesbezüglichen Ansiedlungsbemühungen also 
fehlschlagen? Was geschieht, wenn der Markt für Mikrosy- 
stemtechnik sich als viel kleiner als angenommen erweist, 
beispielsweise weil Krankenkassen nicht bereit sind, Be- 
handlungen auf der Basis von Mikrosystemtechnik zu fi- 
nanzieren (MST-Anwendungen finden sich häufig im medi- 
zinischen Bereich), aber schon Millionenbeträge in den Auf- 
bau des Inkubators mit Reinsträumen und anderen ko- 
stenträchtigen Infrastrukturen geflossen sind? 

- 
fügung stehen, soll der Markt Alternativen? 

kommt. erfolgreich erschlossen und das Obige Ausführungen haben gezeigt, dass eine Strategie 
eigene Unternehmen aufge- wie die der Dortmunder nicht gefeit vor Fehlschlägen ist. 

baut werden. Außerdem bemüht man sich um die Ansied- 
lung von US-dotcoms, die kurz vor dem Börsengang ste- 
hen und vorher auf dem europäischen Markt vertreten 
sein sollten und von IT-Ausgründungen deutscher Konzer- 
ne, denen Dortmund das optimale Branchenumfeld bieten 
will. 

Ein zweites Standbein ist die Flächenentwicklung. Füh- 
rungsstandorte sollen so entwickelt werden, dass sie opti- 
mal auf die Bedürfnisse der neuen Führungsbranchen am 
Standort zugeschnitten sind. Auch im Rahmen des dritten 
Standbeins bemüht man sich um eine Verbesserung der In- 
frastrukturen. Hier sollen Projekte umgesetzt werden, die 
dafür Sorge tragen, dass gut qualifiziertes Personal in aus- 
reichender Anzahl vorhanden ist. Eine Ausbildungseinrich- 
tung im IT-Bereich ist schon aufgebaut worden, eine Per- 
sonal-Service-Agentur, die sich um Personalakquise und - 
entwicklung für die Betriebe kümmern soll, befindet sich in 
Gründung. Bemühungen im Bereich der dualen Ausbil- 
dung werden ebenso angegangen wie eine Stärkung der 
Ausbildungskapazitäten an den Hochschulen. Jede Maß- 
nahme ist unterlegt mit einem Planziel, das sich ableitet aus 
den Planzielen der anderen Maßnahmen. Eine vierte Säule 
stellt die Öffentlichkeitsarbeit dar, auch vor dem Hinter- 
grund, dass das Bild von Dortmund bisher nicht zu den Zie- 
len der Stadt passt. Controlling stellt eine fünfte Säule dar. 
Hier gilt es zum einen, die Erfolge und Effekte des dort- 
mund-project zu quantifizieren, zum anderen soll im Rah- 

Auch die Akteure in Dortmund wissen dies. Trotzdem in- 
vestieren sie Geld und Arbeit in das Projekt, das nicht nur 
der Oberbürgermeister als das wichtigste seiner Amtszeit 
ansieht. Trotz eines Haushaltslochs von aktuell 160 Mio. 
DM werden die Ressourcen des dortrnund-project nicht 
angetastet. Ihnen ist bewußt, dass ein Projekt wie das 
ihre eine Trumpfkarte ist, die viele Kommunen nie besit- 
zen werden, auch wenn sie dies wollten. 

Die Position Dortmunds ist verglichen mit der beispiels- 
weise von Städten des nördlichen Ruhrgebietes - absolut 
privilegiert. Jenseits der desolaten Lage der Kommunalfinan- 
Zen sind es hier ganz andere Gründe, die ein solch planvolles 
und kreatives Vorgehen niemals zulassen würden. Ein deut- 
lich kleineres lokales Akteursspektrum dürfte nur schwerlich 
in der Lage sein, ein so umfassendes Projekt auf die Beine zu 
stellen. Ohne kreative und aktive Köpfe aus Hochschulen, 
Gewerkschaften, Kammern, Verbänden, Instituten etc. der 
Region fehlt es an Ideen, Personal und Lobby, um ein sol- 
ches Projekt anzuschieben. Ohne eine Branchenstruktur, die 
gewisse Potentiale in sich birgt, wird es keine gezielten Bran- 
cheninvestitionen geben. In diesem Sinne strukturschwache 
Gebiete werden die Verlierer in dieser neuen Form des 
Standortwettbewerbs sein, die in sogenannten ,,newParks", 
freien Produktionszonen, in denen weitgehend alles erlaubt 
ist ,,alles, was wir kriegen können" (Vestische IHK) ansiedeln 
müssen, um in der Abwärtsspirale des interkommunalen 
Standortwettkampfs nicht ganz unten zu landen. spw 

müssen nicht nur politisch mitge- 
nommen werden, sondern sie müs- 
sen die Leistungen selbst erbringen, 
für die Politik den Rahmen setzt. Ihr 
Selbstvertrauen, ihre Ausdauer und 
die Eigeninitiative der Menschen in 
Ostdeutschland sowie die Solidarität 
der Westdeutschen sind dabei die 
Schlüssel zum Erfolg. Gerade deshalb 
stehen wir alle mit unserer Tat und 
unserem Wort in der Pflicht, Mut zu 

a uf dem Höhepunkt der negati 
ven Entwicklung des Ausbil 

machen für die Bewältigung der Her- 
ausforderungen, die noch vor uns ste- 
hen. Die Bundesregierung wird das 
Ihre für die zweite Hälfte dieser Weg- 
strecke tun. 

Der Bundeskanzler hat im Mai letz- 
ten Jahres gegenüber den Ministerprä- 
sidenten der neuen Länder einen wei- 
teren Solidarpakt zugesichert, der das 
Niveau der Hilfe für die ostdeutschen 
Länder weit über die Zeit nach 2004 

hinaus sichert. Das ist wichtig, um die 
positiven Entwicklungen langfristig zu 
stärken und finanzielle Sicherheit und 
Perspektive für Länder, Kommunen, In- 
vestoren und Bürger auch nach 2004 
zu gewährleisten. 

Dies ist möglich und notwendig 
zugleich. Denn es geht nicht um kurz- 
atmigen Aktionismus, sondern um 
dicke Bretter, die wir noch zu bohren 
haben beim Aufbau Ost. Forum DLZl 

JUMP - Perspektive auf Zeit 
/ \ dungsmarktes und der Ju- 

- 
gendarbeitslosigkeit wurde auf dem Wir brauchen ein kommunales lnfrastrukturprogramm, damit JUMP eine Brücke in 

Jugendparteitag der SPD 1996 die den ersten Arbeitsmarkt wird. 

Umlagefinanzierung der Ausbildung 
beschlossen. Nach Regierungsantritt 
wurde diese jedoch nicht in Regie- 
rungshandeln umgesetzt. Dennoch 
hat die Debatte das Thema auf der Ta- 
gesordnung weit vorne plaziert, so 
dass kurz nach dem Regierungsantritt nung gegeben werden. Die Zahl der 
ein Sofortprogramm zum Abbau der betrieblichen Ausbildungsstellen ist in 
Jugendarbeitslosigkeit (kurz: JUMP) 2000 um 14 000 angestiegen, Jump 
aufgelegt wurde. Ziel des Program- hat 27000 zusätzliche überbetriebli- 
mes war es, dass jedem jungen Men- che Ausbildungsplätze geschaffen. 
schen, der nach der Schule keinen Job Für den Teil-Erfolg war u.a ein hoher 

Arbeitsmarkt Ostdeutschland Ende Februar waren in Deutschland 4,11 Mil- 
lionen Menschen ohne Arbeit Das ist der niedrigste Februar-Stand seit 
1995.Die konjunkturelle Entwicklung hat weiterhin positive Auswirkungen auf 
den Arbeitsmarkt West Im Osten stagniert die Zahl der Arbeitslosen dagegen 
seit uber einem Jahr auf hohem Niveau Die Arbeitslosenquote liegt mit 18.9 
% mehr als doppelt so hoch wie die in den alten Landern ( 8 %) Ein Blick in die 
Beschaftigungsstatistik macht deutlich, daß der Osten vom positiven Gesamt- 
trend abgekoppelt ist. Im November 2000 hatten wir 480 000 sozialversiche- 
rungspflichtige Beschaftigte mehr als vor einem Jahr. Wahrend allerdings die 
alten Bundeslander mit 23.1 Millionen Beschaftigten ein Plusvon 540 000 auf- 
wiesen, ergibt sich fur die neuen Lander mit 4.93 Millionen ein sattes Minus 
von 60 0001 Auf eine langere Distanz betrachtet, sieht es nicht besser aus Im 
Februar 1995, also vor 6 Jahren, war der Beschaftigungstand im Osten noch 
um eine halbe Million hoher als heute. Seit 1991 gingen im Osten 921 000 
Stellen verloren, was einem Minus von fast 14 %entspricht Sieht man sich die 
Stellenmeldungen im Osten an, gingen diese aktuell im letzten Jahr um 7 % 
zuruck Trotz dieser Entwicklung wurden im Zusammenhang mit dem Sparpa- 
ket von Eichel 1999 fur das Jahr 2000 vor allem Mittel fur Strukturanpassungs- 
maßnahmen (SAM) In Ostdeutschland gestrichen, d.h. die beschaftigungs- 
schaffenden Maßnahmen der Arbeitsamter sanken hier um 5 %. 

hat, ein Angebot auf Qualifizierung 
undIoder Arbeit gemacht werden 
sollte. Das wurde bei 268205 Teilneh- 
mern in 308 000 Maßnahmen des 
Sofortprogramms auch erreicht. Die 
Situation auf dem Ausbildungsmarkt 
hat sich verbessert. Sie weist jedoch 
erhebliche regionale Unterschiede 
auf. Es kann noch lange keine Entwar- 

Mobilisierungseffekt bei Jugendlichen 
verantwortlich. Denn entgegen den 
ursprünglichen Befürchtungen der 
Bundesregierung, haben nur wenige 
die Angebote des Programms abge- 
lehnt. Des weiteren hat sich die ver- 
besserte Zusammenarbeit zwischen 
Sozialämtern und Arbeitsämtern auf 
die Entwicklung der Jugendarbeitslo- 

Von Andrea Nahles* 

sigkeit positiv ausgewirkt. Durch diese 
Kooperation konnten 30 000 Jugend- 
liche, die nur noch in Sozialhilfestati- 
stik aufgeführt waren, aber nicht 
mehr beim Arbeitsamt registriert, 
wieder zurück in die Fördermechanis- 
men' der aktiven Arbeitsmarktpolitik 
geholt werden. Die Kooperation hat 
sich bewährt und soll in ein reformier- 
tes Arbeitsförderungsgesetz (SGB III) 
als Regelinstrument einfließen. 

Der verhältnismäßig ungünstige- 
ren Situation im Osten wurde Rech- 
nung getragen. 41 % aller Jump-Mit- 
tel -was eine überproportionale Zu- 
weisung ist - ging in die neuen Län- 
der. (Im Jahr 2001 sollen 50% der Ge- 
samtmittel für das Jump-Programm 
in den Osten gehen!) Dadurch erhöh- 
te sich die Zahl der Teilnehmer am So- 
fortprogramm zum Abbau der Ju- 
gendarbeitslosigkeit um neun Prozent 
auf 38.900. 

Das die Jugendarbeitslosigkeit im 
Osten trotz dieser erfreulichen 
Schwerpunktsetzung in 2000 um 9,7 
% stieg, während sie im Westen um 
7,2 O/O gesunken ist, macht allerdings 
die Brisanz der Entwicklung deutlich. 
Die allgemeine Arbeitsmarktsituation 
Ost verhindert, daß die erfolgreiche 
Teilnahme am Jump-Programm ( und 
das gilt zunächst unabhängig von 
den einzelnen Maßnahmen) in einer 

* Andrea Nahles, MdB ist Vorsitzende des Forum DL 2 1 
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erfolgreichen Vermittlung auf den er- 
sten Arbeitsmarkt mündet. Jump 
schafft eine Perspektive auf Zeit, aber 
Jump schafft immer weniger eine 
Brücke in den 1 .Arbeitsmarkt. An der 
zweiten Schwelle ist für jeden 5. Ju- 
gendlichen unter 25 Jahren in Ost- 
deutschland Schluß. 

Das im Rahmen des Sofortpro- 
gramms ab November 2000 nun 
auch Mobilitätshilfen als neues Instru- 
ment eingeführt werden, um die Ar- 
beitsaufnahme arbeitsloser Jugendli- 
cher in Regionen mit besseren Ar- 
beitsmarktza hlen (u.a. Westdeutsch- 
land!) verstärkt zu fördern, wird in 
den ostdeutschen Ländern kritisch 
hinterfragt. Kurzfristig könne man 
junge Menschen nicht ,,in Arbeitslo- 
sigkeit halten" - argumentiert die 
Arbeitsverwaltung und das Bundesar- 
beitsministerium. Vor Ort stehen die 
mittelfristig negativen Auswirkungen 
auf das Qualifikationsniveau und den 
Fachkräftepool, aber auch die gesell- 
schaftlichen Konsequenzen dieser 
Entwicklung im Mittelpunkt der Be- 
trachtungen. 

In seinem Beitrag für diesen „DL- 
Newsletter" fordert Wolfgang Thierse 
ein ,,lnvestitionsprogramm für Ost- 
deutschland", welches die ,,Prinzipi- 
en der Förderpolitik" auf ihre ,,nach- 
haltige und Arbeit schaffende Wir- 
kung" überprüfen soll. 

Ein lnvestitionsprogramm, dass ei- 
ner zu diskutierenden neuen Investiti- 
onsstrategie folgen soll. Zum Nulltarif 
sei das nicht zu machen, prognosti- 
ziert Thierse: ,,Eine Förderung aller 
extrem strukturschwachen Großre- 
gionen zu gleichen Konditionen ist 
aber eine Politik, die sich nicht mit ei- 
nem haushaltspolitischen Spar- und 
Konsolidierungskurs verträgt." 

Auch Rolf Schwanitz fordert eine 
,,aktive Arbeitsrnarktpolitik", die den 
Strukturwandel im Osten auf abseh- 
bare Zeit begleiten muß. ,,Da darf es 
keine Abstriche geben.'' Ich kann 
mich diesen beiden Forderungen nur 
anschließen: Leider werden in diesen 
Wochen die Weichen in eine andere 
Richtung gestellt. Walter Riester will 
im Wahljahr die Beiträge für die Ar- 
beitslosenversicherung senken. 
Gleichzeitig soll es keinen Bundeszu- 
schuß zum Haushalt der Bundesan- 
stalt für Arbeit geben. Unterm Strich 
heißt das in 2002 wird es Abstriche 
in der aktiven Arbeitsmarktpolitik ge- 
ben und das wirkt sich vor allem ne- 
gativ auf die ostdeutschen Bundes- 
länder aus. Und es heißt auch, daß 
ein lnvestitionsprogramm Ost finanzi- 
ell nicht abgedeckt ist. 

Wer Arbeitsmarktpolitik jetzt zu- 
rückfährt, der gefährdet jedoch eine 
Stabilisierung auf dem Arbeitsmarkt 
Ost. Mehr noch, er nimmt eine negati- 

Mitbestimmung: Ein soziales und 
ökonomisches ErFolgsmodell 
Von Ottrnar Schreiner* 

D er rasche Wandel von Unter 
nehmensstrukturen, die Zu 
nahme flexibel gestalteter Ar- 

beitsverhältnisse sowie die Individuali- 
sierung persönlicher Lebensplanun- 
gen stellen neue Herausforderungen 
an die Betriebsräte. 

Mitbestimmung trägt zur sozial- 
verträglicheren Gestaltung des Struk- 
turwandels und damit zum sozialen 

* Ottmar Schreiner; MdB ist Bundesvorsitzender der Arbeitsgemeinschaft für 
Arbeitnehmerfragen (AfA) in der SPD 

Frieden bei. Klar definierte Rechte und 
dezentralisierte Strukturen der Mitbe- 
stimmung sind ein entscheidender 
Faktor von Arbeitszufriedenheit und 
Motivation der Beschäftigten. Damit 
liegt Demokratie in den Betrieben auch 
im Interesse der Arbeitgeber nach Pro- 
duktivität und Wettbewerbsfähigkeit. 

Kernpunkte der Reform 
Wenn heute jedoch nicht einmal 
mehr 40 Prozent und in kleinen Be- 
trieben nur noch 4 Prozent der Ar- 
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
von Betriebsräten vertreten werden, 

ve Entwicklung in Kauf. Notwendig 
wäre vielmehr eine zeitlich befristete 
neue Anstrengung, um die Hürde 1. 
Arbeitsmarkt zu überwinden. Dabei 
sind reine Arbeitsbeschaffungsinstru- 
mente nicht mehr ausreichend. Wir 
brauchen eine enge Verzahnung von 
kommunaler Infrastruktur- und Wirt- 
schaftsförderungspolitik, die „auf ihre 
Arbeit schaffende Wirkung" abgeprüft 
wird. Mein Vorschlag wäre ein kom- 
munales lnfrastrukturprogramm, daß 
sich nicht nur auf Problemregionen 
konzentriert, sondern außerdem ge- 
zielt die Gruppe der jungen Arbeitslo- 
sen einbindet und fördert. Dabei geht 
es auch darum attraktive mittel- und 
hochqualifizierte Arbeitsplätze anzu- 
bieten, die junge Menschen bewegen, 
ihren Lebensmittelpunkt in den neuen 
Ländern anzusiedeln. Vor dem Hinter- 
grund der zunehmenden Abwande- 
rung junger Menschen in den Westen, 
ist dies nicht nur eine arbeitsmarktpoli- 
tische, sondern auch eine wirtschafts- 
politische und gesellschaftspolitische 
Weichenstellung von erheblicher Be- 
deutung. 

Durchmogeln hilft nicht mehr. 
2002 steht vor der Tür. Konzepte dis- 
kutieren und ausfeilen, Geld in die 
Hand nehmen. In Anlehnung an po- 
puläres westdeutsches Liedgut ( KöI- 
le): Zäng zusamme ( Eichel) - Aasch 
huuh ( alle!). Forum DL2l 

kann diese Form der Mitbestimmung 
nicht mehr funktionieren. 

Es liegt auf der Hand, dass ein fast 
30 Jahre altes Betriebsverfassungsge- 
setz der Realität in den Betrieben im 
Jahr 2001 angepasst werden muss. 
Moderne Unternehmensstrukturen 
erfordern eine moderne Arbeitneh- 
mewertretung. 
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fentlichen wirtschaftlichen Interesses rückten, mag ver- 
wundern. Eine Erklärung bieten die folgenden Ausfüh- 
rungen. 

Clustertheorie ... 
Zunächst einmal zur Theorie: Regionalwirtschaftliche An- 
sätze im Schnittfeld von Geographie und Wirtschaftswis- 
senschaften sind nicht neu. Bereits 191 9 hatte A. Marshall 
in seinem Werk ,,lndustry and Trade" den Begriff ,,indu- 
strial distircts" eingeführt für Regionen, in denen Betriebe 
der gleichen undIoder miteinander verflochtenen Bran- 
chen räumlich konzentriert auftreten. Das Ruhrgebiet 
war lange Zeit ein solches ,,industrial district". Vor diesem 
Hintergrund ist es verständlich, dass man in Dortmund zu- 
erst vor allem die Branchen betrachtet hat, die das Di- 
strikt geprägt haben. 

Marshall hat hier allerdings zunächst einmal nur beob- 
achtet, keine Strategie entwickelt, wie ein solches Distrikt 
gefördert werden kann. An dieser Stelle setzte in den 
90er Jahren der Ökonom Michael Porter an. Im Rahmen 
seiner Untersuchungen über das Zustandekommen natio- 
naler Wettbewerbsvorteile stieß auch er auf regionale 
Konzentrationen von Branchenzusammenhängen, die er 
Cluster nennt. Für regionalwirtschaftliche Ansätze hat 
Porters Theorie zwei Schlüsselfunktionen: Zum einen bie- 
tet sie Anhaltspunkte zur Ermittlung wirtschaftlicher Zu- 
sammenhänge innerhalb einer Region und zur Überprü- 
fung des Potentials bzw. der Zukunftsfähigkeit dieser An- 
sätze. Zum anderen leitet sich aus seinem systemischen 
Ansatz ein neues, erweitertes Verständnis von Industrie- 
politik ab, das neben den traditionellen Instrumenten ei- 
nen erweiterten lnstrumentenbaukasten zum Einsatz 
kommen Iäßt. 

Porter stellte fest, dass räumliche Nähe eine wechsel- 
seitige Verstärkung der einzelnen Bestimmungsfaktoren 
des nationalen Wettbewerbsvorteils (dem er in erster Linie 
seine Aufmerksamkeit widmet) fördert, zu denen die Fak- 
torbedingungen (beispielsweise Preis, Ausbildung und 
Verfügbarkeit von Arbeitskräften), die verfolgten Unter- 
nehmensstrategien, die Nachfragebedingungen und die 
Stärke verwandter Branchen und Zulieferindustrien gehö- 
ren. Dieser Verstärkungsmechanismus kann dazu führen, 
dass es innerhalb eines Clusters zu einem Wirtschafts- 
wachstum kommt, das deutlich über dem Branchen- 
durchschnitt liegt. Clusterdynamik ist der dafür verwende- 
te Beqriff. 

... und Clusterpraxis 
Mit diesen Überlegungen in der Hand ist in Dortmund 
McKinsey angetreten mit dem Auftrag, die wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit der Stadt durch den Aufbau von 
Wachstums-clustern zu stärken. 

Zahlreiche Dortmunder Akteure wie die Wirtschafts- 
förderung, die Kammern, das Arbeitsamt, die Gewerk- 
schaften, die Hochschulen und Vertreter von Branchen- 
verbänden entwickelten gemeinsam mit McKinsey und 
dem Auftraggeber ThysenKrupp in der Folge einen Zehn- 
jahresplan, der genau festlegte, welche Branchen mit 
welchen Maßnahmen zu fördern seien, um bis zum Jahre 
201 0 in Dortmund 70.000 neue Arbeitsplätze zu schaffen 
und die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Stadt in ei- 
nem solchen Maße zu steigern, dass in diesem Zeitraum 
die Bruttowertschöpfung je Einwohner von derzeit 
45.000 auf 65.000 DM pro Jahr zunimmt. 

Dabei soll der Anstieg der beiden Werte in den ersten 
fünf Jahren relativ ~ e r i n q  sein. In ihrem 10 Jahres-Plan 

gingen Berater und lokale Akteure davon aus, dass die 
Zeit bis 2005 dazu gebraucht wird, das Cluster so zu stär- 
ken, dass es zu einer selbsttragenden Clusterdynamik 
kommt. 

Doch bereits heute meint man erkennen zu können, 
welche Branchen die Fähigkeit haben, ein solches Wachs- 
tum zu generieren. 

Porters Analyseraster zielt darauf, Branchen zu identifi- 
zieren, die am Standort im Unterschied zu anderen 
Standorten eine Position besitzen, die man heute in der 
Börsensprache Unique Selling Position (USP) nennt. Diese 
besitzen sie dann, wenn möglichst viele der Bestim- 
mungsfaktoren des nationalen Vorteils möglichst günstig 
für die Branche in der Region ausfallen. 

In Dortmund konnte McKinsey für drei Branchen Vor- 
teile ausmachen, die den Standort Dortmund von ande- 
ren Standorten unterscheiden. 

Zum einen machte man in der IT-Branche Vorteile aus. 
Hier ist die Branche am Ort schon so stark, dass am 
Standort beispielsweise ein Kli- 
ma aus Kooperation und Kon- 
kurrenz entstehen konnte, das Inzwischen wird in Dortmund auf 
die Branchend~namik fördert. ganz andere Branchen gesetzt, näm- 
Das Dortmunder Technolo~ie- 
Zentrum, vor 15 Jahren in-ei- lich lnformationstechnolosie, Mikro- - 
ner breiten gesellschaftlichen Strukturtechnik und ~ - ~ ~ ~ i ~ t i k ,  
Initiative aufgebaut, hat si- 
cherlich entscheidend zu die- 
sem Klima beigetragen. Ausserdem ist Dortmund bundes- 
weit der größte Ausbildungsstandort in der Informatik. 
Hinzu kommt, dass die Löhne für IT-Fachkräfte in Dort- 
mund deutlich unter denen beispielsweise in München 
liegen. Die Faktorbedingungen sind an diesen beiden Stel- 
len also für Dortmund günstig. 

Vorteile sieht man auch für die Branche Mikrosystem- 
technik (MST). Die Erzeugung kleinster Bauteile wie Mo- 
toren, Kameras etc. habe in Dortmund eine USP, weil kein 
anderer MST-Standort in Europa sowohl über Ausbil- 
dungsstätten und Forschungseinrichtungen als auch über 
eine größere Zahl von Unternehmen verfüge. 

U U 

Foto: Christian Kiel (Berlin) 
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Zur genaueren Bestimmung einer unternehmerischen 
Stadtpolitik ist es nötig, die lokale Pfadabhängigkeit loka- 
ler Wirtschaftspolitik aufzuzeigen -dies impliziert nachzu- 
vollziehen, wie lokale Politik in ein dynamisches, veränder- 
liches und sozial umkämpftes Ensemble staatlicher Institu- 
tionen auf verschiedenen Ebenen (global, supranational, 
national, subnational und lokal) eingebunden ist (Brenner/ 
Heeg 1999). SPW 
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Regionalwirtschaftliche 
Ansätze in Dortmund - 
das dortmund-project 
Von Steffi Gerszewski 

Ile Städte betreiben Wirtschaftsförderung. Nie- A mand würde dies bestreiten. Manche Wirtschafts- 
förderungen schneiden dabei besser ab, manche 

schlechter. Fokus und andere Magazine lassen sich gerne 
in Rankings darüber aus, wie gut und schnell Investoren in 
den Städten bedient werden. Schneidet die eigene Wirt- 
schaftsförderung einmal nicht so gut ab, kann sie sicher 
sein, sich gegenüber der Politik verantworten zu müssen. 
Wirtschaftsförderung ist vor diesem Hintergrund eine 
Dienstleistung, die Betrieben geboten wird, um sie am 
Standort zu halten, sie an den Standort zu holen, oder 
auch um Betrieben in bestimmten Problemlagen Hilfestel- 
lung anzubieten. 

Wirtschaftsförderung in Dortmund 
Diese Form von Wirtschaftsförderung gibt es in Dort- 
mund selbstverständlich auch. Sie stellt aber nur einen Teil 

Steffi Gerszewski, Mitglied der spw-Redaktion, lebt in Dortmund 
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der wirtschaftsbezogenen Aktivitäten der Stadt dar. Der 
andere Teil der städtischen Aktivitäten ist besser beschrie- 
ben mit dem Begriff Wirtschaftspolitik. 

Der Strukturwandel stellt für Dortmund eine enorme 
Herausforderung dar. Die Stadt Dortmund hat in den 
letzten 30 Jahre über 50.000 Arbeitsplätze verloren, vor- 
wiegend in den ,,Führungsbranchen" Kohle, Stahl und 
Bier. Andere Branchen, die für Dortmund eine gewisse 
Relevanz haben, ohne jemals standortprägend gewesen 
zu sein, wie beispielsweise die Versicherungen und Ban- 
ken, bauen massiv Stellen ab. 

Trotzdem hat das dortmund-project, das im folgen- 
den vorgestellt wird, das Motto ,,Stärken stärken". 

Ein frühes regionalwirtschaftliches Engagement 
In Dortmund waren es zu Beginn vor allem gewerkschaft- 
liche Akteure und ihre Berater, die mit  regionalwirtschaft- 
lichen Konzepten versuchten den Strukturwandel zu mei- 
stern. Dies war häufig verbunden mit der Hoffnung, dass 
Arbeitsplätze und bestehendes Know-how erhalten blie- 
ben, Qualifikationen nicht entwertet würden, wenn es 
gelänge, neue Wertschöpfungszusammenhänge für die 
ehemals im montanindustriellen Verbund arbeitenden Be- 
triebe zu finden. 

Es war häufig eine harte und wenig lohnenswerte Ar- 
beit, da die betroffenen Betriebe oftmals zu große inter- 
ne Schwierigkeiten hatten, um überhaupt für Beratung 
offen zu sein. Bei konzernabhängigen Betrieben kam hin- 
zu, dass diese eine Willkür ausgesetzt waren, auf die die 
Betriebsleiter selber - ganz zu schweigen von den regio- 
nalen Akteuren - keinen Einfluss hatten. 

Inzwischen wird in Dortmund -fußend auf derselben 
Theorie - auf ganz andere Branchen gesetzt, nämlich In- 
formationstechnologie, Mikrostrukturtechnik und E-Logi- 
stik. Dass diese Branchen plötzlich in das Zentrum des öf- 
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Der Gesetzesentwurf der Bundes- 
regierung zur Reform des Betriebsver- 
fassungsgesetzes trägt einer gewan- 
delten Unternehmenskultur, den Er- 
fordernissen moderner Unterneh- 
mensstrukturen und gleichzeitig den 
Bedürfnissen der Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer Rechnung: Der Re- 
formentwurf beinhaltet die Möglich- 
keit, Betriebsräte in gemeinsamen Be- 
trieben unterschiedlicher Unterneh- 
men zu wählen. Künftig soll die Bil- 
dung von Sparten-, Filial- und unter- 
nehmenseinheitlichen Betriebsräten 
möglich sein. Bei Aufspaltung eines 
Betriebes erhält der Betriebsrat ein 
Übergangsmandat bis zur Wahl im 
neuen Betrieb. Dies ist insbesondere 
im Hinblick auf den zunehmenden 
Trend zum Outsourcing in vielen Un- 
ternehmen von großer Bedeutung. 

In Konzernen kann mit Zustim- 
mung der Mehrheit der Gesamtbe- 
triebsräte in Zukunft ein Konzernbe- 
triebsrat gebildet werden. 

Der Gesetzentwurf sieht als wich- 
tige Neuerung die Entbürokratisie- 
rung des Wahlrechts von Betriebsrä- 
ten vor: Wir wollen gerade in kleinen 
Betrieben die Mitbestimmungsrechte 
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
stärken. In einem vereinfachten Wahl- 
verfahren soll der Betriebsrat in klei- 
nen Betrieben mit 5-50 Beschäftigten 
in zwei Stufen auf Wahlversammlun- 
gen in geheimer und unmittelbarer 
Wahl gewählt werden. In Betrieben 
eines Unternehmens oder Konzerns 
ohne Betriebsrat kann vom Gesamt- 
oder Konzernbetriebsrat die Wahl 
zum Betriebsrat eingeleitet werden. 
Bei den Wahlen zur Arbeitnehme~er- 
tretung entfällt generell die veraltete 
Trennung zwischen Arbeitern und 
Angestellten. Frauen sollen künftig 
entsprechend ihrem Anteil im Betrieb 
im Betriebsrat vertreten sein. 

Neue Beschäftigungformen, wie 
Telearbeit, der Einsatz von Leiharbei- 
tern oder verschiedene Formen des 
Außendienstes bedeuten neue Anfor- 
derungen an die Interessensvertre- 
tung aller Beschäftigten. Diese Arbeit- 
nehmerinnen und Arbeitnehmer 
müssen in die betriebliche Mitbestim- 
mung einbezogen werden. Ihre Teil- 
habe an den demokratischen Rechten 
muss aktiv gefördert werden. Außen- 
dienst- und Telearbeitnehmer unter- 
liegen nach der Novellierung als Teil 
der Belegschaft eines Betriebes dem 
Mitbestimmungsrecht des Betriebs- 
rats. Leiharbeiter erhalten das aktive 
Wahlrecht zum Betriebsrat, wenn sie 
länger als drei Monate im Betrieb be- 
schäftigt sind. Teilzeitbeschäftigte be- 

kommen bei einer Teilnahme an Be- 
triebsratsschulungen außerhalb der 
Arbeitszeit einen Ausgleich. 

Verbesserung der Arbeitsbedin- 
gungen 
Der Reformentwurf des Betriebsver- 
fassungsgesetzes soll zudem die Ar- 
beitsbedingungen der Betriebsräte 
verbessern: Eine Freistellung sowie 
Teilfreistellungen sind bereits in Be- 
trieben ab 200 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern vorgesehen. Ab einer Be- 
triebsgröße von über 100 Beschäftig- 
ten erhält der Betriebsrat die Möglich- 
keit, Beteiligungsrechte auf Arbeits- 
gruppen zu delegieren. Das wird ei- 
nerseits die Arbeit der Betriebsräte er- 
leichtern und gleichzeitig die Mög- 
lichkeiten der Beschäftigten verbes- 
sern, sich aktiv an der innerbetriebli- 
chen Mitbestimmung zu beteiligen. 

Außerdem stärkt der Gesetzesent- 
wurf die Position junger Arbeitneh- 
merinnen und Arbeitnehmer. In Be- 
trieben mit mehr als 150 Jugendli- 
chen und Azubis wird die Zahl der 
Mandate in den Jugend und Auszu- 
bildendenvertretungen (JAV) erhöht. 

Diese und andere Neuerungen, 
wie beispielsweise die Ausstattung 
der Betriebsräte mit moderner Infor- 
mations- und Kommunikationstech- 
nik oder die Möglichkeit, sachkundige 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh- 
mer zur ordnungsgemäßen Erfüllung 
seiner Aufgaben hinzuzuziehen, wer- 
den die Arbeit der Betriebsräte er- 
leichtern. 

Entscheidend ist zudem die Einbe- 
ziehung gesellschaftlich relevanter 
Themen in die Betriebsratsarbeit: Ein 
Betriebsrat muss heute Einfluß auf 
den betrieblichen Umweltschutz neh- 
men können. Der gemeinsame Kampf 
gegen Fremdenfeindlichkeit und Ras- 
sismus erfordert unbedingt das Enga- 
gement der Arbeitnehmervertretun- 
gen in den Betrieben. In beiden Berei- 
chen sieht der Reformentwurf eine 
Ausweitung der Rechte des Betriebs- 
rates vor. 

Zur Beschäftigungssicherung er- 
hält der Betriebsrat nach dem Re- 
formvorhaben ein Initiativrecht zur 
Förderung und Sicherung von Be- 
schäftigung. Arbeitgeber sind dann 
verpflichtet, mit dem Betriebsrat über 
Vorschläge wie die Gestaltung der Ar- 
beitszeit, Überstundenabbau oder die 
Förderung von Teilzeitarbeit zu bera- 
ten. Von großer Bedeutung wird auch 
die Möglichkeit der Betriebsräte sein, 
einem drohenden Qualifikationsver- 
lust frühzeitig und präventiv durch 
betriebliche Berufsbildungsmaßnah- 

men entgegenzuwirken. Hat der Ar- 
beitgeber den drohenden Qualifikati- 
onsverlust zu verantworten, muss der 
Betriebsrat entsprechende betriebli- 
che Maßnahmen zur Qualifizierung 
der betroffenen Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer durchsetzen kön- 
nen. Nach den Reformplänen erhält 
der Betriebsrat auch für Frauenförder- 
pläne und Maßnahmen zur besseren 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
ein Initiativrecht. Beides, sowohl die 
berufsbegleitende Qualifizierung von 
Beschäftigten als auch besondere 
Maßnahmen für Frauen, die von der 
Doppelbelastung Familie und Beruf 
meist in stärkerem Maße betroffen 
sind als ihre männlichen Kollegen, ge- 
hört in den Arbeitsbereich der Be- 
triebsräte. 

Unzureichend bei befristeten 
Arbeitsverhältnissen 
Unzureichend bleibt der Gesetzesent- 
wurf leider bei der Mitbestimmung der 
Betriebsräte über befristete Arbeitsver- 
hältnisse. Ein Betriebsrat erhält nach 
dem Reformentwurf lediglich ein Veto- 
recht bei unbefristeten Neueinstellun- 
gen, wenn es im Betrieb bereits gleich 
geeignete Bewerberinnen oder Bewer- 
ber mit befristeten Arbeitsverhältnis- 
sen gibt. An dieser Stelle hätte die Bun- 
desregierung weiter gehen sollen. 
Durch die zunehmende Befristung von 
Arbeitsverträgen wird das Kündi- 
gungsschutzgesetz umgangen. Be- 
troffene Mitarbeiterinnen und Mitar- 
beiter nehmen zudem ihre Rechte in 
der Hoffnung auf eine Entfristung des 
Arbeitsverhältnisses oft nicht wahr, 
was wiederum die Betriebsräte 
schwächt. Planungssicherheit, insbe- 
sondere Familienplanung für jüngere 
Menschen, ist in befristeten Arbeitsver- 
hältnissen kaum möglich. Die Mitbe- 
stimmungsrechte der Betriebsräte bei 
der Anstellung befristet Beschäftigter 
hätten daher im Interesse der Arbeit- 
nehmerinnen und Arbeitnehmer und 
des Betriebsfriedens deutlich ausge- 
weitet werden müssen. 

Tragfähige Grundlage 
Gleichwohl stellt der Gesetzesentwurf 
der Bundesregierung zur Reform des 
Betriebsverfassungsgesetzes eine 
tragfähige Grundlage für die weiteren 
parlamentarischen Beratungen dar. 

Klar definierte Rechte der Betriebsrä- 
te sind eine Grundlage des bundesdeut- 
schen Sozialmodells, dass gerade wegen 
seiner Fähigkeit zu Konsenslösungen zur 
Stärkung der Wirtschaft beiträgt und 
auch im Ausland als Standortvorteil an- 
gesehen wird. Forum ~ ~ 2 1  



C.................... 

Ein selbstbewußtes Nein: NMD 
Von Andrea Nahles* 

D ie Folgen der von der neuen 
US-Administration vorange- 

triebenen Entwicklung natio- 
naler Raketenabwehrsystemen (NMD) 
sind in diesen Tagen in der Pressebe- 
richterstattung nachzulesen. So be- 
richtet z.B. die taz am 07. März 2001, 
dass China eine deutliche Erhöhung 
seiner Militärausgaben angekündigt 
hat. Der Verteidigungshaushalt soll 
um 17,7 % erhöht werden. Diese 
Konsequenz war vorauszusehen, 
denn abschreckungstheoretisch ist 
die Modernisierung und Aufrüstung 
der offensiven Nukleararsenale die 
beste Maßnahme gegen die Einfüh- 
rung von Defensivkomponenten. Vie- 
les deutet darauf hin, dass China die- 
sen Weg mit der Erhöhung seines Mi- 
litärhaushaltes einschlagen wird. 

Sicherheitspolitische Maßstäbe 
Diese aktuelle Entwicklung belegt, 
dass die Diskussion um NMD in 
Deutschland zur Zeit in die falsche 
Richtung läuft. „Ein eminentes wirt- 
schaftliches und technologisches Inter- 
esse" darf nicht im Mittelpunkt der 
Diskussion stehen. Staatliche Techno- 
logiepolitik kann in vielen Politikfeldern 
wirtschaftlich, sozial oder ökologisch 
positive Folgen haben. In der Rü- 
stungspolitik sollten andere Folgen be- 
dacht werden. Sicherheitspolitische 
Maßstäbe müssen wieder in das Zen- 
trum der Debatte um NMD rücken. 

Die Bundesregierung täte gut dar- 
an, sich in diesem Zusammenhang 
wieder der im Koalitionsvertrag ge- 
nannten Ziele zu erinnern: 

,,Eine wesentliche Aufgabe sieht 
die neue Bundesregierung in der prä- 
ventiven Rüstungskontrolle. Sie er- 
greift Initiativen, um im Rahmen der 
KSE-Verhandlungen die Rüstungs- 
obergrenzen deutlich unter das heuti- 
ge Niveau zu senken. Sie macht ihren 
Einfluß geltend, um ... die weitere Re- 
duktion strategischer Atomwaffen zu 
befördern. ... Die neue Bundesregie- 
rung unterstützt Bemühungen zur 
Schaffung atomwaffenfreier Zonen." 

Diese Ziele sind mit NMD nicht zu 
erreichen. Im Gegenteil: Das Beispiel 
China zeigt, dass ein neuer Rüstungs- 
wettlauf zu befürchten ist. 

* Andrea Nahles, Md6 ist Vorsitzende des Forum DL 2 7 
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Und es gibt weitere Argumente, 
die darauf hindeuten, das NMD ein 
Irrweg ist. 

Die amerikanische Rechtfertigung 
des NMD-Programmes mit dem Hin- 
weis auf die wachsenden Bedrohung 
durch die sogenannten ,,Schurkenstaa- 
ten" scheint weit hergeholt. Diese Staa- 
ten verfügen meist nur über Raketen 
mittlerer Reichweite, und zu einer Wei- 
terentwicklung fehlt diesen Ländern die 
industrielle Basis. Die wahrscheinlichere 
Bedrohung durch Terroranschläge, bio- 
logische oder chemische Waffen Iäßt 
sich aber durch NMD nicht einschrän- 
ken. Somit bietet NMD vor diesen Staa- 
ten nur vermeintlichen Schutz. Dane- 
ben ist zu befürchten, dass durch das 
NMD-Programm, die als ,,Schurken- 
staaten" bezeichneten Länder in dieser 
Rolle gehalten würden. Sicherheitspoli- 
tisch ist es sinnvoller, diese Staaten auf 
multilateraler Ebene in eine internatio- 
nal abgestimmte langfristig angelegte 
Friedens- und Entwicklungskooperati- 
on einzubeziehen. Nur so kann eine 
globale Friedensordnung erreicht wer- 
den. NMD wäre für diese Ordnung 
kontraproduktiv. 

Kooperation mit Russland? 
Neben diesem übertrieben Bedro- 
hungsszenario ist nicht abzusehen, 
wie die Gespräche zwischen Amerika 
und Russland enden werden. Beteiligt 
sich Russland zusammen mit den USA 
an einem europaweiten Abwehr- 
schirm, so bedeutet dies, dass von 
Russland trotz der kostenintensiven 
wirtschaftlichen Reformmaßnahmen 
zusätzliche finanzielle Mittel für mili- 
tärische Sicherheit aufzuwenden sind. 
Dies würde wieder auf Kosten der so- 
zialen und zivilwirtschaftlichen Sicher- 
heit in Russland geschehen und damit 
zu neuen internen Spannungen und 
Konflikten führen. Dies hätte wieder- 
um Auswirkungen auf andere osteu- 
ropäische Staaten. 

Gibt es keine Kooperation mit Rus- 
sland und findet somit eine einseitige 
Aufkündigung des ABM-Vertrages von 
1972 durch die USAstatt, so hätte auch 
dies sicherheitspolitisch unabsehbare 
Folgen. Denn damit wäre die sicher- 
heitspolitische Zusammenarbeit zwi- 
schen Russland und den westlichen 
Staaten und damit das ganze System 
nuklearer Abrüstung und Rüstungskon- 
trolle gefährdet. Wäre dies von den 

USA zu verantworten, so wären die Be- 
ziehungen zwischen den USA und Eu- 
ropa schweren Belastungen ausgesetzt. 

Bedrohung heraufbeschworen 
Außerdem zeigt das Beispiel Chinas, 
dass auch,andere Staaten durch NMD 
zu Maßnahmen gezwungen werden, 
die Europas und Amerikas Sicherheit in 
Zukunft keinesfalls erhöhen. Gerade 
nach der Erhöhung des chinesischen 
Wehretats könnten Länder wie Indien 
und Pakistan die nächsten sein, die mit 
ähnlichen Schritten folgen. Die Rü- 
stungsspirale ist in Gang gesetzt und 
eine Bedrohung wird heraufbeschwo- 
ren, die eigentlich durch dieses Rake- 
tenabwehrsystem verhindert werden 
sollte. Neben diesen negativen Folgen 
für die europäische und amerikanische 
Sicherheit werden diese Staaten durch 
NMD zu Schritten gedrängt, an denen 
sie eigentlich kein Interesse haben. Sie 
benötigen das Geld, das sie für Nach- 
rüstung ausgeben müssen viel drin- 
gender für ihren sozialen und wirt- 
schaftlichen Aufbau. Vor allem China 
wird damit auf dem Weg zur Demo- 
kratisierung und Öffnung gebremst, 
alte Strukturen verfestigen sich. 

Wo ist in der Auseinandersetzung 
um NMD das viel gepriesene neue 
Selbstbewußtsein Europas in der euro- 
atlantischen Partnerschaft? Dies wäre zu 
erkennen, wenn in dieser Diskussion die 
oben genannten sicherheitspolitischen 
Ziele und kritischen Einwände gegen 
NMD offensiv von deutscher und euro- 
päischer Seite vertreten würden. 

Denn zu einer Freundschaft unter 
selbstbewußten, souveränen Partnern 
gehört, dass man in ,,partnerschaftli- 
chen und vertrauensvollen" Gesprä- 
chen den Gespächspartner ,,deutlich 
darauf hinweist, wenn er dabei ist ei- 
nen Fehler zu begehen". 

Die stillschweigende Zustimmung 
zu den Luftangriffen auf den Irak und 
das Verhalten der Deutschen und Eu- 
ropäer bei der Diskussion um NMD 
zeugen jedoch nicht gerade von 
Selbstbewußtsein und es stellt sich die 
Frage, ob diese lavierende Zurückhal- 
tung der richtige Weg ist, um als inter- 
essanter und vollwertiger Partner für 
die übermächtigen Amerikaner ernst- 
genommen zu werden. 

Vor allem wegen der sicherheitspo- 
litischen Unwägbarkeiten, aber auch 
wegen der enormen Kosten, die mit ei- 
ner Beteiligung an diesem Projekt ver- 
bunden wären, lehnt das Forum Demo- 
kratische Linke 21 die Pläne für ein na- 
tionales Raketenabwehrsystem und die 
bundesdeutsche Beteiligung an diesem 
System ab. Forum DL2l 

spw. Zeitschrift fur Sozialistische Politik und Wirtschaft, Heft 118, 2001 

ZUKUNFT DER STADT 

der Stadt als paternalistischer Verteilungsagentur ausge- 
führt wird, abgelöst. Stattdessen herrscht inzwischen ein 
Bild der Stadt als internationaler Wirtschaftsstandort vor, 
in dem es notwendig ist, öffentliche Leistungen zu kom- 
merzialisieren und kommunale Verwaltung in Richtung 
einer ,,lean administration" mit dem Bürger als Kunden 
umzustrukturieren. Der Versuch zum Umbau des städti- 
schen Raums in Richtung einer urbanen Dienstleistungs- 
metropole mit kontrollierten Erlebnis- und Konsumräu- 
men konstituiert Stadt dabei verstärkt als ein umkämpftes 
Terrain (spacelab 1997). Es geht um die Herstellung und 
Kontrolle hochwertiger Stadtviertel und Konsumtionsräu- 
me, in denen diejenigen ausgeschlossen werden, die 
nicht in das Normalitätskonzept des Marktbürgers und 
Konsumenten hineinpassen. 

Territoriale Kontrollstrategien beziehen sich dabei vor 
allem auf die innenstadtnahen Räume, die die Visitenkar- 
ten der Stadt darstellen sollen. Verschiedene Submilieus, 
.für die Innenstädte wichtige Aufenthalts-, Anlaufs- und 
Reproduktionsräume darstellen, passen nicht mit Vorstel- 
lungen einer aufgewerteten Einkaufs-, Erholungs- und 
Bürozone zusammen und sind zunehmend Maßnahmen 
zur Vertreibung ausgesetzt. In vielen deutschen Großstäd- 
ten haben sich Allianzen aus Geschäftsleuten und städti- 
scher Verwaltung etabliert, die die Überwachung innen- 
stadtnaher Räume und die Selektion ihrer Nutzer über- 
nehmen. Volker Eick konstatiert bei dieser Entwicklung 
eine zunehmende Abgabe staatlicher Ordnungs- und 
Kontrollbefugnissen an einen Mix von staatlich-privaten 
Akteuren mit unklaren rechtlichen Normierungen und 
Zuständigkeiten (Eick 1998). Diese Form der Kontrolle si- 
chert Räume und reguliert Situationen, indem sichtbare 
Erscheinungsformen städtischer Armut und damit Irrita- 
tionen für Konsumenten ausgeschlossen werden. 

Festivalisierung der Stadtpolitik 
Eine andere Maßnahme im Zusammenhang mit einer un- 
ternehmerischen Stadtpolitik ist der Versuch, über Groß- 
ereignisse auf den Standort Stadt aufmerksam zu ma- 
chen (z.B. Expo, Olympiade, Loveparade etc.). Ziel ist in 
der Regel durch die Konzentration der Ressourcen, die 
Mobilisierung regionalerlstädtischer Kräfte und die Um- 
setzung neuer administrativer Arbeitsweisen und Struktu- 
ren an regionaler Bekanntheit zu gewinnen, potenzielle 
Investoren zu bündeln und öffentliche Gelder einzuwer- 
ben (Selle 1992). Charakteristisch ist die Organisation der 
Veranstaltung durch öffentlich-private Entwicklungsgesell- 
schaften, die die gebündelte Umsetzung durch eine Hand 
garantieren sollen. Diese Public-Private-Partnerships sind 
ein Ausdruck für den Übergang zu neuen Governancefor- 
men, bei denen durch die Beteiligung wichtiger privater 
Akteure mehr Privatinitiative und eine breitere Beteiligung 
möglich gemacht werden soll. Im Unterschied zu frühe- 
ren Großprojekten z.B. im sozialen Wohnungsbau weisen 
die heutigen Großprojekte kaum noch eine Orientierung 
an einer Verbesserung der Lebensverhältnisse als vielmehr 
eine Orientierung an internationalem Standortmarketing 
auf. Hinzu kommt, dass diese quasi-privaten Organisatio- 
nen öffentlicher Kritik nur schwer zugänglich sind. 

Ausblick: neokeynesianische oder neoliberale 
Stadtstrategien 
Insgesamt steht unternehmerische Stadtpolitik damit für 
eine internationale Orientierung und Entformalisierung 
bzw. Entstaatlichung politischer Verhandlungsformen. Die 
entsprechenden Akteure verstehen ihre Stadt nicht mehr 

als ein Bestandteil eines nationalen Raumsystems als viel- 
mehr als ein Knotenpunkt globaler Kapital- und Informa- 
tionsflüsse. Der Anspruch staatlicher bzw. politischer Ak- 
teure ist häufig nicht mehr die Regulierung gesellschaftli- 
cher Umstände, sondern allenfalls die Mediation zwischen 
verschiedenen Interessen. Ziel ist es, Eigeninitiative bzw. 
marktliche Selbstheilunqskräfte freizusetzen und den 
Standort Stadt aufzuwerten, um eine international wirk- 
same Standortattraktivität zu erlangen; gleichzeitig wer- 
den damit verstärkt Auseinandersetzungen um die Nut- 
zungs- und Aneignungsweisen städtischer Räume hervor- 
gerufen. 

Jamie Peck und Adam Tickell (1 992) argumentieren, 
dass obwohl unternehmerische Städte versuchen, mit ih- 
ren lokalen/regionalen Eigenheiten als Standortfaktor zu 
werben, sie sich in ihrer Politik immer weiter angleichen. 
Trotz aller Versuche, regionale Wettbewerbsbedingungen 
zu gestalten, bleibe die Wettbewerbsfähigkeit, die da- 
durch erreicht werden kann, relativ. Das Abstraktum der 
von den Konkurrenten gesetzten Standards heizt demzu- 
folge immer wieder zu neuen Rennen an. Soweit institu- 
tionelle Rahmenbedingungen auf überregionaler Ebene 
fehlen, können städtische Institutionen jedoch nur im be- 
grenzten Rahmen autonom handeln, da sie externen 
Wettbewerbszwängen unterworfen sind. Insofern stellt 
die auf regionaler Ebene erreichte Modernisierung und 
Innovationsfähigkeit nur ein positionelles, instabiles und 
transitorisches Gut dar (Altvater 1994). 

Einen positiveren Ausblick unternehmen Adam Eisen- 
schitz und Jamie Gough (1998). Ihrer Meinung nach 
führt die zunehmende Bedeutung lokaler Wirtschaftspoli- 
tik zu einer Ausdifferenzierung der Regionen und Städte 
aufgrund ihrer unterschiedlichen sozialen Kräfteverhält- 
nisse und Traditionen der Auseinandersetzung. Insofern 
ist damit die Gefahr eines generellen regulativen Nieder- 
gangs nicht gegeben. Vielmehr argumentieren sie, dass 
lokale Partnerschaften mehr Spielraum lassen für die Ein- 
bindung vielfältiger politischer, ökonomischer und sozialer 
Gruppierungen als noch die korporatistischen Verhand- 
lungen auf der nationalen Ebene zwischen Gewerkschaf- 
ten und Arbeitgebern. Die lo- 
kalen Initiativen eröffnen viel- 
mehr die Chance auf eine sozi- 

lnsgesamt steht unternehmerische 

al inklusivere und offenere PO- Stadtpolitik damit für eine internatio- 
litik als auf der nationalstaatli- nale Orientierung und Entformalisie- 
chen Ebene möglich. Tatsäch- 
lich sei der lokale Staat durch rung bzw. Entstaatlichung politischer 
politische Auseinandersetzun- verhandlungsformen, 
gen häufig gezwungen, key- 
nesianische Politik des Natio- 
nalstaates in veränderter Form fortzuführen statt durch 
eine neoliberale, angebotsorientierte Politik zu ersetzen. 

Um die Gefahren und Möglichkeiten von Handlungs- 
möglichkeiten auf städtischer Ebene grundsätzlich ein- 
schätzen zu können, ist es jedoch notwendig, über die lo- 
kale Ebene hinauszugehen und lokale Veränderungen in 
den Kontext staatlicher Veränderungen zu stellen. Natio- 
nale Dynamiken sind für die institutionellen Restrukturie- 
rungen auf lokaler Ebene von großer Relevanz. Denn in 
Ländern, in denen national-staatliche Politikformen den 
selektiven Erhalt des sozialen Nachkriegskompromisses 
unterstützten (wie z.B. in Skandinavien oder Deutschland) 
sind auf lokaler Ebene sozial inklusivere Projekte möglich 
als in Ländern, in denen die sozialen Kompromisse der 
fordistisch-keynesianischen Ära für das nationale Territori- 
um abgeschafft wurden (z.B. USA oder Großbritannien). 
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Während wirtschaftliche Aktivitäten in den Nachkriegsjah- 
ren im Kontext von Nationalstaat und seinem wirtschaftli- 
chen Management, Regulation und Governance verortet 
wurde, so wird gegenwärtig der Globus und die Region 
zu einem ,,natürlichen" Terrain der Ökonomie. Die Stadt1 
Region als räumliche Basis einer unternehmerischen Lern- 
fähigkeit setzt dabei eine Vernetzung zwischen innovati- 
ven Unternehmen, Forschungskapazitäten und weiteren 

regionalen Multiplikatoren 
voraus. Damit ist die Gestal- 

lnsofern zielen die Veränderungen auf tung der urbanen institutio. 

eine Stärkung der Privatinitiative und nellen und infra-strukturellen 
Ausgangsvoraussetzungen ein 

des Marktes bei einer gleichzeitigen zentraler Bestandteil einer 

Reduzierung staatlicher Tätigkeit auf neuen modernen Stadtpolitik. 

vermittelnde Staatsfunktionen. lnsofern umfasst der Über- 
gang zu einer unternehmeri- 
schen Stadt weitreichende 

Veränderungen in der städtischen Politik mit entsprechen- 
den Diskursen, Formen der Problemverarbeitung, neuer 
Aufgabenwahrnehmung und strategischen Orientierun- 
gen der beteiligten Akteure. 

Im Folgenden wird der Versuch unternommen, 
zentrale Reorientierungen, die mit der unternehmeri- 
schen Stadt im Zusammenhang stehen, anhand von drei 
Punkten zu umreißen. Diese Punkte sind nur drei unter ei- 
ner ganzen Bandbreite, die eine Veränderung städtischer 
Politik aufzeigen. Notwendig ist jedoch anhand der Breite 
des Themas und der Knappheit an Platz eine Begrenzung 
auf charakteristische Beispiele. 

Neue Governanceformen 
Während in der Nachkriegszeit korporatistische Verhand- 
lungsformen der politischen lnteressenvermittlung über- 
wogen, die stark auf der Trennung zwischen Markt und 
Staat aufbauten, so dominieren inzwischen Aushandlung 
zwischen privaten, semi-öffentlichen und öffentlichen 
Akteuren und Institutionen. Diese Aushandlungen wer- 
den vermittelt durch Netzwerke, Allianzen, Kooperatio- 
nen und dem Aufbau von Partnerschaften zwischen 
wichtigen privaten und öffentlichen regionalen Akteuren. 
Während formale Organisationsweisen ein strukturieren- 
des Prinzip vorheriger Verhandlungssysteme waren, so 
sind Entscheidungen inzwischen nicht mehr majoritär 
oder hierarchisch durchsetzbar, sondern setzen horizonta- 
le, häufig informelle Aushandlungen voraus, in der durch 

gemeinsame Analyse- und Entscheidungsprozesse die 
Grundlage für Handlungen geschaffen werden. 

Staatliche Aktivitäten zielen in diesem Zusammenhang 
auf die Freisetzung von unternehmerischer und privater Fle- 
xibilität und beinhalten eine Mediation zwischen verschie- 
denen Akteuren. Nach Peter Strieder, dem Berliner Senator 
für Stadtentwicklung, Umweltschutz und Technologie ist 
das ,,traditionelle Interventions-Instrumentarium des Staa- 
tes [ . . . I  nicht mehr in der Lage, die ökonomischen, sozialen 
und technologischen Probleme der Gesellschaft zu Iösen ... 
Moderne Politik muß sich von etatistischen Denkmustern 
Iösen und zum kooperativen Akteur in den Netzwerken 
aus Politik, Wirtschaft und lnteressensgruppen werden. Po- 
litische Führung erwächst über die kompetente Wahrneh- 
mung der ordnungspolitischen Gewährleistungsverantwor- 
tung." (Strieder 1997: 4) Stadtplanung und -politik soll 
durch ein flexibles Stadtmanagment ersetzt werden, des- 
sen Aufgabenbereich eher Dienstleistungen für private Ak- 
teure und Unternehmen, Organisation von konsensualen 
Abstimmungsprozessen und Servicemaßnahmen umfasst. 
lnsofern zielen die Veränderungen auf eine Stärkung der 
Privatinitiative und des Marktes bei einer gleichzeitigen Re- 
duzierung staatlicher Tätigkeit auf vermittelnde Staats- 
funktionen (Jessop 199713). 

Von der Mieter- zur Eigentümerstadt 
Ein wichtiger Bestandteil einer ,,unternehmerischen 
Stadtpolitik" ist der Versuch, die besitzende Mittelschicht 
und hochqualifizierte Bevölkerungsgruppen in den Städ- 
ten zu halten. Wohnungspolitik beinhaltet in diesem Zu- 
sammenhang immer weniger Maßnahmen des sozialen 
Wohnungsbaus und seiner Bewirtschaftung, sondern ei- 
ner Förderung des Erwerbs von Eigentum durch die Zur- 
verfügungstellung von Baugrundstücken - häufig unter 
Marktwert - an Selbstnutzer, Gewährung steuerlicher 
Nachlässe (durch den Nationalstaat) und finanzieller För- 
derung etc. Ein Beispiel unter vielen ist dafür die Berliner 
Stadtentwicklungspolitik: „Die Planungspolitik der Stadt 
und auch die Planungspolitik des Landes Brandenburg ha- 
ben es nicht mehr in der Hand, den Nachfragern und 
Bauträgern ihre Freiheiten zu beschneiden. Räumliche 
Steuerung in der Region muß über Preise und Kosten 
hergestellt werden. Wer Berliner in Berlin halten will, muss 
ihnen billiges Bauland und preiswerte Objekte in der 
Nähe ihrer bisherigen Wohnstandorte bieten. Alles ande- 
re ist Selbstbetrug und Illusion." (Pfeiffer 1997: 22) Das 
mit der Eigentumsförderung verbundene Ziel ist es, die 
steuerkräftige Mittelschichten an die Städte zu binden 
und damit gleichzeitig zur Lösung städtischer Tendenzen 
der Verwahrlosung als auch zur Attraktivitätssteigerung 
des Standortes beizutragen. Durch den privaten Besitz soll 
eine erhöhte Verantwortung für die Umgebung sicher 
gestellt werden und die Eigentümer eine Ordnungsfunkti- 
on im unmittelbaren öffentlichen Raum wahrnehmen. 
Zugleich sollen durch einen qualitativ hochwertigen Woh- 
nungsbestand internationale Fachkräfte, und damit Un- 
ternehmen an die Städte gebunden werden. 

Dieser Versuch der Herstellung einer ,,qualifizierten 
städtischen Öffentlichkeit" ist jedoch nicht nur ein Ziel der 
Wohnungspolitik, sondern lässt sich auch bei der Sicher- 
heitspolitik als auch der Festivalisierung der Stadtpolitik 
verfolgen. 

Sicherheitspolitik 
Mit dem Übergang zum ,,Unternehmen Stadt" wird auch 
eine Solidarität administrativen Typs (Lipietz 1991). die von 

E ine politische Kernforderung der 
demokratischen Linken in der 
Bundesrepublik an die Regie- 

rungsfraktionen und die Bundesregie- 
rung ist, so schnell wie möglich ein 
kodifiziertes, weltoffenes und huma- 
nes Zuwanderungsgesetz in den 
Deutschen Bundestag einzubringen. 
Zuwanderung eignet sich nicht als 
Wahlkampfthema. Das Gesetzge- 
bungsverfahren muss daher bald be- 
ginnen, damit rechtzeitig vor Beginn 
der Wahlauseinandersetzung des 
kommenden Jahres der Rechtsset- 
zungsprozess abgeschlossen ist. 

Forderungen an ein neues 
Zuwanderungsgesetz 
Das neue Zuwanderungsgesetz muss 
den Anforderungen entsprechen, die 
der SPD-Bundesparteitag 1995 in 
Mannheim aufgestellt hat: 

„Das Zuwanderungsgesetz soll Re- 
gelungen, 

für die Festlegung der Anzahl auf- 
zunehmender Personen (Quote), 

den aufzunehmenden Personen- 
kreis, 

das Aufnahmeverfahren, 
die lntegration der aufgenomme- 

nen Personen enthalten. 
Die jährliche Zuwanderungsquote 

ist gemeinsam von Bund und Ländern 
zu bestimmen. Bei der Festlegung des 
aufzunehmenden Personenkreises wir- 
ken gesellschaftliche Verbände, wie 
z.B. Gewerkschaften, Arbeitgeberver- 
bände, Kirchen, Menschenrechtsorga- 
nisationen, Wohlfahrtsverbände und 
Sachverständige mit (Zuwanderungs- 
rat). Bei der Festlegung des aufzuneh- 
menden Personenkreises sind wirt- 
schafts-, arbeitsmarkt-, entwicklungs- 
politische sowie humanitäre Gesichts- 
punkte sowie die gesellschaftspoliti- 
sche Aunahmefähigkeit zu berücksich- 
tigen." 

Aufgrund dieser Beschlusslage steht 
die SPD gegenüber ihrer Parteibasis und 
gegenüber Kirchen, Gewerkschaften, 
Wohlfahrtsverbänden und vielen ande- 
ren engagierten Bürgern im Wort. 

Bundesregierung und SPD-Bun- 
destagsfraktion müssen aufgefordert 
werden sich bei der Erarbeitung des 
Gesetzesentwurfes - neben den Be- 
richten der sogenannten ,,Stiegler- 
Kommission" und ,,Süßmuth-Kom- 
mission" an dem einschlägigen Ge- 
setzentwurf zu orientieren, den die 
Bundeskonferenz der Arbeitsgemein- 
schaft der sozialdemokratischen Juri- 
stinnen und Juristen in der SPD (ASJ) 
1998 in Köln auf der Grundlage des 
zitierten Parteitagsbeschlusses von 
Wiesbaden erarbeitet hat. 

Deutschland braucht ein modernes 
und humanes Zuwanderungsgesetz 

Von Klaus Hahnzog* 

Grundrecht auf Asyl muss 
bleiben 
Asylsuchende und Bürgerkriegsflücht- 
linge können nicht unter ein solches 
Gesetz fallen. Ihre Zahl kann schon aus 
humanitären Gründen nicht quotiert 
werden. Die demokratische Linke muss 
sich daher allen Bestrebungen widerset- 
zen, das Asylrecht von einem Grund- 
recht in eine bloße institutionelle Ga- 
rantie umzuwandeln oder Zuwande- 
rung mit einer weiteren Einschränkung 
des Asylgrundrechts zu verknüpfen. 
Deutschland muss sich auch weiterhin 
seiner humanitären Verantwortung 
stellen und seinen internationalen Ver- 
pflichtungen nachkommen, Flüchtlinge 
aus Kriegs- oder Krisengebieten aufzu- 
nehmen. Der verfassungsrechtlich be- 
gründete Familiennachzug darf durch 
ein Zuwanderungsgesetz nicht einge- 
schränkt werden. 

Die Unterscheidung zwischen nütz- 
lichen und nicht nützlichen Ausländern, 
grenzt nicht nur aus, sondern negiert 
auch die aus der eigenen Geschichte re- 
sultierende Verantwortung Deutsch- 
lands. Nationalegoistische Abschot- 
tung, auch und gerade gegenüber Not- 
und Elendsflüchtigen, ist nicht nur ver- 
antwortungslos, sondern schürt Aus- 
länderfeindlichkeit und Fremdenhaß 
und leistet dem rechtsradikalen Zulauf 
Vorschub. Zuwanderung aus humani- 
tären und aus ökonomischen Gründen 
liegt im Interesse aller in der Bundesre- 
publik Deutschland Lebenden. 

Plädoyer für eine umfassende 
und aktive lntegrationspolitik 
Die Linke in Deutschland muss sich 
nachdrücklich dagegen aussprechen, 
sich im politischen Prozess auf klein- 
schrittige Modifikationen des bestehen- 
den Ausländerrechts zu beschränken. 
Ein Artikelgesetz, mit dem lediglich an 
einzelnen Stellschrauben gedreht wird, 
würde den Charakter von Stückwerk 
haben. Der bestehende Rechtszustand 
eines ,,Fleckerlteppich"- Ausländer- 
rechts darf nicht weiter fortgeschrieben 
werden. Notwendig ist vielmehr Bere- 
chenbarkeit und Verläßlichkeit für Aus- 
länder und Deutsche - das ist wieder- 
um die Basis für Integration. 

Die demokratische Linke muss des- 
halb eine offensive und wirksame Inte- 
grationspolitik aller Zuwanderer in die 

Gesellschaft der Bundesrepublik 
Deutschland verfolgen. Dazu gehören 
zu aller erst Angebote zum Erlernen 
der deutschen Sprache. Für die erfor- . 

derliche Freiwilligkeit sollen durch Ver- 
besserungen im Ausländerrecht Anrei- 
ze geschaffen werden. Die verbinden- 
den Grundwerte für das Zusammenle- 
ben aller, wie Achtung der Würde des 
Menschen, Gleichberechtigung, insbe- 
sondere der Frauen, Toleranz, Demo- 
kratie und Rechtsstaat gelten für alle. 
Ein eigener Begriff der deutschen Leit- 
kultur oder einer Leitkultur in Deutsch- 
land kann als einer sich zu unterwer- 
fenden Dominanz einer Seite verstan- 
den werden und ist daher schädlich. 
Interkulturelle lntegration befruchtet 
die deutsche Kultur. 

Übergeordnetes Ziel einer Integrati- 
onspolitik muss die Verbesserung der 
rechtlichen, institutionellen und indivi- 
duellen Voraussetzungen für eine 
gleichberechtigte Teilhabe am ökono- 
mischen, sozialen, politischen und kul- 
turellen Leben sein. Ziel von lntegration 
ist dabei: Eine wechselseitige Akzep- 
tanz und Toleranz zwischen den ver- 
schiedenen Bevölkerungsgruppen und 
die Chancengleichheit bzw. die Gleich- 
behandlung in allen wichtigen Berei- 
chen von Gesellschaft und Wirtschaft 
- in Arbeitsmarkt und Beschäftigung, 
Bildung und Ausbildung, beim Woh- 
nen und bei den Angeboten sozialer 
Dienstleistungen und Freizeitaktivitä- 
ten. Deshalb müssen die wichtigsten 
Leitlinien einer lntegrationspolitik vor 
allem die Förderung der rechtlichen 
Gleichstellung und der politischen Parti- 
zipation. die Erleichterung der interkul- 
turellen Kontakte, das Entgegenwirken 
fremdenfeindlicher und rassistischer 
Ausgrenzung, der Abbau von struktu- 
rellen Benachteiligungen und die inter- 
kulturelle Öffnung von Institutionen 
sein. 

Ein modernes und humanes Zu- 
wanderungsgesetz braucht auch eine 
aktive Integrationspolitik. Beide Aufga- 
ben politisch und gesellschaftlich zu 
Iösen sind die größten Herausforde- 
rungen einer aufgeklärten und linken 
Migrationspolitik im Zeitalter der Glo- 
balisierung. Forum ~ ~ 2 1  
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Foto: Christian Kiel (Berlin) 

Die Zukunft der Städte 

S tädte sind leistungsfähige und komplexe Systeme: 
Sie sind Laboratorien und Experimentierfelder, häu- 
fig Abbilder der Zukunft. Sie sind Kristallisations- 

punkte kultureller und wirtschaftlicher Entwicklung. Hier 
entstehen innovative Milieus, die Neues aushecken. Wo 
sonst als in den großen Städten finden sich so viele kultu- 
relle Angebpte auf engstem Raum, wird so viel Wissen 

angehäuft. Gleichzeitig sind 

So ist dieser spw-Schwerpunkt auch ~ t ä d t e  große Integrationsma- 
schinen, denken wir nur an 

ein Plädoyer dafür, Um Unsere Städte die klassischen Einwanderer- 

und um den charme urbaner ~ ~ b ~ ~ ~ -  städte in Nordamerika. Kultu- 
relle Vielfalt findet sich auf 

weise zu kämpfen. engstem Raum, in der funktio- 
nierenden und lebendigen 

Großstadt ist viel Platz für Leute, die ,,andersJ' sind. Dies 
alles hat zur Faszination und zum Wachstum der großen 
Städte beigetragen. 

In den letzten Jahren hat sich die Aufmerksamkeit je- 
doch vermehrt auf die Krise der Städte gerichtet. Die zu- 
nehmende soziale Polarisierung bildet sich in den Groß- 
städten schärfer ab als anderswo, das komplexe System 

Björn Böhning, Berlin, Student und Mitgl~ed der spw-Redaktion; 
Ulf-Birger Franz, Hannover, Angestellter, Mitglied des spw-Arbeitsausschusses und des 
SPD-Unterbezirksvorstands Hannover-Stadt; 
Steffi Gerszewski, Dortmund, M~tgl ied der spw-Redaktion 

der Stadt droht in vielen Vierteln aus den Fugen zu gera- 
ten. Ganze Wohnquartiere drohen vor dem Hintergrund 
sich verfestigender Massenarbeitslosigkeit und des Weg- 
zugs einkommensstärkerer Bewohner zu kippen. Inzwi- 
schen wird sogar die Steuerbarkeit der Städte an sich in 
Frage gestellt. Sind Rio de Janeiro, Mexico City und Lagos 
nur die Vorboten? Entwickeln sich unsere Städte nach 
dem Vorbild einiger US-Metropolen zu Ansammlungen 
voneinander isolierter und extrem gegensätzlicher Wohn- 
quartiere? - So weit ist es wohl noch nicht. Fest steht 
aber: Sozialer Zusammenhalt, Toleranz und wirtschaftli- 
che Überlebensfähigkeit unserer Großstädte sind gefähr- 
det. So ist dieser spw-Schwerpunkt auch ein Plädoyer da- 
für, um unsere Städte und um den Charme urbaner Le- 
bensweise zu kämpfen. Das Programm ,,Soziale Stadt" 
der Bundesregierung ist ein erster Baustein für eine Zu- 
kunftsstrategie. Deshalb haben wir uns auf die Suche ge- 
macht, haben Problemanalysen und Handlungsvorschläge 
aus verschiedenen Städten, gleichsam als Rundflug, zu- 
sammengestellt. 

Wir beginnen unseren Rundflug in Berlin - und das 
nicht zufällig. Nirgendwo in Deutschland entwickelt sich 
eine Stadt so atemberaubend schnell und unübersichtlich. 
Wer für ein Wochenende Berlin besucht, braucht danach 
eine Woche, um das Gesehene zu verarbeiten. Und nir- 
gendwo sonst sind die beiden Seiten der Stadt so sichtbar 
wie in Berlin: hier Kreativität und Avantgarde, dort Über- 
lebenskampf pur. Dabei hat Berlin eine ganze Reihe von 
Sonder-Bedingungen: die Einheit und das Zusammen- 
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E uropäische Städte und Regionen sind in den letzten 
beiden Jahrzehnten in verschiedene, sehr tiefgrei- 
fende Umstrukturierungsprozesse eingebunden ge- 

wesen, die grundsätzlich Neuansätze für die städtische 
Wirtschafts- und Sozialpolitik sowie für die städtische Ent- 
wicklungsplanung nach sich gezogen haben. Hintergrund 
hierfür sind ökonomische Veränderungen als auch verän- 
derte Argumentationsmuster, wonach Städte als Unter- 
nehmen aufzufassen sind, die miteinander im Wettbe- 
werb stehen. Der Beginn dieser Veränderungen in den 
70er Jahren weist darauf hin, dass sie mit der nachlassen- 
den Fähigkeit der Nationalstaaten in Verbindung zu brin- 
gen sind, Arbeitsmarktkrise, Wohlstandssteigerung und 
Verteilungsgerechtigkeit durch ein keynesianisches Nach- 
fragemanagement zu bewältigen. 

In den Nachkriegsjahren führte die expansive 
Wirtschaftsentwicklung gekoppelt mit staatlichen 
Steuerungsmaßnahmen zu überdurchschnittlichen 
Wachstumsraten in den Verdichtungsräumen. Im Kontext 
der Raumordnungspolitik wurde Städten die Funktion 
von Oberzentren zugewiesen, die wichtige öffentliche 
und private Einrichtungen für die Stadtregion und ein er- 
weitertes Umland zu garantieren hatten. In diesem hier- 
archisch gestuften System entstand ein Wettbewerb zwi- 
schen Städten höchstens um die äußere Grenze zu be- 
nachbarten Oberzentren, aber nicht um die Qualität und 
Quantität der Ausstattung, die in der jeweiligen Zentrali- 
tätsebene mehr oder weniger gleich gut befasst sein soll- 
te. Städtische Akteure konnten sich in diesem Zusammen- 
hang auf die Abarbeitung staatlicher Vorgaben, die Ga- 
rantie infrastruktureller Vorleistungen und die Umvertei- 
lung sozialer Transferleistungen beschränken. 

Diese Situation änderte sich mit der Globalisierung 
wirtschaftlicher Aktivitäten und einem Legitimitätsverlust 
des keynesianisch-wohlfahrtsstaatlichen Staatstypus. Städ- 
te sind inzwischen seit mehr als zwei Jahrzehnten mit ei- 
nem latenten Abwanderungsdruck scheinbar oder tat- 
sächlich standortunabhängiger Unternehmen konfron- 
tiert bei gleichzeitig ansteigender Arbeitslosigkeit und 
Notwendigkeit zu sozialen Transferzahlungen. Diese neue 
Anforderungen werden ergänzt durch die Transformati- 
on von Städten - je  nach ihrer Position in der Städtehier- 
archie - zu Knotenpunkten in der Organisation, dem Ma- 
nagement und der Kontrolle überregionaler bzw. transna- 
tionaler Produktions-, Verkehrs- und Handelsbeziehungen 
(Sassen 1991, 1996, Castells 1989, Knox 1995). Einerseits 
sind sie damit wichtige Zentren, möglicherweise sogar die 
Motoren und Vorreiter der sich herausbildenden globalen 
Welt(un)ordnung. Städte übernehmen Knotenfunktio- 
nen, die gleichermaßen die Bündelung internationaler Fi- 
nanz-, Handels- und Informationsströme und die transna- 
tionale Steuerung und Kontrolle in Konzernzentralen 
durch unternehmensorientierte Dienstleistungen betref- 
fen. Andererseits nehmen die sozioökonomischen Dispari- 
täten in den Großstädten gemessen in Kategorien des 
verfügbaren Einkommens, der beruflichen Situation und 
sozialen Stellung der Bewohner zu. Städte zumal Groß- 
städte sind gegenwärtig von verstärkten Tendenzen der 
Segregation, sozialen Ausdifferenzierungen und lokalen 
Problemverdichtungen geprägt. 

Diese Herausforderungen zusammen mit den zuneh- 
menden finanziellen Restriktionen in den Städten bewir- 
ken gegenwärtig einen Zwang zur permanenten Attrakti- 
vitiätssteigerung der Stadt als Standort. Städte werden 
inzwischen sowohl von städtischen Akteuren als auch in 
der Wissenschaft nicht mehr länger als Orte der ,,kollekti- 

Unternehmen Stadt 
zwischen neuen 

Governanceformen und 
Sicherheitspoliti k 

Vom Ende der Stadt als staatlicher Veranstaltung 

Von Susanne Heeg 

ven Konsumtion" (Castells 1977) gesehen, sondern als 
,,Unternehmen Stadt" (Harvey 1989, Mayer 1990). 

Unternehmerische Stadt 
Der Übergang zu einer unternehmerischen Stadtpolitik 
hängt mit Interpretationen zusammen, wonach eher 
wettbewerbsfördernde als sozial umverteilende Maßnah- 
men eine Antwort auf die gegenwärtigen städtischen 
Probleme wie hohe Arbeitslosigkeit, industrielle Abwande- 
rungen und Haushaltsrestriktionen darstellen. Demnach 
müssen Städte und Regionen, 

wenn sie den Städte werden inzwischen sowohl 
einer Arbeitsmarkt- und Haus- 
haltskrise entkommen wollen, von städtischen Akteuren als auch in 
ihre ökonomischen Strategien, der Wissenschaft nicht mehr länger 
Institutionen, Formen der Go- 
vernance und des Staates än- als Organisationen der ,,Kollektiven 

dern. Gefordert werden stär- Konsumtion" qesehen, sondern als - 
ker ,,proaktive Strategien" zur 
Förderunq der städtischen 

,,Unternehmen Stadt" 

bzw. stadtregionalen Wettbe- 
werbsfähigkeit angesichts eines verschärften internationa- 
len Standortwettbewerbs um mobile Investitionen. Dabei 
lässt sich feststellen, dass der Ansatz der unternehmeri- 
schen Stadt plausibel im gesellschaftlichen Diskurs veran- 
kert wurde: In den dominanten politischen Strömungen 
- neoliberal, staatsorientiert bis hin zu neokorporatistisch 
- besteht inzwischen eine Einigkeit über die Notwendig- 
keit von lnitiativen endogener regionaler Wirtschaftsent- 
wicklung. Was diese sehr unterschiedlichen Initiativen 
eint, ist der Versuch, ökonomische und extra-ökonomi- 
sche Faktoren, die die regionale bzw. urbane Wettbe- 
werbsfähigkeit verbessern soll, neu zu kombinieren. Nach 
Bob Jessop werden diese Bemühungen reflektiert ,,in di- 
verse policies to  promote permanent innovation, an 
enterprise culture, and labour market flexibility as well as 
to subordinate social policy more generally to the percei- 
ved imperatives of international competition." (Jessop 
1997a: 37) 

Die Plausibilität des Diskurses über die unternehmeri- 
sche Stadt hängt eng mit einem parallelen Diskurs über 
ein neues Raumverhalten der Ökonomie zusammen. 

Susanne Heeg ist wissenschafiliche Assistentin am Institut Universität für Geografie Hamburg. an der 
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Vertragslücken und lnterpretationsspielräume für erhebli- 
chen Konfliktstoff im Auftraggeber-Betreiber-Verhältnis 
sorgen werden. Die Erfahrungen in Stockholm und Ko- 
penhagen sprechen hier Bände. Darüber hinaus lassen Er- 
fahrungen aus dem Bereich des von der Deutschen Bahn 
AG betriebenen regionalisierten Nahverkehrs Zweifel 
aufkommen, ob eine effektive Kontrolle gewährleistet 
werden kann. Bei beanstandeten Sollabweichungen wer- 
den z. B. oftmals monetäre Sanktionen verhängt, die kei- 
neswegs zwingend zu Qualitätsverbesserungen führen. 

Die Verlierer der EU-Neuregelung werden vor allem die 
Beschäftigten in den kommunalen Unternehmen sein. 
Schon jetzt ist absehbar, dass erhebliche Abstriche an den 
sozialen Besitzständen vorgenommen werden. Dies betrifft 
in Zukunft nicht nur neu einzustellende Mitarbeiter, die 
deutlich reduzierte Einstiegslöhne hinnehmen müssen, son- 
dern auch die bislang beschäftigen ÖPNv-~itarbeiter. So 
zeigt der vor dem Hintergrund der erwarteten Liberalisie- 
rung von der nordrhein-westfälischen Gewerkschaft ötv 
ausgehandelte Spartentarifvertrag ,,Nahverkehr", dass 
durch den neuen Tarifvertrag zwar zu keine Eingriffen in 

die Besitzstände bei den Löh- 
Es werden Zweifel laut, dass die von nen und Einkommen der Be- 

schäftigten in den Nahver- 
der EU-Kommission erwartete kehrsbetrieben zu erwarten 

Effizienzsteigerung bei gleichzeitiger sind, gleichwohl aber auch auf 

Qualitätsverbesserung durch die Ein- diese auf Grund des so ge- 
nannten ,,Konsolidierunqsbei- 

fü  hrung des ,,kontrollierten Wettbe- trages der ~ltbeschäft'&en" 
tatsächlich in den unbestreitbaren ~ e e l s t u i ~ e n  

zukommen (Dass es bei zuneh- 
Großstadtregionen gelingen wird. mendem Wettbewerb im 

ÖPNV zu einer Nivellierung der 
Einstiegslöhne kommen muss, ergibt sich aus der Tatsache, 
dass die ötv in der Vergangenheit in den privaten und öf- 
fentlichen Segmenten für die gleiche Arbeitsleistung im Ni- 
veau sehr verschiedene Flächentarife abgeschlossen hat. 
Auf Grund der sehr verschiedenen gewerkschaftlichen Or- 
ganisationsgrade in den kommunalen und privaten 
Nahverkehrsbetrieben wird es ihr nicht gelingen, den für 
die Arbeitnehmer günstigsten Tarifvertrag überall zur An- 
wendung zu bringen). 

Vor diesem Hintergrund werden Zweifel laut, dass die 
von der EU-Kommission erwartete Effizienzsteigerung bei 
gleichzeitiger Qualitätsverbesserung durch die Einführung 
des ,,kontrollierten Wettbewerbs" tatsächlich in den Groß- 
stadtregionen gelingen wird. Statt einer grundsätzlichen 
Ausschreibungspflicht halten manche Kommunalpolitiker 

es für angemessener, wenn den Aufgabenträgern i m  
ÖPNV die Wahl zwischen Eigenfertigung und Fremdbe- 
zug selbst überlassen bliebe. So besteht auch Städtetags- 
präsident Hajo Hoffmann darauf, dass die Städte auch 
künftig eigenverantwortlich darüber entscheiden können, 
ob sie die Verkehrsdienstleistungen selber erbringen oder 
vergeben wollen (Eben da, 5. 11).  

Was nun? 
Beobachter aus der ÖPNV-Szene gehen davon aus, dass die 
Einführung des ,,kontrollierten Wettbewerbs" kaum noch 
zu verhindern sein dürfte. In den laufenden Verhandlun- 
gen geht es daher primär um Verbesserungen des Ent- 
wurfs in Hinblick auf einzelne verfahrenstechnische Modali- 
täten und insbesondere um Fristen. Der Verband der kom- 
munalen Verkehrsunternehmen VDV fordert in diesem Zu- 
sammenhang u.a. eine Übergangsfrist von mindestens 
acht Jahren und eine Festschreibung marktinitiierter und 
behördeninterner Verkehrsdienstleistungen. Von der Ge- 
werkschaft ötv wurde in einer ,,Berliner Erklärung" verlangt 
die Ausschreibungspflicht nur auf Fremdleistungen zu be- 
schränken, den steuerlichen Querverbund aufrecht zu er- 
halten und ebenfalls eine achtjährige Übergangsfrist zu ge- 
währleisten. Dass diese Stimmen im europäischen Raum 
weitgehend Gehör finden, muss allerdings mit Skepsis be- 
trachtet werden. Am ehesten dürfte noch Fristverlängerun- 
gen durchsetzbar sein. Bei der Umsetzung der absehbaren 
EU-Verordnung ist zudem die Einhaltung einer weiteren 
Minimalbedingung unerlässlich: Zur Verhinderung von 
Lohn- und Sozialdumping ist bei Ausschreibung die Vorga- 
be von tarif- und arbeitsrechtlichen Standards zwingend 
vorzusehen. Der Verzicht auf entsprechende Regelungen 
würde lediglich den Preiswettbewerb weiter anheizen und 
bei den Beschäftigten der Nahverkehrsbetriebe einen sozia- 
len Flurschaden anrichten, der zu unübersehbaren politi- 
schen Folgen führen könnte. 

Welche Konsequenzen sich am Ende für die kommuna- 
len ÖPNV-unternehmen ergeben, wird nicht zuletzt auch 
davon abhängen, ob es ihnen gelingt, sich neu aufzustel- 
len und im Wettbewerb mitzuhalten. Gerade darum set- 
zen fast alle Beteiligten aus dem kommunalen Sektor auf 
die Verlängerung der Übergangsfristen bei der Einführung 
von Ausschreibungsverfahren. Die Anstrengungen der 
kommunalen ÖPNV-unternehmen gehen derzeit dahin, 
sich einerseits durch Umstrukturierungsmaßnahmen und 
qualitativen Verbesserungen auf der Angebotsseite neu zu 
positionieren. Andererseits werden verstärkt in Form von 
kommunalen Verbünden oder Public Private Partnerships 
Kooperationspartner gesucht, um die Größennachteile ge- 
genüber den starken ausländischen Anbietern aus- 
zugleichen. Einen relativ spektakulären Ansatz verfolgt in  
diesem Zusammenhang das hannoversche Verkehrsunter- 
nehmen üstra AG, das im Rahmen seiner jüngst gegründe- 
ten Tochter lntalliance AG eine Kooperation mit der Deut- 
sche Bahn Tochter DB Regio einzugehen beabsichtigt. Über 
die lntalliance sollen in Zukunft sowohl die Bus-, Stadt- 
bahn- und S-Bahnverkehrein Hannover als auch exterrito- 
riale ÖPNV-~ienstleistun~en erbracht werden. Die üstra AG 
verspricht sich dadurch insbesondere den Aufbau einer 
Marktposition, mit der sie in der Lage ist, den Druck oligo- 
polistischer Anbieter aus dem EU-Raum Stand zu halten. 
Bis die lntalliance in der beabsichtigten Form steht, sind 
noch eine Vielzahl ungeklärter Fragen zu beantworten. In 
Zukunft wird es jedenfalls auch für die üstra AG ein steini- 
ger Weg sein, um sich unter den neuen Rahmenbedingun- 
aen als kommunales Unternehmen zu behaupten. spw 

wachsen von Ost und West mit seinen Tücken verläuft 
hier mitten in der Stadt, der Bau der neuen deutschen 
Hauptstadt mit dem großen lnvestitionsschub beschleu- 
nigt das Tempo der Stadtentwicklung wie die soziale Po- 
larisierung zusätzlich. Hartmut Häußermann zieht eine Bi- 
lanz der Jahre von der deutschen Einheit bis heute und 
beschreibt die Mechanismen der sozialen Spaltung in Ber- 
lin und anderen Großstädten. An dieser Stelle ergänzt Su- 
sanne Heeg diesen Blickwinkel auf Berlin um den Aspekt 
des langsamen Rückzugs der öffentlichen Hand aus der 
Verantwortung für die wirtschaftliche und soziale Ent- 
wicklung. Sie erkennt, dass Städte zunehmend als Unter- 
nehmen aufgefasst werden, und dass die Akteure daraus 
ihre politische Agenda bestimmen. 

Von Berlin aus geht es in den Ballungsraum Rhein1 
Main, in dem es rund um Frankfurt nicht nur einen 
Speckgürtel gibt, sondern auch prekäre Wohnviertel mit 
hoher Arbeitslosigkeit. Die Hochhaussiedlungen in den 
Vororten erinnern hier zuweilen an die berüchtigten ban- 
lieues in Frankreich. Eine dieser banlieues vor den Toren 
Frankfurts liegt in Hattersheim. Hier arbeitet Klaus Störch 
irn Stadtteilmanagement. Er schildert in seinem Beitrag 
die Strategie, mit der in Hessen versucht wird, kritische 
Wohnquartiere aufzuwerten und soziale Netze wieder- 
herzustellen. Knapp 400 km weiter nördlich, in Hamburg, 
geht es um das gleiche Ziel: um lebendige und funktions- 
fähige Stadtteile. Gerd Walter hat die Rolle des Stadtteil- 
gewerbes für den Arbeitsmarkt der zweitgrößten deut- 
schen Stadt untersucht. Dabei traf er auf eine Vielzahl 
neuer Beschäftigungsformen und knüpft damit an eine 
Diskussion an, die in den letzten Ausgaben der spw im- 
mer wieder eine wichtige Rolle gespielt hat: die Zukunft 
der Arbeit. 

Die wirtschaftliche Entwicklung und der Arbeitsmarkt 
in den Großstädten sind von einem starken öffentlichen 
Sektor geprägt. Fast die gesamte Infrastruktur der Städte, 
die Ver- und Entsorgung sowie der Nahverkehr, wurden 
bisher öffentlich organisiert. Dies ändert sich schrittweise. 
Mi t  der Deregulierung des Strommarktes wurden zu- 
nächst die Stadtwerke dem ungleichen Wettbewerb mit 

1. Das Problem: Wohnungsnahe Arbeitsplätze 
erhalten 

it der zunehmenden Arbeitslosigkeit und ihrer 
stadträumlichen Konzentration in benachteilig- M. ten Stadtteilen wurde in den letzten Jahren 

deutlich, welche Rolle die lokal verankerte Ökonomie - 
darunter werden Kleinbetriebe verstanden, die aus dem 
verarbeitenden Gewerbe, dem Handwerk, den sozialen, 
haushalts- und den unternehmensbezogenen Dientslei- 
stungen kommen und ihre Standorte ,,wohnungsnah" in 
nutzungsgemischen Stadtteilen haben - für die soziale 
Stabilisierung von Stadtteilen haben kann. Sie bietet nicht 
nur wohnungsnahe Arbeitsplätze, sondern trägt mit ihrer 
breit gefächerten Gewerbetradition und mit ihren vielfäl- 
tigen Produktions- und Dienstleistungsangeboten we- 
sentlich bei zur lebendigen Funktionsmischung, zur at- 
traktiven Versorgungsqualität und zur urbanen Kultur in 
den Stadtquartieren. 

Allerdings führen die spezifischen Formen und die 
Orte der Arbeit in neuen und kleinen Betrieben zu Kon- 
flikten mit bestehenden Leitbildern und Standards der Ar- 

den großen Stromkonzernen ausgesetzt, die Wasserver- 
sorgung und der öffentliche Nahverkehr sollen folgen. 
Die neuen Rahmenbedingungen führen entweder zu ei- 
ner Privatisierung der öffentlichen Aufgaben und Unter- 
nehmen - oder sie erfordern neue Strategien der städti- 
schen Betriebe. Die Artikel von Arno Brandt zur Entwick- 
lung des öffentlichen Nahverkehrs und von Hermann 
Scheer zur Zukunft der Stadtwerke sind Plädoyers für eine 
auch weiterhin aktive Rolle der öffentlichen Hand. 

Städte entwickeln sich keineswegs parallel, es gibt 
Auf- und Absteiger. Denn Städte sind ja immer auch Ab- 
bilder wirtschaftlicher und sozialer Umbrüche. Waren die 
alten Industriestädte des letzten Jahrhunderts einmal 
reich an Arbeit und für Zuwanderung attraktiv, so müssen 
sie heute umso härter darum kämpfen, die Arbeitsplatz- 
verluste im industriellen Sektor zu kompensieren und 
neue Dienstleistungsarbeitsplätze zu gewinnen. Wie 
Nord- und Mittelengland hat in Deutschland insbesonde- 
re das Ruhrgebiet mit dieser Entwicklung zu kämpfen. 
Der Anteil des Dienstleistungssektors ist dort im Vergleich 
zu anderen Großstädten eher gering, bei der Beschäfti- 
gungsentwicklung in den 90er-Jahren lagen die Zentren 
an der Ruhr im westdeutschen Städtevergleich hinten. 
Also nehmen wir Kurs auf das Ruhrgebiet und landen in 
Dortmund. Während sich andere Städte als Autoschmie- 
den, Wissens-, Messe-, Kultur- oder Hauptstädte vermark- 
ten, gilt Dortmund als Bier- und Fußballstadt - ein sicheres 
Indiz dafür, dass die größten Erfolge hier nach Feierabend 
errungen werden. Dies soll sich ändern. Steffi Gerszewski 
stellt das ,,Dortmund project" vor, mit dem die Stadt, die 
durch Stahl- und andere Krisen arg gebeutelt wurde, zum 
attraktiven Standort für die New Economy und für neue 
Unternehmen werden will. 

Dieser spw-Schwerpunkt bietet einen ersten Streifzug 
zum Thema Zukunft der Städte. Er bleibt thematisch und 
geografisch unvollständig. Deshalb werden wir das The- 
ma in Zukunft in loser Folge immer wieder aufnehmen 
und um weitere Aspekte ergänzen. Beiträge für die spw 
zu Entwicklungen und zu städtischen Handlungsstrategi- 
en sind daher willkommen. SP W 

Prekär oder integrativ? 
Wohnungsnahe Arbeitsplätze zwischen industriellen Normali- 

tätsansprüchen und  kleinbetrieblicher Realität 

Von Gerd Walter 

beit sowie des Nebeneinanders von Wohnen und Arbei- 
ten in der Stadt. Den Arbeitsformen in den lokal integrier- 
ten Kleinbetrieben haftet der Ruf des Rückständigen, Un- 
sicheren und Prekären an, weil z.B. Arbeitszeiten oft in- 
formell und flexibel vereinbart werden, die Entlohnung 
geringer ausfällt als in mittleren oder großen Betrieben, 
keine gewerkschaftliche lnteressenvertretung den Rücken 

Gerd Walter, Technische Univers~tät Harnburg-Harburg, Arbeitsbereich 
Stadt- und Regionalökonornie 
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der Arbeitenden stärkt und das individuelle Arbeitsplatzri- 
siko stärker vom Auf und Ab der betrieblichen Auftragsla- 
ge abhängt. Zum anderen provoziert die Nutzungsmi- 
schung Konflikte zwischen dem Gewerbe und den Be- 
wohnern der umliegenden Wohngebäude oder angren- 
zenden Grün- und Erholungsräumen. 

Die wohnungsnahen Betriebe bringen ein ambivalen- 
tes Moment in die Stadtentwicklung: Die Kehrseite der 
Urbanität sind Reibungen und Konflikte, die Kehrseite der 
wohnungsnahen Arbeit sind atypische und z.T. prekäre 
Arbeitsverhältnisse. Die Politik hat auf diese Probleme bis- 
lang mit der Trennung unverträglicher Nutzungen rea- 
giert und das System der kollektiven Arbeitsregulierung 
hat allgemeine Standards des Arbeitens in gesetzlichen 
und tarifvertraglichen Regeln etabliert, die über Branchen 
und Unternehmen hinweg Gültigkeit haben. Die These, 
die im Aufsatz begründet werden soll, ist, dass die Regu- 
lation dieser kollektiven Schutzgüter das Beschäftigungs- 
potenzial in wohnungsnahen Kleinbetrieben in seiner Ent- 
faltung einschränkt und behindert. Der Grund dafür: Die- 
se Regelungen orientieren sich an einer Normalität des 
Arbeitens, die mit der Realität der Arbeitsbedingungen 
der Beschäftigten und der Existenz- und Entwicklungsbe- 
dingungen der Betriebe nur wenig zu tun haben. Sie wer- 
den damit auch zu einem Problem bei der Stabilisierung 
von wohnungsnahen Arbeitsplätzen und den daran ge- 
knüpften Zielen einer integrativen und sozialen Stadtteil- 
entwicklung. 

2.  Normalarbeit u n d  atypische Beschäftigung 
Auch wenn statistisch gesehen nur ein sehr geringer Teil 
der Erwerbstätigen in Großunternehmen beschäftigt ist 
und die Mehrheit in kleinen Betrieben arbeitet, prägen die 
internen Arbeitsverhältnisse von Großunternehmen, ihre 
tariflichen Lohnabschlüsse und die für sie typische Ausge- 
staltung der Beschäftigungsverhältnisse das Leitbild des 

,,NormalarbeitsverhäItnisses". 

Den Arbeitsformen in den lokal inte- Mitdiesem Begriff wird weni- 
ger ein empirisch relevanter 

grierten Kleinbetrieben haftet der Ruf sachverhalt oder eine statisti. 

des Rückständigen, Unsicheren und sche Durchschnittsgröße aller 
,,normalen" Arbeitsverhältnisse 

Prekären an bezeichnet, als eine ,,juristisch 
anerkannte und darum ge- 

setzte ,herrschende' Fiktion (Kress 1998: 490). Es ist die 
normative Kraft des Normalarbeitsverhältnisses, die den 
tatsächlichen Arbeitsverhältnissen als Anforderung und 
Leitbild entgegentritt und insofern auch praktisch und 
wirklich wird. Die Verteidigung der daran geknüpften 
Rechte und Privilegien (Vollzeit, Dauerhaftigkeit, Stabilität, 
kollektive lnteressenvertretung, Ableitung von Sozialversi- 
cherungsansprüchen) und ihre Verallgemeinerung quer 
über verschiedene Branchen und Unternehmen hinweg 
hat dazu geführt, daß für breite Schichten von Werktäti- 
gen ein gewisses Niveau an sozialer Gerechtigkeit und 
Wohlstand über eine lange Zeit hinweg garantiert wer- 
den konnte. 

Dieses Modell der Arbeit steht seit Mitte der 70er Jah- 
re unter einem starken Anpassungsdruck. Vom Stand- 
punkt der Unternehmen aus betrachtet geht es darum, 
den Zugriff auf die Arbeitskraft zu erleichtern, z.B. durch 
Überstunden und kapazitätsorientierte Arbeitszeiten, und 
die Risiken und Kosten der Verwertung der Arbeit so weit 
wie möglich zu reduzieren, z.B. durch befristete Verträge, 
Werkverträge, Teilzeitarbeit, Leiharbeit oder geringfügige 
Beschäftigungen. Ein immer größerer Teil bestehender 
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und neugeschaffener Arbeitsverhältnisse wird auf diese 
Weise in bislang ,,atypischen" Vertragsformen organisiert 
(was es gleichzeitig immer schwieriger macht, das ,,Typi- 
sche" oder ,,Normale" zu bestimmen). 

Je mehr Menschen der Strukturwandel aus dem Mo- 
dell des ,,NormalarbeitsverhäItnisses" hinausdrängt, desto 
größer wird der Anteil derjenigen, die gar keine Arbeit 
haben oder prekär beschäftigt sind. Damit vergrößert sich 
auch die Kluft zwischen jenen, die zum Kernbereich der 
Arbeitsgesellschaft Zugang haben und von einem hohem 
Maß an sozialer Sicherheit und interner Gleichheit zwi- 
schen verschiedenen Unternehmen und Branchen hinweg 
profitieren und jenen, die von ihm ausgeschlossen wer- 
den (StreeckIHeinze 1999: 40). Dabei verläuft die Spal- 
tung zwischen ,,Normal-Arbeitenden" und unsicher Be- 
schäftigten mitten durch die Unternehmen. Sie manife- 
stiert sich in der Teilung zwischen Stammbelegschaften, 
die den privilegierten Kern bilden und Randbelegschaften, 
die je nach Konjunktur- und Auftragslage den Kern er- 
gänzen (vgl. Dostal 1998: 178). Für die Organisation die- 
ser Ränder gibt es legale Modelle: die befristete oder die 
geringfügige Beschäftigung und die Arbeitnehmerüber- 
lassung. So bleibt das Normalarbeitsverhältnis tendenziell 
nur noch für die Stammbelegschaften erhalten. 

Die im ,,NormalarbeitsverhäItnis" manifestierten Lohn- 
Sicherheits- und Stabilitätsstandards haben das Ziel, die 
Situation der abhängig Beschäftigten kollektiv zu verbes- 
sern. Jedoch wirken die ausgehandelten Standards inzwi- 
schen sozial überaus selektiv: sie begünstigen nur die Be- 
schäftigten in den Kernbereichen der Arbeit, in dem FIä- 
chentarifverträge ihre Verallgemeinerung garantieren. Die 
bereits Beschäftigten behalten ihre Besitzstände, während 
die Arbeitsuchenden von den verschlechterten Marktbe- 
dingungen voll getroffen werden (Dostal 1998: 172). Die 
Auflösung von Sicherheiten und Privilegien, die an die 
Normalarbeitsverhältnisse geknüpft sind, stellt auch unse- 
re traditionellen Gerechtigkeitsvorstellungen in Frage. 
Wenn die Garantie von Einkommen und Schutzrechten 
zum exklusiven Privileg einer schrumpfenden Zahl von 
,,Normal"- Arbeitenden wird und neue Arbeitsplätze aber 
zu einem großen Teil in ungesicherten Verhältnissen ent- 
stehen, droht eine Spaltung der Arbeitnehmerschaft. 

3. Kleinbetriebe u n d  atypische Beschäftigung 
Der Anspruch auf eine möglichst homogene Entwicklung 
von Arbeitszeitregelungen, arbeitsrechtlichen Standards 
und Lohnniveaus über verschiedene Branchen und Unter- 
nehmensgrößen hinweg provoziert zwangläufig Konflikte 
innerhalb der Kleinbetriebe. Weil in vielen Bereichen des 
Handwerks, den konsum- und haushaltsorientierten 
Dienstleistungen und in den sozialen Dienstleistungen die 
Produktion und die Konsumption der Waren und Dienst- 
leistungen zeitlich häufig zusammenfallen (uno-actu-Prin- 
z'ip), lassen sie sich nur schwer bzw. gar nicht rationalisie- 
ren. Während also in der Industrie und in den unterneh- 
mensorientierten und distributiven Dienstleistungen durch 
neue Organisationsstrukturen in der Arbeit und den Ein- 
satz neuer Technologien zunehmend Arbeit durch Kapital 
ersetzt werden kann, bleiben die niedrigproduktiven Sek- 
toren relativ arbeitsintensiv (vgl. HäußermannISiebel 
1995). Auf der einen Seite trägt dieser Umstand mit zu 
deren Beschäftigungswachstum bei, auf der anderen Sei- 
te hat er jedoch auch eine gewaltige Umverteilung der 
sozialen Kosten für die Daseinsvorsorge zur Folge. Denn 
das erwerbsarbeitszentrierte Modell der sozialen Siche- 
rung belastet die Arbeit mit den sozialen Kosten und da- 
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tes und des Services der Verkehrsunternehmen im Iändli- 
chen Raum berichtet (Deutsche Bahn Research, s. o., 5. 
36). Für den ~roßstadt-ÖPNV Stockholms, der nahezu 
die Hälfte der Fahrgastzahlen des gesamten ÖPNV Schwe- 
dens umfasst, werden aber selbst von prinzipiellen Befür- 
wortern der dortigen Marktöffnung erhebliche Probleme 
eingeräumt. Berichtet wird, dass die durch das Ausschrei- 
bungsverfahren begünstigte starke Fokussierung auf Auf- 
wandsminimierung und optimalen Ressourceneinsatz zu 
einer sinkenden Rentabilität im ÖPNV geführt habe. 
,,Qualität und Kundenbedürfnisse blieben hier oft auf der 
Strecke" (L. Nordstrand, J. A. Kraft: Entwicklung neuer 
Verkehrsverträge in Stockholm, in Nahverkehrspraxis, 121 
2000). Darüber hinaus wird darauf hingewiesen, dass nur 
die großen etablierten Verkehrsunternehmen vom neuen 
System profitierten und kleine Unternehmen als Anbieter 
keine Chancen sahen, am Ausschreibungsverfahren teilzu- 
nehmen. „Der Einzug auch internationaler Verkehrsunter- 
nehmen in den Stockholmer Nahverkehrsmarkt hat zum 
einen zu einer größeren Vielfalt und Kreativität, zum an- 
deren aber auch zu kulturellen Umbrüchen geführt. Feh- 
lendes Verständnis für schwedische Unternehmenskultur, 
Gesetzgebung und Politik war die Ursache für Auseinan- 
dersetzungen und Protestaktionen in der ÖPNV-~ranche" 
(Eben da, S. 34). Von einer deutlichen Verbesserung des 
ÖPNV auf dem Wege der Einführung des ,,kontrollierten 
Wettbewerbs" kann auf Grund der Stockholmer Erfah- 
rungen jedenfalls keine Rede sein. Diese ernüchternde 
Feststellung gilt weitgehend auch für den ÖPNV in Ko- 
penhagen, der nach erfolgter Liberalisierung gründlich in 
Unordnung gebracht wurde. 

Der Entwur f  der EU-Kommission u n d  seine Folgen 
Auf Grund der miserablen Erfahrungen mit dem briti- 
schen Modell denkt in Europa offenkundig niemand 
mehr an seine Wiederholung. Insofern plädiert auch die 
EU-Kommission in ihrem Verordnungsentwurf für die Ein- 
führung eines ,,kontrollierten Wettbewerbs", der für den 
jeweiligen Geltungsbereich die Ausschreibung von ÖPNV- 
Dienstleistung vorsieht. Nach Zuschlag werden dem Be- 
treiber zeitlich befristete und räumlich begrenzte Aus- 
schließlichkeitsrechte einräumt. Ausdrückliches Ziel der In- 
itiative der EU-Kommission ist die Sicherstellung eines bes- 
seren PreisILeistungs-Verhältnisses und eine bessere Quali- 
tät der Dienste im Öffentlichen Verkehr (EU-Kommission: 
Vorschlaq für eine Verordnunq des Europäischen Parla- 
ments und des Rates über Maßnahmen der Mitgliedsstaa- 
ten im Zusammenhang mit gemeinwirtschaftlichen An- 
forderungen und der Vergabe gemeinwirtschaftlicher Ver- 
träge für den Personenverkehr auf der Schiene, der Stra- 
ße und auf Binnenschifffahrtswegen, Brüssel, 
26.07.2000). Als weitere Ziele werden der diskriminie- 
rungsfreie Zugang zum Markt, die Harmonisierung 
wettbewerbsorientierter Verfahren und die Herstellung 
von Rechtssicherheit hinsichtlich der Rechte und Pflichten 
von zuständigen Behörden und Verkehrsbetreibern ge- 
nannt. 

Der Entwurf verpflichtet zur Vergabe gemeinwirtschaft- 
licher Verträge auf der Grundlage eines europaweiten Aus- 
schreibungsverfahrens. Die Laufzeit der Verträge wird auf 
maximal fünf Jahre begrenzt, kann jedoch in Ausnahme- 
fällen (z. B. bei längerer Amortisationsdauer der Investitio- 
nen) verlängert werden. Darüber hinaus sieht der EU-Ver- 
ordnungsentwurf Ausnahmeregelungen vor, die die Be- 
dingungen definieren, unter denen eine Direktvergabe 
ohne Ausschreibunq erfolqen kann (z. B. nationale Sicher- 

heitsstandards, prohibitive Koordinierungskosten und so 
genannte ,,integrierte Verkehrsdienstleistungen"). 

Auch wenn der Verordnungsentwurf der EU-Kommis- 
sion noch nicht beraten ist, sind bereits jetzt einige Kon- 
sequenzen absehbar, die für den bundesdeutschen ÖPNV 
zumindest in den Großstadtregionen, in denen kommu- 
nale Verkehrsunternehmen vorherrschen, keineswegs nur 
positiv zu sehen sind: 

Zu befürchten ist, dass große ausländische Verkehrsun- 
ternehmen über einen harten Preiswettbewerb auf den 
deutschen ÖPNV-~ark t  drängen und dort die überwie- 
gend mittelständisch organisierten privaten und kommu- 
nalen Verkehrsbetriebe auszuschalten versuchen. Soweit 
dies gelingt, ist perspektivisch eher mit oligopolistischen 
Strukturen auf dem deutschen ÖPNV-~ark t  zu rechnen, 
die eher auf eine Preissetzungs- 
macht der großen privaten An- 
bieter hinauslaufen (Der stad- ZU befürchten ist, dass große ausiän- 
tetag, 912000, S. 11). dische Verkehrsunternehmen auf den 

Zu Qualitätsverbesserun- 
qen wird es zumindest im deutschen OPNV-Markt drängen und 
ÖPNV vieler Großstadtregio- dort die überwiegend mittelständisch 
nen kaum mehr kommen. 
Ganz im Gegensatz zu den ge- organisierten privaten und kommuna- 

legentlichen ,Schlechtleistun- len Verkehrsbetriebe auszuschalten 
gen" der Deutschen Bahn AG 
im Bereich ihrer Regionalver- versuchen. 

kehre hat der ÖPNV in den 
meisten Großstadtregionen relativ hohe Qualitätsstan- 
dards erreicht. Ein Anstieg der Dienstleistungsqualität, wie 
er z.T. bei der Privatisierung ehemaliger DB-Strecken be- 
obachtbar war, ist hier kaum zu erwarten. 

Ob weitere Verbesserungen durch das Wettbewerbs- 
verfahren möglich sind, wird vor allem von den 
kommunalen Aufgabenträgern im ÖPNV abhängen, de- 
nen es in Zukunft zusteht, die von ihnen erweiterten 
Qualitäten im Ausschreibungsverfahren zu spezifizieren 
Zum anderen wird es darauf ankommen, wie gut es den 
kommunalen Aufgabenträgern gelingt, die Einhaltung 
von Qualitätsstandards künftig zu überprüfen. Die Kom- 
plexität des ~roßstadt-ÖPNV, die aufgrund der vielschich- 
tigen Dienstleistungsqualitäten und starker Netzwerkef- 
fekte nicht mit dem Nahverkehr im ländlichen Raum zu 
vergleichen ist, erweist sich in dieser Hinsicht als sperrig 
Zumindest dürfte nicht von der Hand zu weisen sein, dass 

Foto: Christian Kiel (Berlin) 
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Die Zukunft des ÖPNV 
EU-Liberalisierung setzt kommunale Nahverkehrsunternehmen 
unter Druck 

Von Arno Brandtl Wilhelm Lindenberg 

M it der Vorlage eines Entwurfs zur Neuregelung 
des ÖPNV-Marktes hat die EU-Kommission Be- 
wegung in den ÖPNv in Deutschland gebracht. 

Insbesondere in den Großstadtregionen, in denen starke 
kommunale ÖPNV-unternehmen vorherrschen, werden 
Strategien diskutiert und Vorkehrungen getroffen, wie 
die Unternehmen angesichts des zu erwartenden verschärf- 
ten Wettbewerbs neu aufzustellen sind und in ihrer Existenz 
gesichert werden können. Nach dem Verordnungsentwurf 
der EU-Kommission ,,über Maßnahmen der Mitgliedstaaten 
im Zusammenhang mit gemeinwirtschaftlichen Anforde- 
rungen und der Vergabe gemeinwirtschaftlicher Verträge 
für den Personenverkehr (...)" soll nach einer Übergangsfrist 
von drei Jahren der Nahverkehrsmarkt geöffnet und der 
Betrieb von ÖPNV-~ienstleistungen im Rahmen eines Aus- 
schreibungsverfahrens vergeben werden. Nach der Einfüh- 
rung eines ,,kontrollierten Wettbewerbs" ist damit zu rech- 
nen, dass vermehrt große ausländische ÖPNV-~nbieter, ins- 
besondere aus Frankreich, Großbritannien und im skandi- 
navischen Raum, auf den Plan treten und bisherige kom- 
munale Anbieter vom Markt verdrängen. Ohne gravieren- 
de Anpassungsmaßnahmen, die auch auf den sozialen Be- 
sitzstand der Beschäftigten in den kommunalen Verkehrs- 
betrieben Einfluss nehmen, steht die Existenz vieler kom- 

munaler ÖPNV-unternehmen 

Das Ergebnis der Thatcher-Reform zumindest auf dem Spiel. Noch 
ist nicht entschieden, welche 

war ein Debakel. insgesamt ist seit verfahrenstechnischen Rege- 

der Liberalisierung ein Rückgang der lungen im Detail getroffen 
werden, ob Ausnahmeregelun- 

Fahrgastzahlen um etwa 20 bis 30 % gen greifen und welche Fristen 

zu verzeichnen gelten sollen, aber der Schnell- 
zug der Liberalisierung ist aufs 

Gleis gesetzt und es darf gerätselt werden, wie viele 
kommunale Unternehmen, Beschäftigte und wie viel 
Dienstleistungsqualität im ÖPNV am Ende auf der Strecke 
bleiben. 

Liberalisierungserfolge im ÖPNV? 
Gegen einen Wettbewerb im Öffentlichen Personennah- 
verkehr ist zunächst grundsätzlich kaum etwas einzuwen- 
den. Wo bislang die Deutsche Bahn AG im Bereich des 
schienengebundenen Regionalverkehrs mit veralterten 
Nahverkehrszügen, kundenunfreundlichen Taktzeiten und 
unzulänglichem Service den Regionalverkehr mehr 
schlecht als recht aufrecht erhalten hat, ist eine gewisse 
Genugtuung kaum zu verbergen, wenn neuerdings diese 
Strecken von privaten Eisenbahngesellschaften befahren 
werden, die mit nagelneuem rollenden Material und bes- 

Dr. Arno Brandt, Jahrgang 1955, Hannover, Ökonom, 
Vorsitzender des Aufsichtsrates üstra AG 
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serer Vertaktung zeigen, dass Regionalverkehre auch at- 
traktiv gestaltet werden können. Dennoch ist die Frage 
genauer zu beantworten, was und unter welchen Bedin- 
gungen der Wettbewerb im ÖPNV zu leisten im Stande 
ist, wenn es um Qualitätssicherung und Effektivität geht. 
Grundsätzlich sind dabei zunächst unterschiedliche Regu- 
lierungsformen zu unterscheiden, die auch die EU-Kom- 
mission bei ihrem Verordnungsentwurf vor Augen hatte, 
als sie sich für den ,,kontrollierten Wettbewerb" entschied. 

Dass Wettbewerb keineswegs zu Effizienzstei- 
gerungen, Leistungsverbesserungen und Preissenkungen 
führen muss, zeigen vor allem die Erfahrungen mit der 
vollständigen Deregulierung, wie sie in Großbritannien 
unter Maggi Thatcher (,,Eisenbahn, das ist doch Marxis- 
mus.") in 1985 eingeführt wurde. Durch die Abschaffung 
der bis dahin geltenden Preis- und Tarifbestimmungen so- 
wie des Konzessionssystems für Busse wurde ein vollstän- 
dig freier Marktzutritt bei gleichzeitiger Privatisierung der 
ehemals staatlichen Busunternehmen durchgesetzt. 

Das Ergebnis der Thatcher-Reform war ein Debakel. 
Auch Befürworter einer Liberalisierung, wie die Deutschen 
Bank Research kommen angesichts der britischen Erfah- 
rung zu einem vernichtenden Urteil: „Die Ergebnisse dieses 
unregulierten Wettbewerbs sind grundsätzlich negativ. 
Zwar stiegen zunächst die gefahrenen Buskilometer. 
Hauptgrund dafür war jedoch, dass auf einer Linie mehre- 
re Unternehmen mit Kleinbussen Verkehrsleistungen anbo- 
ten. Die insbesondere zu Beginn der Liberalisierung stark 
ausgeprägte Konkurrenz führte dazu, dass die Unterneh- 
men erst gar nicht versuchten, Fahrpläne und Taktzeiten 
aufeinander abzustimmen, Umsteigemöglichkeiten wur- 
den dadurch erheblich verschlechtert. Teilweise kam es 
dazu, dass sich Busse verschiedener Verkehrsunternehrnen 
auf gleichen strecken überholten. Insgesamt ist seit der Li- 
beralisierung ein Rückgang der Fahrgastzahlen um etwa 
20 bis 30 % zu verzeichnen. Gründe dafür sind das ver- 
schlechterte Angebot (häufige Fahrplanänderungen, weni- 
ger Umsteigemöglichkeiten, Einsatz veralterter Busse) sowie 
die zum Teil drastischen Preiserhöhungen (bis zu 45 %). Im 
Wettbewerb zum MIV mussten daher Marktanteilsverluste 
hingenommen werden. (...) Schließlich hat die Deregulie- 
rung zu einem erheblichen Konzentrationsprozess geführt, 
so dass der Markt heute nur noch von wenigen großen, in- 
ternational tätigen Unternehmen dominiert wird." (Deut- 
sche Bank Research (Sonderbericht): Öffentlicher Personen- 
nahverkehr auf dem Weg in den Wettbewerb, 1l2001, S. 
35). Die Erfahrungen mit der ÖPNV-~iberalisierun~ in 
Großbritannien dürften ein Grund mit dafür sein, dass der 
Kampf des Londoner Bürgermeister Ken Livingstone gegen 
die dort von der Blair-Regierung beabsichtigte Teilprivatisie- 
rung der Londoner U-Bahn von über 80 % der Londoner 
Bürger unterstützt wird (Guardian, 28.02.2001) 

Eine andere Wettbewerbsvariante stellt der Ansatz 
dar, den Wettbewerb nicht auf sondern um den Marktzu- 
tritt herzustellen (,,kontrollierter Wettbewerb"). Diesen 
Weg sind in den letzten Jahren vor allem die skandinavi- 
schen Länder gegangen. So werden in Schweden seit der 
1989 in Kraft getretenen Transportreform die Ver- 
kehrsleistungen durch ein Ausschreibungsverfahren ver- 
geben. Vom Konzept her wird die Kontrolle des 
Aufgabenträgers dadurch sicher gestellt, dass er die Qua- 
litätsanforderungen festlegt und ihre Einhaltung über- 
wacht. Eine Privatisierung der Verkehrsunternehmen wur- 
de in Schweden nicht gesetzlich vorgeschrieben. Die 
schwedischen Erfahrungen sind widersprüchlich. So wird 
einerseits von Verbesserungen des verkehrlichen Angebo- 

mit die arbeitsintensiven Wirtschaftszweige im Vergleich 
zu den hochproduktiven besonders stark. 

Mit anderen Worten: Weltmarktorientierte Unterneh- 
men können den hohen Lohnnebenkosten, insbesondere 
den steigenden sozialen Kosten der Massenarbeitslosig- 
keit, meist durch weitere Rationalisierungsstrategien ent- 
gegenwirken, wogegen den lokal orientierten meist 
handwerklichen sowie Personen- und haushaltsbezoge- 
nen Dienstleistungen nur sehr begrenzte Kompensations- 
möglichkeiten zur Verfügung stehen. Solange jedoch die 
lokal orientierten und arbeitsintensiven Wirtschaftsbetrie- 
be den proportional größeren Teil der Kosten für die Da- 

s 
seinsvorsorge aufbringen müssen, bleibt ihr Potenzial zur 
lokalen Beschäftigungsentwicklung eingeschränkt. 

Unter dem Druck zur Homogenisierung der Standards 
8 für Löhne, Gehälter und Arbeitszeiten versuchen daher 

arbeitsintensive oder geringproduktive Kleinbetriebe, die 
Standards der allgemeinen Lohnentwicklung und der Ar- 
beitszeitregelungen informell an ihren eigenen betriebli- 
chen Entwicklungsinteressen auszurichten. Weil die zen- 
trale Stärke dieser Betriebe die kundenorientierte Flexibili- 
tät ist, gleich ob es sich um ein Fleischerfachgeschäft han- 
delt, um Sanitärtechniker Werbeagenturen oder Unter- 
nehmensberatungen, sind sie daran interessiert, auch in- 
tern flexible Strukturen zu behalten, um Auftragsspitzen 
und -flauten mit einem Mindestniveau an Mitarbeitern 
ausgleichen zu können (vgl. Hohn/Windolf 1998: 182). In 
dem Maße, wie die Betriebe diese Strategie fahren (müs- 
sen), werden sie auch abhängig von der Loyalität ihrer 
Mitarbeiter. Sie sind darauf angewiesen, dass ihre Mitar- 
beiter „sie nicht im Regen stehen lassen" wenn mal „Not 
am Mann" ist. Unter diesen Bedingungen wird die Frage 
immer wichtiger, wie die Betriebe an die ,,richtigenu Mit- 
arbeiter gelangen und welche informellen Formen der so- 
zialen lntegration die kleinbetriebliche Arbeitswelt zu- 
sammenhalten. 

4. lntegrationsformen der kleinbetrieblichen 
Arbeitswelt 
In einer empirischen Untersuchung an der Technischen 
Universität Hamburg-Harburg wurde versucht, die Vielfalt 
der wirtschaftlichen Aktivitäten Hamburgs nach ihren ver- 
schiedenen Formen der Integration in lokale, regionale 
und internationale Entwicklungszusammenhänge zu 
gruppieren und empirisch zu erfassen. In Anlehnung an 
das Konzept der Funktionscluster (vgl. Porter 1991) wur- 
den die Branchenaggregate so umgruppiert, dass sich 
eine möglichst kohärente Gesamtübersicht über die Grö- 
ßenproportionen und die Entwicklungstendenzen der ver- 
schiedenen Funktionsbereiche der Wirtschaft darstellen 
lässt. Die Ergebnisse dieser Studien sind in Abb. 1 zu se- 
hen. 

Im Kontext dieses Beitrages sind v.a. die ,,Stadtteil- 
und "Quartiersbetriebe,, interessant. Ihre Bezeichnung 
betont die wichtige Bedeutung ihrer lokalen Einbettung 
in das Stadtgefüge, legt sie jedoch in ihren Kunden-, Ab- 
satz- und Kooperationsbezügen nicht auf den lokalen 
Nahraum fest. Stadtteil- und Quartiersbetriebe werden 
über vielfältige Vermittlungsformen von überregionalen 
und sogar globalen Bezügen beeinflusst. In Hamburg 
umfasste diese Teilökonomie 1997 nahezu 128.000 Be- 
schäftigte. Das entspricht 17 % aller sozialversicherungs- 
pflichtig Beschäftigten Hamburgs. Mit  einem Zuwachs 
von 7.200 Arbeitsplätzen gehört diese Teilökonomie zu 
den stabilen Segmenten des städtischen Arbeitsmarktes. 

In einer anschließenden Untersuchung über die „Be- 
schäftigungswirkungen wohnungsnaher Betriebe" (Der 
Begriff umfaßt alle Betriebe, die in den kleinteilig inte- 
grierten Standorten von Einkaufszentren, Geschäftsstra- 
ßen und den Gemengelagen funktionsgemischter Stadt- 
teile ansässig sind. Er bezieht damit neben den ,,Stadtteil- 
und Quartiersbetrieben" auch Büros und Agenturen der 
unternehmensorientierten Dienstleistungen ein wie z.6. 
Werbeagenturen, Multimediabetriebe, Büros der IT-Bran- 
che, Unternehmensberatungen u.a., Läpple/Walter 2000) 
haben wir nach den internen ,,Sozialordnungen" der 
Kleinbetriebe gefragt, d.h. den Regeln, mit denen die 
Gewerbetreibenden ihren betrieblichen Arbeitsalltag ko- 
ordinieren und mit denen sie Arbeitskräfte integrieren. 
Dabei haben wir drei verschiedene Grundtypen identifi- 
ziert, die wir mit den heuristischen Begriffen ,,Gemein- 
schaften", ,,Partnerschaftenu und ,,Gesellschaften" be- 
zeichnet haben. Alle drei Begriffe stehen nicht nur für je- 
weils unterschiedliche interne Sozialordnungen, sondern 
auch für alternative betriebliche Modernisierungspfade 
und für je unterschiedliche Formen der Einbettung in lo- 
kalen Entwicklungszusammenhänge. 

Die Betriebe in der Gruppe der ,,Gesellschaften" reprä- 
sentieren den modernen ,,Normalfall" des betrieblichen 
Wachstums- und Modernisierungsprozesses. Mit der Ver- 
größerung des Auftrags- und Arbeitsvolumens in den Be- 
trieben geht eine Verregelung der Arbeitsbeziehungen, 
die nach gesetzlichen, berufsfachlichen, tariflichen oder 
betriebsspezifischen Vereinbarungen zum Tätigkeitsprofil, 
zur Arbeitszeit, zum Gehalt und zur sozialen Absicherung 
strukturiert werden. Die Koordination der Einzelarbeiten 
im Betrieb erfolgt auf der Basis einer Arbeitsteilung, nach 
der sowohl Tätigkeiten und Aufgaben, als auch Wei- 
sungsbefugnisse und Abhängigkeiten festgelegt werden. 
Für diese Gruppe ist das auf Dauer und i.d.R. auf Vollzeit- 

Abb.1: Teilökonomien der Stadt Harnburg 
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arbeit angelegte ,,NormalarbeitsverhäItnis" typisch, wenn- mensorientierten Dienstleistungen vollzieht sich die soziale 
gleich sich in einzelnen Bereichen, wie z.B. im filialisierten lntegration der Mitarbeiter über die starke ldentifikation 
Einzelhandel, besonders deutliche Erosionserscheinungen mit der Arbeit und dem ,,Kick", in einem begehrten und 
dieser Arbeitsform zeigen. Je nach der Größe der Betriebe modischen Trendberuf arbeiten zu können. Darüber er- 
und ihrer Wachstumsdynamik bevorzugen sie Standorte halten auch die sozialen Beziehungen einen anderen Cha- 
in funktionsspezialisierten Stadtgebieten und eigens für rakter. Einerseits können die Partner die sozialen Bezie- 
sie entwickelten Standorten wie z.B. Einkaufs- und Stadt- hungen untereinander und zu freiberuflich tätigen 
teilzentren oder Gewerbegebiete. Mitarbeitern und Praktikanten stärker für den betriebli- 

Im Unterschied zu den ,,Gesellschaften" hatten „Ge- chen Erfolg instrumentalisieren. Andererseits wirkt die 
meinschaften" bislang keine Möglichkeit zu betrieblichem ldentifikation der Mitarbeiter mit dem Job auch auf die 
Wachstum oder sie haben sich der Modernisierung be- eigenen Ansprüche an die Arbeit. Weil jeder von seiner 
wusst verweigert. Sie erschien ihnen entweder zu riskant, Arbeit Selbstverwirklichung erwartet, wird ,,Spaß bei der 
z.B. weil sie sich auf Märkten mit einer unsicheren, be- Arbeit" zu einem Maßstab für Erfolg und zu einer neuen 

1 

sonders wählerischen und diskontinuierlichen Nachfrage Form des Humankapitals. 
bewegen oder sie lehnen die Modernisierung z.B. wegen Sowohl in den ,,Gemeinschaften", als auch in den 
ihres handwerklichen Arbeitsethos bewusst ab. Wiederum ,,Partnerschaften" erfolgt die lntegration der Beschäftig- 
andere Betriebe entscheiden sich ab einer bestimmten ten neben den formellen vertraglichen Regelungen über 
,,kritischen Schwelle" nicht mehr weiter zu wachsen und informelle Aushandelungsprozesse, in denen man sich 
geben Aufträge an Subunternehmer weiter oder sie ko- über die im jeweiligen Metier üblichen Arbeitsroutinen 
operieren mit anderen Firmen in Anbieter- und Arbeitsge- verständigt. In beiden Milieus wird i.d.R. vorausgesetzt, 
meinschaften. Besonders in letzterem Fall sind sie auf das dass sich die (potentiellen) Mitarbeiter demselben Ar- 
vielfältige Kooperations- und Zuliefererangebot der Stadt beitsethos verbunden fühlen wie die Betriebsinhaber 
angewiesen und suchen sich entsprechend urbane Stand- bzw. die Partner. In dessen Zentrum steht die Selbstor- 
orte. ganisation und die aufgaben- und projektorientierte Ko- 

Typisch für gemeinschaftliche Betriebe sind ,,vormo- ordination der Arbeit. Sie verlangt von den Mitarbeitern 
derne" Formen der Sozialintegration: Im Mittelpunkt die Bereitschaft zu Überstunden und zeitflexiblen Ar- 
steht dabei die familiale Ordnung, die als Leitbild die Ar- beitseinsätzen, auch Wochenend- und Schichtarbeit. 
beitsbeziehungen strukturiert. Dazu gehört die zentrale Während jedoch in den gewerblichen und handwerkli- 
Stellung des Familienoberhauptes als Betriebsleiter, eine chen Beschäftigungsfeldern tarifvertragliche Regelungen 
traditionelle Arbeitsteilung zwischen den Geschlechtern die formelle Grundlage für informelle Verabredungen 
und die Arbeitskoordination durch die persönlichen Wei- zur Organisation der Arbeit bilden, stehen Tarifverträge 

sungen des Betriebsleiters an in den unternehmensorientierten Dienstleistungen und 

unter dem ~~~~k zur ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ i ~ i ~ -  die Gesellen und die anderen in der ,,Neuen Ökonomie" meist sowohl bei den Arbei- 
angestellten Fachkräfte (vgl. tenden als auch bei den Partnern im Ruf, abhängige und 

rung versuchen Kleinbetriebe, die ~ ~ ~ ~ h ~ f f , ~ ~ i ~ d l  1990) unselbständige Arbeit zu schützen - ein Image, mit dem 

Standards der allgemeinen Lohn- Die ,,Partnerschaftenn re- man sich nicht identifiziert und mit dem man nichts zu 
präsentieren in mehrfacher tun haben möchte. Projektorientierte Arbeiten sind 

entwicklung und der Arbeitszeitrege- Hinsicht die postmodernen i.d.R. auch vertraglich an die Projektlaufzeiten gekop- 

lungen informe// an ihren eigenen Unternehmen unseres Unter- pelt. D.h. sie sind befristet und insofern auch mit einer 
suchungssamples. Zu ihnen höheren Unsicherheit belastet. 

betrieblichen Entwicklungsinteressen haben wir einen ,,Alterna- Sofern solche partnerschaftlichen Formen des selbstor- 

auszurichten. tivbetriebe" gerechnet, die aus ganisierten Arbeitens auch mit dem teilweisen oder kom- 
dem Milieu der sozialen Bewe- pletten Verlust der Sicherheiten eines ,,Normalarbeitsver- 

gungen der 80er Jahre heraus entstanden sind und in ih- hältnisses" einhergehen, geraten sie in ein Spannungsfeld 
ren Betrieben versuchen (bzw. versucht haben), politische zwischen prekären Arbeitsbedingungen einerseits und au- 
Werte wie Selbstbestimmung und Selbstverwaltung kol- tonomen Gestaltungsspielräumen in der Arbeit anderer- 
lektiv umzusetzen.. Der größte Teil der Betriebe unseres seits. So lange wie Unterbrechungen und Einschränkun- 
Samples aus der Gruppe der ,,Partnerschaften" ist jedoch gen der Erwerbsarbeit nicht als bedrohlich und „von au- 
neu entstanden oder steht unter starkem Innovations- ßen" auferlegt erscheinen, sondern als Folge eigener Ent- 
und Veränderungsdruck, so dass insgesamt kaum An- scheidungen, so lange erscheint diese Form der Flexibili- 
knüpfungspunkte an traditionelle Strukturen existieren. sierung von Arbeit auch nicht als Problem, sondern mög- 
Dementsprechend handelt es sich um relativ junge Betrie- licherweise als Zugewinn an Freiheit und Selbstbestim- 
be, oft auch um Existenzgründer. Die Betriebe kommen mung. Erst wenn sich erzwungene Instabilitäten häufen 
aus den unternehrnensorientierten Dienstleistungen (z.B. und die ,,Kontrolle" über die eigene Erwerbsbiographie 
Fotografie, Architektur, Werbung, u.a.), den sozialen aus der Hand zu geraten droht, wird der Status prekär. 
Dienstleistungen (Jugend- und Altenhilfe, Drogenhilfe, Arbeitslosigkeit und der Abbau von Sozialleistungen kön- 
Stadtteilarbeit, Beschäftigungsförderung u.a.) und aus nen sich dann schnell zu eine Abstiegsspriale beschleuni- 
dem grün-alternativen Spektrum (Druckereigewerbe, gen und in ausgeschlossene und stigmatisierte soziale Mi- 
Buchbinderei). lieus münden. 

Während es den Alternativbetrieben um mehr Freiheit 
und Verantwortung in der Arbeit ging, verschmelzen 5. Alte und neue Formen der Produktionsorgani- 
heute in den unternehmensorientierten Dienstleistungen sation und ihre lokale Einbettung 
- v.a. im Bereich der Medien - individuelle Werte wie In den Gemeinschaften sind die internen sozialen Ord- 
Selbstverwirklichung mit Strategien der betrieblichen nungen von den traditionellen handwerklichen Arbeits- 
Effizienzsteigerung zu neuen und extremen Formen der weisen geprägt. Die Arbeitszuschnitte sind ganzheitlich 
Selbstausbeutung und Unsicherheit. In den unterneh- und die Mitarbeiter verantworten zusammen mit dem 
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gen im Stadtteil. Im Verbund entwickelt sie Projekte 
zur Verbesserung der Nachbarschaft wie Stadtteilfeste 
und Kulturprojekte, Projekte zur Verbesserung des 
Wohnumfeldes wie Grünflächengestaltung oder Park- 
raumgestaltung, Projekte zur Beschäftigungsförderung 
wie Stadtteilcafes und Fahrradwerkstätten. Handlungs- 
leitend für das Engagement sind dabei die Interessen 
des Stadtteils und der dort lebenden Menschen. 

Vor der unmittelbaren Realisierung noch in diesem 
Jahr steht der Nachbarschaftstreff, der den Bewohnerin- 
nen und Bewohnern der Siedlung als Anlaufstelle für ihre 
Anliegen dienen wird und den unterschiedlichen Grup- 
pen z.B. den Älteren, Müttern und Kindern einen Raum 
anbieten kann. Mit  dem Ziel die Generationenkonflikte 
zu verringern werden neue Spielmöglichkeiten und Treff- 
punkte für Kinder und Jugendliche bereitgestellt. In ei- 
nem weiteren Projekt wird die alte Fußgängerbrücke ,,Am 
Nex" über die Eisenbahnlinie durch eine neue Brücke er- 
setzt. Diese neue Brücke, weniger steil und breiter ange- 
legt, er-möglicht es dann auch Eltern mit Kinderwagen, 
Radfahrern und älteren Menschen auf direktem Weg in 
den Stadtteil nördlich der Bahnlinie zu gelangen, wo auch 
die Grundschule ihren geografischen Ort hat. 

Bis zum Ablauf der Projektförderung im Dezember 
2003 soll noch einiges bewegt werden. Bis dahin wird ein 
integriertes Stadtentwicklungsprogramm, d.h. ein Zu- 
kunftsbild und ein entsprechender Handlungsplan ge- 
meinsam mit den Bewohnerinnen und Bewohnern ent- 
wickelt worden sein. Die bisherige aktive Teilhabe der An- 
wohnerschaft im Südring z.B. bei den bisher stattgefun- 
denen Stadtteilver-sammlungen, dem sogenannten ,,Run- 
den Tisch", geben Anlass zum Optimismus, dass die im 
Förderprogramm ,,Soziale Stadt" formulierten Ziele auch 
umgesetzt werden können. Nicht nur in der kleinen Stadt 
Hattersheim am Main haben wir es mit Stadtteilen zu tun, 
in denen viele verschiedene Bevölkerungsgruppen woh- 
nen und miteinander auskommen müssen. Hier und an- 
derswo gibt es in den Stadteilen selbst soziale Einrichtun- 
gen, Vereine, Geschäfte und Gewerbe. Die Moderation 
zwischen den verschiedenen Interessen, die Kooperation 
mit Partnern und die Vernetzung der Akteure und Aktivi- 
täten gewinnen deshalb immer größere Bedeutung. 

Die besondere Qualität des Stadteilmanagements ist 
ihre Verankerung im Quartier. Sie ist mit ihrem Beratungs- 
und Unterstützungsangebot in der Arbeit sowohl mit Ein- 
zelnen, Zielgruppen, dem gesamten Wohngebiet am un- 
mittelbaren Ort des Geschehens. Die hieraus entstehende 
Vertrautheit mit wohngebietsspezifischen Kommunikat- 
ions- und Sozialstrukturen und die geschärfte Sensibilität 
für Problemhintergründe, aber auch vorhandene Poten- 
ziale im Stadtteil, sind die wesentliche Voraussetzung für 
eine stabile Vertauensbasis zur Bewohnerschaft. 

Fazit 
Bürgerbeteiligung ist eine grundlegende Voraussetzung 
für die erfolgreiche Stadterneuerung. Gerade in Stadttei- 
len die vom sozialen Abstieg bedroht sind, ist es ein zen- 
trales Anliegen das eigenständige Stadtteilleben wieder 
aufzubauen, den sozialen Verband wieder herzustellen 
und die Bewohner zu motivieren, an dieser Entwicklung 
mitzuwirken und sich dauerhaft selbst zu organisieren. 

Das Bund-Länder-Programm ,,Stadtteile mit besonde- 
rem Entwicklungsbedarf - die soziale Stadt" wird von fast 
allen politischen und gesellschaftlichen Kräften begrüßt. 
Trotzdem gibt es vielfach auch Kritik. Da wird zum einen 
kritisiert, dass das Programm auf Investitionen beschränkt 

und mit zu geringen Finanzmitteln ausgestattet ist; dass 
es lediglich dazu dient, den Abbau von Sozialleistungen 
zu kaschieren, nur einen punktuellen Ansatz biete und 
den Blick auf die gesellschaftlichen Ursachen sozialer Un- 
gleichheit, und damit auf die prekäre Situation in den 
Brennpunkten, versperre. 

Diese Kritikpunkte sind einerseits berechtigt, da die Si- 
tuation in den Stadtteilen immer auch das Ergebnis einer 
deregulierten Wirtschafts-, Sozial-, und Wohnungspolitik 
in der Bundesrepublik unter den vermeintlichen ,,Not- 
wendigkeiten" oder ,,Sachzwängen" eines globalisierten 
Kapitalismus darstellt. Auf die- 
sem Hintergrund muss das 
Programm als Reflex auf die Die Wirkungen von Maßnahmen ist 

sich zuspitzende Krise der dort am größten, wo Betroffene 
Städte interpretiert werden. 
Auf der anderen Seite wird die selbst ,,ihre Sache in die Hand neh- 

Rolle der Städte als Garant für men" und sich als Gemeinschaft for- 
die Stabilität des Gemeinwe- 
sens anerkannt. Bei aller be- 

miert haben 

rechtigten Kritik muss man 
den besonderen Charakter, die Intention und die Förder- 
philosophie des Bund-Länder-Programms ,,Stadtteile mit 
besonderem Entwicklungsbedarf" hervorheben, die kei- 
neswegs im Widerspruch zu Willy Brandts Diktum ,,mehr 
Demokratie wagen" stehen muss, das es die Partizipation 
des Bürgers in entscheidenden Fragen der Stadtentwick- 
lung in den Vordergrund stellt. 

Dem neuen Ansatz vom fürsorgenden zum aktivieren- 
den Staat, wie er auch von Gerhard Schröder in seinem 
Aufsatz zur Zivilgesellschaft formuliert wurde, sind durch- 
aus positive Seiten abzugewinnen, eben dann - wie auch 
im Programm ,,Soziale Stadt" vorgesehen -wenn er sich 
tatsächlich darauf konzentriert, soziale Potenziale zu er- 
schließen und neue Chancen für sozial Benachteiligte zu 
eröffnen, statt sie in erster Linie durch Leistungskürzun- 
gen oder Zwangsmaßnahmen in prekäre Beschäftigungs- 
verhältnisse zu treiben. Die gebetsrnühlenartig vorgetra- 
gene Beschwörung der Zivilgesellschaft, des Komrnunita- 
rismus und des ehrenamtlichen Engagements für das Ge- 
meinwesen aber kann keine Antwort auf die neoliberale 
Demontage und die verfehlte Wirtschaft- und Sozialpoli- 
tik unseres Staates sein. SPW 
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verleihen. Die städtebauliche Struktur zeigt jedoch kei- 
ne vielfältigen Stadtelemente wie Plätze, Alleen, Stra- 
ßen, Wege oder private Gärten. Orte, die eine Identifi- 
kation oder Orientierung möglich machen, gibt es 
nicht. Die Nutzungsansprüche der Bewohner, z.B. nach 
wohnungsnahen Gärten, Spielmöglichkeiten für Kinder 
auf Straßen und Plätzen (in Sicht- und Hörkontakt zu 
den Wohnungen), Gestaltung der Wohnungen ent- 
sprechend den eigenen Bedürfnissen sind - vor allem 
im Bereich der Geschosswohnungen - nicht bzw. nur 
unzureichend erfüllt. 

Auch die Infrastruktur ist unzureichend entwickelt. 
Es gibt lediglich eine Gaststätte, zwei Discount-Märkte 
am Rand bzw. außerhalb des Planungsgebietes in er- 
reichbarer Nähe, sowie zwei Einzelhandelsgeschäfte 
(eine Bäckerei und ein Schreibwarengeschäft), zwei Ki- 
oske, drei Spielplätze und eine Kindertagesstätte. Ärzt- 
liche und zahnärztliche Versorgung gibt es im Viertel 
nicht. Rund 4.200 Menschen leben in der Siedlung um 
den Südring, darunter etwa 1.200 ausländische Bürge- 
rinnen und Bürger (28,3 Prozent) und rund 800 Perso- 
nen über 60 Jahre ( I  9 Prozent). Die Zahl der ausländi- 
schen Bewohner ist allein von 1991 bis 1995 von 22 
Prozent auf knapp 28,5 Prozent gestiegen, während er 
in der Gesamtstadt im gleichen Zeitraum nur um 1,85 
Prozent gestiegen ist. Die Zahl der (Langzeit-)Arbeitslo- 
sen und Sozialhilfeempfänger liegt weit über dem 
Durchschnitt der Gesamtstadt. Das gilt auch für den 
Anteil der Alleinerziehenden mit Kindern. Darüber hin- 
aus lebt eine relativ hohe Anzahl ehemaliger Mitarbei- 
ter der Hoechst AG (heute: Aventis) im  Siedlungsge- 

biet, die über Vorruhestands- 
regelungen 0.ä. aus dem ak- 

Durch die Verbesserung von Wohn- tiven Erwerbsleben ausge- 
schieden sind. Dieser Perso- verhältnissen, Förderung des Mitein- 
nenkreis trägt zwar einerseits 

anders, der Wiederherstellung zum Konfliktpotenzial bei, 

gemischter Bewohnerstrukturen und 

Verbesserung des Infrastrukturan- 
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kommt dem im September 2000 eingerichteten Stadt- 
teilbüro eine Schlüsselfunktion zu. Dieses Stadtteilbüro 
ist derzeit im Gebäude der Hattersheimer Wohnungs- 
baugesellschaft unterge-bracht. Die endgültigen 
Räumlichkeiten befinden sich derzeit im Bau und kön- 
nen voraussichtlich im Herbst 2001 - gemeinsam mi t  
dem StadtteiltreffIMietertreff - in der Pregelstraße be- 
zogen werden. Das Büro wurde mi t  einer Raumplane- 
rin und einer Diplompädagogin ausgestattet. Der Cari- 
tasverband Main-Taunus hat die Trägerschaft für das 
Stadtteilbüro übernommen; die Wohnbaugesellschaft 
HAWOBAU und die Stadt Hattersheim sind Kooperati- 
onspartner. Das Stadtteilbüro erfüllt die Funktion einer 
intermediären Instanz, die die zum Teil unterschiedli- 
chen Interessen der Akteure im Stadtteil zu moderieren 
versucht und den Gesamtprozess (gemeinsam mit der 
Steuerungsgruppe) koordinieren soll. Das Stadtteilbüro 
betreibt Stadtteilmanagement. Neben der Raurnpla- 
nung kommt der Gemeinwesenarbeit (GWA) im Kon- 
zept des sozialen Stadtentwicklungsprozesses eine be- 
deutende Rolle zu. 

Ausgehend von den Erfahrungen im Städtebau, 
dass sich in bestimmten Stadtteilen selbsttragende Be- 
ziehungs- und Hilfestrykturen nicht mehr von selbst 
entwickeln, Nachbarschaft und soziale Netze im Woh- 
numfeld jedoch immer wichtiger werden, sollte zum 
Aufbau eines lebendigen Gemeinwesens und einer 
funktionierenden Nachbarschaft professionell Unter- 
stützung geleistet werden. 

Bedeutsam dabei sind : 
der Aufbau einer sozialen Alltagskultur im näheren 

Umfeld der ,,Siedlung" im Sinne eines System von 
Strukturen und Regeln der Kommunikation, des Aus- 
t r a g e n ~  von Konflikten und der gegenseitigen Hilfe i m  
Alltag, 

der Aufbau nachbarschaftlicher Alltagskul-tur in ei- 
nem überschaubaren Lebensbereich, in dem Begeg- 

stellt andererseits aber auch nungen angeregt, initiiert und gefördert werden sol- 
eine gute Grundlage für ge- len, 
meinbedarfsorientierte Tätig- der Aufbau stabiler Strukturen, so dass auch finanzi- 

gebotes sollen soziale Impulse ausge- keiten im Sprengel dar. 
Nachbarschafts-streitigkeiten 

hen. - besonders zwischen Deut- 

schen und Ausländern, Van- 
dalismus, Verschuldung, Zunahme von Mietrückstän- 
den und Räumungsklagen, Langzeitarbeitslosigkeit, Bil- 
dungs- Ausbildungs- und Betreuungsdefizite bei Kin- 
dern und Jugendlichen, zurückhaltende Nachfrage bei 
frei werdenden Wohnungen im Bestand, geringe Betei- 
ligung bei den Wahlen bei gleichzeitig hohen Stimmen- 
anteilen für Parteien aus dem rechten politischen Spek- 
trum, sind nur einige der auffälligsten Problembereiche 
mit steigender Tendenz. 

Dabei handelt es sich bei der Siedlung am Hatters- 
heimer Südring nicht um einen sozialen Brennpunkt im 
klassischen Sinn. Wie der Bürgermeister der SPD-regier- 
ten Kommune, Hans Franssen, auf der Startveranstal- 
tung zum Stadtteilentwicklungsprozess betonte, sollen 
gerade die gezielten Maßnahmen des Stadtteilmanage- 
ments im Rahmen des Förderprogrammes ,,Soziale 
Stadt" dieser Entwicklungstendenz entgegenwirken. 

Stadtteilmanagement im Stadtteilbüro 
Um das Ziel der nachhaltigen Verbesserung der Lebens- 
umstände der betroffenen Menschen im Südring zu er- 
reichen und die Stadtentwicklung voranzubringen, 

ell Schwächere, also Menschen in schwierigen Situatio- 
nen mitgetragen werden können, um möglichst wenig 
Intervention durch Sozialarbeit zu benötigen, 

sowie der Aufbau einer soziokulturellen Infrastruk- 
tur im Stadtteil, was das Aufgreifen quartierübergrei- 
fender Probleme und das Entwickeln gemeinsamer An- 
gebote als Antwort darauf umfasst. 

Dabei steht nicht primär die Fürsorge im Vorder- 
grund der Arbeit, sondern die Förderung der Selbsthil- 
fekräfte und Eigeninitiative der Bewohner. Die Wirkun- 
gerivon Maßnahmen ist dort am größten, wo Betrof- 
fene selbst ,,ihre Sache in die Hand nehmen" und sich 
als Gemeinschaft formiert haben (vgl. auch die Diskus- 
sion um den aktivierenden Staat). Wesentlicher Be- 
standteil des Stadtteilmanagements ist die Organisation 
der Zusammenarbeit unter den Trägern sozialer Dienste 
und anderer Organisationen (Vereine, Kirchengemein- 
den etc.) sowie die Zusammenarbeit mit  politischen 
Entscheidungs-instanzen und kommunalen Dienststel- 
len, die Projekte zur Gestaltung des Gemeinwesens 
entwickeln. 

Gemeinsam mi t  den Bürgerinnen und Bürgern, m i t  
Einrichtungen im Stadtteil, mit Beschäfti-gungsträgern 
, Wohnungswirtschaft, mit Verwaltung und Politik und 
weiteren Partnerinnen und Partnern arbeitet das 
Stadtteilbüro an der Gestaltung der Lebensbedingun- 
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Meister ihre Arbeit selbst. Die betrieblichen Außenbezie- 
hungen folgen im Prinzip demselben Muster: Um den 
handwerklichen Arbeitsschwerpunkt beibehalten zu kön- 
nen, lehnen die Betriebe ,,überschüssige" Aufträge ab 
oder leiten sie als Subaufträge an andere Betriebe weiter. 
Um den wachsenden Kundenwünschen nach kompletten 
Angeboten und weiter reichenden Se~iceleistungen 
Rechnung tragen zu können, kooperieren sie mit ande- 
ren Betrieben, anstatt selbst unterschiedliche Leistungsbe- 
standteile im Betrieb zu integrieren. Die Logik ihrer Ent- 
wicklung orientiert sich im Prinzip an den überschaubaren 
Arbeitszusammenhängen des kleinen Betriebes. Vor der 
kritischen Schwelle einer industriellen Modernisierung 
scheuen sie i.d.R. zurück, weil sie große Investitionen in 
einer ganz spezifischen Weise binden würden und damit 

L 
die Betriebe von der handwerklichen Logik der Einzelferti- 
gung und der Kleinserien in die Verwertungslogik der 
Massenproduktion zwingen würden. 

Die ,,Größe" der kleinen ,,Partnerschaften" ist eine Fol- 
ge der tiefgreifenden Restrukturierungen des Dienstlei- 
stungssektors. Viele Existenzgründungen und betriebliche 
Ausgründungen können sich am Markt behaupten, weil 
die wachsende Nachfrage nach Dienstleistungen Speziali- 
sierungen auf neue Produkte erlaubt und weil sie dyna- 
misch genug ist, um neue Betriebe und eine wachsende 
Zahl von Beschäftigten aufzunehmen. Die aufgaben- und 
projektorientierte Arbeitsweise und die vertragliche Kop- 
pelung des Arbeitsverhältnisses an die vereinbarte Lei- 
stung (der ,,Werkvertrag") bzw. der Trend zur Entkoppe- 
lung des Arbeitsverhältnisses aus der unternehmerischen 
Sozialversicherungspflicht lassen die Grenzen zwischen 
Unternehmen und ,,Umwelt" zunehmend verschwimmen. 
Nimmt man die Produktionsweisen der Medienbetriebe 
als Paradigma für die Zukunft der Arbeit in der Dienstlei- 
stungsgesellschaft, dann stellt sich tatsächlich die Frage, 
w o  die projektorientierte Zusammenarbeit verschieden 
spezialisierter ,,Selbst-Unternehmer" (Voß 1998) aufhört 
und ein Unternehmen als wirtschaftliche und sozial ver- 
fasste Einheit beginnt. 

Die Komplexität der Arbeitsteilung und die Zersplitte- 
rung der Produzenten von Medien-Inhalten macht part- 
nerschaftliche und kooperative Zusammenhänge zur Vor- 
aussetzung erfolgreichen Arbeitens. Die Häufung von Un- 
ternehmen, Institutionen und Akteuren derselben oder 
verwandter Branchen an bestimmten „hot spots" - wie 
sie im Branchenjargon genannt werden (vgl. die Karte 
der sog. „hot spots" der IT- und Medienbranche Ham- 
burgs unter der URL www.hamburg-newmedia.net,/ov- 
medienn - in der Stadt schafft auch die Gelegenheit zu . einer Vielfalt an Kooperationsmöglichkeiten. Zwar folgen 
die räumlichen Verhaltensmuster der Partnerschaften we- 
niger den Vorteilen der Vernetzung im räumlichen Nahbe- 
reich, als vielmehr gemeinsamen Lebensstilmustern und 

C 

damit verknüpften Vorlieben für urbane Szenerien (vgl. 
Schulze 1994: 40 ff.). Dennoch ergeben sich aus diesen 
Standortpräferenzen wiederum signifikante Häufungen 
von Betrieben in bestimmten Stadtteilen der inneren 
Stadt von Hamburg (LäppleWalter 2000). 

Nicht zufällig also suchen sich sowohl Betriebe der 
,,Gemeinschaften" als auch der ,,Partnerschaften" urbane 
Standorte in funktionsgemischten Stadtteilen. Hier gibt es 
die größte Vielfalt an Kunden, Arbeitskräften und ande- 
ren Diensten, die für die eigene Existenzsicherung in An- 
spruch genommen werden müssen. Bestimmte berufliche 
Milieus finden hier die geeigneten Szenerien um ihresglei- 
chen zu sehen und selbst gesehen zu werden: daraus ent- 

Abb. 2 Offnunq und Schließunq von beruflichen Milieus 
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stehen wiederum Kontaktbörsen für Informationen über 
potenzielle Beschäftigungs- und Kooperationsmöglichkei- 
ten sowie für die Anbahnung von anderen geschäftlichen 
Beziehungen. 

6. Berufliche Milieus zwischen Öffnung und 
Schließung 
Wohnungsnahe Arbeitsplätze bieten zwar einen differen- 
zierten lokalen Arbeitsmarkt, ihre Arbeitsbedingungen 
und ihre internen sozial- kulturellen Ordnungen weichen 
jedoch weit von dem Modell der ,,Normalarbeit" ab, das 
den Maßstab für die Regulierung der Arbeitsbeziehungen 
moderner lndustriegesellschaften vorgibt. In der Untersu- 
chung über die „Beschäftigungswirkungen wohnungsna- 
her Betriebe" konnte gezeigt werden, dass rd. ein Viertel 
bis zu einem Drittel der Beschäftigten der Betriebe aus 
derem lokalem Umfeld (derselbe Stadtteil oder benach- 
barte Stadtteile) stammten. Weil Arbeit ihre wichtigste 
und zugleich teuerste Ressource ist, versuchen sie so viel 
informelle Spielräume wie möglich zur Gestaltung der Ar- 
beitsbeziehungen zu installie- 
ren und zu nutzen. In ge- Heute verschmelzen in den unter- 
meinschaftlichen Betrieben 
gelingt dies durch patriarchale nehmensorientierten Dienstleistungen 
Führungsmuster, famiiiale individuelle Werte wie Selbstverwirk- 

Ordnungsvorstellungen und lichung mit Strategien der betriebli- 
einem handwerklichen Arbeits- 
ethos. In Partnerschaften chen Effizienzsteigerung zu neuen 
wächst den Firmen mit der und extremen Formen der Selbst- 
ldentifikationsbereitschaft ih- 
rer Mitarbeiter ein enormes ausbeutung und Unsicherheit. 
Potenzial an verfügbarer Ar- 
beitszeit und Engagement zu, auch ohne dass dies immer 
entsprechend anerkannt und honoriert werden würde. 
Ist also das Ziel der sozialen Integration nur durch die Re- 
lativierung oder gar Preisgabe sozialer Schutzrechte zu er- 
reichen? 

Die Ergebnisse unserer empirischen Studie über die 
,,Beschäftigungswirkungen wohnungsnaher Betriebe" 
machen jedenfalls deutlich, dass die kleinteilig ins Stadtge- 
füge integrierten wohnungsnahen Betriebe sich nicht 
umstandslos für eine lokale Beschäftigungspolitik instru- 
mentalisieren lassen. Die Betriebe erfüllen zwar eine wich- 
tige beschäftigungspolitische Funktion für die Stadt und 
die Stadtteile insgesamt. So bilden die Gemeinschaften 
ein sehr stabiles und die Partnerschaften ein sehr dynami- 
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sches Beschäftigungssegment. Die Ergebnisse zeigen aber 
auch, dass gerade jene Mechanismen, die Stadtteil- und 
Quartiersbetriebe lokal verankern - also v.a. ihre sozialen 
und informellen Netzwerke - dazu führen, dass ihr Ar- 
beitsmarkt stark von sozialen Segmentierungs- und Aus- 
schlussmechanismen geprägt ist (siehe Abb.2). Die Betrie- 
be orientieren sich bei der Suche nach Arbeitskräften 
nicht unmittelbar an dem Angebot des lokalen Arbeits- 

marktes, sondern an der Zu- 
gehörigkeit der Bewerber zu Die Komplexität der Arbeitsteilung 
verschiedenen beruflichen und 

und die Zersplitterunq der Produzen- sozialen Milieus, die sich über - 

ten von Medien-Inhalten macht part- berufliche Gewohnheiten, 
Handlungsroutinen, Werthal- 

nerschaftliche und kooperative tungen und Lebensstile unter- 

Zusammenhänge zur Voraussetzung scheide" Bei der Integration 
von Mitarbeitern in den Be- 

erfolgreichen Arbeitens. trieb spielt die Zugehörigkeit 
zu beruflichen Milieus eine 

wichtige - für viele Betriebe sogar eine entscheidende 
Rolle. Ihr Arbeitsmarkt ist also nicht prinzipiell offen für 
alle - die geeignete Qua'lifikation vorausgesetzt. Neben 
der Qualifikation entscheiden die sozialen Filter über den 
Zugang zum lokalen Arbeitsmarkt der wohnungsnahen 
Betriebe. 

Um den Arbeitssuchenden den Zugang zum woh- 
nungsnahen Arbeitsmarkt zu erleichtern, müssen die 
Strategien der Beschäftigungsförderung und -vermitt- 
lung deutlicher auf Zielgruppen und beruflichen Milieus 
ausgerichtet sein. Bestandspflege und Entwicklung woh- 
nungsnaher Betriebe und lokale Beschäftigungsstrategien 
bleiben daher wirkungslos, wenn sie sich nicht auf den 
sozialen und kulturellen Kontext der verschiedenen Ar- 
beitswelten einlassen. 

7. Herausforderungen der sozialen Stadttei lent- 
wick lung 
Die Arbeitsverhältnisse in den wohnungsnahen Betrieben 
sind zwar in mancherlei Hinsicht prekär und atypisch, sie 
bilden aber auch zugleich wohnungsnahe Integrations- 
möglichkeiten in den Arbeitsmarkt. Die räumliche Nähe 
zwischen Wohnort und Arbeitsplatz ist insbesondere für 
erwerbstätige Alleinstehende oder doppelverdienende 
Paare mit Kindern zur unverzichtbaren Voraussetzung ge- 
worden für eine möglichst reibungsarme Integration der 
Kindererziehung mit der Erwerbstätigkeit (dies betrifft v.a. 
berufstätige Mütter, vgl. LäpplelWalter 2000). 

Angesichts der unterschiedlichen und z.T. wider- 
sprüchlichen Interessen zwischen sozialen Zielen der 
Stadtteilentwicklung und der wohnungsnahen Arbeits- 
welt lässt sich kein homogenes Modernisierungsvorbild 
ableiten, das den zukünftigen Weg weisen könnte. Für 
diese Konflikte gibt es keine nachhaltigen ,,Königswege" 
zur Lösung, sondern immer nur Kompromisse auf Kosten 
des einen oder anderen Ziels. Im Zweifelsfall muss man 
abwägen, was wichtiger ist: eine verkehrsberuhigte Nach- 
barschaft und ein begrüntes Wohnumfeld oder die Erhal- 
tung wohnungsnaher Arbeitsplätze. Die soziale Stadtteil- 
entwicklung hat sich bislang vor allem als Anwalt der Be- 
wohner und einer bewohnerorientierten Umfeldentwick- 
lung eingesetzt. Beschäftigungspolitische Ziele konzentrie- 
ren sich i.d.R. auf Projekte des Zweiten Arbeitsmarktes. 
Anstatt die Lösung jedoch ausschließlich im staatlichen 
Engagement oder im zivilgesellschaftlichen Bereich des 
Ehrenamtes oder der ,,Bürgerarbeit" (Beck 1999) zu su- 
chen, sollte sehr viel stärker die Schaffung von lokalen 

Strukturen, in denen sich wohnungsnahe Arbeitsplätze 
im privaten Sektor entwickeln können, in das Aufgaben- 
spektrum einer sozialen Stadtteilentwicklung integriert 
werden. 

Die Gewerkschaften kämpfen für eine angemessene 
soziale Absicherung und Entlohnung der Arbeitenden. Die 
Sicherung der kleinbetrieblichen Handlungsfähigkeit und 
die Stabilisierung der Beschäftigungsbedingungen für die 
Arbeitnehmer sind aber Ziele, die sich im Einzelfall durch- 
aus widersprechen können. In der Arbeitswelt der Kleinbe- 
triebe ist es üblich, dass zwischen Gewerbetreibenden 
und Mitarbeitern ein informeller Ausgleich gefunden 
wird. Damit solche informellen Arrangements nicht allein 
dem freien Spiel der Kräfte überlassen bleiben und die Ar- 
beitnehmer benachteiligt werden, sind Mindeststandards 
notwendig, die beiden Parteien die benötigten Spielräu- 
me zur flexiblen Gestaltung von Arbeit einräumen, ohne 
die Stabilität der Beschäftigungsverhältnisse zu untergra- 
ben. 

Insgesamt wird deutlich, dass an die Stelle standardi- 
sierter, allgemeinverbindlicher Lösungsansätze und Hand- 
lungsroutinen stärker kontextabhängige und situative 
Verfahren zur Abwägung und Moderation unterschiedli- 
cher Interessen treten müssen. Eine integrative Politik 
muss plural konzipiert sein und auf die Erhöhung der 
Selbstanpassungs- und Selbstregenerationsfähigkeit aus- 
gerichtet sein. Gerade darin müsste auch die entscheiden- 
de Veränderung der Planungslogik liegen: es geht nicht 
darum, Strukturen zu schaffen, sondern Prozesse zu er- 
möglichen. SPW 
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des neuen Programms ist es, eine nachhaltige Verbes- 
serung der Lebenssituation der betroffenen Menschen 
durch eine aktiv und integrativ wirkende Stadtent- 
wicklungspolitik, durch rechtzeitige Bündelung und 
Abstimmung öffentlicher und privater Finanzmittel 
auf Stadtteilebene einzuleiten. 

Mittel- und langfristig beabsichtigt das Programm 
lmpulse für mehr Beschäftigung zu geben. D.h. die lo- 
kale Wirtschaft soll gestärkt, die Schaffung und Siche- 
rung örtlicher Arbeitsplätze sowie Qualifizierung und 
Fortbildung von Arbeitssuchenden realisiert werden. 
Durch die Verbesserung von Wohnverhältnissen, Förde- 
rung des Miteinanders, der Wiederherstellung gemisch- 
ter Bewohnerstrukturen (z.B. durch Verbesserung der 
Attraktivität für Zuziehende) und Verbesserung des In- 

1 
frastrukturangebotes sollen soziale lmpulse ausgehen. 
Darüber hinaus sollen ökologische lmpulse durch ökolo- 
gisches Planen, Bauen und Wohnen im Bestand gesetzt 
werden. Last not least, soll das Programm neue lmpulse 
in die verschiedenen Politikfelder ausstrahlen. 

Die Bundesregierung stellt für dieses Programm 
jährlich 100 Millionen DM bereit. Mi t  den Komplemen- 
tärmitteln aus den Bundesländern und den Kommunen 
stehen so bis zum Jahr 2003 jährlich 300 Millionen DM 
zur Verfügung. Dies sind insgesamt bis 2003 rund 1,5 
Milliarden DM. Die Umsetzung des Programms ,,Stadt- 
teile mi t  besonderem Entwicklungsbedarf - die soziale 
Stadt" erfolgt durch Länderprogramme. In Hessen 
heißt dieses Programm HEGISS - Hessische Gemein- 
schaftsinitiative Soziale Stadt. Träger der HEGISS sind 
neben dem Land Hessen und den Kommunen, die ört- 
liche Wirtschaft, die Wohnungswirtschaft, die sozialen 
Träger, die Träger von Beschäftigungsmaßnahmen so- 
wie die Bürgerinnen und Bürger des betreffenden 
Stadtteils. Die zentrale Aufgabe von HEGISS ist es, die 
Ressourcen und Mittel der verschiedenen Handlungsfel- 
der sowohl auf der Landesebene als auch auf der örtli- 
chen Ebene zu bündeln und gezielt in den benachtei- 
ligten Quartieren einzusetzen. 

Das Bund-Länder-Programm ,,Soziale Stadt" ist ein 
zentrales Element der HEGISS. Es übernimmt die Funk- 
tion eines Leitprogramms für die gesamte Gemein- 
schaftsinitiative Soziale Stadt sowie die Funktion des In- 
vestitionsprogramms für den Bereich der Stadtentwick- 
lung. Als Leitprogramm dient es der Gesamtkoordinati- 
on aller Maßnahmen und Akteure; als Investitionspro- 
gramm erfüllt es städtebauliche Aufgaben. Dabei las- 
sen sich die von HEGISS formulierten Ziele zur nachhal- 
tigen Stadtteil-entwicklung aus fünf unterschiedlichen 
miteinander verbundenen Bausteinen zusammenset- 
zen. 

Baustein 1 : Aktivierung der Bewohner zur Verbesse- 
rung der Chancengleichheit 

Baustein 2: Stärkung der lokalen Wirtschaft 
Baustein 3: Verbesserung des sozialen und kulturel- 

len Lebens 
Baustein 4: Städtebauliche Stabilisierung 
Baustein 5: Verbesserung der Wohn- und Lebensbe- 

dingungen 
Die Umsetzung erfolgt in den Kommunen. 

Die Soziale Stadt  Hattersheim 
Die knapp 24.000 Einwohner zählende Stadt Hatters- 
heim liegt im Herzen des Rhein-Main-Gebietes, ca.15 
Autominuten in westlicher Richtung von der Mainme- 
tropole Frankfurt entfernt. Im allgemeinen spricht man 

von den Gemeinden rings um die Banken- und Dienst- 
leistungsstadt vom Speckgürtel Frankfurts. Die Arbeits- 
losigkeit liegt hier mit  knapp 6 Prozent weit unter dem 
bundesdeutschen Durchschnitt. Trotzdem gibt es auch 
hier gefährdete Städte. Bereits 1999 wurde die Stadt 
Hattersheim in das Bundesprogramm ,,Soziale Stadt" 
aufgenommen. Sie ist damit eine von insgesamt 16 
Förderstandorten in Hessen. 

M i t  dem Begriff ,,Wohnumfeldverbesserungen Süd- 
ring" werden Maßnahmen der Stadt Hattersheim, der 
Hattersheimer Wohnungsbaugesellschaft mbH und des 
Caritasverbandes für den Main-Taunus-Kreis e.V. zusam- 
mengefasst, die dazu dienen, eine nachhaltige Stabili- 
sierung des Wohnquartiers zwischen Südring und der 
angrenzenden Bahnlinie zu bewirken. Dabei handelt es 
sich um Maßnahmen der städtebaulichen Qualitätsver- 
besserung, der Modernisierung des Wohnbestandes, 
der Realisierung eines Grün- und Freiflächenkonzeptes 
(inklusive Mietergärten, Spielplätze), der Schaffung von 
Bürgertreffs und Jugendeinrichtungen, aber auch u m  
nachbarschaftsfördernde und identitätsstiftende 
Selbsthilfeprojekte. Besonderen Wert legt man auf die 
Beschäftigungswirksamkeit dieser Maßnahmen. Beim 
überwiegenden Teil des Gebietes, das von seinen Be- 
wohnern liebevoll „die Siedlung" genannt wird, handelt 
es sich um sozialen Wohnungsbau aus den 20er, 50er 
und 60er Jahren im Besitz der Hattersheimer Woh- 
nungsbaugesellschaft (HAWOBAU). Charakteristisch für 
das Wohnumfeld ist der hohe Anteil wohnungsnaher 
Freiflächen, die dem Gebiet einen gewissen Charme 
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Die Zukunft der Städte. 
Die Soziale Stadt Hattersheim. 

Von Klaus Störch 

ie Rolle der Städte und Kommunen als Ort sozialer D' und kultureller Integration, Quelle wirtschaftli- 
chen Wohlstandes und Basis der Demokratie ge- 

rät zunehmend in Gefahr. Die Zeiten immerwährender 
Prosperität sind lange vorbei. Die anhaltende Wirtschafts- 
und Beschäftigungskrise, die verfehlte staatliche Vertei- 
lungspolitik, der Abbau und die Aushöhlung des sozialen 
Sicherungssystems führte unweigerlich zu einer Krise der 
Städte. 

Bereits Mitte der 80er Jahre beklagte der Frankfurter 
Sozialwissenschaftler und Philosoph Jürgen Habermas die 
Segmentierung der Gesellschaft in einen produktiven 
Kern und einen notdürftig alimentierten Rand. Der Sozi- 
aldemokrat Peter Glotz prägte den Begriff von der ,,Zwei- 
Drittel-Gesellschaft". Auf der einen Seite wächst der 
Reichtum in privater Hand und die Wirtschaft steigert 
recht kontinuierlich ihre Leistungsfähigkeit bei gleichzeiti- 
gen Abbau von Arbeitsplätzen. Auf der anderen Seite 
nimmt das Armutspotenzial in der Bevölkerung zu. Inzwi- 
schen verfügt jeder fünfte Bundesbürger - darunter sind 
Millionen Arbeitnehmer - nicht mal oder gerade über 60 
Prozent des Durchschnittseinkommens. Nach wie vor be- 
sitzt die ,,untere Hälfte" der Bundesbürger etwa 6,2 Pro- 
zent des Vermögens, die ,,obersten zehn Prozent" aber 
halten über 44 Prozent. Gleichzeitig werden die finanziel- 
len Spielräume der öffentlichen Haushalte, insbesondere 
die der Städte und Gemeinden enger. Armut wird für im- 

mer mehr Menschen zur bitte- 
ren Realität und führt sie ins 

Der ,,Unwirtlichkeitn vieler Städte gesellschaftlicheAbseits~Diese 

kann nur dann entgegengesteuert Tendenz wird durch das räum- 

werden, wenn es den Verantwortli- liche Abdrängen von Armut in 
städtische Randbereiche noch 

chen gelingt, gezieite Präventions- verstärkt. Damit ist die Entste- 

politik zu verwirklichen. hung von marginalisierten 
Stadtteilen vorprogrammiert. 
Menschen mit schlechten Ein- 

kommens- und Beschäftigungs-aussichten leben in Stadt- 
teilen mit mangelhafter Bausubstanz und zum Teil 
schlechten infrastrukturellen und ökologischen Bedingun- 
gen. Hier kumulieren und verdichten sich die sozialen Pro- 
bleme 
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Nur sehr unzureichend waren bisher die politischen 
Maßnahmen, die beabsichtigten der sozialen Polarisie- 
rung und Segregation entgegenzuwirken. Städtebauli- 
che und soziale Maßnahmen blieben weitgehend aus, 
waren nur kurzatmig angelegt oder nicht ausreichend 
aufeinander abgestimmt. Eine nachhaltige Verbesse- 
rung konnte auf diesem Hintergrund nicht erzielt wer- 
den. Im Gegenteil: Die sozialen Risiken in vielen Spren- 
geln nehmen zu und gefährden ganze Stadtteile in ih- 
rer Stabilität. Ein Skandal für eine Gesellschaft die i m  
Reichtum zu ersticken droht. 

Wie aber fühlen sich die Menschen, die in diesen 
Quartieren leben müssen? Resignation und Politikverdros- 
senheit macht sich breit, die Tendenz zur Radikalisierung 
und zum sozialen Unfrieden ist nicht (mehr) zu leugnen. 
Es muss nicht besonders betont werden, dass soziale Aus- 
grenzung und Perspektivlosigkeit den Zugang zu einem 
menschenwürdigen Leben verstellt. Soziale Ausgrenzung 
wird damit zur latenten Bedrohung für den wirtschaftli- 
chen Wohlstand und die soziale Stabilität in den Städten. 
Werden diese Entwicklungstendenzen ignoriert oder ver- 
harmlost, dann können die sozialen Spannungen in den 
stigmatisierten Quartieren noch zunehmen und das nach- 
barschaftliche Zusammenleben im Stadtteil und in der 
Stadt weiter gefährden. Soziale Konflikte, eskalierende 
Gewalt und hohe Kriminalität sind als drohende Konse- 
quenzen nicht auszuschließen. Was heute an Konflikt- 
und Aggressionspotenzial bereits erkennbar ist, dürfte nur 
die Spitze des Eisberges sein. Ein Blick auf die Zustände in 
den Städten der Vereinigten Staaten und in die Vorstädte 
unseres französischen Nachbarn geben uns warnende 
Beispiele. 

Die Politiker und die Städteplaner vertraten sehr lange 
die Auffassung, dass man den sozialen Erosionsprozessen 
in den sozialen Brennpunkten vor allem durch Bereitstel- 
lung städtebaulicher Mittel begegnet werden könne, und 
stellten die Beseitigung baulich funktionaler Mängel in  
den Vordergrund. Die strukturellen Ursachen für die so- 
ziale Schieflage in den Quartieren wurde nur selten unter- 
sucht. Auf der Prioritätenliste spielten Sozialplanung, Ar- 
beitsförderung, Ausbau der sozialen Infrastruktur und die 
Einbeziehung und Beteiligung der Bewohnerinnen und 
Bewohner nur eine untergeordnete Rolle. 

Das hat sich erfreulicherweise geändert. Der Staat, die 
Länder, die Kommunen und die freien Träger der Wohl- 
fahrtsverbände erkennen zunehmend die Bedeutung 
nachhaltiger Entwicklungsmaßnahmen. Der ,,Unwirtlich- 
keit" vieler Städte kann nur dann entgegengesteuert wer- 
den, wenn es den Verantwortlichen gelingt, gezielte Prä- 
ventionspolitik zu verwirklichen. Ansätze zur Entwicklung 
ganzheitlicher Maßnahmen und integrierte Handlungsan- 
sätze, die den Betroffenen Menschen in ihrer Lebenslage 
Perspektiven und Teilhabechancen erschließen, werden an 
den unterschiedlichsten Orten bereits umgesetzt. Konse- 
quenterweise hat die Regierungskoalition aus SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen auf Bundesebene die Sicherung 
der ,,Sozialen Stadt" in ihr Programm aufgenommen (vgl. 
auch Koalitionsvereinbarung vom 20. Oktober 1998). 

Stadtteile mit besonderem Entwicklungsbedarf - 
die soziale Stadt 
Im Jahr 1999 hat das Bundesministerium für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen (BMVBW) gemeinsam mi t  
den Ländern - ergänzend zur Städtebauförderung - 
das neue Programm ,,Stadtteile mi t  besonderem Ent- 
wicklungsbedarf - die soziale Stadt" aufgelegt. Ziel 
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1. Marginalisierung und Wandel der Großstadt 

E xklusion oder ,Ausgrenzung' sind Begriffe, mit de 
nen seit einigen Jahren neue Formen von Ungleich 
heit in den Großstädten bezeichnet werden. Ge- 

gennüber den traditionellen Formen von Armut, die ei- 
nem ziemlich genau definierten Zustand entsprachen, 
stellt Ausgrenzung einen Prozeß dar, in dessen Verlauf In- 
dividuen oder Haushalte von den durchschnittlichen ge- 
sellschaftlichen Standards der Lebensführung sich entfer- 
nen bzw. entfernt werden: in ökonomischer Hinsicht, in- 
dem sie keinen Zutritt zum Arbeitsmarkt mehr finden; in 

( 
institutioneller Hinsicht, indem sich zwischen ihnen und 
den politischen bzw. sozialstaatlichen Institutionen un- 
überwindliche Schranken aufbauen; in kultureller Hin- 

* sieht, wenn Stigmatisierung und Diskriminierung zum 
Verlust des Selbstwertgefühls und zum Verlust der morali- 
schen Qualifikationen führen, die für ein integriertes Le- 
ben Voraussetzung sind; und schließlich in sozialer Hin- 
sicht, wenn durch soziale Isolation und das Leben in ei- 
nem geschlossenen Milieu die Brücken zur ,normalen' Ge- 
sellschaft verloren gegangen sind. Der Ausgrenzungspro- 
zeß erreicht seine stärkste Ausprägung, wenn lndividuen 
oder Haushalte in allen vier Dimensionen weit von der 
Mitte der Gesellschaft entfernt sind - und wenn dies mit 
einer ,inneren Kündigung' gegenüber der Gesellschaft 
zusammentrifft, die sich in Resignation, Apathie und 
Rückzug äußert. Von der Gesellschaft im Stich gelassen, 
erwarten die Betroffenen auch nichts mehr und verhalten 
sich entsprechend. 

Verschiedene Bevölkerungsgruppen sind von Ausgren- 
zungsprozessen auf verschiedene Weise betroffen. Als er- 
stes sind Arbeitslose zu nennen, bei denen sich die Arbeits- 
losigkeit verfestigt, was sich in steigenden Zahlen von 
Dauerarbeitslosen zeigt; zum zweiten ergeben sich wach- 
sende Abstiegsrisiken aus dem Wandel der Familien- und 
Haushaltsstrukturen, weil angesichts immer kleiner wer- 
dender Familien und der Zunahme von individualisierten 
Lebensformen die Auffangmöglichkeiten durch die infor- 
mellen Netze von Familie und Verwandtschaft geringer 
werden; daher gehören die alleinerziehenden Mütter zu 
den Gruppen, die von dauerhafter Armut bedroht sind; 
zum dritten können Zuwanderer und ethnische Minder- 
heiten Ausgrenzungsprozessen ausgesetzt sein, weil bei 
ihnen fehlende politische Rechte und soziale bzw. kulturel- 
le Marginalisierung zusammentreffen (vgl. BremerIGe- 
string, 1997). 

Neben den sozialen Risiken ist in jüngerer Zeit in unse- 
ren Städten die Herausbildung von sozialräumlichen Kon- . stellationen zu beobachten, die selbst zur Ursache für Be- 
nachteiligung und Ausgrenzung werden können: eine 
stärkere räumliche Segregation, die mit einer Konzentra- 
tion von marginalisierten Bevölkerungsgruppen in be- 

r 
stimmten Quartieren verbunden ist. Ausgrenzungsprozes- 
se durch eine stärkere soziale Segregation in den Groß- 
städten ergeben sich aus dem Zusammenwirken von drei 
Trends, die aus dem ökonomischen und sozialen Wandel 
der Großstädte resultieren: a) auf dem Arbeitsmarkt ge- 
hen in den Städten die Erwerbsmöglichkeiten für unqua- 
lifizierte Arbeiter verloren, weil Industriearbeitsplätze in 
großer Zahl abgebaut wurden; der wachsende Dienstlei- 
stungsbereich nimmt nicht genug bzw. nicht die auf, die 
infolge der Deindustrialisierung arbeitslos geworden sind; 
b) aufgrund der Finanznot der Städte, die sich aus dem 
steigenden Finanzbedarf für Sozialtransfers bei sinkenden 
Steuereinnahmen ergibt, werden soziale Leistungen redu- 

Marginalisierung als Folge 
sozialräumlichen Wandels 

in der Großstadt 
Von Hartmut Häußermann 

ziert bzw. zumindest nicht in dem Maße ausgebaut, wie 
es angesichts wachsender Notlagen nötig wäre; C) durch 
den Rückzug des Staates aus der Wohnungsversorgung 
und angesichts steigender Wahlmöglichkeiten beim 
Wohnstandort für Haushalte mit einem stabilen Einkom- 
men lösen sich die sozial gemischten Quartiere auf, und 
eine stärkere Sortierung der Wohnbevölkerung nach Ein- 
kommen, Lebensstil und Nationalität in verschiedenen 
Quartieren findet statt. Quartiere, in die die Verlierer des 
sozio-ökonomischen Wandels abgedrängt werden, kön- 
nen -wenn erst einmal eine gewisses Niveau der segrega- 
tion erreicht wurde und sich dies verfetstigt hat - zu Or- 
ten einer sozialer Exklusion werden. 

2. Die Ursachen 
Die Ursachen für die Herausbildung von problembelade- 
nen Quartieren liegen in einer wachsenden sozialen Un- 
gleichheit der Bevölkerung bei gleichzeitiger Deregulie- 
rung der Wohnungsversorgung. In einer Periode, in der 
sich die Ungleichheit der Bewohner nach Einkommen und 
ethnischer Zugehörigkeit stär- 
ker ausfächert, wird die Woh-  üb^^ den 
nungsversorgung stärker dem 
Markt überlassen, und damit men Von Armut Stellt Ausgrenzung 
spiegelt sich soziale Ungleich- einen Prozeß dar, in dessen Verlauf 
heit, die zunimmt, deutlicher 
in der sozialräumlichen Struk. lndividuen oder Haushalte von den 
tur der Städte. durchschnittlichen qesellschaftlichen - 

Die soziale Entwicklung in 
den westlichen Großstädten - Standards der Lebensführung ent- 
von Berlin bis New York - fernt werden 
wird seit einigen Jahren mit 
Begriffen wie Dualisierung bzw. Spaltung gekennzeichnet 
(vgl. Fainstein/Gordon/Harloe 1992). Damit wird ein Wan- 
del der Sozialstruktur der Großstädte benannt, der sich 
aus dem ökonomischen Strukturwandel, der Denationali- 
sierung von ökonomischen Regulierungen und aus dem 
Abbau sozialstaatlicher Fürsorge ergibt. 

Neben der großen Zahl von Arbeitslosen haben auch 
manche Beschäftigten Einkommensverluste hinzunehmen, 
so dass die Realeinkommen eines großen Teils der Bevölke- 
rung sinken. Auf der anderen Seite gibt es aber (in den 
sog. unternehmensorientierten Dienstleistungen, zu denen 
z.B. EDV, Werbung, Marketing, Unternehmensberater und 
Kommunikationsdienste gehören) auch eine wachsende 
Zahl von Stadtbewohnern, die sehr hohe Einkommen be- 
ziehen. Wir haben es also mit einer Spreizung der Einkom- 

Hartmut Häußermann, Professor fur Soziologie an der Humboldt-Universitat zu Berlin 

3 4 spw. Zeitschrift für Sozialistische Politik und Wirtschaft. Heft 118. 2001 



ZUKUNFT DER STADT 

mensverteilung und - weil die mittleren Segmente quanti- 
tativ an Bedeutung verlieren - mit einer Polarisierung der 
Einkommensstruktur zu tun (vgl. dazu das Beispiel Ham- 
burg bei: Alisch/Dangschat.) Der Wandel von der Industrie- 
zur Dienstleistungsökonomie ist vermutlich generell mit ei- 
ner stärkeren Einkommensdifferenzierung und verbunden 
(vgl. dazu HäußermannISiebel, FrankfurtIMain 1995). 

Hübinger (Hübinger 1999) hat gezeigt, dass etwas 40 
O/O der Bevölkerung unterhalb der ,,Wohlstandsschwelle" 
leben, also unterhalb jenes Einkommensniveaus, das nicht 
zu spürbaren Notlagen führt. 

Noch ist die Tatsache nicht hinreichend ins breite Be- 
wusstsein von Stadtbewohnern und Stadtpolitikern ge- 
drungen, dass der Anteil von Bewohnern, die im kulturel- 

len und/oder rechtlichen Sinne 
Zuwanderer sind, laufend zu- 

Die kulturelle Heterogenität der nimmt, selbst dann, wenn 

Stadtbevölkerung wird zunehmen, kein einziger 
mehr über die Grenzen nach 

die Anteile von Bewohnern mit einem Deutschland gelangen kann - 

nicht-deutschen kulturellen Hinter- und daß dieser PrOzeß einer 
poliitschen Steuerung bedarf, 

grund werden in einigen Quartieren wenn ,icht erhebliche Konflik. 

in allen Großstädten sehr hoch sein. te und Nachteile für die Be- 
wohner von Einwanderervier- 
teln entstehen sollen. Die Zu- 

wandererbevölkerung ist jünger, lebt häufiger in Familien 
und hat deshalb häufiger Kinder. 

Die kulturelle Heterogenität der Stadtbevölkerung 
wird also zunehmen, die Anteile von Bewohnern mit ei- 
nem nicht-deutschen kulturellen Hintergrund werden in 
einigen Quartieren in allen Großstädten sehr hoch sein. 
Gleichzeitig verringert der ökonomische Strukturwandel 
aber gerade jenes Beschäftigungssegment, das in der Ver- 
gangenheit die meisten Zuwanderer aufgenommen hat: 
die unqualifizierte Arbeit in den Fabriken. Die Großstadt- 
bevölkerung wird also heterogener, und die Konkurrenz 
um Arbeitsplätze wird schärfer. Sie wird in Zukunft wohl 
vor allem über Qualifikationen ausgetragen. 

Selektive Mobilität 
In den Großstädten bilden sich Quartiere heraus, in de- 
nen sich die ,Überflüssigen' konzentrieren: die marginali- 
sierten Einheimischen und die diskriminierten Zuwanderer, 

Foto: Christian Kiel (Berlin) 

2 8 

die in den ,besseren' Vierteln keine Wohnung (mehr) fin- 
den (empirische Analysen finden sich in der Berliner Un- 
tersuchung ,Sozialorientierte Stadtentwicklung', heraus- 
gegeben von der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, 
Umweltschutz und Technologie, Berlin 1998, und für 
Hamburg vgl. Alisch/Dangschat:, 5. 11 1 ff.) Zur Konzen- 
tration trägt zusätzlich die Abwanderung von Haushalten, 
die am ja immer noch vorhandenen Wohlstand in unse- 
rem Lande teilhaben, aus diesen Quartieren bei. Sie stre- 
ben an Wohnstandorte, die am Rande oder außerhalb 
der Großstädte („im Grünen") liegen. Die Gründe dafür 
sind die mangelhaften Umweltqualitäten in den dichten 
Großstadtgebieten, der Wunsch nach privater Grünfläche 

I 

um das Haus (insbesondere dann, wenn Kinder zum 
Haushalt gehören) - und schließlich immer häufiger der 
Wunsch, sich von Nachbarn distanzieren zu können, de- 
ren Kultur und Lebensgewohnheiten man nicht mag. Für 
jeden freiwillig abgewanderten Haushalt zieht einer nach, 
der wegen seines Einkommens oder wegen kultureller 
Diskriminierung keine andere Wahl hat. 

Kulturelle Konflikte sind besonders heftig in den Schu- 
len, wenn die Anteile von Kindern mit nicht-deutscher 
Muttersprache den Status einer Minderheit übersteigen. 
Ob berechtigt oder nicht, die Sorge der Eltern um die Bil- 
dungszukunft ihrer Kinder führt zur Abwanderung derer, 
die über die materiellen Voraussetzungen dafür verfügen, 
wenn die Schule sich nicht in der Lage zeigt, mit den 
wachsenden Anforderungen einer multikulturellen Schü- 
lerschaft produktiv umzugehen. 

Das Ende des sozialen Mietwohnungsbaus 
Ende der 80er Jahr hat die Bundesregierung verkündet, 
dass es nicht mehr notwendig sei, den sozialen Mietwoh- 
nungsbau weiter zu fördern, so dass inzwischen ein Prozess 
der rapiden Schrumpfung dieser Bestände eingesetzt hat. 
Da jährlich über 100.000 Wohnungen aus den Sozialbin- 
dungen herausfallen, neue jedoch kaum gebaut werden, 
ist der Bestand von 4 Mio. Sozialwohnungen (1 980) auf in- 
zwischen 1,9 Mio. gefallen, und er wird innerhalb weniger 
Jahre auf einen Restbestand absinken. Die Wohnungsbau- 
gesellschaften, die sich in öffentlichem Eigentum befinden, 
sind von der Politik aufgefordert, Wohnungen zu verkau- 
fen, um die Eigentumsquote im Lande zu erhöhen. Dabei 
werden in der Regel die attraktivsten Bestände privatisiert 
und die Bestände, die für die Aufnahme der bedürftigsten 
Mieter bereitgestellt werden, quantitativ verringert und 
räumlich konzentriert - und damit stigmatisiert. Die Erfah- 
rungen aus Großbritannien könnten eigentlich davor be- 
wahren, die gleichen Fehler auch in Deutschland zu ma- 
chen (vgl. Forrestl Murie 1988) 

Die Modernisierung von Altbauwohnungen verringert 
zudem das Angebot an billigen Wohnungen im privaten 
Sektor. Während also die Zahl derjenigen Haushalte 
wächst, die aufgrund ihrer Einkommenssituation sich am 
normalen Wohnungsmarkt nicht adäquat versorgen kön- 
nen, schrumpft das Angebot, das genau für diese Situati- 
on entwickelt worden war. Das kleiner gewordene Ange- 
bot an Sozialwohnungen konzentriert sich räumlich in 
den jüngeren Beständen, die am Rande der Großstädte 
errichtet worden sind. Diese können deshalb die Ghettos 
des 21. Jahrhunderts werden. Eine vom Gesamtverband 
der Wohnungswirtschaft e.V. (GdW), in dem überwie- 
gend die ehemals gemeinnützigen und/oder öffentlichen 
Wohnungsbaugesellschaften repräsentiert sind, in Auf- 
trag gegebene Studie trägt den Titel ,Überforderte Nach- 
barschaften' und beschreibt die ,,soziale und ökonomi- 

spw. Zeitschrift fur Sozialistische Politik und Wirtschaft, Heft 118. 2001 
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der Mainstream-Gesellschaft entfernen. Dadurch erleiden sie 
Nachteile, weil sie z.B. Chancen auf dem Arbeitsmarkt auch 
dann nicht mehr ergreifen konnen, wenn diese objektiv wie- 
der gegeben sind. In der konservativen amerikanischen Ver- 
sion ist dies die zentrale Bestimmung der ,underclass', die 
durch negative Verhaltensweisen und diese rechtfertigende 
Einstellungen charakterisiert sei. 

andererseits zeichnen sich benachteiligte Quartiere 
durch Eigenschaften aus, die entweder die Lebensfüh- 
rung beschwerlich machen undIoder die Handlungsmög- 
lichkeiten ihrer Bewohner objektiv einschränken. Dabei 
geht es um physisch-materielle Merkmale eines Quartiers 
(z.B. Qualität als Wohnort, die Erreichbarkeit von sozialen 
Einrichtungen) und um seine institutionelle Ausstattung 
mit privaten und öffentlichen Dienstleistungen. 

eine dritte Dimension der Wirkungen stellt das negati- 
ve Image eines Quartiers dar, das aufgrund eigener Erfah- 
rungen oder aufgrund von Vorurteilen dem Quartier auf- 
gestempelt wird, und das dann nach innen (gegenüber 
seinen Bewohnern) und nach außen (als Stigmatisierung 
der Bewohner) Effekte entfaltet, die die Handlungsmög- 
lichkeiten der Bewohner erheblich einschränken. Bekannt 

sind die Beispiele, daß Arbeits- 

Die Integrationsprozesse sind prekär suchende abgeweisen 
werden, wenn sie eine be- 

geworden, statt quasi-automatischer ,timte Adresse als Wohnort 

lntearation ist die Pers~ektive für die nennen 
a 

Wenn die soziale Segrega- 
Marginalisierten heute eher die tion durch die überlagerung 

Ausgrenzi Jng. von räumlicher Separierung 
und sozialer Marginalisierung 
einen bestimmten Grad er- 

reicht hat, werden diejenigen, die in den randständigen 
Qurtieren wohnen, von den Lebenschancen, die unsere 
Gesellschaft nach bisherigen Standards jedem bieten 
kann, weitgehend ausgeschlossen. Es geht dann also 
nicht nur um einen Mangel an Verteilungsgerechtigkeit, 
sondern um einen Mangel an Chancengleichheit. 

8. Zusammenfassung 
Durch selektive Migration und durch die Verarmung der 
Bewohner können in einem Quartier Prozesse in Gang 
kommen, die zu einer kumulativ sich selbst verstärkenden 
Spirale der Abwärtsentwicklung führen. Dadurch entsteht 
ein soziales Milieu, das eine Umwelt für soziales Lernen 
darstellt, in der nur noch eine begrenzte Realitätswahr- 
nehmung möglich und der Verlust von ,moralischen Qua- 
lifikationen' wahrscheinlich ist, die Voraussetzung für eine 
Reintegration in die Erwerbstätigkeit wären. Durch selekti- 
ve Migrationsprozesse bildet sich ein Milieu der Benachtei- 
ligung immer stärker heraus, und diejenigen, die keine 
Möglichkeit zur Wahl eines anderen Wohnstandorts ha- 
ben, passen sich diesem Milieu langsam an. Insbesondere 
die Kinder und Jugendlichen werden kaum noch mit posi- 
tiven Rollenmodellen konfrontiert und geraten - auch 
durch Anpassungsdruck - in einen Sozialisationsprozeß, 
dessen Ergebnis Verhaltensweisen sind, die ein Entkom- 
men aus dem Milieu der Benachteiligung unwahrscheinli- 
cher machen. 

Diese ,inneren' Prozesse, die sich in den Subjekten ab- 
spielen, werden bestätigt und verstärkt durch Veränderun- 
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len verlassen solche Quartiere und schwächen damit die so- 
zialen Kompetenzen und die politische Repräsentation des 
Quartiers - denn um eine wirksame Nachbarschaftsinitiative 
zu gründen, bedarf es einiger sozialer Kompetenzen. 

So entstehen ,,Ghettos ohne Mauern'' (Hessl Mechler, 
1972) Orte der sozialen Ausgrenzung. Aus dem Strudel 
multipler und kumulativer Benachteiligung, der mit dem 
unfreiwilligen Wohnen in solchen Quartieren verbunden 
ist, gibt es nach einer gewissen Zeit kein Entkommen 
mehr. Die Bewohner sind mit ihren Quartieren ausge- 
grenzt, wenn nicht die solidarische Stadtgesellschaft Pro- 
zesse der sozialen Stabilisierung einleitet und die Reinte- 
gration der Quartiere und ihrer Bewohner dauerhaft un- 
terstützt. Die Einschätzung, sozialräumlich segregierte 
Quartiere seien Orte einer emanzipatorischen Kultur, ist 
heute wohl kaum mehr zu begründen. Denn sowohl die 
Institutionen einer gesellschaftskritischen Gegenkultur als 
auch die utopischen Perspektiven einer ganz anderen Ge- 
sellschaft, die die marxistische Theorie als Orientierung der 
Arbeiterbewegung entworfen hatte, sind im gesellschaft- 
lichen Wandel untergegangen. Die starken nachbar- 
schaftlichen Beziehungen, die in segregierten Quartieren 
vorgefunden werden können, sind unter diesen Bedin- 
gungen eher von benachteiligender als von emanzipatori- 
scher Qualität, und sie bedürfen zur Entwicklung anderer 
Qualitäten der Unterstützung von außen. 

Die Modernisierungsperspektive erlaubte eine Klassifika- 
tion der Wohn- und Lebensbedingungen in den Sanie- 
rungsgebieten als ,rückständig', weil der Einbezug auch der 
Armen und Marginalisierten in den sich aufwärts bewegen- 
den Fahrstuhl ökonomischen Wachstums und kultureller 
Modernisierung fraglos möglich erschien. Bei dem Pro- 
blem, wie mit segregierten Quartieren umzugehen sei, 
stellte sich nur die Frage, ob der Integrationsprozeß durch 
staatliche Intervention beschleunigt werden solle oder 
nicht. Anders ist die Situation heute: die Integrationspro- 
zesse sind prekär geworden, statt quasi-automatischer In- 
tegration ist die Perspektive für die Marginalisierten heute 
eher die Ausgrenzung. Der Fahrstuhl ist nicht mehr groß 
genug, alle mitzunehmen. Durch die demographische Ent- 
wicklung, d.h. durch die abnehmende Zahl von Einwohner 
in Deutschland, wird der Prozeß der Ausgrenzung wahr- 
scheinlich in Zukunft für weniger Menschen Realität als 
heute, aber er wird strukturell nicht verschwinden. S ~ W  
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sche Erosion in den Großsiedlungen" in Westdeutschland. 
Die Situation in den ostdeutschen Großsiedlungen wird 
dagegen noch als vergleichsweise harmlos dargestellt. Auf 
innerstädtische Probleme geht der GdW gar nicht ein, 
weil sich dort keine großen Bestände seiner Mitglieder 
befinden 

Der Fahrstuhleffekt 
Sozial selektive Weg- und Zuzüge sind nur eine Variante 
der Entstehung einer Konzentration von problembelade- 
nen Haushalten, die andere ist eine Folge der Arbeits- 

? marktkrise. Dafür gibt es in den Großstädten heute viele 
Beispiele: Gebiete, in denen vorwiegend gering qualifizier- 
te Industriearbeiter gewohnt haben (,Arbeiterviertel'), er- 
leben einen kollektiven Abstieg dadurch, daß die Fabrikar- 

1 
beitsplätze verschwunden und die Arbeiter arbeitslos ge- 
worden sind. Plakativ formuliert: aus einem Arbeiterquar- 
tier wird dann ein Arbeitslosenquartier. Die Kaufkraft 
nimmt ab, die sichtbare Armut nimmt zu, Läden werden 
geschlossen bzw. verändern ihr Angebot in Richtung Bil- 
ligstwaren, und insgesamt verschlechtert sich das ,Klima1. 

Soziale Ungleichheit setzt sich -wenn es keine sozial- 
staatliche Intervention gibt -in sozialräumliche Segregation 
um; diese führt zu sich selbst verstärkenden Prozessen so- 
zialer Selektion, an deren Ende Quartiere stehen, die von 
einer kumulativen Abwärtsentwicklung -betroffen sind: Mit 
jeder Stufe der Verschärfung der sozialen Probleme verlas- 
sen diejenigen Haushalte, die noch über Wahlmöglichkei- 
ten verfügen, die Quartiere, womit dann die Konzentrati- 
on und Dichte sozialer Problemlagen weiter zunimmt. Das 
ist ein Prozeß der ,Abwärtsentwicklung', der sich selbst lau- 
fend verstärkt, wenn er nicht durch koordinierte Anstren- 
gungen von Bewohnern, Eigentümern, Gewerbetreiben- 
den und Stadt~olitikern unterbrochen wird. 

3. Das Beispiel Berlin 
In Berlin haben sich seit November 1989 die Bedingun- 
gen für jene Prozesse, aus denen sich die sozialräumliche 
Struktur einer Stadt ergibt, so grundlegend verändert, 
daß ein Wandel der Bevölkerungsverteilung auf die ver- 
schiedenen Stadtgebiete unvermeidlich ist. 

Die Mauer ist weg, und damit sind nicht nur Umzüge 
zwischen den beiden Stadthälften sondern auch ins Um- 
land möglich geworden. Irn Osten waren die Wohnun- 
gen vor 1990 den Haushalten von der Kommunalen 
Wohnungsverwaltung (KWV) zugeteilt worden, nach der 
Wende konnten sie plötzlich selbst darüber entscheiden, 
wo sie wohnen wollen. Auch traten wieder private Ver- 
mieter auf den Plan, die sich die Mieter nach anderen 

r Kalkülen aussuchen als eine kommunale Wohnungsbau- 
gesellschaft. Innerhalb der Jahre 1990 bis 2000 sind au- 
ßerdem in Berlin insgesamt über 100.000 Wohnungen 
neu gebaut worden. 

P 
Die Wohngebiete konnten von dem die ganze Stadt 

ergreifenden Wandel nicht unberührt bleiben. Insbeson- 
dere Kreuzberg, da waren sich die Experten einig, würde 
von den Angestellten der neuen Dienstleistungsunterneh- 
men überfallen und gentrifiziert werden, weil dieser 
Stadtteil so günstig zum neuen Zentrum liegt. Auch für 
die Altbaugebiete, die im Osten an die Mitte grenzen, 
wurde eine rasche Gentrification vorhergesagt bzw. be- 
fürchtet. ,Befürchtet' deshalb, weil man die soziale Mi- 
schung der Wohnbevölkerung in den ostberliner Altbau- 
gebieten durch spekulative Sanierungs- und Modernisie- 
rungsaktivitäten in Gefahr sah. Daher wurde fast der ge- 
samte Bezirk Prenzlauer Berg mit besonderem Städtebau- 

recht (Sanierungs- oder Milieuschutzsatzungen) überzo- 
gen. Die ansässige Bevölkerung sollte gegen Verdrängung 
geschützt werden, den Investoren wurden daher straffe 
Zügel angelegt. 

Die Mieten im Westteil stiegen bei Neuvermietungen 
nach 1990 in bis dahin ungekannte Höhen, und auch 
dort wurde jetzt in Erwartung einer gestiegenen und zah- 
lungsbereiten Nachfrage wieder mehr in die Altbauten 
investiert. Kurzum: die ganze Stadt richtete sich auf Bevöl- 
kerungszuwachs und ein kaufkräftiges Publikum ein. 

Doch es kam anders. Bis 1994 nahm die Bevökerungs- 
zahl tatsächlich zu, seitdem geht sie zurück, seit 1996 ist 
sogar der Wanderungssaldo negativ, d.h. es verlassen 
mehr Menschen die Stadt als zuziehen. Und die Steige- 
rung der Kaufkraft blieb bisher ebenfalls aus. Der Zusam- 
menbruch der DDR-Wirtschaft und die Beendigung der 
Subventionen für die westberliner Industrie haben zwi- 
schen 1990 und 1995 zum Verlust von etwa 50% der in- 
dustriellen Arbeitsplätze in der Stadt geführt. Die Lohn- 
und Gehaltseinkommen im Ostteil liegen bis heute unge- 
fähr bei 80% der westdeutschen, und die Westberliner 
haben durch den Wegfall der Berlin-Zulage, die bis An- 
fang der 90er Jahre an jeden Erwerbstätigen bezahlt 
worden war, reale Einkommensverluste hinnehmen müs- 
sen. Zwar gibt es auch Wachstumssektoren in Berlin, ins- 
besondere im Bereich von Dienstleistungen, aber der Um- 
bau der Berliner Wirtschaft führt zu einer erheblich verän- 
derten Beschäftigungsstruktur: gut bezahlte Arbeitsplätze 
in der Industrie sind verschwunden, hinzu kommen sehr 
hoch dotierte sowie sehr schlecht bezahlte Dienstlei- 
stungsarbeitsplätze - und weil dies nicht so viele sind, 
steigt die Arbeitslosigkeit. 

3.1. Selektive Mobilität 
Die Häufigkeit von Umzügen innerhalb der Stadt hat sich 
seit der Vereinigung jährlich deutlich erhöht. Diese Dyna- 
mik ist in den lnnenstadtbereichen am größten. Im Er- 
gebnis führen diese Umzüge 
zu einer Abnahme der Ein- Soziale Ungleichheit setzt sich in 
wohnerzahl in den innerstäd- 
tischen Bereichen und zu einer sozialräumliche Segregation um; die- 
Zunahme in den Außenbezir- se führt sozialer Selektion, an deren 
ken. Von den Randwanderern 
bleiben zwar die meisten noch Ende Quartiere stehen, die von einer 
innerhalb der Stadtgrenzen, kumulativen Abwärtsentwicklung be- 
aber die Wanderungsverluste 
gegenüber dem Umland neh- sind. 
men Jahr für Jahr zu. Zuwan- 
derer in die innerstädtischen Bereiche sind vor allem jün- 
gere Menschen, überproportional viele aus dem Ausland. 

Im Westteil hat sich durch die Umzüge und die Investi- 
tionen seit der Vereinigung in keinem Bezirk das soziale 
Profil verändert. Die historisch angelegten Sozialprofile ha- 
ben sich seit der Wende noch stärker ausgeprägt. Das heißt 
beispielhaft: Kreuzberg wurde nicht gentrifiziert, vielmehr 
nehmen die Anteile von Sozialhilfeempfängern zu; die Ar- 
mutsbveölkerung erhält ein größeres Gewicht. Im Wed- 
ding haben die Anteile der Niedrigverdiener zugenommen 
und die der höheren Einkommensgruppen abgenommen 
Dagegen wohnen in Zehlendorf heute noch weniger Leute 
mit geringen Einkommen als noch vor zehn Jahren - ins- 
geamt deutliche Tendenzen einer sozialen Entmischung. 

Die östlichen lnnenstadtbereiche weisen eine struktu- 
rell gleiche Entwicklung wie die westlichen Innenstadtbe- 
reiche auf: durch Wanderungen verändert sich die soziale 
Zusammensetzung in eine ähnliche Richtung wie im We- 
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sten, die selektive Wirkung der Mobilität ist sogar noch 
schärfer ausgeprägt. Allerdings führte dies bisher nicht zu 
den gleichen Ergebnissen, weil die Ausgangssituation im 
Jahre 1990 sehr verschieden war. Angesichts gestiegener 
Wahlmöglichkeiten streben aber nun auch in den Ostbe- 
zirken die Familien mit Kindern, wenn sie über das ent- 
sprechende Einkommen verfügen, in die weniger dicht 
besiedelten Randbezirke oder ins Umland. 

Für die Großsiedlungen und auch für die kleineren 
Wohnkomplexe des sozialen Wohnungsbaus im Westteil 
wird seitens der Wohnungsbaugesellschaften und der Be- 
zirksverwaltungen ebenfalls eine sozial selektive Entwick- 
lung durch Umzugsbewegungen berichtet, die auf die Be- 
lastungen durch die Fehlbelegungsabgabe und die niedri- 
gen Einkommensgrenzen bei der Bezugsberechtigung zu- 
rückzuführen sei. Für einkommensschwache Haushalte, die 
knapp über der Einkommensgrenze liegen, scheint die 
Miete zu hoch zu sein. Die relativ hohen Mieten können 
dagegen von so armen Haushalten übernommen werden, 
bei denen das Sozialamt die Miete bezahlt. Dadurch findet 
gegenwärtig ein sozialer Erosionsprozeß statt, der sich vor 
allem in den innerstädtischen Sozialwohnungsbeständen in 
einer räumlichen Konzentration von Haushalten bemerkbar 
macht, die von staatlichen Transfers abhängig sind. 

Die Großsiedlungen im Ostteil (Plattenbausiedlungen) 
werden von den Haushalten mit höheren Einkommen 
verlassen -sie ziehen entweder in kleinere Neubauten in 
der Nähe oder ins Umland. In die freiwerdenden Platten- 
bauwohnungen rücken einkommensschwache Haushalte 
nach, darunter viele Einwandererfamilien, die über 
Wohnberechtigungen für große Wohnungen verfügen, 
die dort ansonsten schwer vermietbar sind . Die Situation 

in den großen Plattenbausied- 
lungen am Stadtrand ist also 

Es findet gegenwärtig ein sozialer einerseits geprägt von einem 

Erosionsprozeß statt, der sich in einer Entmischungs~rozeß, in des- 
sen Verlauf sich die DDR-tvpi- * ,  

räumlichen Konzentration Von Haus- sehe soziale MischUnq entdif- 

halten bemerkbar macht, die von ferenziert; dies kann als An- 
passung an einen Verteilungs- 

staatlichen Transfers abhängig sind. prozeß angesehen werden, in 
welchem die Haushalte ihren 

Wohnstandort - im Rahmen ihrer Kaufkraft - selber wäh- 
len können. Denn unter diesen Umständen stellen die 
standardisierten Neubauwohnungen in Großsiedlungen 
nie das Ende der Wohnkarrieren von Haushalten dar, die 
sich aufgrund ihres Einkommens andere Wohnformen 
bzw. andere Standorte leisten können. 

Dieser Abwanderungsstrom, typisch für die Gründer- 
zeitquartiere, zeigt sich bereits jetzt auch in den Altbau- 
ciuartieren im Osten. Von dort ziehen überproportional . . 
viele Familien weg, wenn sie das Einkommen haben, um 
sich eine besser ausgestattete Wohnung in einer Gegend 
mit angenehmerem Wohnumfeld zu mieten oder zu kau- 
fen. Zwar gibt es in den Bezirken Prenzlauer Berg und 
Friedrichshain einige Inseln der Aufwertung, die mit sozia- 
ler Altbauquartiere der gleiche Erosionsprozeß wie für die 
Westberliner: bei einer hohen Umzugsdynamik ergibt sich 
ein sozialer Wandel hin zur Dominanz von Haushalten, die 
von staatlichen Transfers abhängig sind - und dazu gehö- 
ren auch große Teile der Zuwanderer. Erwächst daraus 
ein besonderes Problem? 

3.2. Übergangszonen oder Sackgassen? 
Traditionell sind die lnnenstadtgebiete ,Orte des Über- 
gangs', d.h. dort haben sich immer die Zuwanderer -aus 

dem In- und Ausland -zuerst niedergelassen. Der Prozeß 
der Integration in die Stadtgesellschaft war dann in der 
Regel verbunden mit einer Randwanderung des Haus- 
halts, heraus aus den dichten und alten Quartieren in die 
,besseren' Viertel. Dieser Vorgang - gedacht als perma- 
nente Bewegung - ist in den Stadtentwicklungsmodellen 
der Chicagoer Schule der sozialökologischen Stadtsoziolo- 
gie zur Grundlage einer Stadtentwicklungstheorie gewor- 
den (vgl. Friedrichs 1995), in der innerstädtischen Altbau- 
gebiete als ,Zone of Transition' bezeichnet wurden. Diese 
Theorie passt auf die Entwicklung der wachsenden Stadt, 
in der sich aus Zuwanderung, Arbeitsplatzwachstum und 
sozialem Aufstieg der Individuen ein räumliches Entwick- 
lungsmuster mit einem aufsteigenden sozialen Gefälle 
von der Stadtmitte zur Peripherie ergibt. 

Die zuvor skizzierten und in Berlin heute zu beobach- 
tenden Trends entsprechend diesem Muster nur noch 
zeilweise: passend ist der negative Wanderungssaldo von 
Erwerbstätigen in den innerstädtischen Quartieren, der 
anzeigt, daß dort mehr Erwerbstätige weg- als zuziehen. 
Aber in dieses Bild passt nicht, daß aus den Randbezirken 
nicht-erwerbstätige Personen wegziehen - nach der sozi- 
alökologischen Theorie, die ganz auf Marktprozessen ba- 
siert, hätten die dort gar nicht wohnen dürfen. Europäi- 
sche Städte lassen sich generell schlechter als amerikani- 
sche Städte mit diesem Modell beschreiben, weil es in den 
meisten Ländern einen staatlich subventionierten Sektor 
(,sozialer Wohnungsbau') gibt, bei dem sich Qualität und 
Standort nicht aus der Kaufkraft der Bewohner ergeben. 
In Berlin speziell war durch den hohen Anteil staatlicher 
Finanzierung im Wohnungsbau, durch die Mietenregulie- 
rung und auch durch die besondere Baustruktur der 
Mietskasernengebiete die sozialräumliche Segregation 
nicht so ausgesprägt wie in einer Stadt, wo vor allem der 
Markt die Höhe der Mieten und die Verteilung der Woh- 
nungen bestimmt. In West-Berlin betrug 1990 der Anteil 
des sozialen Wohnungsbaus an der gesamten Wohnungs- 
Versorgung Ca. 40%, in Ost-Berlin unterlag der gesamte 
Wohnungsbestand staatlicher Kontrolle. In beiden Teilen 
der Stadt sind nun die Weichen seit der Vereinigung ein- 
deutig in Richtung ,mehr Markt' gestellt. Die Restitution 
von Privateigentum und der Verkauf von Plattenbauwoh- 
nungen im Osten, der Verkauf von Sozialwohnungen im 
Westen wurden nach 1990 zur Entstaatlichung der Woh- 
nungsversorgung eingeleitet; das Ende der Förderung von 
Mietwohnungsbau sowie eine verstärkte Förderung der 
Eigentumsbildung markieren einen ,Paradigmenwechsel' 
in der Wohnungspolitik, der lmplikationen für die sozial- 
räumliche Struktur hat. 

Zuvor haben wir bereits gesagt, daß sich trotz der Ver- 
änderungen in der Lagegunst bei keinem Gebiet das so- 
ziale Profil geändert hat, sondern daß sich das bereits zu- 
vor angelegte schärfer herausbildet: Gentrification dort, 
wo bereits die Gentry wohnt; starker Ausländerzuzug 
dort, wo bereits die Konzentration von Ausländern hoch 
ist; Zuzug von Erwerbslosen dort, wo bereits viele Bewoh- 
ner arbeitslos sind; Wegzug der Familien dort, wo schon 
jetzt nur noch wenige wohnen. In diesen Entwicklungen 
zeigt sich eine Tendenz zur sozialräumlichen Polarisierung: 
die Auftsteiger verlassen die hetrogenen, von sozialen 
Problemen gekennzeichneten Innenstädte, und umge- 
kehrt werden die Nischen für unterprivilegierte Sozial- 
gruppen in den Wohngebieten der Mittelschicht knapper. 
Damit verändert sich auch das Muster der Stadtentwick- 
lung: die Umzugsbewegungen vom Zentrum zur Periphe- 
rie sind nicht mehr Ausdruck eines allgemeinen sozialen 

Aufstiegs, weil nicht mehr alle daran teilhaben können, 
und weil es immer häufiger auch die Bewegung in die 
umgekehrte Richtung gibt. Aus den innerstädtischen 
Übergangszonen werden Sackgassen. 

In amerikanischen Städten sind solche ,dead ends' 
eindringlich beschrieben und als ,Hypergettosl bezeichnet 
worden (z.B. WacquanWVilson 1989), und in den Verstär- 
kereffekten der residentiellen Segregation werden die 
Grundlagen für eine neue ,urban underclass' gesehen 
(vgl. Mingione 1996, Häußermann 1997, Kronauer 
1997). 

I 

3.3. Gebiete mit problematischen Entwicklungs- 
tendenzen 
Insgesamt zeichnet sich im Stadtgebiet von Berlin ein 

1 

stärkerer Sortierungsprozeß nach Einkommen, Nationali- 
tät und Familienstand ab als vor 1990 in den getrennten 
Teilen West- und Ost-Berlin. Die soziale Segregation in der 
Stadt nimmt durch selektive Mobilität von Jahr zu Jahr zu. 
Die beobachteten Veränderungen führen im Westteil zu 
einer klareren Profilierung bereits zuvor angelegter sozial- 
räumlicher Ungleichheiten, d.h. daß dort, wo bereits in 
der Vergangenheit hohe Anteile von Armen wohnten, 
nun noch mehr Arme wohnen, und daß dort, wo bereits 
in der Vergangenheit die höchsten Anteile von hoher Bil- 
dung und hohem Einkommen zu beobachten waren, 
diese Anteile noch zunehmen. Im Ostteil lösen sich die 
durch die staatliche Wohnungszuweisung entstandenen 
vergleichsweise heterogenen sozialräumlichen Strukturen 
durch selektive Migration langsam auf. 

Anhand der Analyse von Bevölkerungsdaten lassen 
sich neben den Großsiedlungen in Ostberlin (Plattenbau- 
Siedlungen) drei andere Gebietstypen erkennen, die 
durch einen sozialen Entmischungsprozeß gekennzeich- 
net sind: 1. innerstädtische Altbaugebiete in Westberlin; 
2. innerstädtische Altbaugebiete in Ostberlin; 3. Wohn- 
komplexe des sozialen Wohnungsbaus in Westberlin; 

Für die Wohnkomplexe des sozialen Wohnungsbaus 
in den innerstädtischen Bezirken von Westberlin wird an- 
gesichts der laufenden Entmischungsprozesse - in Über- 
einstimmung mit den Vorschlägen des Bausenators - die 
Aufhebung von Fehlbelegungsabgabe und Einkommens- 
grenzen empfohlen, um den kumulativen Prozeß einer 
durch hohe Mieten und Zuzugsbeschränkungen be- 
schleunigten sozialen Segregation zu bremsen - allerdings 
sollten Bindungen und Belegungsrechte unternehmens- 
bezogen und räumlich differenziert umverteilt und nicht 
einfach ohne Gegenleistung aufgegeben werden. Im 
Frühjahr 1998 hat der Senat die im Jahr 1997 eingeführ- 
te Aufhebung der Fehlbelegungsabgabe für einige Sied- 
lungen des sozialen Wohnungsbaus, in denen die Entmi- 
schungsprozesse auffällig waren, tatsächlich beschlossen - 
allerdings ohne eine Gegenleistung zu fordern. 

Die innerstädtischen Altbaugebiete in Ostberlin ver- 
dienen besondere Aufmerksamkeit in der Beobachtung 
der laufenden Entwicklungen, da die derzeitigen Tenden- 
zen prinzipiell in eine ähnliche Richtung weisen wie in den 
Westberliner Altbaugebieten. Einige Gebiete, in denen die 
negativen Trends besonders ausgeprägt sind, werden als 
,Verdachtsgebiete' eingestuft. Noch kann der Entmi- 
schungsprozeß dort aufgehalten werden, weil er noch 
nicht so weit fortgeschritten ist. Die bisherige Politik, die 
sich allein auf die Vermeidung von Bewohnerverdrängung 
durch Gentrification orientiert, muß ergänzt und erwei- 
tert werden um Strategien, die einen sozialen Abstieg von 
Teilgebieten vermeiden. 

Alarmierend erscheinen die Entwicklungen in einigen 
Gebieten der westberliner Innenstadt. Besonders bemer- 
kenswert ist, daß die Wanderungsprozesse, die zum so- 
zialen Abstieg eines Quartiers beitragen, dort, wo bereits 
zuvor die Konzentration von Haushalten mit materiellen 
undIoder sozialen Problemen hoch war, besonders stark 
ausgeprägt sind - dort findet also eine kumulative Ver- 
schärfung sozialräumlicher Marginalisierung statt. Da- 
durch bilden sich Gebiete heraus, in denen sich vielfältige 
Problemlagen konzentrieren und sich in ihrer Wirkung 
gegenseitig verstärken. Damit wird der Ort, an dem man 
lebt, selbst zu einer Quelle von sozialer Benachteiligung. 
Diese Quartiere werden als ,problernbehaftete Gebiete' 
bezeichnet, und für sie ist ein akuter Handlungsbedarf 
gegeben. Sie zeichnen sich aus durch 

hohe Bevölkerungsfluktuation 
hohe und zunehmende Ausländeranteile, insbesonde- 

re bei Kindern und Jugendli- 
chen Trotz der Veränderungen in der Lage- 
* hohe Arbeitslosigkeit und 
hohe Sozialhilfedichte gunst hat sich bei keinem Gebiet das 
' hoher Zuzug 'On Zuwan- soziale Profil geändert, sondern sich 
derern aus dem Ausland . Überwiegen des Wegzugs das bereits zuvor angelegte schärfer 
von Familien mit Kindern (ne- herausgebildet, 
gativer Wanderungssaldo) 

Überwiegen des Wegzugs 
von Erwerbstätigen (negativer Wanderungssaldo) 

Politischer Handlungsbedarf? 
Was bedeutet die These, daß aus benachteiligten Quartie- 
ren benachteiligende werden oder daß ,arme Nachbar- 
schaften ihre Bewohner ärmer machen'. (vgl. Friedrichs 
1998) Die Tatsache, daß man in einer bestimmten Ge- 
gend wohnt, ist selbst ein Faktor der Benachteiligung: so- 
ziale Ungleichheit wird damit nicht nur befestigt, sondern 
verschärft. 

Effekte eines Quartiers kann man sich auf verschiede- 
ne Weise vorstellen: 

einerseits so, daß durch die vorherrschenden Überzeu- 
gungen und das dominante Verhalten der Bewohner eine 
,abweichende Kultur' entsteht, die auch diejenigen prägt, 
die ihr bisher nicht angehörten. Soziales Lernen führt zu Ver- 
haltens- und Denkweisen, die die Mitglieder einer solchen 
Kultur immer weiter von den Normen und Verhaltensweisen 
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sten, die selektive Wirkung der Mobilität ist sogar noch 
schärfer ausgeprägt. Allerdings führte dies bisher nicht zu 
den gleichen Ergebnissen, weil die Ausgangssituation im 
Jahre 1990 sehr verschieden war. Angesichts gestiegener 
Wahlmöglichkeiten streben aber nun auch in den Ostbe- 
zirken die Familien mit Kindern, wenn sie über das ent- 
sprechende Einkommen verfügen, in die weniger dicht 
besiedelten Randbezirke oder ins Umland. 

Für die Großsiedlungen und auch für die kleineren 
Wohnkomplexe des sozialen Wohnungsbaus im Westteil 
wird seitens der Wohnungsbaugesellschaften und der Be- 
zirksverwaltungen ebenfalls eine sozial selektive Entwick- 
lung durch Umzugsbewegungen berichtet, die auf die Be- 
lastungen durch die Fehlbelegungsabgabe und die niedri- 
gen Einkommensgrenzen bei der Bezugsberechtigung zu- 
rückzuführen sei. Für einkommensschwache Haushalte, die 
knapp über der Einkommensgrenze liegen, scheint die 
Miete zu hoch zu sein. Die relativ hohen Mieten können 
dagegen von so armen Haushalten übernommen werden, 
bei denen das Sozialamt die Miete bezahlt. Dadurch findet 
gegenwärtig ein sozialer Erosionsprozeß statt, der sich vor 
allem in den innerstädtischen Sozialwohnungsbeständen in 
einer räumlichen Konzentration von Haushalten bemerkbar 
macht, die von staatlichen Transfers abhängig sind. 

Die Großsiedlungen im Ostteil (Plattenbausiedlungen) 
werden von den Haushalten mit höheren Einkommen 
verlassen -sie ziehen entweder in kleinere Neubauten in 
der Nähe oder ins Umland. In die freiwerdenden Platten- 
bauwohnungen rücken einkommensschwache Haushalte 
nach, darunter viele Einwandererfamilien, die über 
Wohnberechtigungen für große Wohnungen verfügen, 
die dort ansonsten schwer vermietbar sind . Die Situation 

in den großen Plattenbausied- 
lungen am Stadtrand ist also 

Es findet gegenwärtig ein sozialer einerseits geprägt von einem 

Erosionsprozeß statt, der sich in einer Entmischungs~rozeß, in des- 
sen Verlauf sich die DDR-tvpi- * ,  

räumlichen Konzentration Von Haus- sehe soziale MischUnq entdif- 

halten bemerkbar macht, die von ferenziert; dies kann als An- 
passung an einen Verteilungs- 

staatlichen Transfers abhängig sind. prozeß angesehen werden, in 
welchem die Haushalte ihren 

Wohnstandort - im Rahmen ihrer Kaufkraft - selber wäh- 
len können. Denn unter diesen Umständen stellen die 
standardisierten Neubauwohnungen in Großsiedlungen 
nie das Ende der Wohnkarrieren von Haushalten dar, die 
sich aufgrund ihres Einkommens andere Wohnformen 
bzw. andere Standorte leisten können. 

Dieser Abwanderungsstrom, typisch für die Gründer- 
zeitquartiere, zeigt sich bereits jetzt auch in den Altbau- 
ciuartieren im Osten. Von dort ziehen überproportional . . 
viele Familien weg, wenn sie das Einkommen haben, um 
sich eine besser ausgestattete Wohnung in einer Gegend 
mit angenehmerem Wohnumfeld zu mieten oder zu kau- 
fen. Zwar gibt es in den Bezirken Prenzlauer Berg und 
Friedrichshain einige Inseln der Aufwertung, die mit sozia- 
ler Altbauquartiere der gleiche Erosionsprozeß wie für die 
Westberliner: bei einer hohen Umzugsdynamik ergibt sich 
ein sozialer Wandel hin zur Dominanz von Haushalten, die 
von staatlichen Transfers abhängig sind - und dazu gehö- 
ren auch große Teile der Zuwanderer. Erwächst daraus 
ein besonderes Problem? 

3.2. Übergangszonen oder Sackgassen? 
Traditionell sind die lnnenstadtgebiete ,Orte des Über- 
gangs', d.h. dort haben sich immer die Zuwanderer -aus 

dem In- und Ausland -zuerst niedergelassen. Der Prozeß 
der Integration in die Stadtgesellschaft war dann in der 
Regel verbunden mit einer Randwanderung des Haus- 
halts, heraus aus den dichten und alten Quartieren in die 
,besseren' Viertel. Dieser Vorgang - gedacht als perma- 
nente Bewegung - ist in den Stadtentwicklungsmodellen 
der Chicagoer Schule der sozialökologischen Stadtsoziolo- 
gie zur Grundlage einer Stadtentwicklungstheorie gewor- 
den (vgl. Friedrichs 1995), in der innerstädtischen Altbau- 
gebiete als ,Zone of Transition' bezeichnet wurden. Diese 
Theorie passt auf die Entwicklung der wachsenden Stadt, 
in der sich aus Zuwanderung, Arbeitsplatzwachstum und 
sozialem Aufstieg der Individuen ein räumliches Entwick- 
lungsmuster mit einem aufsteigenden sozialen Gefälle 
von der Stadtmitte zur Peripherie ergibt. 

Die zuvor skizzierten und in Berlin heute zu beobach- 
tenden Trends entsprechend diesem Muster nur noch 
zeilweise: passend ist der negative Wanderungssaldo von 
Erwerbstätigen in den innerstädtischen Quartieren, der 
anzeigt, daß dort mehr Erwerbstätige weg- als zuziehen. 
Aber in dieses Bild passt nicht, daß aus den Randbezirken 
nicht-erwerbstätige Personen wegziehen - nach der sozi- 
alökologischen Theorie, die ganz auf Marktprozessen ba- 
siert, hätten die dort gar nicht wohnen dürfen. Europäi- 
sche Städte lassen sich generell schlechter als amerikani- 
sche Städte mit diesem Modell beschreiben, weil es in den 
meisten Ländern einen staatlich subventionierten Sektor 
(,sozialer Wohnungsbau') gibt, bei dem sich Qualität und 
Standort nicht aus der Kaufkraft der Bewohner ergeben. 
In Berlin speziell war durch den hohen Anteil staatlicher 
Finanzierung im Wohnungsbau, durch die Mietenregulie- 
rung und auch durch die besondere Baustruktur der 
Mietskasernengebiete die sozialräumliche Segregation 
nicht so ausgesprägt wie in einer Stadt, wo vor allem der 
Markt die Höhe der Mieten und die Verteilung der Woh- 
nungen bestimmt. In West-Berlin betrug 1990 der Anteil 
des sozialen Wohnungsbaus an der gesamten Wohnungs- 
Versorgung Ca. 40%, in Ost-Berlin unterlag der gesamte 
Wohnungsbestand staatlicher Kontrolle. In beiden Teilen 
der Stadt sind nun die Weichen seit der Vereinigung ein- 
deutig in Richtung ,mehr Markt' gestellt. Die Restitution 
von Privateigentum und der Verkauf von Plattenbauwoh- 
nungen im Osten, der Verkauf von Sozialwohnungen im 
Westen wurden nach 1990 zur Entstaatlichung der Woh- 
nungsversorgung eingeleitet; das Ende der Förderung von 
Mietwohnungsbau sowie eine verstärkte Förderung der 
Eigentumsbildung markieren einen ,Paradigmenwechsel' 
in der Wohnungspolitik, der lmplikationen für die sozial- 
räumliche Struktur hat. 

Zuvor haben wir bereits gesagt, daß sich trotz der Ver- 
änderungen in der Lagegunst bei keinem Gebiet das so- 
ziale Profil geändert hat, sondern daß sich das bereits zu- 
vor angelegte schärfer herausbildet: Gentrification dort, 
wo bereits die Gentry wohnt; starker Ausländerzuzug 
dort, wo bereits die Konzentration von Ausländern hoch 
ist; Zuzug von Erwerbslosen dort, wo bereits viele Bewoh- 
ner arbeitslos sind; Wegzug der Familien dort, wo schon 
jetzt nur noch wenige wohnen. In diesen Entwicklungen 
zeigt sich eine Tendenz zur sozialräumlichen Polarisierung: 
die Auftsteiger verlassen die hetrogenen, von sozialen 
Problemen gekennzeichneten Innenstädte, und umge- 
kehrt werden die Nischen für unterprivilegierte Sozial- 
gruppen in den Wohngebieten der Mittelschicht knapper. 
Damit verändert sich auch das Muster der Stadtentwick- 
lung: die Umzugsbewegungen vom Zentrum zur Periphe- 
rie sind nicht mehr Ausdruck eines allgemeinen sozialen 

Aufstiegs, weil nicht mehr alle daran teilhaben können, 
und weil es immer häufiger auch die Bewegung in die 
umgekehrte Richtung gibt. Aus den innerstädtischen 
Übergangszonen werden Sackgassen. 

In amerikanischen Städten sind solche ,dead ends' 
eindringlich beschrieben und als ,Hypergettosl bezeichnet 
worden (z.B. WacquanWVilson 1989), und in den Verstär- 
kereffekten der residentiellen Segregation werden die 
Grundlagen für eine neue ,urban underclass' gesehen 
(vgl. Mingione 1996, Häußermann 1997, Kronauer 
1997). 

I 

3.3. Gebiete mit problematischen Entwicklungs- 
tendenzen 
Insgesamt zeichnet sich im Stadtgebiet von Berlin ein 

1 

stärkerer Sortierungsprozeß nach Einkommen, Nationali- 
tät und Familienstand ab als vor 1990 in den getrennten 
Teilen West- und Ost-Berlin. Die soziale Segregation in der 
Stadt nimmt durch selektive Mobilität von Jahr zu Jahr zu. 
Die beobachteten Veränderungen führen im Westteil zu 
einer klareren Profilierung bereits zuvor angelegter sozial- 
räumlicher Ungleichheiten, d.h. daß dort, wo bereits in 
der Vergangenheit hohe Anteile von Armen wohnten, 
nun noch mehr Arme wohnen, und daß dort, wo bereits 
in der Vergangenheit die höchsten Anteile von hoher Bil- 
dung und hohem Einkommen zu beobachten waren, 
diese Anteile noch zunehmen. Im Ostteil lösen sich die 
durch die staatliche Wohnungszuweisung entstandenen 
vergleichsweise heterogenen sozialräumlichen Strukturen 
durch selektive Migration langsam auf. 

Anhand der Analyse von Bevölkerungsdaten lassen 
sich neben den Großsiedlungen in Ostberlin (Plattenbau- 
Siedlungen) drei andere Gebietstypen erkennen, die 
durch einen sozialen Entmischungsprozeß gekennzeich- 
net sind: 1. innerstädtische Altbaugebiete in Westberlin; 
2. innerstädtische Altbaugebiete in Ostberlin; 3. Wohn- 
komplexe des sozialen Wohnungsbaus in Westberlin; 

Für die Wohnkomplexe des sozialen Wohnungsbaus 
in den innerstädtischen Bezirken von Westberlin wird an- 
gesichts der laufenden Entmischungsprozesse - in Über- 
einstimmung mit den Vorschlägen des Bausenators - die 
Aufhebung von Fehlbelegungsabgabe und Einkommens- 
grenzen empfohlen, um den kumulativen Prozeß einer 
durch hohe Mieten und Zuzugsbeschränkungen be- 
schleunigten sozialen Segregation zu bremsen - allerdings 
sollten Bindungen und Belegungsrechte unternehmens- 
bezogen und räumlich differenziert umverteilt und nicht 
einfach ohne Gegenleistung aufgegeben werden. Im 
Frühjahr 1998 hat der Senat die im Jahr 1997 eingeführ- 
te Aufhebung der Fehlbelegungsabgabe für einige Sied- 
lungen des sozialen Wohnungsbaus, in denen die Entmi- 
schungsprozesse auffällig waren, tatsächlich beschlossen - 
allerdings ohne eine Gegenleistung zu fordern. 

Die innerstädtischen Altbaugebiete in Ostberlin ver- 
dienen besondere Aufmerksamkeit in der Beobachtung 
der laufenden Entwicklungen, da die derzeitigen Tenden- 
zen prinzipiell in eine ähnliche Richtung weisen wie in den 
Westberliner Altbaugebieten. Einige Gebiete, in denen die 
negativen Trends besonders ausgeprägt sind, werden als 
,Verdachtsgebiete' eingestuft. Noch kann der Entmi- 
schungsprozeß dort aufgehalten werden, weil er noch 
nicht so weit fortgeschritten ist. Die bisherige Politik, die 
sich allein auf die Vermeidung von Bewohnerverdrängung 
durch Gentrification orientiert, muß ergänzt und erwei- 
tert werden um Strategien, die einen sozialen Abstieg von 
Teilgebieten vermeiden. 

Alarmierend erscheinen die Entwicklungen in einigen 
Gebieten der westberliner Innenstadt. Besonders bemer- 
kenswert ist, daß die Wanderungsprozesse, die zum so- 
zialen Abstieg eines Quartiers beitragen, dort, wo bereits 
zuvor die Konzentration von Haushalten mit materiellen 
undIoder sozialen Problemen hoch war, besonders stark 
ausgeprägt sind - dort findet also eine kumulative Ver- 
schärfung sozialräumlicher Marginalisierung statt. Da- 
durch bilden sich Gebiete heraus, in denen sich vielfältige 
Problemlagen konzentrieren und sich in ihrer Wirkung 
gegenseitig verstärken. Damit wird der Ort, an dem man 
lebt, selbst zu einer Quelle von sozialer Benachteiligung. 
Diese Quartiere werden als ,problernbehaftete Gebiete' 
bezeichnet, und für sie ist ein akuter Handlungsbedarf 
gegeben. Sie zeichnen sich aus durch 

hohe Bevölkerungsfluktuation 
hohe und zunehmende Ausländeranteile, insbesonde- 

re bei Kindern und Jugendli- 
chen Trotz der Veränderungen in der Lage- 
* hohe Arbeitslosigkeit und 
hohe Sozialhilfedichte gunst hat sich bei keinem Gebiet das 
' hoher Zuzug 'On Zuwan- soziale Profil geändert, sondern sich 
derern aus dem Ausland . Überwiegen des Wegzugs das bereits zuvor angelegte schärfer 
von Familien mit Kindern (ne- herausgebildet, 
gativer Wanderungssaldo) 

Überwiegen des Wegzugs 
von Erwerbstätigen (negativer Wanderungssaldo) 

Politischer Handlungsbedarf? 
Was bedeutet die These, daß aus benachteiligten Quartie- 
ren benachteiligende werden oder daß ,arme Nachbar- 
schaften ihre Bewohner ärmer machen'. (vgl. Friedrichs 
1998) Die Tatsache, daß man in einer bestimmten Ge- 
gend wohnt, ist selbst ein Faktor der Benachteiligung: so- 
ziale Ungleichheit wird damit nicht nur befestigt, sondern 
verschärft. 

Effekte eines Quartiers kann man sich auf verschiede- 
ne Weise vorstellen: 

einerseits so, daß durch die vorherrschenden Überzeu- 
gungen und das dominante Verhalten der Bewohner eine 
,abweichende Kultur' entsteht, die auch diejenigen prägt, 
die ihr bisher nicht angehörten. Soziales Lernen führt zu Ver- 
haltens- und Denkweisen, die die Mitglieder einer solchen 
Kultur immer weiter von den Normen und Verhaltensweisen 
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der Mainstream-Gesellschaft entfernen. Dadurch erleiden sie 
Nachteile, weil sie z.B. Chancen auf dem Arbeitsmarkt auch 
dann nicht mehr ergreifen konnen, wenn diese objektiv wie- 
der gegeben sind. In der konservativen amerikanischen Ver- 
sion ist dies die zentrale Bestimmung der ,underclass', die 
durch negative Verhaltensweisen und diese rechtfertigende 
Einstellungen charakterisiert sei. 

andererseits zeichnen sich benachteiligte Quartiere 
durch Eigenschaften aus, die entweder die Lebensfüh- 
rung beschwerlich machen undIoder die Handlungsmög- 
lichkeiten ihrer Bewohner objektiv einschränken. Dabei 
geht es um physisch-materielle Merkmale eines Quartiers 
(z.B. Qualität als Wohnort, die Erreichbarkeit von sozialen 
Einrichtungen) und um seine institutionelle Ausstattung 
mit privaten und öffentlichen Dienstleistungen. 

eine dritte Dimension der Wirkungen stellt das negati- 
ve Image eines Quartiers dar, das aufgrund eigener Erfah- 
rungen oder aufgrund von Vorurteilen dem Quartier auf- 
gestempelt wird, und das dann nach innen (gegenüber 
seinen Bewohnern) und nach außen (als Stigmatisierung 
der Bewohner) Effekte entfaltet, die die Handlungsmög- 
lichkeiten der Bewohner erheblich einschränken. Bekannt 

sind die Beispiele, daß Arbeits- 

Die Integrationsprozesse sind prekär suchende abgeweisen 
werden, wenn sie eine be- 

geworden, statt quasi-automatischer ,timte Adresse als Wohnort 

lntearation ist die Pers~ektive für die nennen 
a 

Wenn die soziale Segrega- 
Marginalisierten heute eher die tion durch die überlagerung 

Ausgrenzi Jng. von räumlicher Separierung 
und sozialer Marginalisierung 
einen bestimmten Grad er- 

reicht hat, werden diejenigen, die in den randständigen 
Qurtieren wohnen, von den Lebenschancen, die unsere 
Gesellschaft nach bisherigen Standards jedem bieten 
kann, weitgehend ausgeschlossen. Es geht dann also 
nicht nur um einen Mangel an Verteilungsgerechtigkeit, 
sondern um einen Mangel an Chancengleichheit. 

8. Zusammenfassung 
Durch selektive Migration und durch die Verarmung der 
Bewohner können in einem Quartier Prozesse in Gang 
kommen, die zu einer kumulativ sich selbst verstärkenden 
Spirale der Abwärtsentwicklung führen. Dadurch entsteht 
ein soziales Milieu, das eine Umwelt für soziales Lernen 
darstellt, in der nur noch eine begrenzte Realitätswahr- 
nehmung möglich und der Verlust von ,moralischen Qua- 
lifikationen' wahrscheinlich ist, die Voraussetzung für eine 
Reintegration in die Erwerbstätigkeit wären. Durch selekti- 
ve Migrationsprozesse bildet sich ein Milieu der Benachtei- 
ligung immer stärker heraus, und diejenigen, die keine 
Möglichkeit zur Wahl eines anderen Wohnstandorts ha- 
ben, passen sich diesem Milieu langsam an. Insbesondere 
die Kinder und Jugendlichen werden kaum noch mit posi- 
tiven Rollenmodellen konfrontiert und geraten - auch 
durch Anpassungsdruck - in einen Sozialisationsprozeß, 
dessen Ergebnis Verhaltensweisen sind, die ein Entkom- 
men aus dem Milieu der Benachteiligung unwahrscheinli- 
cher machen. 

Diese ,inneren' Prozesse, die sich in den Subjekten ab- 
spielen, werden bestätigt und verstärkt durch Veränderun- 
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len verlassen solche Quartiere und schwächen damit die so- 
zialen Kompetenzen und die politische Repräsentation des 
Quartiers - denn um eine wirksame Nachbarschaftsinitiative 
zu gründen, bedarf es einiger sozialer Kompetenzen. 

So entstehen ,,Ghettos ohne Mauern'' (Hessl Mechler, 
1972) Orte der sozialen Ausgrenzung. Aus dem Strudel 
multipler und kumulativer Benachteiligung, der mit dem 
unfreiwilligen Wohnen in solchen Quartieren verbunden 
ist, gibt es nach einer gewissen Zeit kein Entkommen 
mehr. Die Bewohner sind mit ihren Quartieren ausge- 
grenzt, wenn nicht die solidarische Stadtgesellschaft Pro- 
zesse der sozialen Stabilisierung einleitet und die Reinte- 
gration der Quartiere und ihrer Bewohner dauerhaft un- 
terstützt. Die Einschätzung, sozialräumlich segregierte 
Quartiere seien Orte einer emanzipatorischen Kultur, ist 
heute wohl kaum mehr zu begründen. Denn sowohl die 
Institutionen einer gesellschaftskritischen Gegenkultur als 
auch die utopischen Perspektiven einer ganz anderen Ge- 
sellschaft, die die marxistische Theorie als Orientierung der 
Arbeiterbewegung entworfen hatte, sind im gesellschaft- 
lichen Wandel untergegangen. Die starken nachbar- 
schaftlichen Beziehungen, die in segregierten Quartieren 
vorgefunden werden können, sind unter diesen Bedin- 
gungen eher von benachteiligender als von emanzipatori- 
scher Qualität, und sie bedürfen zur Entwicklung anderer 
Qualitäten der Unterstützung von außen. 

Die Modernisierungsperspektive erlaubte eine Klassifika- 
tion der Wohn- und Lebensbedingungen in den Sanie- 
rungsgebieten als ,rückständig', weil der Einbezug auch der 
Armen und Marginalisierten in den sich aufwärts bewegen- 
den Fahrstuhl ökonomischen Wachstums und kultureller 
Modernisierung fraglos möglich erschien. Bei dem Pro- 
blem, wie mit segregierten Quartieren umzugehen sei, 
stellte sich nur die Frage, ob der Integrationsprozeß durch 
staatliche Intervention beschleunigt werden solle oder 
nicht. Anders ist die Situation heute: die Integrationspro- 
zesse sind prekär geworden, statt quasi-automatischer In- 
tegration ist die Perspektive für die Marginalisierten heute 
eher die Ausgrenzung. Der Fahrstuhl ist nicht mehr groß 
genug, alle mitzunehmen. Durch die demographische Ent- 
wicklung, d.h. durch die abnehmende Zahl von Einwohner 
in Deutschland, wird der Prozeß der Ausgrenzung wahr- 
scheinlich in Zukunft für weniger Menschen Realität als 
heute, aber er wird strukturell nicht verschwinden. S ~ W  
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sche Erosion in den Großsiedlungen" in Westdeutschland. 
Die Situation in den ostdeutschen Großsiedlungen wird 
dagegen noch als vergleichsweise harmlos dargestellt. Auf 
innerstädtische Probleme geht der GdW gar nicht ein, 
weil sich dort keine großen Bestände seiner Mitglieder 
befinden 

Der Fahrstuhleffekt 
Sozial selektive Weg- und Zuzüge sind nur eine Variante 
der Entstehung einer Konzentration von problembelade- 
nen Haushalten, die andere ist eine Folge der Arbeits- 

? marktkrise. Dafür gibt es in den Großstädten heute viele 
Beispiele: Gebiete, in denen vorwiegend gering qualifizier- 
te Industriearbeiter gewohnt haben (,Arbeiterviertel'), er- 
leben einen kollektiven Abstieg dadurch, daß die Fabrikar- 

1 
beitsplätze verschwunden und die Arbeiter arbeitslos ge- 
worden sind. Plakativ formuliert: aus einem Arbeiterquar- 
tier wird dann ein Arbeitslosenquartier. Die Kaufkraft 
nimmt ab, die sichtbare Armut nimmt zu, Läden werden 
geschlossen bzw. verändern ihr Angebot in Richtung Bil- 
ligstwaren, und insgesamt verschlechtert sich das ,Klima1. 

Soziale Ungleichheit setzt sich -wenn es keine sozial- 
staatliche Intervention gibt -in sozialräumliche Segregation 
um; diese führt zu sich selbst verstärkenden Prozessen so- 
zialer Selektion, an deren Ende Quartiere stehen, die von 
einer kumulativen Abwärtsentwicklung -betroffen sind: Mit 
jeder Stufe der Verschärfung der sozialen Probleme verlas- 
sen diejenigen Haushalte, die noch über Wahlmöglichkei- 
ten verfügen, die Quartiere, womit dann die Konzentrati- 
on und Dichte sozialer Problemlagen weiter zunimmt. Das 
ist ein Prozeß der ,Abwärtsentwicklung', der sich selbst lau- 
fend verstärkt, wenn er nicht durch koordinierte Anstren- 
gungen von Bewohnern, Eigentümern, Gewerbetreiben- 
den und Stadt~olitikern unterbrochen wird. 

3. Das Beispiel Berlin 
In Berlin haben sich seit November 1989 die Bedingun- 
gen für jene Prozesse, aus denen sich die sozialräumliche 
Struktur einer Stadt ergibt, so grundlegend verändert, 
daß ein Wandel der Bevölkerungsverteilung auf die ver- 
schiedenen Stadtgebiete unvermeidlich ist. 

Die Mauer ist weg, und damit sind nicht nur Umzüge 
zwischen den beiden Stadthälften sondern auch ins Um- 
land möglich geworden. Irn Osten waren die Wohnun- 
gen vor 1990 den Haushalten von der Kommunalen 
Wohnungsverwaltung (KWV) zugeteilt worden, nach der 
Wende konnten sie plötzlich selbst darüber entscheiden, 
wo sie wohnen wollen. Auch traten wieder private Ver- 
mieter auf den Plan, die sich die Mieter nach anderen 

r Kalkülen aussuchen als eine kommunale Wohnungsbau- 
gesellschaft. Innerhalb der Jahre 1990 bis 2000 sind au- 
ßerdem in Berlin insgesamt über 100.000 Wohnungen 
neu gebaut worden. 

P 
Die Wohngebiete konnten von dem die ganze Stadt 

ergreifenden Wandel nicht unberührt bleiben. Insbeson- 
dere Kreuzberg, da waren sich die Experten einig, würde 
von den Angestellten der neuen Dienstleistungsunterneh- 
men überfallen und gentrifiziert werden, weil dieser 
Stadtteil so günstig zum neuen Zentrum liegt. Auch für 
die Altbaugebiete, die im Osten an die Mitte grenzen, 
wurde eine rasche Gentrification vorhergesagt bzw. be- 
fürchtet. ,Befürchtet' deshalb, weil man die soziale Mi- 
schung der Wohnbevölkerung in den ostberliner Altbau- 
gebieten durch spekulative Sanierungs- und Modernisie- 
rungsaktivitäten in Gefahr sah. Daher wurde fast der ge- 
samte Bezirk Prenzlauer Berg mit besonderem Städtebau- 

recht (Sanierungs- oder Milieuschutzsatzungen) überzo- 
gen. Die ansässige Bevölkerung sollte gegen Verdrängung 
geschützt werden, den Investoren wurden daher straffe 
Zügel angelegt. 

Die Mieten im Westteil stiegen bei Neuvermietungen 
nach 1990 in bis dahin ungekannte Höhen, und auch 
dort wurde jetzt in Erwartung einer gestiegenen und zah- 
lungsbereiten Nachfrage wieder mehr in die Altbauten 
investiert. Kurzum: die ganze Stadt richtete sich auf Bevöl- 
kerungszuwachs und ein kaufkräftiges Publikum ein. 

Doch es kam anders. Bis 1994 nahm die Bevökerungs- 
zahl tatsächlich zu, seitdem geht sie zurück, seit 1996 ist 
sogar der Wanderungssaldo negativ, d.h. es verlassen 
mehr Menschen die Stadt als zuziehen. Und die Steige- 
rung der Kaufkraft blieb bisher ebenfalls aus. Der Zusam- 
menbruch der DDR-Wirtschaft und die Beendigung der 
Subventionen für die westberliner Industrie haben zwi- 
schen 1990 und 1995 zum Verlust von etwa 50% der in- 
dustriellen Arbeitsplätze in der Stadt geführt. Die Lohn- 
und Gehaltseinkommen im Ostteil liegen bis heute unge- 
fähr bei 80% der westdeutschen, und die Westberliner 
haben durch den Wegfall der Berlin-Zulage, die bis An- 
fang der 90er Jahre an jeden Erwerbstätigen bezahlt 
worden war, reale Einkommensverluste hinnehmen müs- 
sen. Zwar gibt es auch Wachstumssektoren in Berlin, ins- 
besondere im Bereich von Dienstleistungen, aber der Um- 
bau der Berliner Wirtschaft führt zu einer erheblich verän- 
derten Beschäftigungsstruktur: gut bezahlte Arbeitsplätze 
in der Industrie sind verschwunden, hinzu kommen sehr 
hoch dotierte sowie sehr schlecht bezahlte Dienstlei- 
stungsarbeitsplätze - und weil dies nicht so viele sind, 
steigt die Arbeitslosigkeit. 

3.1. Selektive Mobilität 
Die Häufigkeit von Umzügen innerhalb der Stadt hat sich 
seit der Vereinigung jährlich deutlich erhöht. Diese Dyna- 
mik ist in den lnnenstadtbereichen am größten. Im Er- 
gebnis führen diese Umzüge 
zu einer Abnahme der Ein- Soziale Ungleichheit setzt sich in 
wohnerzahl in den innerstäd- 
tischen Bereichen und zu einer sozialräumliche Segregation um; die- 
Zunahme in den Außenbezir- se führt sozialer Selektion, an deren 
ken. Von den Randwanderern 
bleiben zwar die meisten noch Ende Quartiere stehen, die von einer 
innerhalb der Stadtgrenzen, kumulativen Abwärtsentwicklung be- 
aber die Wanderungsverluste 
gegenüber dem Umland neh- sind. 
men Jahr für Jahr zu. Zuwan- 
derer in die innerstädtischen Bereiche sind vor allem jün- 
gere Menschen, überproportional viele aus dem Ausland. 

Im Westteil hat sich durch die Umzüge und die Investi- 
tionen seit der Vereinigung in keinem Bezirk das soziale 
Profil verändert. Die historisch angelegten Sozialprofile ha- 
ben sich seit der Wende noch stärker ausgeprägt. Das heißt 
beispielhaft: Kreuzberg wurde nicht gentrifiziert, vielmehr 
nehmen die Anteile von Sozialhilfeempfängern zu; die Ar- 
mutsbveölkerung erhält ein größeres Gewicht. Im Wed- 
ding haben die Anteile der Niedrigverdiener zugenommen 
und die der höheren Einkommensgruppen abgenommen 
Dagegen wohnen in Zehlendorf heute noch weniger Leute 
mit geringen Einkommen als noch vor zehn Jahren - ins- 
geamt deutliche Tendenzen einer sozialen Entmischung. 

Die östlichen lnnenstadtbereiche weisen eine struktu- 
rell gleiche Entwicklung wie die westlichen Innenstadtbe- 
reiche auf: durch Wanderungen verändert sich die soziale 
Zusammensetzung in eine ähnliche Richtung wie im We- 
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mensverteilung und - weil die mittleren Segmente quanti- 
tativ an Bedeutung verlieren - mit einer Polarisierung der 
Einkommensstruktur zu tun (vgl. dazu das Beispiel Ham- 
burg bei: Alisch/Dangschat.) Der Wandel von der Industrie- 
zur Dienstleistungsökonomie ist vermutlich generell mit ei- 
ner stärkeren Einkommensdifferenzierung und verbunden 
(vgl. dazu HäußermannISiebel, FrankfurtIMain 1995). 

Hübinger (Hübinger 1999) hat gezeigt, dass etwas 40 
O/O der Bevölkerung unterhalb der ,,Wohlstandsschwelle" 
leben, also unterhalb jenes Einkommensniveaus, das nicht 
zu spürbaren Notlagen führt. 

Noch ist die Tatsache nicht hinreichend ins breite Be- 
wusstsein von Stadtbewohnern und Stadtpolitikern ge- 
drungen, dass der Anteil von Bewohnern, die im kulturel- 

len und/oder rechtlichen Sinne 
Zuwanderer sind, laufend zu- 

Die kulturelle Heterogenität der nimmt, selbst dann, wenn 

Stadtbevölkerung wird zunehmen, kein einziger 
mehr über die Grenzen nach 

die Anteile von Bewohnern mit einem Deutschland gelangen kann - 

nicht-deutschen kulturellen Hinter- und daß dieser PrOzeß einer 
poliitschen Steuerung bedarf, 

grund werden in einigen Quartieren wenn ,icht erhebliche Konflik. 

in allen Großstädten sehr hoch sein. te und Nachteile für die Be- 
wohner von Einwanderervier- 
teln entstehen sollen. Die Zu- 

wandererbevölkerung ist jünger, lebt häufiger in Familien 
und hat deshalb häufiger Kinder. 

Die kulturelle Heterogenität der Stadtbevölkerung 
wird also zunehmen, die Anteile von Bewohnern mit ei- 
nem nicht-deutschen kulturellen Hintergrund werden in 
einigen Quartieren in allen Großstädten sehr hoch sein. 
Gleichzeitig verringert der ökonomische Strukturwandel 
aber gerade jenes Beschäftigungssegment, das in der Ver- 
gangenheit die meisten Zuwanderer aufgenommen hat: 
die unqualifizierte Arbeit in den Fabriken. Die Großstadt- 
bevölkerung wird also heterogener, und die Konkurrenz 
um Arbeitsplätze wird schärfer. Sie wird in Zukunft wohl 
vor allem über Qualifikationen ausgetragen. 

Selektive Mobilität 
In den Großstädten bilden sich Quartiere heraus, in de- 
nen sich die ,Überflüssigen' konzentrieren: die marginali- 
sierten Einheimischen und die diskriminierten Zuwanderer, 

Foto: Christian Kiel (Berlin) 
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die in den ,besseren' Vierteln keine Wohnung (mehr) fin- 
den (empirische Analysen finden sich in der Berliner Un- 
tersuchung ,Sozialorientierte Stadtentwicklung', heraus- 
gegeben von der Senatsverwaltung für Stadtentwicklung, 
Umweltschutz und Technologie, Berlin 1998, und für 
Hamburg vgl. Alisch/Dangschat:, 5. 11 1 ff.) Zur Konzen- 
tration trägt zusätzlich die Abwanderung von Haushalten, 
die am ja immer noch vorhandenen Wohlstand in unse- 
rem Lande teilhaben, aus diesen Quartieren bei. Sie stre- 
ben an Wohnstandorte, die am Rande oder außerhalb 
der Großstädte („im Grünen") liegen. Die Gründe dafür 
sind die mangelhaften Umweltqualitäten in den dichten 
Großstadtgebieten, der Wunsch nach privater Grünfläche 

I 

um das Haus (insbesondere dann, wenn Kinder zum 
Haushalt gehören) - und schließlich immer häufiger der 
Wunsch, sich von Nachbarn distanzieren zu können, de- 
ren Kultur und Lebensgewohnheiten man nicht mag. Für 
jeden freiwillig abgewanderten Haushalt zieht einer nach, 
der wegen seines Einkommens oder wegen kultureller 
Diskriminierung keine andere Wahl hat. 

Kulturelle Konflikte sind besonders heftig in den Schu- 
len, wenn die Anteile von Kindern mit nicht-deutscher 
Muttersprache den Status einer Minderheit übersteigen. 
Ob berechtigt oder nicht, die Sorge der Eltern um die Bil- 
dungszukunft ihrer Kinder führt zur Abwanderung derer, 
die über die materiellen Voraussetzungen dafür verfügen, 
wenn die Schule sich nicht in der Lage zeigt, mit den 
wachsenden Anforderungen einer multikulturellen Schü- 
lerschaft produktiv umzugehen. 

Das Ende des sozialen Mietwohnungsbaus 
Ende der 80er Jahr hat die Bundesregierung verkündet, 
dass es nicht mehr notwendig sei, den sozialen Mietwoh- 
nungsbau weiter zu fördern, so dass inzwischen ein Prozess 
der rapiden Schrumpfung dieser Bestände eingesetzt hat. 
Da jährlich über 100.000 Wohnungen aus den Sozialbin- 
dungen herausfallen, neue jedoch kaum gebaut werden, 
ist der Bestand von 4 Mio. Sozialwohnungen (1 980) auf in- 
zwischen 1,9 Mio. gefallen, und er wird innerhalb weniger 
Jahre auf einen Restbestand absinken. Die Wohnungsbau- 
gesellschaften, die sich in öffentlichem Eigentum befinden, 
sind von der Politik aufgefordert, Wohnungen zu verkau- 
fen, um die Eigentumsquote im Lande zu erhöhen. Dabei 
werden in der Regel die attraktivsten Bestände privatisiert 
und die Bestände, die für die Aufnahme der bedürftigsten 
Mieter bereitgestellt werden, quantitativ verringert und 
räumlich konzentriert - und damit stigmatisiert. Die Erfah- 
rungen aus Großbritannien könnten eigentlich davor be- 
wahren, die gleichen Fehler auch in Deutschland zu ma- 
chen (vgl. Forrestl Murie 1988) 

Die Modernisierung von Altbauwohnungen verringert 
zudem das Angebot an billigen Wohnungen im privaten 
Sektor. Während also die Zahl derjenigen Haushalte 
wächst, die aufgrund ihrer Einkommenssituation sich am 
normalen Wohnungsmarkt nicht adäquat versorgen kön- 
nen, schrumpft das Angebot, das genau für diese Situati- 
on entwickelt worden war. Das kleiner gewordene Ange- 
bot an Sozialwohnungen konzentriert sich räumlich in 
den jüngeren Beständen, die am Rande der Großstädte 
errichtet worden sind. Diese können deshalb die Ghettos 
des 21. Jahrhunderts werden. Eine vom Gesamtverband 
der Wohnungswirtschaft e.V. (GdW), in dem überwie- 
gend die ehemals gemeinnützigen und/oder öffentlichen 
Wohnungsbaugesellschaften repräsentiert sind, in Auf- 
trag gegebene Studie trägt den Titel ,Überforderte Nach- 
barschaften' und beschreibt die ,,soziale und ökonomi- 
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Die Zukunft der Städte. 
Die Soziale Stadt Hattersheim. 

Von Klaus Störch 

ie Rolle der Städte und Kommunen als Ort sozialer D' und kultureller Integration, Quelle wirtschaftli- 
chen Wohlstandes und Basis der Demokratie ge- 

rät zunehmend in Gefahr. Die Zeiten immerwährender 
Prosperität sind lange vorbei. Die anhaltende Wirtschafts- 
und Beschäftigungskrise, die verfehlte staatliche Vertei- 
lungspolitik, der Abbau und die Aushöhlung des sozialen 
Sicherungssystems führte unweigerlich zu einer Krise der 
Städte. 

Bereits Mitte der 80er Jahre beklagte der Frankfurter 
Sozialwissenschaftler und Philosoph Jürgen Habermas die 
Segmentierung der Gesellschaft in einen produktiven 
Kern und einen notdürftig alimentierten Rand. Der Sozi- 
aldemokrat Peter Glotz prägte den Begriff von der ,,Zwei- 
Drittel-Gesellschaft". Auf der einen Seite wächst der 
Reichtum in privater Hand und die Wirtschaft steigert 
recht kontinuierlich ihre Leistungsfähigkeit bei gleichzeiti- 
gen Abbau von Arbeitsplätzen. Auf der anderen Seite 
nimmt das Armutspotenzial in der Bevölkerung zu. Inzwi- 
schen verfügt jeder fünfte Bundesbürger - darunter sind 
Millionen Arbeitnehmer - nicht mal oder gerade über 60 
Prozent des Durchschnittseinkommens. Nach wie vor be- 
sitzt die ,,untere Hälfte" der Bundesbürger etwa 6,2 Pro- 
zent des Vermögens, die ,,obersten zehn Prozent" aber 
halten über 44 Prozent. Gleichzeitig werden die finanziel- 
len Spielräume der öffentlichen Haushalte, insbesondere 
die der Städte und Gemeinden enger. Armut wird für im- 

mer mehr Menschen zur bitte- 
ren Realität und führt sie ins 

Der ,,Unwirtlichkeitn vieler Städte gesellschaftlicheAbseits~Diese 

kann nur dann entgegengesteuert Tendenz wird durch das räum- 

werden, wenn es den Verantwortli- liche Abdrängen von Armut in 
städtische Randbereiche noch 

chen gelingt, gezieite Präventions- verstärkt. Damit ist die Entste- 

politik zu verwirklichen. hung von marginalisierten 
Stadtteilen vorprogrammiert. 
Menschen mit schlechten Ein- 

kommens- und Beschäftigungs-aussichten leben in Stadt- 
teilen mit mangelhafter Bausubstanz und zum Teil 
schlechten infrastrukturellen und ökologischen Bedingun- 
gen. Hier kumulieren und verdichten sich die sozialen Pro- 
bleme 
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Nur sehr unzureichend waren bisher die politischen 
Maßnahmen, die beabsichtigten der sozialen Polarisie- 
rung und Segregation entgegenzuwirken. Städtebauli- 
che und soziale Maßnahmen blieben weitgehend aus, 
waren nur kurzatmig angelegt oder nicht ausreichend 
aufeinander abgestimmt. Eine nachhaltige Verbesse- 
rung konnte auf diesem Hintergrund nicht erzielt wer- 
den. Im Gegenteil: Die sozialen Risiken in vielen Spren- 
geln nehmen zu und gefährden ganze Stadtteile in ih- 
rer Stabilität. Ein Skandal für eine Gesellschaft die i m  
Reichtum zu ersticken droht. 

Wie aber fühlen sich die Menschen, die in diesen 
Quartieren leben müssen? Resignation und Politikverdros- 
senheit macht sich breit, die Tendenz zur Radikalisierung 
und zum sozialen Unfrieden ist nicht (mehr) zu leugnen. 
Es muss nicht besonders betont werden, dass soziale Aus- 
grenzung und Perspektivlosigkeit den Zugang zu einem 
menschenwürdigen Leben verstellt. Soziale Ausgrenzung 
wird damit zur latenten Bedrohung für den wirtschaftli- 
chen Wohlstand und die soziale Stabilität in den Städten. 
Werden diese Entwicklungstendenzen ignoriert oder ver- 
harmlost, dann können die sozialen Spannungen in den 
stigmatisierten Quartieren noch zunehmen und das nach- 
barschaftliche Zusammenleben im Stadtteil und in der 
Stadt weiter gefährden. Soziale Konflikte, eskalierende 
Gewalt und hohe Kriminalität sind als drohende Konse- 
quenzen nicht auszuschließen. Was heute an Konflikt- 
und Aggressionspotenzial bereits erkennbar ist, dürfte nur 
die Spitze des Eisberges sein. Ein Blick auf die Zustände in 
den Städten der Vereinigten Staaten und in die Vorstädte 
unseres französischen Nachbarn geben uns warnende 
Beispiele. 

Die Politiker und die Städteplaner vertraten sehr lange 
die Auffassung, dass man den sozialen Erosionsprozessen 
in den sozialen Brennpunkten vor allem durch Bereitstel- 
lung städtebaulicher Mittel begegnet werden könne, und 
stellten die Beseitigung baulich funktionaler Mängel in  
den Vordergrund. Die strukturellen Ursachen für die so- 
ziale Schieflage in den Quartieren wurde nur selten unter- 
sucht. Auf der Prioritätenliste spielten Sozialplanung, Ar- 
beitsförderung, Ausbau der sozialen Infrastruktur und die 
Einbeziehung und Beteiligung der Bewohnerinnen und 
Bewohner nur eine untergeordnete Rolle. 

Das hat sich erfreulicherweise geändert. Der Staat, die 
Länder, die Kommunen und die freien Träger der Wohl- 
fahrtsverbände erkennen zunehmend die Bedeutung 
nachhaltiger Entwicklungsmaßnahmen. Der ,,Unwirtlich- 
keit" vieler Städte kann nur dann entgegengesteuert wer- 
den, wenn es den Verantwortlichen gelingt, gezielte Prä- 
ventionspolitik zu verwirklichen. Ansätze zur Entwicklung 
ganzheitlicher Maßnahmen und integrierte Handlungsan- 
sätze, die den Betroffenen Menschen in ihrer Lebenslage 
Perspektiven und Teilhabechancen erschließen, werden an 
den unterschiedlichsten Orten bereits umgesetzt. Konse- 
quenterweise hat die Regierungskoalition aus SPD und 
Bündnis 90/Die Grünen auf Bundesebene die Sicherung 
der ,,Sozialen Stadt" in ihr Programm aufgenommen (vgl. 
auch Koalitionsvereinbarung vom 20. Oktober 1998). 

Stadtteile mit besonderem Entwicklungsbedarf - 
die soziale Stadt 
Im Jahr 1999 hat das Bundesministerium für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen (BMVBW) gemeinsam mi t  
den Ländern - ergänzend zur Städtebauförderung - 
das neue Programm ,,Stadtteile mi t  besonderem Ent- 
wicklungsbedarf - die soziale Stadt" aufgelegt. Ziel 
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1. Marginalisierung und Wandel der Großstadt 

E xklusion oder ,Ausgrenzung' sind Begriffe, mit de 
nen seit einigen Jahren neue Formen von Ungleich 
heit in den Großstädten bezeichnet werden. Ge- 

gennüber den traditionellen Formen von Armut, die ei- 
nem ziemlich genau definierten Zustand entsprachen, 
stellt Ausgrenzung einen Prozeß dar, in dessen Verlauf In- 
dividuen oder Haushalte von den durchschnittlichen ge- 
sellschaftlichen Standards der Lebensführung sich entfer- 
nen bzw. entfernt werden: in ökonomischer Hinsicht, in- 
dem sie keinen Zutritt zum Arbeitsmarkt mehr finden; in 

( 
institutioneller Hinsicht, indem sich zwischen ihnen und 
den politischen bzw. sozialstaatlichen Institutionen un- 
überwindliche Schranken aufbauen; in kultureller Hin- 

* sieht, wenn Stigmatisierung und Diskriminierung zum 
Verlust des Selbstwertgefühls und zum Verlust der morali- 
schen Qualifikationen führen, die für ein integriertes Le- 
ben Voraussetzung sind; und schließlich in sozialer Hin- 
sicht, wenn durch soziale Isolation und das Leben in ei- 
nem geschlossenen Milieu die Brücken zur ,normalen' Ge- 
sellschaft verloren gegangen sind. Der Ausgrenzungspro- 
zeß erreicht seine stärkste Ausprägung, wenn lndividuen 
oder Haushalte in allen vier Dimensionen weit von der 
Mitte der Gesellschaft entfernt sind - und wenn dies mit 
einer ,inneren Kündigung' gegenüber der Gesellschaft 
zusammentrifft, die sich in Resignation, Apathie und 
Rückzug äußert. Von der Gesellschaft im Stich gelassen, 
erwarten die Betroffenen auch nichts mehr und verhalten 
sich entsprechend. 

Verschiedene Bevölkerungsgruppen sind von Ausgren- 
zungsprozessen auf verschiedene Weise betroffen. Als er- 
stes sind Arbeitslose zu nennen, bei denen sich die Arbeits- 
losigkeit verfestigt, was sich in steigenden Zahlen von 
Dauerarbeitslosen zeigt; zum zweiten ergeben sich wach- 
sende Abstiegsrisiken aus dem Wandel der Familien- und 
Haushaltsstrukturen, weil angesichts immer kleiner wer- 
dender Familien und der Zunahme von individualisierten 
Lebensformen die Auffangmöglichkeiten durch die infor- 
mellen Netze von Familie und Verwandtschaft geringer 
werden; daher gehören die alleinerziehenden Mütter zu 
den Gruppen, die von dauerhafter Armut bedroht sind; 
zum dritten können Zuwanderer und ethnische Minder- 
heiten Ausgrenzungsprozessen ausgesetzt sein, weil bei 
ihnen fehlende politische Rechte und soziale bzw. kulturel- 
le Marginalisierung zusammentreffen (vgl. BremerIGe- 
string, 1997). 

Neben den sozialen Risiken ist in jüngerer Zeit in unse- 
ren Städten die Herausbildung von sozialräumlichen Kon- . stellationen zu beobachten, die selbst zur Ursache für Be- 
nachteiligung und Ausgrenzung werden können: eine 
stärkere räumliche Segregation, die mit einer Konzentra- 
tion von marginalisierten Bevölkerungsgruppen in be- 

r 
stimmten Quartieren verbunden ist. Ausgrenzungsprozes- 
se durch eine stärkere soziale Segregation in den Groß- 
städten ergeben sich aus dem Zusammenwirken von drei 
Trends, die aus dem ökonomischen und sozialen Wandel 
der Großstädte resultieren: a) auf dem Arbeitsmarkt ge- 
hen in den Städten die Erwerbsmöglichkeiten für unqua- 
lifizierte Arbeiter verloren, weil Industriearbeitsplätze in 
großer Zahl abgebaut wurden; der wachsende Dienstlei- 
stungsbereich nimmt nicht genug bzw. nicht die auf, die 
infolge der Deindustrialisierung arbeitslos geworden sind; 
b) aufgrund der Finanznot der Städte, die sich aus dem 
steigenden Finanzbedarf für Sozialtransfers bei sinkenden 
Steuereinnahmen ergibt, werden soziale Leistungen redu- 

Marginalisierung als Folge 
sozialräumlichen Wandels 

in der Großstadt 
Von Hartmut Häußermann 

ziert bzw. zumindest nicht in dem Maße ausgebaut, wie 
es angesichts wachsender Notlagen nötig wäre; C) durch 
den Rückzug des Staates aus der Wohnungsversorgung 
und angesichts steigender Wahlmöglichkeiten beim 
Wohnstandort für Haushalte mit einem stabilen Einkom- 
men lösen sich die sozial gemischten Quartiere auf, und 
eine stärkere Sortierung der Wohnbevölkerung nach Ein- 
kommen, Lebensstil und Nationalität in verschiedenen 
Quartieren findet statt. Quartiere, in die die Verlierer des 
sozio-ökonomischen Wandels abgedrängt werden, kön- 
nen -wenn erst einmal eine gewisses Niveau der segrega- 
tion erreicht wurde und sich dies verfetstigt hat - zu Or- 
ten einer sozialer Exklusion werden. 

2. Die Ursachen 
Die Ursachen für die Herausbildung von problembelade- 
nen Quartieren liegen in einer wachsenden sozialen Un- 
gleichheit der Bevölkerung bei gleichzeitiger Deregulie- 
rung der Wohnungsversorgung. In einer Periode, in der 
sich die Ungleichheit der Bewohner nach Einkommen und 
ethnischer Zugehörigkeit stär- 
ker ausfächert, wird die Woh-  üb^^ den 
nungsversorgung stärker dem 
Markt überlassen, und damit men Von Armut Stellt Ausgrenzung 
spiegelt sich soziale Ungleich- einen Prozeß dar, in dessen Verlauf 
heit, die zunimmt, deutlicher 
in der sozialräumlichen Struk. lndividuen oder Haushalte von den 
tur der Städte. durchschnittlichen qesellschaftlichen - 

Die soziale Entwicklung in 
den westlichen Großstädten - Standards der Lebensführung ent- 
von Berlin bis New York - fernt werden 
wird seit einigen Jahren mit 
Begriffen wie Dualisierung bzw. Spaltung gekennzeichnet 
(vgl. Fainstein/Gordon/Harloe 1992). Damit wird ein Wan- 
del der Sozialstruktur der Großstädte benannt, der sich 
aus dem ökonomischen Strukturwandel, der Denationali- 
sierung von ökonomischen Regulierungen und aus dem 
Abbau sozialstaatlicher Fürsorge ergibt. 

Neben der großen Zahl von Arbeitslosen haben auch 
manche Beschäftigten Einkommensverluste hinzunehmen, 
so dass die Realeinkommen eines großen Teils der Bevölke- 
rung sinken. Auf der anderen Seite gibt es aber (in den 
sog. unternehmensorientierten Dienstleistungen, zu denen 
z.B. EDV, Werbung, Marketing, Unternehmensberater und 
Kommunikationsdienste gehören) auch eine wachsende 
Zahl von Stadtbewohnern, die sehr hohe Einkommen be- 
ziehen. Wir haben es also mit einer Spreizung der Einkom- 
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sches Beschäftigungssegment. Die Ergebnisse zeigen aber 
auch, dass gerade jene Mechanismen, die Stadtteil- und 
Quartiersbetriebe lokal verankern - also v.a. ihre sozialen 
und informellen Netzwerke - dazu führen, dass ihr Ar- 
beitsmarkt stark von sozialen Segmentierungs- und Aus- 
schlussmechanismen geprägt ist (siehe Abb.2). Die Betrie- 
be orientieren sich bei der Suche nach Arbeitskräften 
nicht unmittelbar an dem Angebot des lokalen Arbeits- 

marktes, sondern an der Zu- 
gehörigkeit der Bewerber zu Die Komplexität der Arbeitsteilung 
verschiedenen beruflichen und 

und die Zersplitterunq der Produzen- sozialen Milieus, die sich über - 

ten von Medien-Inhalten macht part- berufliche Gewohnheiten, 
Handlungsroutinen, Werthal- 

nerschaftliche und kooperative tungen und Lebensstile unter- 

Zusammenhänge zur Voraussetzung scheide" Bei der Integration 
von Mitarbeitern in den Be- 

erfolgreichen Arbeitens. trieb spielt die Zugehörigkeit 
zu beruflichen Milieus eine 

wichtige - für viele Betriebe sogar eine entscheidende 
Rolle. Ihr Arbeitsmarkt ist also nicht prinzipiell offen für 
alle - die geeignete Qua'lifikation vorausgesetzt. Neben 
der Qualifikation entscheiden die sozialen Filter über den 
Zugang zum lokalen Arbeitsmarkt der wohnungsnahen 
Betriebe. 

Um den Arbeitssuchenden den Zugang zum woh- 
nungsnahen Arbeitsmarkt zu erleichtern, müssen die 
Strategien der Beschäftigungsförderung und -vermitt- 
lung deutlicher auf Zielgruppen und beruflichen Milieus 
ausgerichtet sein. Bestandspflege und Entwicklung woh- 
nungsnaher Betriebe und lokale Beschäftigungsstrategien 
bleiben daher wirkungslos, wenn sie sich nicht auf den 
sozialen und kulturellen Kontext der verschiedenen Ar- 
beitswelten einlassen. 

7. Herausforderungen der sozialen Stadttei lent- 
wick lung 
Die Arbeitsverhältnisse in den wohnungsnahen Betrieben 
sind zwar in mancherlei Hinsicht prekär und atypisch, sie 
bilden aber auch zugleich wohnungsnahe Integrations- 
möglichkeiten in den Arbeitsmarkt. Die räumliche Nähe 
zwischen Wohnort und Arbeitsplatz ist insbesondere für 
erwerbstätige Alleinstehende oder doppelverdienende 
Paare mit Kindern zur unverzichtbaren Voraussetzung ge- 
worden für eine möglichst reibungsarme Integration der 
Kindererziehung mit der Erwerbstätigkeit (dies betrifft v.a. 
berufstätige Mütter, vgl. LäpplelWalter 2000). 

Angesichts der unterschiedlichen und z.T. wider- 
sprüchlichen Interessen zwischen sozialen Zielen der 
Stadtteilentwicklung und der wohnungsnahen Arbeits- 
welt lässt sich kein homogenes Modernisierungsvorbild 
ableiten, das den zukünftigen Weg weisen könnte. Für 
diese Konflikte gibt es keine nachhaltigen ,,Königswege" 
zur Lösung, sondern immer nur Kompromisse auf Kosten 
des einen oder anderen Ziels. Im Zweifelsfall muss man 
abwägen, was wichtiger ist: eine verkehrsberuhigte Nach- 
barschaft und ein begrüntes Wohnumfeld oder die Erhal- 
tung wohnungsnaher Arbeitsplätze. Die soziale Stadtteil- 
entwicklung hat sich bislang vor allem als Anwalt der Be- 
wohner und einer bewohnerorientierten Umfeldentwick- 
lung eingesetzt. Beschäftigungspolitische Ziele konzentrie- 
ren sich i.d.R. auf Projekte des Zweiten Arbeitsmarktes. 
Anstatt die Lösung jedoch ausschließlich im staatlichen 
Engagement oder im zivilgesellschaftlichen Bereich des 
Ehrenamtes oder der ,,Bürgerarbeit" (Beck 1999) zu su- 
chen, sollte sehr viel stärker die Schaffung von lokalen 

Strukturen, in denen sich wohnungsnahe Arbeitsplätze 
im privaten Sektor entwickeln können, in das Aufgaben- 
spektrum einer sozialen Stadtteilentwicklung integriert 
werden. 

Die Gewerkschaften kämpfen für eine angemessene 
soziale Absicherung und Entlohnung der Arbeitenden. Die 
Sicherung der kleinbetrieblichen Handlungsfähigkeit und 
die Stabilisierung der Beschäftigungsbedingungen für die 
Arbeitnehmer sind aber Ziele, die sich im Einzelfall durch- 
aus widersprechen können. In der Arbeitswelt der Kleinbe- 
triebe ist es üblich, dass zwischen Gewerbetreibenden 
und Mitarbeitern ein informeller Ausgleich gefunden 
wird. Damit solche informellen Arrangements nicht allein 
dem freien Spiel der Kräfte überlassen bleiben und die Ar- 
beitnehmer benachteiligt werden, sind Mindeststandards 
notwendig, die beiden Parteien die benötigten Spielräu- 
me zur flexiblen Gestaltung von Arbeit einräumen, ohne 
die Stabilität der Beschäftigungsverhältnisse zu untergra- 
ben. 

Insgesamt wird deutlich, dass an die Stelle standardi- 
sierter, allgemeinverbindlicher Lösungsansätze und Hand- 
lungsroutinen stärker kontextabhängige und situative 
Verfahren zur Abwägung und Moderation unterschiedli- 
cher Interessen treten müssen. Eine integrative Politik 
muss plural konzipiert sein und auf die Erhöhung der 
Selbstanpassungs- und Selbstregenerationsfähigkeit aus- 
gerichtet sein. Gerade darin müsste auch die entscheiden- 
de Veränderung der Planungslogik liegen: es geht nicht 
darum, Strukturen zu schaffen, sondern Prozesse zu er- 
möglichen. SPW 
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des neuen Programms ist es, eine nachhaltige Verbes- 
serung der Lebenssituation der betroffenen Menschen 
durch eine aktiv und integrativ wirkende Stadtent- 
wicklungspolitik, durch rechtzeitige Bündelung und 
Abstimmung öffentlicher und privater Finanzmittel 
auf Stadtteilebene einzuleiten. 

Mittel- und langfristig beabsichtigt das Programm 
lmpulse für mehr Beschäftigung zu geben. D.h. die lo- 
kale Wirtschaft soll gestärkt, die Schaffung und Siche- 
rung örtlicher Arbeitsplätze sowie Qualifizierung und 
Fortbildung von Arbeitssuchenden realisiert werden. 
Durch die Verbesserung von Wohnverhältnissen, Förde- 
rung des Miteinanders, der Wiederherstellung gemisch- 
ter Bewohnerstrukturen (z.B. durch Verbesserung der 
Attraktivität für Zuziehende) und Verbesserung des In- 
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frastrukturangebotes sollen soziale lmpulse ausgehen. 
Darüber hinaus sollen ökologische lmpulse durch ökolo- 
gisches Planen, Bauen und Wohnen im Bestand gesetzt 
werden. Last not least, soll das Programm neue lmpulse 
in die verschiedenen Politikfelder ausstrahlen. 

Die Bundesregierung stellt für dieses Programm 
jährlich 100 Millionen DM bereit. Mi t  den Komplemen- 
tärmitteln aus den Bundesländern und den Kommunen 
stehen so bis zum Jahr 2003 jährlich 300 Millionen DM 
zur Verfügung. Dies sind insgesamt bis 2003 rund 1,5 
Milliarden DM. Die Umsetzung des Programms ,,Stadt- 
teile mi t  besonderem Entwicklungsbedarf - die soziale 
Stadt" erfolgt durch Länderprogramme. In Hessen 
heißt dieses Programm HEGISS - Hessische Gemein- 
schaftsinitiative Soziale Stadt. Träger der HEGISS sind 
neben dem Land Hessen und den Kommunen, die ört- 
liche Wirtschaft, die Wohnungswirtschaft, die sozialen 
Träger, die Träger von Beschäftigungsmaßnahmen so- 
wie die Bürgerinnen und Bürger des betreffenden 
Stadtteils. Die zentrale Aufgabe von HEGISS ist es, die 
Ressourcen und Mittel der verschiedenen Handlungsfel- 
der sowohl auf der Landesebene als auch auf der örtli- 
chen Ebene zu bündeln und gezielt in den benachtei- 
ligten Quartieren einzusetzen. 

Das Bund-Länder-Programm ,,Soziale Stadt" ist ein 
zentrales Element der HEGISS. Es übernimmt die Funk- 
tion eines Leitprogramms für die gesamte Gemein- 
schaftsinitiative Soziale Stadt sowie die Funktion des In- 
vestitionsprogramms für den Bereich der Stadtentwick- 
lung. Als Leitprogramm dient es der Gesamtkoordinati- 
on aller Maßnahmen und Akteure; als Investitionspro- 
gramm erfüllt es städtebauliche Aufgaben. Dabei las- 
sen sich die von HEGISS formulierten Ziele zur nachhal- 
tigen Stadtteil-entwicklung aus fünf unterschiedlichen 
miteinander verbundenen Bausteinen zusammenset- 
zen. 

Baustein 1 : Aktivierung der Bewohner zur Verbesse- 
rung der Chancengleichheit 

Baustein 2: Stärkung der lokalen Wirtschaft 
Baustein 3: Verbesserung des sozialen und kulturel- 

len Lebens 
Baustein 4: Städtebauliche Stabilisierung 
Baustein 5: Verbesserung der Wohn- und Lebensbe- 

dingungen 
Die Umsetzung erfolgt in den Kommunen. 

Die Soziale Stadt  Hattersheim 
Die knapp 24.000 Einwohner zählende Stadt Hatters- 
heim liegt im Herzen des Rhein-Main-Gebietes, ca.15 
Autominuten in westlicher Richtung von der Mainme- 
tropole Frankfurt entfernt. Im allgemeinen spricht man 

von den Gemeinden rings um die Banken- und Dienst- 
leistungsstadt vom Speckgürtel Frankfurts. Die Arbeits- 
losigkeit liegt hier mit  knapp 6 Prozent weit unter dem 
bundesdeutschen Durchschnitt. Trotzdem gibt es auch 
hier gefährdete Städte. Bereits 1999 wurde die Stadt 
Hattersheim in das Bundesprogramm ,,Soziale Stadt" 
aufgenommen. Sie ist damit eine von insgesamt 16 
Förderstandorten in Hessen. 

M i t  dem Begriff ,,Wohnumfeldverbesserungen Süd- 
ring" werden Maßnahmen der Stadt Hattersheim, der 
Hattersheimer Wohnungsbaugesellschaft mbH und des 
Caritasverbandes für den Main-Taunus-Kreis e.V. zusam- 
mengefasst, die dazu dienen, eine nachhaltige Stabili- 
sierung des Wohnquartiers zwischen Südring und der 
angrenzenden Bahnlinie zu bewirken. Dabei handelt es 
sich um Maßnahmen der städtebaulichen Qualitätsver- 
besserung, der Modernisierung des Wohnbestandes, 
der Realisierung eines Grün- und Freiflächenkonzeptes 
(inklusive Mietergärten, Spielplätze), der Schaffung von 
Bürgertreffs und Jugendeinrichtungen, aber auch u m  
nachbarschaftsfördernde und identitätsstiftende 
Selbsthilfeprojekte. Besonderen Wert legt man auf die 
Beschäftigungswirksamkeit dieser Maßnahmen. Beim 
überwiegenden Teil des Gebietes, das von seinen Be- 
wohnern liebevoll „die Siedlung" genannt wird, handelt 
es sich um sozialen Wohnungsbau aus den 20er, 50er 
und 60er Jahren im Besitz der Hattersheimer Woh- 
nungsbaugesellschaft (HAWOBAU). Charakteristisch für 
das Wohnumfeld ist der hohe Anteil wohnungsnaher 
Freiflächen, die dem Gebiet einen gewissen Charme 

Foto: Christian Kiel (Berlin) 
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verleihen. Die städtebauliche Struktur zeigt jedoch kei- 
ne vielfältigen Stadtelemente wie Plätze, Alleen, Stra- 
ßen, Wege oder private Gärten. Orte, die eine Identifi- 
kation oder Orientierung möglich machen, gibt es 
nicht. Die Nutzungsansprüche der Bewohner, z.B. nach 
wohnungsnahen Gärten, Spielmöglichkeiten für Kinder 
auf Straßen und Plätzen (in Sicht- und Hörkontakt zu 
den Wohnungen), Gestaltung der Wohnungen ent- 
sprechend den eigenen Bedürfnissen sind - vor allem 
im Bereich der Geschosswohnungen - nicht bzw. nur 
unzureichend erfüllt. 

Auch die Infrastruktur ist unzureichend entwickelt. 
Es gibt lediglich eine Gaststätte, zwei Discount-Märkte 
am Rand bzw. außerhalb des Planungsgebietes in er- 
reichbarer Nähe, sowie zwei Einzelhandelsgeschäfte 
(eine Bäckerei und ein Schreibwarengeschäft), zwei Ki- 
oske, drei Spielplätze und eine Kindertagesstätte. Ärzt- 
liche und zahnärztliche Versorgung gibt es im Viertel 
nicht. Rund 4.200 Menschen leben in der Siedlung um 
den Südring, darunter etwa 1.200 ausländische Bürge- 
rinnen und Bürger (28,3 Prozent) und rund 800 Perso- 
nen über 60 Jahre ( I  9 Prozent). Die Zahl der ausländi- 
schen Bewohner ist allein von 1991 bis 1995 von 22 
Prozent auf knapp 28,5 Prozent gestiegen, während er 
in der Gesamtstadt im gleichen Zeitraum nur um 1,85 
Prozent gestiegen ist. Die Zahl der (Langzeit-)Arbeitslo- 
sen und Sozialhilfeempfänger liegt weit über dem 
Durchschnitt der Gesamtstadt. Das gilt auch für den 
Anteil der Alleinerziehenden mit Kindern. Darüber hin- 
aus lebt eine relativ hohe Anzahl ehemaliger Mitarbei- 
ter der Hoechst AG (heute: Aventis) im  Siedlungsge- 

biet, die über Vorruhestands- 
regelungen 0.ä. aus dem ak- 

Durch die Verbesserung von Wohn- tiven Erwerbsleben ausge- 
schieden sind. Dieser Perso- verhältnissen, Förderung des Mitein- 
nenkreis trägt zwar einerseits 

anders, der Wiederherstellung zum Konfliktpotenzial bei, 

gemischter Bewohnerstrukturen und 

Verbesserung des Infrastrukturan- 
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kommt dem im September 2000 eingerichteten Stadt- 
teilbüro eine Schlüsselfunktion zu. Dieses Stadtteilbüro 
ist derzeit im Gebäude der Hattersheimer Wohnungs- 
baugesellschaft unterge-bracht. Die endgültigen 
Räumlichkeiten befinden sich derzeit im Bau und kön- 
nen voraussichtlich im Herbst 2001 - gemeinsam mi t  
dem StadtteiltreffIMietertreff - in der Pregelstraße be- 
zogen werden. Das Büro wurde mi t  einer Raumplane- 
rin und einer Diplompädagogin ausgestattet. Der Cari- 
tasverband Main-Taunus hat die Trägerschaft für das 
Stadtteilbüro übernommen; die Wohnbaugesellschaft 
HAWOBAU und die Stadt Hattersheim sind Kooperati- 
onspartner. Das Stadtteilbüro erfüllt die Funktion einer 
intermediären Instanz, die die zum Teil unterschiedli- 
chen Interessen der Akteure im Stadtteil zu moderieren 
versucht und den Gesamtprozess (gemeinsam mit der 
Steuerungsgruppe) koordinieren soll. Das Stadtteilbüro 
betreibt Stadtteilmanagement. Neben der Raurnpla- 
nung kommt der Gemeinwesenarbeit (GWA) im Kon- 
zept des sozialen Stadtentwicklungsprozesses eine be- 
deutende Rolle zu. 

Ausgehend von den Erfahrungen im Städtebau, 
dass sich in bestimmten Stadtteilen selbsttragende Be- 
ziehungs- und Hilfestrykturen nicht mehr von selbst 
entwickeln, Nachbarschaft und soziale Netze im Woh- 
numfeld jedoch immer wichtiger werden, sollte zum 
Aufbau eines lebendigen Gemeinwesens und einer 
funktionierenden Nachbarschaft professionell Unter- 
stützung geleistet werden. 

Bedeutsam dabei sind : 
der Aufbau einer sozialen Alltagskultur im näheren 

Umfeld der ,,Siedlung" im Sinne eines System von 
Strukturen und Regeln der Kommunikation, des Aus- 
t r a g e n ~  von Konflikten und der gegenseitigen Hilfe i m  
Alltag, 

der Aufbau nachbarschaftlicher Alltagskul-tur in ei- 
nem überschaubaren Lebensbereich, in dem Begeg- 

stellt andererseits aber auch nungen angeregt, initiiert und gefördert werden sol- 
eine gute Grundlage für ge- len, 
meinbedarfsorientierte Tätig- der Aufbau stabiler Strukturen, so dass auch finanzi- 

gebotes sollen soziale Impulse ausge- keiten im Sprengel dar. 
Nachbarschafts-streitigkeiten 

hen. - besonders zwischen Deut- 

schen und Ausländern, Van- 
dalismus, Verschuldung, Zunahme von Mietrückstän- 
den und Räumungsklagen, Langzeitarbeitslosigkeit, Bil- 
dungs- Ausbildungs- und Betreuungsdefizite bei Kin- 
dern und Jugendlichen, zurückhaltende Nachfrage bei 
frei werdenden Wohnungen im Bestand, geringe Betei- 
ligung bei den Wahlen bei gleichzeitig hohen Stimmen- 
anteilen für Parteien aus dem rechten politischen Spek- 
trum, sind nur einige der auffälligsten Problembereiche 
mit steigender Tendenz. 

Dabei handelt es sich bei der Siedlung am Hatters- 
heimer Südring nicht um einen sozialen Brennpunkt im 
klassischen Sinn. Wie der Bürgermeister der SPD-regier- 
ten Kommune, Hans Franssen, auf der Startveranstal- 
tung zum Stadtteilentwicklungsprozess betonte, sollen 
gerade die gezielten Maßnahmen des Stadtteilmanage- 
ments im Rahmen des Förderprogrammes ,,Soziale 
Stadt" dieser Entwicklungstendenz entgegenwirken. 

Stadtteilmanagement im Stadtteilbüro 
Um das Ziel der nachhaltigen Verbesserung der Lebens- 
umstände der betroffenen Menschen im Südring zu er- 
reichen und die Stadtentwicklung voranzubringen, 

ell Schwächere, also Menschen in schwierigen Situatio- 
nen mitgetragen werden können, um möglichst wenig 
Intervention durch Sozialarbeit zu benötigen, 

sowie der Aufbau einer soziokulturellen Infrastruk- 
tur im Stadtteil, was das Aufgreifen quartierübergrei- 
fender Probleme und das Entwickeln gemeinsamer An- 
gebote als Antwort darauf umfasst. 

Dabei steht nicht primär die Fürsorge im Vorder- 
grund der Arbeit, sondern die Förderung der Selbsthil- 
fekräfte und Eigeninitiative der Bewohner. Die Wirkun- 
gerivon Maßnahmen ist dort am größten, wo Betrof- 
fene selbst ,,ihre Sache in die Hand nehmen" und sich 
als Gemeinschaft formiert haben (vgl. auch die Diskus- 
sion um den aktivierenden Staat). Wesentlicher Be- 
standteil des Stadtteilmanagements ist die Organisation 
der Zusammenarbeit unter den Trägern sozialer Dienste 
und anderer Organisationen (Vereine, Kirchengemein- 
den etc.) sowie die Zusammenarbeit mit  politischen 
Entscheidungs-instanzen und kommunalen Dienststel- 
len, die Projekte zur Gestaltung des Gemeinwesens 
entwickeln. 

Gemeinsam mi t  den Bürgerinnen und Bürgern, m i t  
Einrichtungen im Stadtteil, mit Beschäfti-gungsträgern 
, Wohnungswirtschaft, mit Verwaltung und Politik und 
weiteren Partnerinnen und Partnern arbeitet das 
Stadtteilbüro an der Gestaltung der Lebensbedingun- 
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Meister ihre Arbeit selbst. Die betrieblichen Außenbezie- 
hungen folgen im Prinzip demselben Muster: Um den 
handwerklichen Arbeitsschwerpunkt beibehalten zu kön- 
nen, lehnen die Betriebe ,,überschüssige" Aufträge ab 
oder leiten sie als Subaufträge an andere Betriebe weiter. 
Um den wachsenden Kundenwünschen nach kompletten 
Angeboten und weiter reichenden Se~iceleistungen 
Rechnung tragen zu können, kooperieren sie mit ande- 
ren Betrieben, anstatt selbst unterschiedliche Leistungsbe- 
standteile im Betrieb zu integrieren. Die Logik ihrer Ent- 
wicklung orientiert sich im Prinzip an den überschaubaren 
Arbeitszusammenhängen des kleinen Betriebes. Vor der 
kritischen Schwelle einer industriellen Modernisierung 
scheuen sie i.d.R. zurück, weil sie große Investitionen in 
einer ganz spezifischen Weise binden würden und damit 

L 
die Betriebe von der handwerklichen Logik der Einzelferti- 
gung und der Kleinserien in die Verwertungslogik der 
Massenproduktion zwingen würden. 

Die ,,Größe" der kleinen ,,Partnerschaften" ist eine Fol- 
ge der tiefgreifenden Restrukturierungen des Dienstlei- 
stungssektors. Viele Existenzgründungen und betriebliche 
Ausgründungen können sich am Markt behaupten, weil 
die wachsende Nachfrage nach Dienstleistungen Speziali- 
sierungen auf neue Produkte erlaubt und weil sie dyna- 
misch genug ist, um neue Betriebe und eine wachsende 
Zahl von Beschäftigten aufzunehmen. Die aufgaben- und 
projektorientierte Arbeitsweise und die vertragliche Kop- 
pelung des Arbeitsverhältnisses an die vereinbarte Lei- 
stung (der ,,Werkvertrag") bzw. der Trend zur Entkoppe- 
lung des Arbeitsverhältnisses aus der unternehmerischen 
Sozialversicherungspflicht lassen die Grenzen zwischen 
Unternehmen und ,,Umwelt" zunehmend verschwimmen. 
Nimmt man die Produktionsweisen der Medienbetriebe 
als Paradigma für die Zukunft der Arbeit in der Dienstlei- 
stungsgesellschaft, dann stellt sich tatsächlich die Frage, 
w o  die projektorientierte Zusammenarbeit verschieden 
spezialisierter ,,Selbst-Unternehmer" (Voß 1998) aufhört 
und ein Unternehmen als wirtschaftliche und sozial ver- 
fasste Einheit beginnt. 

Die Komplexität der Arbeitsteilung und die Zersplitte- 
rung der Produzenten von Medien-Inhalten macht part- 
nerschaftliche und kooperative Zusammenhänge zur Vor- 
aussetzung erfolgreichen Arbeitens. Die Häufung von Un- 
ternehmen, Institutionen und Akteuren derselben oder 
verwandter Branchen an bestimmten „hot spots" - wie 
sie im Branchenjargon genannt werden (vgl. die Karte 
der sog. „hot spots" der IT- und Medienbranche Ham- 
burgs unter der URL www.hamburg-newmedia.net,/ov- 
medienn - in der Stadt schafft auch die Gelegenheit zu . einer Vielfalt an Kooperationsmöglichkeiten. Zwar folgen 
die räumlichen Verhaltensmuster der Partnerschaften we- 
niger den Vorteilen der Vernetzung im räumlichen Nahbe- 
reich, als vielmehr gemeinsamen Lebensstilmustern und 
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damit verknüpften Vorlieben für urbane Szenerien (vgl. 
Schulze 1994: 40 ff.). Dennoch ergeben sich aus diesen 
Standortpräferenzen wiederum signifikante Häufungen 
von Betrieben in bestimmten Stadtteilen der inneren 
Stadt von Hamburg (LäppleWalter 2000). 

Nicht zufällig also suchen sich sowohl Betriebe der 
,,Gemeinschaften" als auch der ,,Partnerschaften" urbane 
Standorte in funktionsgemischten Stadtteilen. Hier gibt es 
die größte Vielfalt an Kunden, Arbeitskräften und ande- 
ren Diensten, die für die eigene Existenzsicherung in An- 
spruch genommen werden müssen. Bestimmte berufliche 
Milieus finden hier die geeigneten Szenerien um ihresglei- 
chen zu sehen und selbst gesehen zu werden: daraus ent- 

Abb. 2 Offnunq und Schließunq von beruflichen Milieus 
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stehen wiederum Kontaktbörsen für Informationen über 
potenzielle Beschäftigungs- und Kooperationsmöglichkei- 
ten sowie für die Anbahnung von anderen geschäftlichen 
Beziehungen. 

6. Berufliche Milieus zwischen Öffnung und 
Schließung 
Wohnungsnahe Arbeitsplätze bieten zwar einen differen- 
zierten lokalen Arbeitsmarkt, ihre Arbeitsbedingungen 
und ihre internen sozial- kulturellen Ordnungen weichen 
jedoch weit von dem Modell der ,,Normalarbeit" ab, das 
den Maßstab für die Regulierung der Arbeitsbeziehungen 
moderner lndustriegesellschaften vorgibt. In der Untersu- 
chung über die „Beschäftigungswirkungen wohnungsna- 
her Betriebe" konnte gezeigt werden, dass rd. ein Viertel 
bis zu einem Drittel der Beschäftigten der Betriebe aus 
derem lokalem Umfeld (derselbe Stadtteil oder benach- 
barte Stadtteile) stammten. Weil Arbeit ihre wichtigste 
und zugleich teuerste Ressource ist, versuchen sie so viel 
informelle Spielräume wie möglich zur Gestaltung der Ar- 
beitsbeziehungen zu installie- 
ren und zu nutzen. In ge- Heute verschmelzen in den unter- 
meinschaftlichen Betrieben 
gelingt dies durch patriarchale nehmensorientierten Dienstleistungen 
Führungsmuster, famiiiale individuelle Werte wie Selbstverwirk- 

Ordnungsvorstellungen und lichung mit Strategien der betriebli- 
einem handwerklichen Arbeits- 
ethos. In Partnerschaften chen Effizienzsteigerung zu neuen 
wächst den Firmen mit der und extremen Formen der Selbst- 
ldentifikationsbereitschaft ih- 
rer Mitarbeiter ein enormes ausbeutung und Unsicherheit. 
Potenzial an verfügbarer Ar- 
beitszeit und Engagement zu, auch ohne dass dies immer 
entsprechend anerkannt und honoriert werden würde. 
Ist also das Ziel der sozialen Integration nur durch die Re- 
lativierung oder gar Preisgabe sozialer Schutzrechte zu er- 
reichen? 

Die Ergebnisse unserer empirischen Studie über die 
,,Beschäftigungswirkungen wohnungsnaher Betriebe" 
machen jedenfalls deutlich, dass die kleinteilig ins Stadtge- 
füge integrierten wohnungsnahen Betriebe sich nicht 
umstandslos für eine lokale Beschäftigungspolitik instru- 
mentalisieren lassen. Die Betriebe erfüllen zwar eine wich- 
tige beschäftigungspolitische Funktion für die Stadt und 
die Stadtteile insgesamt. So bilden die Gemeinschaften 
ein sehr stabiles und die Partnerschaften ein sehr dynami- 
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arbeit angelegte ,,NormalarbeitsverhäItnis" typisch, wenn- mensorientierten Dienstleistungen vollzieht sich die soziale 
gleich sich in einzelnen Bereichen, wie z.B. im filialisierten lntegration der Mitarbeiter über die starke ldentifikation 
Einzelhandel, besonders deutliche Erosionserscheinungen mit der Arbeit und dem ,,Kick", in einem begehrten und 
dieser Arbeitsform zeigen. Je nach der Größe der Betriebe modischen Trendberuf arbeiten zu können. Darüber er- 
und ihrer Wachstumsdynamik bevorzugen sie Standorte halten auch die sozialen Beziehungen einen anderen Cha- 
in funktionsspezialisierten Stadtgebieten und eigens für rakter. Einerseits können die Partner die sozialen Bezie- 
sie entwickelten Standorten wie z.B. Einkaufs- und Stadt- hungen untereinander und zu freiberuflich tätigen 
teilzentren oder Gewerbegebiete. Mitarbeitern und Praktikanten stärker für den betriebli- 

Im Unterschied zu den ,,Gesellschaften" hatten „Ge- chen Erfolg instrumentalisieren. Andererseits wirkt die 
meinschaften" bislang keine Möglichkeit zu betrieblichem ldentifikation der Mitarbeiter mit dem Job auch auf die 
Wachstum oder sie haben sich der Modernisierung be- eigenen Ansprüche an die Arbeit. Weil jeder von seiner 
wusst verweigert. Sie erschien ihnen entweder zu riskant, Arbeit Selbstverwirklichung erwartet, wird ,,Spaß bei der 
z.B. weil sie sich auf Märkten mit einer unsicheren, be- Arbeit" zu einem Maßstab für Erfolg und zu einer neuen 
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sonders wählerischen und diskontinuierlichen Nachfrage Form des Humankapitals. 
bewegen oder sie lehnen die Modernisierung z.B. wegen Sowohl in den ,,Gemeinschaften", als auch in den 
ihres handwerklichen Arbeitsethos bewusst ab. Wiederum ,,Partnerschaften" erfolgt die lntegration der Beschäftig- 
andere Betriebe entscheiden sich ab einer bestimmten ten neben den formellen vertraglichen Regelungen über 
,,kritischen Schwelle" nicht mehr weiter zu wachsen und informelle Aushandelungsprozesse, in denen man sich 
geben Aufträge an Subunternehmer weiter oder sie ko- über die im jeweiligen Metier üblichen Arbeitsroutinen 
operieren mit anderen Firmen in Anbieter- und Arbeitsge- verständigt. In beiden Milieus wird i.d.R. vorausgesetzt, 
meinschaften. Besonders in letzterem Fall sind sie auf das dass sich die (potentiellen) Mitarbeiter demselben Ar- 
vielfältige Kooperations- und Zuliefererangebot der Stadt beitsethos verbunden fühlen wie die Betriebsinhaber 
angewiesen und suchen sich entsprechend urbane Stand- bzw. die Partner. In dessen Zentrum steht die Selbstor- 
orte. ganisation und die aufgaben- und projektorientierte Ko- 

Typisch für gemeinschaftliche Betriebe sind ,,vormo- ordination der Arbeit. Sie verlangt von den Mitarbeitern 
derne" Formen der Sozialintegration: Im Mittelpunkt die Bereitschaft zu Überstunden und zeitflexiblen Ar- 
steht dabei die familiale Ordnung, die als Leitbild die Ar- beitseinsätzen, auch Wochenend- und Schichtarbeit. 
beitsbeziehungen strukturiert. Dazu gehört die zentrale Während jedoch in den gewerblichen und handwerkli- 
Stellung des Familienoberhauptes als Betriebsleiter, eine chen Beschäftigungsfeldern tarifvertragliche Regelungen 
traditionelle Arbeitsteilung zwischen den Geschlechtern die formelle Grundlage für informelle Verabredungen 
und die Arbeitskoordination durch die persönlichen Wei- zur Organisation der Arbeit bilden, stehen Tarifverträge 

sungen des Betriebsleiters an in den unternehmensorientierten Dienstleistungen und 

unter dem ~~~~k zur ~ ~ ~ ~ ~ ~ ~ i ~ i ~ -  die Gesellen und die anderen in der ,,Neuen Ökonomie" meist sowohl bei den Arbei- 
angestellten Fachkräfte (vgl. tenden als auch bei den Partnern im Ruf, abhängige und 

rung versuchen Kleinbetriebe, die ~ ~ ~ ~ h ~ f f , ~ ~ i ~ d l  1990) unselbständige Arbeit zu schützen - ein Image, mit dem 

Standards der allgemeinen Lohn- Die ,,Partnerschaftenn re- man sich nicht identifiziert und mit dem man nichts zu 
präsentieren in mehrfacher tun haben möchte. Projektorientierte Arbeiten sind 

entwicklung und der Arbeitszeitrege- Hinsicht die postmodernen i.d.R. auch vertraglich an die Projektlaufzeiten gekop- 

lungen informe// an ihren eigenen Unternehmen unseres Unter- pelt. D.h. sie sind befristet und insofern auch mit einer 
suchungssamples. Zu ihnen höheren Unsicherheit belastet. 

betrieblichen Entwicklungsinteressen haben wir einen ,,Alterna- Sofern solche partnerschaftlichen Formen des selbstor- 

auszurichten. tivbetriebe" gerechnet, die aus ganisierten Arbeitens auch mit dem teilweisen oder kom- 
dem Milieu der sozialen Bewe- pletten Verlust der Sicherheiten eines ,,Normalarbeitsver- 

gungen der 80er Jahre heraus entstanden sind und in ih- hältnisses" einhergehen, geraten sie in ein Spannungsfeld 
ren Betrieben versuchen (bzw. versucht haben), politische zwischen prekären Arbeitsbedingungen einerseits und au- 
Werte wie Selbstbestimmung und Selbstverwaltung kol- tonomen Gestaltungsspielräumen in der Arbeit anderer- 
lektiv umzusetzen.. Der größte Teil der Betriebe unseres seits. So lange wie Unterbrechungen und Einschränkun- 
Samples aus der Gruppe der ,,Partnerschaften" ist jedoch gen der Erwerbsarbeit nicht als bedrohlich und „von au- 
neu entstanden oder steht unter starkem Innovations- ßen" auferlegt erscheinen, sondern als Folge eigener Ent- 
und Veränderungsdruck, so dass insgesamt kaum An- scheidungen, so lange erscheint diese Form der Flexibili- 
knüpfungspunkte an traditionelle Strukturen existieren. sierung von Arbeit auch nicht als Problem, sondern mög- 
Dementsprechend handelt es sich um relativ junge Betrie- licherweise als Zugewinn an Freiheit und Selbstbestim- 
be, oft auch um Existenzgründer. Die Betriebe kommen mung. Erst wenn sich erzwungene Instabilitäten häufen 
aus den unternehrnensorientierten Dienstleistungen (z.B. und die ,,Kontrolle" über die eigene Erwerbsbiographie 
Fotografie, Architektur, Werbung, u.a.), den sozialen aus der Hand zu geraten droht, wird der Status prekär. 
Dienstleistungen (Jugend- und Altenhilfe, Drogenhilfe, Arbeitslosigkeit und der Abbau von Sozialleistungen kön- 
Stadtteilarbeit, Beschäftigungsförderung u.a.) und aus nen sich dann schnell zu eine Abstiegsspriale beschleuni- 
dem grün-alternativen Spektrum (Druckereigewerbe, gen und in ausgeschlossene und stigmatisierte soziale Mi- 
Buchbinderei). lieus münden. 

Während es den Alternativbetrieben um mehr Freiheit 
und Verantwortung in der Arbeit ging, verschmelzen 5. Alte und neue Formen der Produktionsorgani- 
heute in den unternehmensorientierten Dienstleistungen sation und ihre lokale Einbettung 
- v.a. im Bereich der Medien - individuelle Werte wie In den Gemeinschaften sind die internen sozialen Ord- 
Selbstverwirklichung mit Strategien der betrieblichen nungen von den traditionellen handwerklichen Arbeits- 
Effizienzsteigerung zu neuen und extremen Formen der weisen geprägt. Die Arbeitszuschnitte sind ganzheitlich 
Selbstausbeutung und Unsicherheit. In den unterneh- und die Mitarbeiter verantworten zusammen mit dem 
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gen im Stadtteil. Im Verbund entwickelt sie Projekte 
zur Verbesserung der Nachbarschaft wie Stadtteilfeste 
und Kulturprojekte, Projekte zur Verbesserung des 
Wohnumfeldes wie Grünflächengestaltung oder Park- 
raumgestaltung, Projekte zur Beschäftigungsförderung 
wie Stadtteilcafes und Fahrradwerkstätten. Handlungs- 
leitend für das Engagement sind dabei die Interessen 
des Stadtteils und der dort lebenden Menschen. 

Vor der unmittelbaren Realisierung noch in diesem 
Jahr steht der Nachbarschaftstreff, der den Bewohnerin- 
nen und Bewohnern der Siedlung als Anlaufstelle für ihre 
Anliegen dienen wird und den unterschiedlichen Grup- 
pen z.B. den Älteren, Müttern und Kindern einen Raum 
anbieten kann. Mit  dem Ziel die Generationenkonflikte 
zu verringern werden neue Spielmöglichkeiten und Treff- 
punkte für Kinder und Jugendliche bereitgestellt. In ei- 
nem weiteren Projekt wird die alte Fußgängerbrücke ,,Am 
Nex" über die Eisenbahnlinie durch eine neue Brücke er- 
setzt. Diese neue Brücke, weniger steil und breiter ange- 
legt, er-möglicht es dann auch Eltern mit Kinderwagen, 
Radfahrern und älteren Menschen auf direktem Weg in 
den Stadtteil nördlich der Bahnlinie zu gelangen, wo auch 
die Grundschule ihren geografischen Ort hat. 

Bis zum Ablauf der Projektförderung im Dezember 
2003 soll noch einiges bewegt werden. Bis dahin wird ein 
integriertes Stadtentwicklungsprogramm, d.h. ein Zu- 
kunftsbild und ein entsprechender Handlungsplan ge- 
meinsam mit den Bewohnerinnen und Bewohnern ent- 
wickelt worden sein. Die bisherige aktive Teilhabe der An- 
wohnerschaft im Südring z.B. bei den bisher stattgefun- 
denen Stadtteilver-sammlungen, dem sogenannten ,,Run- 
den Tisch", geben Anlass zum Optimismus, dass die im 
Förderprogramm ,,Soziale Stadt" formulierten Ziele auch 
umgesetzt werden können. Nicht nur in der kleinen Stadt 
Hattersheim am Main haben wir es mit Stadtteilen zu tun, 
in denen viele verschiedene Bevölkerungsgruppen woh- 
nen und miteinander auskommen müssen. Hier und an- 
derswo gibt es in den Stadteilen selbst soziale Einrichtun- 
gen, Vereine, Geschäfte und Gewerbe. Die Moderation 
zwischen den verschiedenen Interessen, die Kooperation 
mit Partnern und die Vernetzung der Akteure und Aktivi- 
täten gewinnen deshalb immer größere Bedeutung. 

Die besondere Qualität des Stadteilmanagements ist 
ihre Verankerung im Quartier. Sie ist mit ihrem Beratungs- 
und Unterstützungsangebot in der Arbeit sowohl mit Ein- 
zelnen, Zielgruppen, dem gesamten Wohngebiet am un- 
mittelbaren Ort des Geschehens. Die hieraus entstehende 
Vertrautheit mit wohngebietsspezifischen Kommunikat- 
ions- und Sozialstrukturen und die geschärfte Sensibilität 
für Problemhintergründe, aber auch vorhandene Poten- 
ziale im Stadtteil, sind die wesentliche Voraussetzung für 
eine stabile Vertauensbasis zur Bewohnerschaft. 

Fazit 
Bürgerbeteiligung ist eine grundlegende Voraussetzung 
für die erfolgreiche Stadterneuerung. Gerade in Stadttei- 
len die vom sozialen Abstieg bedroht sind, ist es ein zen- 
trales Anliegen das eigenständige Stadtteilleben wieder 
aufzubauen, den sozialen Verband wieder herzustellen 
und die Bewohner zu motivieren, an dieser Entwicklung 
mitzuwirken und sich dauerhaft selbst zu organisieren. 

Das Bund-Länder-Programm ,,Stadtteile mit besonde- 
rem Entwicklungsbedarf - die soziale Stadt" wird von fast 
allen politischen und gesellschaftlichen Kräften begrüßt. 
Trotzdem gibt es vielfach auch Kritik. Da wird zum einen 
kritisiert, dass das Programm auf Investitionen beschränkt 

und mit zu geringen Finanzmitteln ausgestattet ist; dass 
es lediglich dazu dient, den Abbau von Sozialleistungen 
zu kaschieren, nur einen punktuellen Ansatz biete und 
den Blick auf die gesellschaftlichen Ursachen sozialer Un- 
gleichheit, und damit auf die prekäre Situation in den 
Brennpunkten, versperre. 

Diese Kritikpunkte sind einerseits berechtigt, da die Si- 
tuation in den Stadtteilen immer auch das Ergebnis einer 
deregulierten Wirtschafts-, Sozial-, und Wohnungspolitik 
in der Bundesrepublik unter den vermeintlichen ,,Not- 
wendigkeiten" oder ,,Sachzwängen" eines globalisierten 
Kapitalismus darstellt. Auf die- 
sem Hintergrund muss das 
Programm als Reflex auf die Die Wirkungen von Maßnahmen ist 

sich zuspitzende Krise der dort am größten, wo Betroffene 
Städte interpretiert werden. 
Auf der anderen Seite wird die selbst ,,ihre Sache in die Hand neh- 

Rolle der Städte als Garant für men" und sich als Gemeinschaft for- 
die Stabilität des Gemeinwe- 
sens anerkannt. Bei aller be- 

miert haben 

rechtigten Kritik muss man 
den besonderen Charakter, die Intention und die Förder- 
philosophie des Bund-Länder-Programms ,,Stadtteile mit 
besonderem Entwicklungsbedarf" hervorheben, die kei- 
neswegs im Widerspruch zu Willy Brandts Diktum ,,mehr 
Demokratie wagen" stehen muss, das es die Partizipation 
des Bürgers in entscheidenden Fragen der Stadtentwick- 
lung in den Vordergrund stellt. 

Dem neuen Ansatz vom fürsorgenden zum aktivieren- 
den Staat, wie er auch von Gerhard Schröder in seinem 
Aufsatz zur Zivilgesellschaft formuliert wurde, sind durch- 
aus positive Seiten abzugewinnen, eben dann - wie auch 
im Programm ,,Soziale Stadt" vorgesehen -wenn er sich 
tatsächlich darauf konzentriert, soziale Potenziale zu er- 
schließen und neue Chancen für sozial Benachteiligte zu 
eröffnen, statt sie in erster Linie durch Leistungskürzun- 
gen oder Zwangsmaßnahmen in prekäre Beschäftigungs- 
verhältnisse zu treiben. Die gebetsrnühlenartig vorgetra- 
gene Beschwörung der Zivilgesellschaft, des Komrnunita- 
rismus und des ehrenamtlichen Engagements für das Ge- 
meinwesen aber kann keine Antwort auf die neoliberale 
Demontage und die verfehlte Wirtschaft- und Sozialpoli- 
tik unseres Staates sein. SPW 
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Die Zukunft des ÖPNV 
EU-Liberalisierung setzt kommunale Nahverkehrsunternehmen 
unter Druck 

Von Arno Brandtl Wilhelm Lindenberg 

M it der Vorlage eines Entwurfs zur Neuregelung 
des ÖPNV-Marktes hat die EU-Kommission Be- 
wegung in den ÖPNv in Deutschland gebracht. 

Insbesondere in den Großstadtregionen, in denen starke 
kommunale ÖPNV-unternehmen vorherrschen, werden 
Strategien diskutiert und Vorkehrungen getroffen, wie 
die Unternehmen angesichts des zu erwartenden verschärf- 
ten Wettbewerbs neu aufzustellen sind und in ihrer Existenz 
gesichert werden können. Nach dem Verordnungsentwurf 
der EU-Kommission ,,über Maßnahmen der Mitgliedstaaten 
im Zusammenhang mit gemeinwirtschaftlichen Anforde- 
rungen und der Vergabe gemeinwirtschaftlicher Verträge 
für den Personenverkehr (...)" soll nach einer Übergangsfrist 
von drei Jahren der Nahverkehrsmarkt geöffnet und der 
Betrieb von ÖPNV-~ienstleistungen im Rahmen eines Aus- 
schreibungsverfahrens vergeben werden. Nach der Einfüh- 
rung eines ,,kontrollierten Wettbewerbs" ist damit zu rech- 
nen, dass vermehrt große ausländische ÖPNV-~nbieter, ins- 
besondere aus Frankreich, Großbritannien und im skandi- 
navischen Raum, auf den Plan treten und bisherige kom- 
munale Anbieter vom Markt verdrängen. Ohne gravieren- 
de Anpassungsmaßnahmen, die auch auf den sozialen Be- 
sitzstand der Beschäftigten in den kommunalen Verkehrs- 
betrieben Einfluss nehmen, steht die Existenz vieler kom- 

munaler ÖPNV-unternehmen 

Das Ergebnis der Thatcher-Reform zumindest auf dem Spiel. Noch 
ist nicht entschieden, welche 

war ein Debakel. insgesamt ist seit verfahrenstechnischen Rege- 

der Liberalisierung ein Rückgang der lungen im Detail getroffen 
werden, ob Ausnahmeregelun- 

Fahrgastzahlen um etwa 20 bis 30 % gen greifen und welche Fristen 

zu verzeichnen gelten sollen, aber der Schnell- 
zug der Liberalisierung ist aufs 

Gleis gesetzt und es darf gerätselt werden, wie viele 
kommunale Unternehmen, Beschäftigte und wie viel 
Dienstleistungsqualität im ÖPNV am Ende auf der Strecke 
bleiben. 

Liberalisierungserfolge im ÖPNV? 
Gegen einen Wettbewerb im Öffentlichen Personennah- 
verkehr ist zunächst grundsätzlich kaum etwas einzuwen- 
den. Wo bislang die Deutsche Bahn AG im Bereich des 
schienengebundenen Regionalverkehrs mit veralterten 
Nahverkehrszügen, kundenunfreundlichen Taktzeiten und 
unzulänglichem Service den Regionalverkehr mehr 
schlecht als recht aufrecht erhalten hat, ist eine gewisse 
Genugtuung kaum zu verbergen, wenn neuerdings diese 
Strecken von privaten Eisenbahngesellschaften befahren 
werden, die mit nagelneuem rollenden Material und bes- 
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serer Vertaktung zeigen, dass Regionalverkehre auch at- 
traktiv gestaltet werden können. Dennoch ist die Frage 
genauer zu beantworten, was und unter welchen Bedin- 
gungen der Wettbewerb im ÖPNV zu leisten im Stande 
ist, wenn es um Qualitätssicherung und Effektivität geht. 
Grundsätzlich sind dabei zunächst unterschiedliche Regu- 
lierungsformen zu unterscheiden, die auch die EU-Kom- 
mission bei ihrem Verordnungsentwurf vor Augen hatte, 
als sie sich für den ,,kontrollierten Wettbewerb" entschied. 

Dass Wettbewerb keineswegs zu Effizienzstei- 
gerungen, Leistungsverbesserungen und Preissenkungen 
führen muss, zeigen vor allem die Erfahrungen mit der 
vollständigen Deregulierung, wie sie in Großbritannien 
unter Maggi Thatcher (,,Eisenbahn, das ist doch Marxis- 
mus.") in 1985 eingeführt wurde. Durch die Abschaffung 
der bis dahin geltenden Preis- und Tarifbestimmungen so- 
wie des Konzessionssystems für Busse wurde ein vollstän- 
dig freier Marktzutritt bei gleichzeitiger Privatisierung der 
ehemals staatlichen Busunternehmen durchgesetzt. 

Das Ergebnis der Thatcher-Reform war ein Debakel. 
Auch Befürworter einer Liberalisierung, wie die Deutschen 
Bank Research kommen angesichts der britischen Erfah- 
rung zu einem vernichtenden Urteil: „Die Ergebnisse dieses 
unregulierten Wettbewerbs sind grundsätzlich negativ. 
Zwar stiegen zunächst die gefahrenen Buskilometer. 
Hauptgrund dafür war jedoch, dass auf einer Linie mehre- 
re Unternehmen mit Kleinbussen Verkehrsleistungen anbo- 
ten. Die insbesondere zu Beginn der Liberalisierung stark 
ausgeprägte Konkurrenz führte dazu, dass die Unterneh- 
men erst gar nicht versuchten, Fahrpläne und Taktzeiten 
aufeinander abzustimmen, Umsteigemöglichkeiten wur- 
den dadurch erheblich verschlechtert. Teilweise kam es 
dazu, dass sich Busse verschiedener Verkehrsunternehrnen 
auf gleichen strecken überholten. Insgesamt ist seit der Li- 
beralisierung ein Rückgang der Fahrgastzahlen um etwa 
20 bis 30 % zu verzeichnen. Gründe dafür sind das ver- 
schlechterte Angebot (häufige Fahrplanänderungen, weni- 
ger Umsteigemöglichkeiten, Einsatz veralterter Busse) sowie 
die zum Teil drastischen Preiserhöhungen (bis zu 45 %). Im 
Wettbewerb zum MIV mussten daher Marktanteilsverluste 
hingenommen werden. (...) Schließlich hat die Deregulie- 
rung zu einem erheblichen Konzentrationsprozess geführt, 
so dass der Markt heute nur noch von wenigen großen, in- 
ternational tätigen Unternehmen dominiert wird." (Deut- 
sche Bank Research (Sonderbericht): Öffentlicher Personen- 
nahverkehr auf dem Weg in den Wettbewerb, 1l2001, S. 
35). Die Erfahrungen mit der ÖPNV-~iberalisierun~ in 
Großbritannien dürften ein Grund mit dafür sein, dass der 
Kampf des Londoner Bürgermeister Ken Livingstone gegen 
die dort von der Blair-Regierung beabsichtigte Teilprivatisie- 
rung der Londoner U-Bahn von über 80 % der Londoner 
Bürger unterstützt wird (Guardian, 28.02.2001) 

Eine andere Wettbewerbsvariante stellt der Ansatz 
dar, den Wettbewerb nicht auf sondern um den Marktzu- 
tritt herzustellen (,,kontrollierter Wettbewerb"). Diesen 
Weg sind in den letzten Jahren vor allem die skandinavi- 
schen Länder gegangen. So werden in Schweden seit der 
1989 in Kraft getretenen Transportreform die Ver- 
kehrsleistungen durch ein Ausschreibungsverfahren ver- 
geben. Vom Konzept her wird die Kontrolle des 
Aufgabenträgers dadurch sicher gestellt, dass er die Qua- 
litätsanforderungen festlegt und ihre Einhaltung über- 
wacht. Eine Privatisierung der Verkehrsunternehmen wur- 
de in Schweden nicht gesetzlich vorgeschrieben. Die 
schwedischen Erfahrungen sind widersprüchlich. So wird 
einerseits von Verbesserungen des verkehrlichen Angebo- 

mit die arbeitsintensiven Wirtschaftszweige im Vergleich 
zu den hochproduktiven besonders stark. 

Mit anderen Worten: Weltmarktorientierte Unterneh- 
men können den hohen Lohnnebenkosten, insbesondere 
den steigenden sozialen Kosten der Massenarbeitslosig- 
keit, meist durch weitere Rationalisierungsstrategien ent- 
gegenwirken, wogegen den lokal orientierten meist 
handwerklichen sowie Personen- und haushaltsbezoge- 
nen Dienstleistungen nur sehr begrenzte Kompensations- 
möglichkeiten zur Verfügung stehen. Solange jedoch die 
lokal orientierten und arbeitsintensiven Wirtschaftsbetrie- 
be den proportional größeren Teil der Kosten für die Da- 

s 
seinsvorsorge aufbringen müssen, bleibt ihr Potenzial zur 
lokalen Beschäftigungsentwicklung eingeschränkt. 

Unter dem Druck zur Homogenisierung der Standards 
8 für Löhne, Gehälter und Arbeitszeiten versuchen daher 

arbeitsintensive oder geringproduktive Kleinbetriebe, die 
Standards der allgemeinen Lohnentwicklung und der Ar- 
beitszeitregelungen informell an ihren eigenen betriebli- 
chen Entwicklungsinteressen auszurichten. Weil die zen- 
trale Stärke dieser Betriebe die kundenorientierte Flexibili- 
tät ist, gleich ob es sich um ein Fleischerfachgeschäft han- 
delt, um Sanitärtechniker Werbeagenturen oder Unter- 
nehmensberatungen, sind sie daran interessiert, auch in- 
tern flexible Strukturen zu behalten, um Auftragsspitzen 
und -flauten mit einem Mindestniveau an Mitarbeitern 
ausgleichen zu können (vgl. Hohn/Windolf 1998: 182). In 
dem Maße, wie die Betriebe diese Strategie fahren (müs- 
sen), werden sie auch abhängig von der Loyalität ihrer 
Mitarbeiter. Sie sind darauf angewiesen, dass ihre Mitar- 
beiter „sie nicht im Regen stehen lassen" wenn mal „Not 
am Mann" ist. Unter diesen Bedingungen wird die Frage 
immer wichtiger, wie die Betriebe an die ,,richtigenu Mit- 
arbeiter gelangen und welche informellen Formen der so- 
zialen lntegration die kleinbetriebliche Arbeitswelt zu- 
sammenhalten. 

4. lntegrationsformen der kleinbetrieblichen 
Arbeitswelt 
In einer empirischen Untersuchung an der Technischen 
Universität Hamburg-Harburg wurde versucht, die Vielfalt 
der wirtschaftlichen Aktivitäten Hamburgs nach ihren ver- 
schiedenen Formen der Integration in lokale, regionale 
und internationale Entwicklungszusammenhänge zu 
gruppieren und empirisch zu erfassen. In Anlehnung an 
das Konzept der Funktionscluster (vgl. Porter 1991) wur- 
den die Branchenaggregate so umgruppiert, dass sich 
eine möglichst kohärente Gesamtübersicht über die Grö- 
ßenproportionen und die Entwicklungstendenzen der ver- 
schiedenen Funktionsbereiche der Wirtschaft darstellen 
lässt. Die Ergebnisse dieser Studien sind in Abb. 1 zu se- 
hen. 

Im Kontext dieses Beitrages sind v.a. die ,,Stadtteil- 
und "Quartiersbetriebe,, interessant. Ihre Bezeichnung 
betont die wichtige Bedeutung ihrer lokalen Einbettung 
in das Stadtgefüge, legt sie jedoch in ihren Kunden-, Ab- 
satz- und Kooperationsbezügen nicht auf den lokalen 
Nahraum fest. Stadtteil- und Quartiersbetriebe werden 
über vielfältige Vermittlungsformen von überregionalen 
und sogar globalen Bezügen beeinflusst. In Hamburg 
umfasste diese Teilökonomie 1997 nahezu 128.000 Be- 
schäftigte. Das entspricht 17 % aller sozialversicherungs- 
pflichtig Beschäftigten Hamburgs. Mit  einem Zuwachs 
von 7.200 Arbeitsplätzen gehört diese Teilökonomie zu 
den stabilen Segmenten des städtischen Arbeitsmarktes. 

In einer anschließenden Untersuchung über die „Be- 
schäftigungswirkungen wohnungsnaher Betriebe" (Der 
Begriff umfaßt alle Betriebe, die in den kleinteilig inte- 
grierten Standorten von Einkaufszentren, Geschäftsstra- 
ßen und den Gemengelagen funktionsgemischter Stadt- 
teile ansässig sind. Er bezieht damit neben den ,,Stadtteil- 
und Quartiersbetrieben" auch Büros und Agenturen der 
unternehmensorientierten Dienstleistungen ein wie z.6. 
Werbeagenturen, Multimediabetriebe, Büros der IT-Bran- 
che, Unternehmensberatungen u.a., Läpple/Walter 2000) 
haben wir nach den internen ,,Sozialordnungen" der 
Kleinbetriebe gefragt, d.h. den Regeln, mit denen die 
Gewerbetreibenden ihren betrieblichen Arbeitsalltag ko- 
ordinieren und mit denen sie Arbeitskräfte integrieren. 
Dabei haben wir drei verschiedene Grundtypen identifi- 
ziert, die wir mit den heuristischen Begriffen ,,Gemein- 
schaften", ,,Partnerschaftenu und ,,Gesellschaften" be- 
zeichnet haben. Alle drei Begriffe stehen nicht nur für je- 
weils unterschiedliche interne Sozialordnungen, sondern 
auch für alternative betriebliche Modernisierungspfade 
und für je unterschiedliche Formen der Einbettung in lo- 
kalen Entwicklungszusammenhänge. 

Die Betriebe in der Gruppe der ,,Gesellschaften" reprä- 
sentieren den modernen ,,Normalfall" des betrieblichen 
Wachstums- und Modernisierungsprozesses. Mit der Ver- 
größerung des Auftrags- und Arbeitsvolumens in den Be- 
trieben geht eine Verregelung der Arbeitsbeziehungen, 
die nach gesetzlichen, berufsfachlichen, tariflichen oder 
betriebsspezifischen Vereinbarungen zum Tätigkeitsprofil, 
zur Arbeitszeit, zum Gehalt und zur sozialen Absicherung 
strukturiert werden. Die Koordination der Einzelarbeiten 
im Betrieb erfolgt auf der Basis einer Arbeitsteilung, nach 
der sowohl Tätigkeiten und Aufgaben, als auch Wei- 
sungsbefugnisse und Abhängigkeiten festgelegt werden. 
Für diese Gruppe ist das auf Dauer und i.d.R. auf Vollzeit- 

Abb.1: Teilökonomien der Stadt Harnburg 
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der Arbeitenden stärkt und das individuelle Arbeitsplatzri- 
siko stärker vom Auf und Ab der betrieblichen Auftragsla- 
ge abhängt. Zum anderen provoziert die Nutzungsmi- 
schung Konflikte zwischen dem Gewerbe und den Be- 
wohnern der umliegenden Wohngebäude oder angren- 
zenden Grün- und Erholungsräumen. 

Die wohnungsnahen Betriebe bringen ein ambivalen- 
tes Moment in die Stadtentwicklung: Die Kehrseite der 
Urbanität sind Reibungen und Konflikte, die Kehrseite der 
wohnungsnahen Arbeit sind atypische und z.T. prekäre 
Arbeitsverhältnisse. Die Politik hat auf diese Probleme bis- 
lang mit der Trennung unverträglicher Nutzungen rea- 
giert und das System der kollektiven Arbeitsregulierung 
hat allgemeine Standards des Arbeitens in gesetzlichen 
und tarifvertraglichen Regeln etabliert, die über Branchen 
und Unternehmen hinweg Gültigkeit haben. Die These, 
die im Aufsatz begründet werden soll, ist, dass die Regu- 
lation dieser kollektiven Schutzgüter das Beschäftigungs- 
potenzial in wohnungsnahen Kleinbetrieben in seiner Ent- 
faltung einschränkt und behindert. Der Grund dafür: Die- 
se Regelungen orientieren sich an einer Normalität des 
Arbeitens, die mit der Realität der Arbeitsbedingungen 
der Beschäftigten und der Existenz- und Entwicklungsbe- 
dingungen der Betriebe nur wenig zu tun haben. Sie wer- 
den damit auch zu einem Problem bei der Stabilisierung 
von wohnungsnahen Arbeitsplätzen und den daran ge- 
knüpften Zielen einer integrativen und sozialen Stadtteil- 
entwicklung. 

2.  Normalarbeit u n d  atypische Beschäftigung 
Auch wenn statistisch gesehen nur ein sehr geringer Teil 
der Erwerbstätigen in Großunternehmen beschäftigt ist 
und die Mehrheit in kleinen Betrieben arbeitet, prägen die 
internen Arbeitsverhältnisse von Großunternehmen, ihre 
tariflichen Lohnabschlüsse und die für sie typische Ausge- 
staltung der Beschäftigungsverhältnisse das Leitbild des 

,,NormalarbeitsverhäItnisses". 

Den Arbeitsformen in den lokal inte- Mitdiesem Begriff wird weni- 
ger ein empirisch relevanter 

grierten Kleinbetrieben haftet der Ruf sachverhalt oder eine statisti. 

des Rückständigen, Unsicheren und sche Durchschnittsgröße aller 
,,normalen" Arbeitsverhältnisse 

Prekären an bezeichnet, als eine ,,juristisch 
anerkannte und darum ge- 

setzte ,herrschende' Fiktion (Kress 1998: 490). Es ist die 
normative Kraft des Normalarbeitsverhältnisses, die den 
tatsächlichen Arbeitsverhältnissen als Anforderung und 
Leitbild entgegentritt und insofern auch praktisch und 
wirklich wird. Die Verteidigung der daran geknüpften 
Rechte und Privilegien (Vollzeit, Dauerhaftigkeit, Stabilität, 
kollektive lnteressenvertretung, Ableitung von Sozialversi- 
cherungsansprüchen) und ihre Verallgemeinerung quer 
über verschiedene Branchen und Unternehmen hinweg 
hat dazu geführt, daß für breite Schichten von Werktäti- 
gen ein gewisses Niveau an sozialer Gerechtigkeit und 
Wohlstand über eine lange Zeit hinweg garantiert wer- 
den konnte. 

Dieses Modell der Arbeit steht seit Mitte der 70er Jah- 
re unter einem starken Anpassungsdruck. Vom Stand- 
punkt der Unternehmen aus betrachtet geht es darum, 
den Zugriff auf die Arbeitskraft zu erleichtern, z.B. durch 
Überstunden und kapazitätsorientierte Arbeitszeiten, und 
die Risiken und Kosten der Verwertung der Arbeit so weit 
wie möglich zu reduzieren, z.B. durch befristete Verträge, 
Werkverträge, Teilzeitarbeit, Leiharbeit oder geringfügige 
Beschäftigungen. Ein immer größerer Teil bestehender 
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und neugeschaffener Arbeitsverhältnisse wird auf diese 
Weise in bislang ,,atypischen" Vertragsformen organisiert 
(was es gleichzeitig immer schwieriger macht, das ,,Typi- 
sche" oder ,,Normale" zu bestimmen). 

Je mehr Menschen der Strukturwandel aus dem Mo- 
dell des ,,NormalarbeitsverhäItnisses" hinausdrängt, desto 
größer wird der Anteil derjenigen, die gar keine Arbeit 
haben oder prekär beschäftigt sind. Damit vergrößert sich 
auch die Kluft zwischen jenen, die zum Kernbereich der 
Arbeitsgesellschaft Zugang haben und von einem hohem 
Maß an sozialer Sicherheit und interner Gleichheit zwi- 
schen verschiedenen Unternehmen und Branchen hinweg 
profitieren und jenen, die von ihm ausgeschlossen wer- 
den (StreeckIHeinze 1999: 40). Dabei verläuft die Spal- 
tung zwischen ,,Normal-Arbeitenden" und unsicher Be- 
schäftigten mitten durch die Unternehmen. Sie manife- 
stiert sich in der Teilung zwischen Stammbelegschaften, 
die den privilegierten Kern bilden und Randbelegschaften, 
die je nach Konjunktur- und Auftragslage den Kern er- 
gänzen (vgl. Dostal 1998: 178). Für die Organisation die- 
ser Ränder gibt es legale Modelle: die befristete oder die 
geringfügige Beschäftigung und die Arbeitnehmerüber- 
lassung. So bleibt das Normalarbeitsverhältnis tendenziell 
nur noch für die Stammbelegschaften erhalten. 

Die im ,,NormalarbeitsverhäItnis" manifestierten Lohn- 
Sicherheits- und Stabilitätsstandards haben das Ziel, die 
Situation der abhängig Beschäftigten kollektiv zu verbes- 
sern. Jedoch wirken die ausgehandelten Standards inzwi- 
schen sozial überaus selektiv: sie begünstigen nur die Be- 
schäftigten in den Kernbereichen der Arbeit, in dem FIä- 
chentarifverträge ihre Verallgemeinerung garantieren. Die 
bereits Beschäftigten behalten ihre Besitzstände, während 
die Arbeitsuchenden von den verschlechterten Marktbe- 
dingungen voll getroffen werden (Dostal 1998: 172). Die 
Auflösung von Sicherheiten und Privilegien, die an die 
Normalarbeitsverhältnisse geknüpft sind, stellt auch unse- 
re traditionellen Gerechtigkeitsvorstellungen in Frage. 
Wenn die Garantie von Einkommen und Schutzrechten 
zum exklusiven Privileg einer schrumpfenden Zahl von 
,,Normal"- Arbeitenden wird und neue Arbeitsplätze aber 
zu einem großen Teil in ungesicherten Verhältnissen ent- 
stehen, droht eine Spaltung der Arbeitnehmerschaft. 

3. Kleinbetriebe u n d  atypische Beschäftigung 
Der Anspruch auf eine möglichst homogene Entwicklung 
von Arbeitszeitregelungen, arbeitsrechtlichen Standards 
und Lohnniveaus über verschiedene Branchen und Unter- 
nehmensgrößen hinweg provoziert zwangläufig Konflikte 
innerhalb der Kleinbetriebe. Weil in vielen Bereichen des 
Handwerks, den konsum- und haushaltsorientierten 
Dienstleistungen und in den sozialen Dienstleistungen die 
Produktion und die Konsumption der Waren und Dienst- 
leistungen zeitlich häufig zusammenfallen (uno-actu-Prin- 
z'ip), lassen sie sich nur schwer bzw. gar nicht rationalisie- 
ren. Während also in der Industrie und in den unterneh- 
mensorientierten und distributiven Dienstleistungen durch 
neue Organisationsstrukturen in der Arbeit und den Ein- 
satz neuer Technologien zunehmend Arbeit durch Kapital 
ersetzt werden kann, bleiben die niedrigproduktiven Sek- 
toren relativ arbeitsintensiv (vgl. HäußermannISiebel 
1995). Auf der einen Seite trägt dieser Umstand mit zu 
deren Beschäftigungswachstum bei, auf der anderen Sei- 
te hat er jedoch auch eine gewaltige Umverteilung der 
sozialen Kosten für die Daseinsvorsorge zur Folge. Denn 
das erwerbsarbeitszentrierte Modell der sozialen Siche- 
rung belastet die Arbeit mit den sozialen Kosten und da- 
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tes und des Services der Verkehrsunternehmen im Iändli- 
chen Raum berichtet (Deutsche Bahn Research, s. o., 5. 
36). Für den ~roßstadt-ÖPNV Stockholms, der nahezu 
die Hälfte der Fahrgastzahlen des gesamten ÖPNV Schwe- 
dens umfasst, werden aber selbst von prinzipiellen Befür- 
wortern der dortigen Marktöffnung erhebliche Probleme 
eingeräumt. Berichtet wird, dass die durch das Ausschrei- 
bungsverfahren begünstigte starke Fokussierung auf Auf- 
wandsminimierung und optimalen Ressourceneinsatz zu 
einer sinkenden Rentabilität im ÖPNV geführt habe. 
,,Qualität und Kundenbedürfnisse blieben hier oft auf der 
Strecke" (L. Nordstrand, J. A. Kraft: Entwicklung neuer 
Verkehrsverträge in Stockholm, in Nahverkehrspraxis, 121 
2000). Darüber hinaus wird darauf hingewiesen, dass nur 
die großen etablierten Verkehrsunternehmen vom neuen 
System profitierten und kleine Unternehmen als Anbieter 
keine Chancen sahen, am Ausschreibungsverfahren teilzu- 
nehmen. „Der Einzug auch internationaler Verkehrsunter- 
nehmen in den Stockholmer Nahverkehrsmarkt hat zum 
einen zu einer größeren Vielfalt und Kreativität, zum an- 
deren aber auch zu kulturellen Umbrüchen geführt. Feh- 
lendes Verständnis für schwedische Unternehmenskultur, 
Gesetzgebung und Politik war die Ursache für Auseinan- 
dersetzungen und Protestaktionen in der ÖPNV-~ranche" 
(Eben da, S. 34). Von einer deutlichen Verbesserung des 
ÖPNV auf dem Wege der Einführung des ,,kontrollierten 
Wettbewerbs" kann auf Grund der Stockholmer Erfah- 
rungen jedenfalls keine Rede sein. Diese ernüchternde 
Feststellung gilt weitgehend auch für den ÖPNV in Ko- 
penhagen, der nach erfolgter Liberalisierung gründlich in 
Unordnung gebracht wurde. 

Der Entwur f  der EU-Kommission u n d  seine Folgen 
Auf Grund der miserablen Erfahrungen mit dem briti- 
schen Modell denkt in Europa offenkundig niemand 
mehr an seine Wiederholung. Insofern plädiert auch die 
EU-Kommission in ihrem Verordnungsentwurf für die Ein- 
führung eines ,,kontrollierten Wettbewerbs", der für den 
jeweiligen Geltungsbereich die Ausschreibung von ÖPNV- 
Dienstleistung vorsieht. Nach Zuschlag werden dem Be- 
treiber zeitlich befristete und räumlich begrenzte Aus- 
schließlichkeitsrechte einräumt. Ausdrückliches Ziel der In- 
itiative der EU-Kommission ist die Sicherstellung eines bes- 
seren PreisILeistungs-Verhältnisses und eine bessere Quali- 
tät der Dienste im Öffentlichen Verkehr (EU-Kommission: 
Vorschlaq für eine Verordnunq des Europäischen Parla- 
ments und des Rates über Maßnahmen der Mitgliedsstaa- 
ten im Zusammenhang mit gemeinwirtschaftlichen An- 
forderungen und der Vergabe gemeinwirtschaftlicher Ver- 
träge für den Personenverkehr auf der Schiene, der Stra- 
ße und auf Binnenschifffahrtswegen, Brüssel, 
26.07.2000). Als weitere Ziele werden der diskriminie- 
rungsfreie Zugang zum Markt, die Harmonisierung 
wettbewerbsorientierter Verfahren und die Herstellung 
von Rechtssicherheit hinsichtlich der Rechte und Pflichten 
von zuständigen Behörden und Verkehrsbetreibern ge- 
nannt. 

Der Entwurf verpflichtet zur Vergabe gemeinwirtschaft- 
licher Verträge auf der Grundlage eines europaweiten Aus- 
schreibungsverfahrens. Die Laufzeit der Verträge wird auf 
maximal fünf Jahre begrenzt, kann jedoch in Ausnahme- 
fällen (z. B. bei längerer Amortisationsdauer der Investitio- 
nen) verlängert werden. Darüber hinaus sieht der EU-Ver- 
ordnungsentwurf Ausnahmeregelungen vor, die die Be- 
dingungen definieren, unter denen eine Direktvergabe 
ohne Ausschreibunq erfolqen kann (z. B. nationale Sicher- 

heitsstandards, prohibitive Koordinierungskosten und so 
genannte ,,integrierte Verkehrsdienstleistungen"). 

Auch wenn der Verordnungsentwurf der EU-Kommis- 
sion noch nicht beraten ist, sind bereits jetzt einige Kon- 
sequenzen absehbar, die für den bundesdeutschen ÖPNV 
zumindest in den Großstadtregionen, in denen kommu- 
nale Verkehrsunternehmen vorherrschen, keineswegs nur 
positiv zu sehen sind: 

Zu befürchten ist, dass große ausländische Verkehrsun- 
ternehmen über einen harten Preiswettbewerb auf den 
deutschen ÖPNV-~ark t  drängen und dort die überwie- 
gend mittelständisch organisierten privaten und kommu- 
nalen Verkehrsbetriebe auszuschalten versuchen. Soweit 
dies gelingt, ist perspektivisch eher mit oligopolistischen 
Strukturen auf dem deutschen ÖPNV-~ark t  zu rechnen, 
die eher auf eine Preissetzungs- 
macht der großen privaten An- 
bieter hinauslaufen (Der stad- ZU befürchten ist, dass große ausiän- 
tetag, 912000, S. 11). dische Verkehrsunternehmen auf den 

Zu Qualitätsverbesserun- 
qen wird es zumindest im deutschen OPNV-Markt drängen und 
ÖPNV vieler Großstadtregio- dort die überwiegend mittelständisch 
nen kaum mehr kommen. 
Ganz im Gegensatz zu den ge- organisierten privaten und kommuna- 

legentlichen ,Schlechtleistun- len Verkehrsbetriebe auszuschalten 
gen" der Deutschen Bahn AG 
im Bereich ihrer Regionalver- versuchen. 

kehre hat der ÖPNV in den 
meisten Großstadtregionen relativ hohe Qualitätsstan- 
dards erreicht. Ein Anstieg der Dienstleistungsqualität, wie 
er z.T. bei der Privatisierung ehemaliger DB-Strecken be- 
obachtbar war, ist hier kaum zu erwarten. 

Ob weitere Verbesserungen durch das Wettbewerbs- 
verfahren möglich sind, wird vor allem von den 
kommunalen Aufgabenträgern im ÖPNV abhängen, de- 
nen es in Zukunft zusteht, die von ihnen erweiterten 
Qualitäten im Ausschreibungsverfahren zu spezifizieren 
Zum anderen wird es darauf ankommen, wie gut es den 
kommunalen Aufgabenträgern gelingt, die Einhaltung 
von Qualitätsstandards künftig zu überprüfen. Die Kom- 
plexität des ~roßstadt-ÖPNV, die aufgrund der vielschich- 
tigen Dienstleistungsqualitäten und starker Netzwerkef- 
fekte nicht mit dem Nahverkehr im ländlichen Raum zu 
vergleichen ist, erweist sich in dieser Hinsicht als sperrig 
Zumindest dürfte nicht von der Hand zu weisen sein, dass 

Foto: Christian Kiel (Berlin) 
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Vertragslücken und lnterpretationsspielräume für erhebli- 
chen Konfliktstoff im Auftraggeber-Betreiber-Verhältnis 
sorgen werden. Die Erfahrungen in Stockholm und Ko- 
penhagen sprechen hier Bände. Darüber hinaus lassen Er- 
fahrungen aus dem Bereich des von der Deutschen Bahn 
AG betriebenen regionalisierten Nahverkehrs Zweifel 
aufkommen, ob eine effektive Kontrolle gewährleistet 
werden kann. Bei beanstandeten Sollabweichungen wer- 
den z. B. oftmals monetäre Sanktionen verhängt, die kei- 
neswegs zwingend zu Qualitätsverbesserungen führen. 

Die Verlierer der EU-Neuregelung werden vor allem die 
Beschäftigten in den kommunalen Unternehmen sein. 
Schon jetzt ist absehbar, dass erhebliche Abstriche an den 
sozialen Besitzständen vorgenommen werden. Dies betrifft 
in Zukunft nicht nur neu einzustellende Mitarbeiter, die 
deutlich reduzierte Einstiegslöhne hinnehmen müssen, son- 
dern auch die bislang beschäftigen ÖPNv-~itarbeiter. So 
zeigt der vor dem Hintergrund der erwarteten Liberalisie- 
rung von der nordrhein-westfälischen Gewerkschaft ötv 
ausgehandelte Spartentarifvertrag ,,Nahverkehr", dass 
durch den neuen Tarifvertrag zwar zu keine Eingriffen in 

die Besitzstände bei den Löh- 
Es werden Zweifel laut, dass die von nen und Einkommen der Be- 

schäftigten in den Nahver- 
der EU-Kommission erwartete kehrsbetrieben zu erwarten 

Effizienzsteigerung bei gleichzeitiger sind, gleichwohl aber auch auf 

Qualitätsverbesserung durch die Ein- diese auf Grund des so ge- 
nannten ,,Konsolidierunqsbei- 

fü  hrung des ,,kontrollierten Wettbe- trages der ~ltbeschäft'&en" 
tatsächlich in den unbestreitbaren ~ e e l s t u i ~ e n  

zukommen (Dass es bei zuneh- 
Großstadtregionen gelingen wird. mendem Wettbewerb im 

ÖPNV zu einer Nivellierung der 
Einstiegslöhne kommen muss, ergibt sich aus der Tatsache, 
dass die ötv in der Vergangenheit in den privaten und öf- 
fentlichen Segmenten für die gleiche Arbeitsleistung im Ni- 
veau sehr verschiedene Flächentarife abgeschlossen hat. 
Auf Grund der sehr verschiedenen gewerkschaftlichen Or- 
ganisationsgrade in den kommunalen und privaten 
Nahverkehrsbetrieben wird es ihr nicht gelingen, den für 
die Arbeitnehmer günstigsten Tarifvertrag überall zur An- 
wendung zu bringen). 

Vor diesem Hintergrund werden Zweifel laut, dass die 
von der EU-Kommission erwartete Effizienzsteigerung bei 
gleichzeitiger Qualitätsverbesserung durch die Einführung 
des ,,kontrollierten Wettbewerbs" tatsächlich in den Groß- 
stadtregionen gelingen wird. Statt einer grundsätzlichen 
Ausschreibungspflicht halten manche Kommunalpolitiker 

es für angemessener, wenn den Aufgabenträgern i m  
ÖPNV die Wahl zwischen Eigenfertigung und Fremdbe- 
zug selbst überlassen bliebe. So besteht auch Städtetags- 
präsident Hajo Hoffmann darauf, dass die Städte auch 
künftig eigenverantwortlich darüber entscheiden können, 
ob sie die Verkehrsdienstleistungen selber erbringen oder 
vergeben wollen (Eben da, 5. 11).  

Was nun? 
Beobachter aus der ÖPNV-Szene gehen davon aus, dass die 
Einführung des ,,kontrollierten Wettbewerbs" kaum noch 
zu verhindern sein dürfte. In den laufenden Verhandlun- 
gen geht es daher primär um Verbesserungen des Ent- 
wurfs in Hinblick auf einzelne verfahrenstechnische Modali- 
täten und insbesondere um Fristen. Der Verband der kom- 
munalen Verkehrsunternehmen VDV fordert in diesem Zu- 
sammenhang u.a. eine Übergangsfrist von mindestens 
acht Jahren und eine Festschreibung marktinitiierter und 
behördeninterner Verkehrsdienstleistungen. Von der Ge- 
werkschaft ötv wurde in einer ,,Berliner Erklärung" verlangt 
die Ausschreibungspflicht nur auf Fremdleistungen zu be- 
schränken, den steuerlichen Querverbund aufrecht zu er- 
halten und ebenfalls eine achtjährige Übergangsfrist zu ge- 
währleisten. Dass diese Stimmen im europäischen Raum 
weitgehend Gehör finden, muss allerdings mit Skepsis be- 
trachtet werden. Am ehesten dürfte noch Fristverlängerun- 
gen durchsetzbar sein. Bei der Umsetzung der absehbaren 
EU-Verordnung ist zudem die Einhaltung einer weiteren 
Minimalbedingung unerlässlich: Zur Verhinderung von 
Lohn- und Sozialdumping ist bei Ausschreibung die Vorga- 
be von tarif- und arbeitsrechtlichen Standards zwingend 
vorzusehen. Der Verzicht auf entsprechende Regelungen 
würde lediglich den Preiswettbewerb weiter anheizen und 
bei den Beschäftigten der Nahverkehrsbetriebe einen sozia- 
len Flurschaden anrichten, der zu unübersehbaren politi- 
schen Folgen führen könnte. 

Welche Konsequenzen sich am Ende für die kommuna- 
len ÖPNV-unternehmen ergeben, wird nicht zuletzt auch 
davon abhängen, ob es ihnen gelingt, sich neu aufzustel- 
len und im Wettbewerb mitzuhalten. Gerade darum set- 
zen fast alle Beteiligten aus dem kommunalen Sektor auf 
die Verlängerung der Übergangsfristen bei der Einführung 
von Ausschreibungsverfahren. Die Anstrengungen der 
kommunalen ÖPNV-unternehmen gehen derzeit dahin, 
sich einerseits durch Umstrukturierungsmaßnahmen und 
qualitativen Verbesserungen auf der Angebotsseite neu zu 
positionieren. Andererseits werden verstärkt in Form von 
kommunalen Verbünden oder Public Private Partnerships 
Kooperationspartner gesucht, um die Größennachteile ge- 
genüber den starken ausländischen Anbietern aus- 
zugleichen. Einen relativ spektakulären Ansatz verfolgt in  
diesem Zusammenhang das hannoversche Verkehrsunter- 
nehmen üstra AG, das im Rahmen seiner jüngst gegründe- 
ten Tochter lntalliance AG eine Kooperation mit der Deut- 
sche Bahn Tochter DB Regio einzugehen beabsichtigt. Über 
die lntalliance sollen in Zukunft sowohl die Bus-, Stadt- 
bahn- und S-Bahnverkehrein Hannover als auch exterrito- 
riale ÖPNV-~ienstleistun~en erbracht werden. Die üstra AG 
verspricht sich dadurch insbesondere den Aufbau einer 
Marktposition, mit der sie in der Lage ist, den Druck oligo- 
polistischer Anbieter aus dem EU-Raum Stand zu halten. 
Bis die lntalliance in der beabsichtigten Form steht, sind 
noch eine Vielzahl ungeklärter Fragen zu beantworten. In 
Zukunft wird es jedenfalls auch für die üstra AG ein steini- 
ger Weg sein, um sich unter den neuen Rahmenbedingun- 
aen als kommunales Unternehmen zu behaupten. spw 

wachsen von Ost und West mit seinen Tücken verläuft 
hier mitten in der Stadt, der Bau der neuen deutschen 
Hauptstadt mit dem großen lnvestitionsschub beschleu- 
nigt das Tempo der Stadtentwicklung wie die soziale Po- 
larisierung zusätzlich. Hartmut Häußermann zieht eine Bi- 
lanz der Jahre von der deutschen Einheit bis heute und 
beschreibt die Mechanismen der sozialen Spaltung in Ber- 
lin und anderen Großstädten. An dieser Stelle ergänzt Su- 
sanne Heeg diesen Blickwinkel auf Berlin um den Aspekt 
des langsamen Rückzugs der öffentlichen Hand aus der 
Verantwortung für die wirtschaftliche und soziale Ent- 
wicklung. Sie erkennt, dass Städte zunehmend als Unter- 
nehmen aufgefasst werden, und dass die Akteure daraus 
ihre politische Agenda bestimmen. 

Von Berlin aus geht es in den Ballungsraum Rhein1 
Main, in dem es rund um Frankfurt nicht nur einen 
Speckgürtel gibt, sondern auch prekäre Wohnviertel mit 
hoher Arbeitslosigkeit. Die Hochhaussiedlungen in den 
Vororten erinnern hier zuweilen an die berüchtigten ban- 
lieues in Frankreich. Eine dieser banlieues vor den Toren 
Frankfurts liegt in Hattersheim. Hier arbeitet Klaus Störch 
irn Stadtteilmanagement. Er schildert in seinem Beitrag 
die Strategie, mit der in Hessen versucht wird, kritische 
Wohnquartiere aufzuwerten und soziale Netze wieder- 
herzustellen. Knapp 400 km weiter nördlich, in Hamburg, 
geht es um das gleiche Ziel: um lebendige und funktions- 
fähige Stadtteile. Gerd Walter hat die Rolle des Stadtteil- 
gewerbes für den Arbeitsmarkt der zweitgrößten deut- 
schen Stadt untersucht. Dabei traf er auf eine Vielzahl 
neuer Beschäftigungsformen und knüpft damit an eine 
Diskussion an, die in den letzten Ausgaben der spw im- 
mer wieder eine wichtige Rolle gespielt hat: die Zukunft 
der Arbeit. 

Die wirtschaftliche Entwicklung und der Arbeitsmarkt 
in den Großstädten sind von einem starken öffentlichen 
Sektor geprägt. Fast die gesamte Infrastruktur der Städte, 
die Ver- und Entsorgung sowie der Nahverkehr, wurden 
bisher öffentlich organisiert. Dies ändert sich schrittweise. 
Mi t  der Deregulierung des Strommarktes wurden zu- 
nächst die Stadtwerke dem ungleichen Wettbewerb mit 

1. Das Problem: Wohnungsnahe Arbeitsplätze 
erhalten 

it der zunehmenden Arbeitslosigkeit und ihrer 
stadträumlichen Konzentration in benachteilig- M. ten Stadtteilen wurde in den letzten Jahren 

deutlich, welche Rolle die lokal verankerte Ökonomie - 
darunter werden Kleinbetriebe verstanden, die aus dem 
verarbeitenden Gewerbe, dem Handwerk, den sozialen, 
haushalts- und den unternehmensbezogenen Dientslei- 
stungen kommen und ihre Standorte ,,wohnungsnah" in 
nutzungsgemischen Stadtteilen haben - für die soziale 
Stabilisierung von Stadtteilen haben kann. Sie bietet nicht 
nur wohnungsnahe Arbeitsplätze, sondern trägt mit ihrer 
breit gefächerten Gewerbetradition und mit ihren vielfäl- 
tigen Produktions- und Dienstleistungsangeboten we- 
sentlich bei zur lebendigen Funktionsmischung, zur at- 
traktiven Versorgungsqualität und zur urbanen Kultur in 
den Stadtquartieren. 

Allerdings führen die spezifischen Formen und die 
Orte der Arbeit in neuen und kleinen Betrieben zu Kon- 
flikten mit bestehenden Leitbildern und Standards der Ar- 

den großen Stromkonzernen ausgesetzt, die Wasserver- 
sorgung und der öffentliche Nahverkehr sollen folgen. 
Die neuen Rahmenbedingungen führen entweder zu ei- 
ner Privatisierung der öffentlichen Aufgaben und Unter- 
nehmen - oder sie erfordern neue Strategien der städti- 
schen Betriebe. Die Artikel von Arno Brandt zur Entwick- 
lung des öffentlichen Nahverkehrs und von Hermann 
Scheer zur Zukunft der Stadtwerke sind Plädoyers für eine 
auch weiterhin aktive Rolle der öffentlichen Hand. 

Städte entwickeln sich keineswegs parallel, es gibt 
Auf- und Absteiger. Denn Städte sind ja immer auch Ab- 
bilder wirtschaftlicher und sozialer Umbrüche. Waren die 
alten Industriestädte des letzten Jahrhunderts einmal 
reich an Arbeit und für Zuwanderung attraktiv, so müssen 
sie heute umso härter darum kämpfen, die Arbeitsplatz- 
verluste im industriellen Sektor zu kompensieren und 
neue Dienstleistungsarbeitsplätze zu gewinnen. Wie 
Nord- und Mittelengland hat in Deutschland insbesonde- 
re das Ruhrgebiet mit dieser Entwicklung zu kämpfen. 
Der Anteil des Dienstleistungssektors ist dort im Vergleich 
zu anderen Großstädten eher gering, bei der Beschäfti- 
gungsentwicklung in den 90er-Jahren lagen die Zentren 
an der Ruhr im westdeutschen Städtevergleich hinten. 
Also nehmen wir Kurs auf das Ruhrgebiet und landen in 
Dortmund. Während sich andere Städte als Autoschmie- 
den, Wissens-, Messe-, Kultur- oder Hauptstädte vermark- 
ten, gilt Dortmund als Bier- und Fußballstadt - ein sicheres 
Indiz dafür, dass die größten Erfolge hier nach Feierabend 
errungen werden. Dies soll sich ändern. Steffi Gerszewski 
stellt das ,,Dortmund project" vor, mit dem die Stadt, die 
durch Stahl- und andere Krisen arg gebeutelt wurde, zum 
attraktiven Standort für die New Economy und für neue 
Unternehmen werden will. 

Dieser spw-Schwerpunkt bietet einen ersten Streifzug 
zum Thema Zukunft der Städte. Er bleibt thematisch und 
geografisch unvollständig. Deshalb werden wir das The- 
ma in Zukunft in loser Folge immer wieder aufnehmen 
und um weitere Aspekte ergänzen. Beiträge für die spw 
zu Entwicklungen und zu städtischen Handlungsstrategi- 
en sind daher willkommen. SP W 

Prekär oder integrativ? 
Wohnungsnahe Arbeitsplätze zwischen industriellen Normali- 

tätsansprüchen und  kleinbetrieblicher Realität 

Von Gerd Walter 

beit sowie des Nebeneinanders von Wohnen und Arbei- 
ten in der Stadt. Den Arbeitsformen in den lokal integrier- 
ten Kleinbetrieben haftet der Ruf des Rückständigen, Un- 
sicheren und Prekären an, weil z.B. Arbeitszeiten oft in- 
formell und flexibel vereinbart werden, die Entlohnung 
geringer ausfällt als in mittleren oder großen Betrieben, 
keine gewerkschaftliche lnteressenvertretung den Rücken 

Gerd Walter, Technische Univers~tät Harnburg-Harburg, Arbeitsbereich 
Stadt- und Regionalökonornie 
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Die Zukunft der Städte 

S tädte sind leistungsfähige und komplexe Systeme: 
Sie sind Laboratorien und Experimentierfelder, häu- 
fig Abbilder der Zukunft. Sie sind Kristallisations- 

punkte kultureller und wirtschaftlicher Entwicklung. Hier 
entstehen innovative Milieus, die Neues aushecken. Wo 
sonst als in den großen Städten finden sich so viele kultu- 
relle Angebpte auf engstem Raum, wird so viel Wissen 

angehäuft. Gleichzeitig sind 

So ist dieser spw-Schwerpunkt auch ~ t ä d t e  große Integrationsma- 
schinen, denken wir nur an 

ein Plädoyer dafür, Um Unsere Städte die klassischen Einwanderer- 

und um den charme urbaner ~ ~ b ~ ~ ~ -  städte in Nordamerika. Kultu- 
relle Vielfalt findet sich auf 

weise zu kämpfen. engstem Raum, in der funktio- 
nierenden und lebendigen 

Großstadt ist viel Platz für Leute, die ,,andersJ' sind. Dies 
alles hat zur Faszination und zum Wachstum der großen 
Städte beigetragen. 

In den letzten Jahren hat sich die Aufmerksamkeit je- 
doch vermehrt auf die Krise der Städte gerichtet. Die zu- 
nehmende soziale Polarisierung bildet sich in den Groß- 
städten schärfer ab als anderswo, das komplexe System 

Björn Böhning, Berlin, Student und Mitgl~ed der spw-Redaktion; 
Ulf-Birger Franz, Hannover, Angestellter, Mitglied des spw-Arbeitsausschusses und des 
SPD-Unterbezirksvorstands Hannover-Stadt; 
Steffi Gerszewski, Dortmund, M~tgl ied der spw-Redaktion 

der Stadt droht in vielen Vierteln aus den Fugen zu gera- 
ten. Ganze Wohnquartiere drohen vor dem Hintergrund 
sich verfestigender Massenarbeitslosigkeit und des Weg- 
zugs einkommensstärkerer Bewohner zu kippen. Inzwi- 
schen wird sogar die Steuerbarkeit der Städte an sich in 
Frage gestellt. Sind Rio de Janeiro, Mexico City und Lagos 
nur die Vorboten? Entwickeln sich unsere Städte nach 
dem Vorbild einiger US-Metropolen zu Ansammlungen 
voneinander isolierter und extrem gegensätzlicher Wohn- 
quartiere? - So weit ist es wohl noch nicht. Fest steht 
aber: Sozialer Zusammenhalt, Toleranz und wirtschaftli- 
che Überlebensfähigkeit unserer Großstädte sind gefähr- 
det. So ist dieser spw-Schwerpunkt auch ein Plädoyer da- 
für, um unsere Städte und um den Charme urbaner Le- 
bensweise zu kämpfen. Das Programm ,,Soziale Stadt" 
der Bundesregierung ist ein erster Baustein für eine Zu- 
kunftsstrategie. Deshalb haben wir uns auf die Suche ge- 
macht, haben Problemanalysen und Handlungsvorschläge 
aus verschiedenen Städten, gleichsam als Rundflug, zu- 
sammengestellt. 

Wir beginnen unseren Rundflug in Berlin - und das 
nicht zufällig. Nirgendwo in Deutschland entwickelt sich 
eine Stadt so atemberaubend schnell und unübersichtlich. 
Wer für ein Wochenende Berlin besucht, braucht danach 
eine Woche, um das Gesehene zu verarbeiten. Und nir- 
gendwo sonst sind die beiden Seiten der Stadt so sichtbar 
wie in Berlin: hier Kreativität und Avantgarde, dort Über- 
lebenskampf pur. Dabei hat Berlin eine ganze Reihe von 
Sonder-Bedingungen: die Einheit und das Zusammen- 
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E uropäische Städte und Regionen sind in den letzten 
beiden Jahrzehnten in verschiedene, sehr tiefgrei- 
fende Umstrukturierungsprozesse eingebunden ge- 

wesen, die grundsätzlich Neuansätze für die städtische 
Wirtschafts- und Sozialpolitik sowie für die städtische Ent- 
wicklungsplanung nach sich gezogen haben. Hintergrund 
hierfür sind ökonomische Veränderungen als auch verän- 
derte Argumentationsmuster, wonach Städte als Unter- 
nehmen aufzufassen sind, die miteinander im Wettbe- 
werb stehen. Der Beginn dieser Veränderungen in den 
70er Jahren weist darauf hin, dass sie mit der nachlassen- 
den Fähigkeit der Nationalstaaten in Verbindung zu brin- 
gen sind, Arbeitsmarktkrise, Wohlstandssteigerung und 
Verteilungsgerechtigkeit durch ein keynesianisches Nach- 
fragemanagement zu bewältigen. 

In den Nachkriegsjahren führte die expansive 
Wirtschaftsentwicklung gekoppelt mit staatlichen 
Steuerungsmaßnahmen zu überdurchschnittlichen 
Wachstumsraten in den Verdichtungsräumen. Im Kontext 
der Raumordnungspolitik wurde Städten die Funktion 
von Oberzentren zugewiesen, die wichtige öffentliche 
und private Einrichtungen für die Stadtregion und ein er- 
weitertes Umland zu garantieren hatten. In diesem hier- 
archisch gestuften System entstand ein Wettbewerb zwi- 
schen Städten höchstens um die äußere Grenze zu be- 
nachbarten Oberzentren, aber nicht um die Qualität und 
Quantität der Ausstattung, die in der jeweiligen Zentrali- 
tätsebene mehr oder weniger gleich gut befasst sein soll- 
te. Städtische Akteure konnten sich in diesem Zusammen- 
hang auf die Abarbeitung staatlicher Vorgaben, die Ga- 
rantie infrastruktureller Vorleistungen und die Umvertei- 
lung sozialer Transferleistungen beschränken. 

Diese Situation änderte sich mit der Globalisierung 
wirtschaftlicher Aktivitäten und einem Legitimitätsverlust 
des keynesianisch-wohlfahrtsstaatlichen Staatstypus. Städ- 
te sind inzwischen seit mehr als zwei Jahrzehnten mit ei- 
nem latenten Abwanderungsdruck scheinbar oder tat- 
sächlich standortunabhängiger Unternehmen konfron- 
tiert bei gleichzeitig ansteigender Arbeitslosigkeit und 
Notwendigkeit zu sozialen Transferzahlungen. Diese neue 
Anforderungen werden ergänzt durch die Transformati- 
on von Städten - je  nach ihrer Position in der Städtehier- 
archie - zu Knotenpunkten in der Organisation, dem Ma- 
nagement und der Kontrolle überregionaler bzw. transna- 
tionaler Produktions-, Verkehrs- und Handelsbeziehungen 
(Sassen 1991, 1996, Castells 1989, Knox 1995). Einerseits 
sind sie damit wichtige Zentren, möglicherweise sogar die 
Motoren und Vorreiter der sich herausbildenden globalen 
Welt(un)ordnung. Städte übernehmen Knotenfunktio- 
nen, die gleichermaßen die Bündelung internationaler Fi- 
nanz-, Handels- und Informationsströme und die transna- 
tionale Steuerung und Kontrolle in Konzernzentralen 
durch unternehmensorientierte Dienstleistungen betref- 
fen. Andererseits nehmen die sozioökonomischen Dispari- 
täten in den Großstädten gemessen in Kategorien des 
verfügbaren Einkommens, der beruflichen Situation und 
sozialen Stellung der Bewohner zu. Städte zumal Groß- 
städte sind gegenwärtig von verstärkten Tendenzen der 
Segregation, sozialen Ausdifferenzierungen und lokalen 
Problemverdichtungen geprägt. 

Diese Herausforderungen zusammen mit den zuneh- 
menden finanziellen Restriktionen in den Städten bewir- 
ken gegenwärtig einen Zwang zur permanenten Attrakti- 
vitiätssteigerung der Stadt als Standort. Städte werden 
inzwischen sowohl von städtischen Akteuren als auch in 
der Wissenschaft nicht mehr länger als Orte der ,,kollekti- 

Unternehmen Stadt 
zwischen neuen 

Governanceformen und 
Sicherheitspoliti k 

Vom Ende der Stadt als staatlicher Veranstaltung 

Von Susanne Heeg 

ven Konsumtion" (Castells 1977) gesehen, sondern als 
,,Unternehmen Stadt" (Harvey 1989, Mayer 1990). 

Unternehmerische Stadt 
Der Übergang zu einer unternehmerischen Stadtpolitik 
hängt mit Interpretationen zusammen, wonach eher 
wettbewerbsfördernde als sozial umverteilende Maßnah- 
men eine Antwort auf die gegenwärtigen städtischen 
Probleme wie hohe Arbeitslosigkeit, industrielle Abwande- 
rungen und Haushaltsrestriktionen darstellen. Demnach 
müssen Städte und Regionen, 

wenn sie den Städte werden inzwischen sowohl 
einer Arbeitsmarkt- und Haus- 
haltskrise entkommen wollen, von städtischen Akteuren als auch in 
ihre ökonomischen Strategien, der Wissenschaft nicht mehr länger 
Institutionen, Formen der Go- 
vernance und des Staates än- als Organisationen der ,,Kollektiven 

dern. Gefordert werden stär- Konsumtion" qesehen, sondern als - 
ker ,,proaktive Strategien" zur 
Förderunq der städtischen 

,,Unternehmen Stadt" 

bzw. stadtregionalen Wettbe- 
werbsfähigkeit angesichts eines verschärften internationa- 
len Standortwettbewerbs um mobile Investitionen. Dabei 
lässt sich feststellen, dass der Ansatz der unternehmeri- 
schen Stadt plausibel im gesellschaftlichen Diskurs veran- 
kert wurde: In den dominanten politischen Strömungen 
- neoliberal, staatsorientiert bis hin zu neokorporatistisch 
- besteht inzwischen eine Einigkeit über die Notwendig- 
keit von lnitiativen endogener regionaler Wirtschaftsent- 
wicklung. Was diese sehr unterschiedlichen Initiativen 
eint, ist der Versuch, ökonomische und extra-ökonomi- 
sche Faktoren, die die regionale bzw. urbane Wettbe- 
werbsfähigkeit verbessern soll, neu zu kombinieren. Nach 
Bob Jessop werden diese Bemühungen reflektiert ,,in di- 
verse policies to  promote permanent innovation, an 
enterprise culture, and labour market flexibility as well as 
to subordinate social policy more generally to the percei- 
ved imperatives of international competition." (Jessop 
1997a: 37) 

Die Plausibilität des Diskurses über die unternehmeri- 
sche Stadt hängt eng mit einem parallelen Diskurs über 
ein neues Raumverhalten der Ökonomie zusammen. 

Susanne Heeg ist wissenschafiliche Assistentin am Institut Universität für Geografie Hamburg. an der 
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Während wirtschaftliche Aktivitäten in den Nachkriegsjah- 
ren im Kontext von Nationalstaat und seinem wirtschaftli- 
chen Management, Regulation und Governance verortet 
wurde, so wird gegenwärtig der Globus und die Region 
zu einem ,,natürlichen" Terrain der Ökonomie. Die Stadt1 
Region als räumliche Basis einer unternehmerischen Lern- 
fähigkeit setzt dabei eine Vernetzung zwischen innovati- 
ven Unternehmen, Forschungskapazitäten und weiteren 

regionalen Multiplikatoren 
voraus. Damit ist die Gestal- 

lnsofern zielen die Veränderungen auf tung der urbanen institutio. 

eine Stärkung der Privatinitiative und nellen und infra-strukturellen 
Ausgangsvoraussetzungen ein 

des Marktes bei einer gleichzeitigen zentraler Bestandteil einer 

Reduzierung staatlicher Tätigkeit auf neuen modernen Stadtpolitik. 

vermittelnde Staatsfunktionen. lnsofern umfasst der Über- 
gang zu einer unternehmeri- 
schen Stadt weitreichende 

Veränderungen in der städtischen Politik mit entsprechen- 
den Diskursen, Formen der Problemverarbeitung, neuer 
Aufgabenwahrnehmung und strategischen Orientierun- 
gen der beteiligten Akteure. 

Im Folgenden wird der Versuch unternommen, 
zentrale Reorientierungen, die mit der unternehmeri- 
schen Stadt im Zusammenhang stehen, anhand von drei 
Punkten zu umreißen. Diese Punkte sind nur drei unter ei- 
ner ganzen Bandbreite, die eine Veränderung städtischer 
Politik aufzeigen. Notwendig ist jedoch anhand der Breite 
des Themas und der Knappheit an Platz eine Begrenzung 
auf charakteristische Beispiele. 

Neue Governanceformen 
Während in der Nachkriegszeit korporatistische Verhand- 
lungsformen der politischen lnteressenvermittlung über- 
wogen, die stark auf der Trennung zwischen Markt und 
Staat aufbauten, so dominieren inzwischen Aushandlung 
zwischen privaten, semi-öffentlichen und öffentlichen 
Akteuren und Institutionen. Diese Aushandlungen wer- 
den vermittelt durch Netzwerke, Allianzen, Kooperatio- 
nen und dem Aufbau von Partnerschaften zwischen 
wichtigen privaten und öffentlichen regionalen Akteuren. 
Während formale Organisationsweisen ein strukturieren- 
des Prinzip vorheriger Verhandlungssysteme waren, so 
sind Entscheidungen inzwischen nicht mehr majoritär 
oder hierarchisch durchsetzbar, sondern setzen horizonta- 
le, häufig informelle Aushandlungen voraus, in der durch 

gemeinsame Analyse- und Entscheidungsprozesse die 
Grundlage für Handlungen geschaffen werden. 

Staatliche Aktivitäten zielen in diesem Zusammenhang 
auf die Freisetzung von unternehmerischer und privater Fle- 
xibilität und beinhalten eine Mediation zwischen verschie- 
denen Akteuren. Nach Peter Strieder, dem Berliner Senator 
für Stadtentwicklung, Umweltschutz und Technologie ist 
das ,,traditionelle Interventions-Instrumentarium des Staa- 
tes [ . . . I  nicht mehr in der Lage, die ökonomischen, sozialen 
und technologischen Probleme der Gesellschaft zu Iösen ... 
Moderne Politik muß sich von etatistischen Denkmustern 
Iösen und zum kooperativen Akteur in den Netzwerken 
aus Politik, Wirtschaft und lnteressensgruppen werden. Po- 
litische Führung erwächst über die kompetente Wahrneh- 
mung der ordnungspolitischen Gewährleistungsverantwor- 
tung." (Strieder 1997: 4) Stadtplanung und -politik soll 
durch ein flexibles Stadtmanagment ersetzt werden, des- 
sen Aufgabenbereich eher Dienstleistungen für private Ak- 
teure und Unternehmen, Organisation von konsensualen 
Abstimmungsprozessen und Servicemaßnahmen umfasst. 
lnsofern zielen die Veränderungen auf eine Stärkung der 
Privatinitiative und des Marktes bei einer gleichzeitigen Re- 
duzierung staatlicher Tätigkeit auf vermittelnde Staats- 
funktionen (Jessop 199713). 

Von der Mieter- zur Eigentümerstadt 
Ein wichtiger Bestandteil einer ,,unternehmerischen 
Stadtpolitik" ist der Versuch, die besitzende Mittelschicht 
und hochqualifizierte Bevölkerungsgruppen in den Städ- 
ten zu halten. Wohnungspolitik beinhaltet in diesem Zu- 
sammenhang immer weniger Maßnahmen des sozialen 
Wohnungsbaus und seiner Bewirtschaftung, sondern ei- 
ner Förderung des Erwerbs von Eigentum durch die Zur- 
verfügungstellung von Baugrundstücken - häufig unter 
Marktwert - an Selbstnutzer, Gewährung steuerlicher 
Nachlässe (durch den Nationalstaat) und finanzieller För- 
derung etc. Ein Beispiel unter vielen ist dafür die Berliner 
Stadtentwicklungspolitik: „Die Planungspolitik der Stadt 
und auch die Planungspolitik des Landes Brandenburg ha- 
ben es nicht mehr in der Hand, den Nachfragern und 
Bauträgern ihre Freiheiten zu beschneiden. Räumliche 
Steuerung in der Region muß über Preise und Kosten 
hergestellt werden. Wer Berliner in Berlin halten will, muss 
ihnen billiges Bauland und preiswerte Objekte in der 
Nähe ihrer bisherigen Wohnstandorte bieten. Alles ande- 
re ist Selbstbetrug und Illusion." (Pfeiffer 1997: 22) Das 
mit der Eigentumsförderung verbundene Ziel ist es, die 
steuerkräftige Mittelschichten an die Städte zu binden 
und damit gleichzeitig zur Lösung städtischer Tendenzen 
der Verwahrlosung als auch zur Attraktivitätssteigerung 
des Standortes beizutragen. Durch den privaten Besitz soll 
eine erhöhte Verantwortung für die Umgebung sicher 
gestellt werden und die Eigentümer eine Ordnungsfunkti- 
on im unmittelbaren öffentlichen Raum wahrnehmen. 
Zugleich sollen durch einen qualitativ hochwertigen Woh- 
nungsbestand internationale Fachkräfte, und damit Un- 
ternehmen an die Städte gebunden werden. 

Dieser Versuch der Herstellung einer ,,qualifizierten 
städtischen Öffentlichkeit" ist jedoch nicht nur ein Ziel der 
Wohnungspolitik, sondern lässt sich auch bei der Sicher- 
heitspolitik als auch der Festivalisierung der Stadtpolitik 
verfolgen. 

Sicherheitspolitik 
Mit dem Übergang zum ,,Unternehmen Stadt" wird auch 
eine Solidarität administrativen Typs (Lipietz 1991). die von 

E ine politische Kernforderung der 
demokratischen Linken in der 
Bundesrepublik an die Regie- 

rungsfraktionen und die Bundesregie- 
rung ist, so schnell wie möglich ein 
kodifiziertes, weltoffenes und huma- 
nes Zuwanderungsgesetz in den 
Deutschen Bundestag einzubringen. 
Zuwanderung eignet sich nicht als 
Wahlkampfthema. Das Gesetzge- 
bungsverfahren muss daher bald be- 
ginnen, damit rechtzeitig vor Beginn 
der Wahlauseinandersetzung des 
kommenden Jahres der Rechtsset- 
zungsprozess abgeschlossen ist. 

Forderungen an ein neues 
Zuwanderungsgesetz 
Das neue Zuwanderungsgesetz muss 
den Anforderungen entsprechen, die 
der SPD-Bundesparteitag 1995 in 
Mannheim aufgestellt hat: 

„Das Zuwanderungsgesetz soll Re- 
gelungen, 

für die Festlegung der Anzahl auf- 
zunehmender Personen (Quote), 

den aufzunehmenden Personen- 
kreis, 

das Aufnahmeverfahren, 
die lntegration der aufgenomme- 

nen Personen enthalten. 
Die jährliche Zuwanderungsquote 

ist gemeinsam von Bund und Ländern 
zu bestimmen. Bei der Festlegung des 
aufzunehmenden Personenkreises wir- 
ken gesellschaftliche Verbände, wie 
z.B. Gewerkschaften, Arbeitgeberver- 
bände, Kirchen, Menschenrechtsorga- 
nisationen, Wohlfahrtsverbände und 
Sachverständige mit (Zuwanderungs- 
rat). Bei der Festlegung des aufzuneh- 
menden Personenkreises sind wirt- 
schafts-, arbeitsmarkt-, entwicklungs- 
politische sowie humanitäre Gesichts- 
punkte sowie die gesellschaftspoliti- 
sche Aunahmefähigkeit zu berücksich- 
tigen." 

Aufgrund dieser Beschlusslage steht 
die SPD gegenüber ihrer Parteibasis und 
gegenüber Kirchen, Gewerkschaften, 
Wohlfahrtsverbänden und vielen ande- 
ren engagierten Bürgern im Wort. 

Bundesregierung und SPD-Bun- 
destagsfraktion müssen aufgefordert 
werden sich bei der Erarbeitung des 
Gesetzesentwurfes - neben den Be- 
richten der sogenannten ,,Stiegler- 
Kommission" und ,,Süßmuth-Kom- 
mission" an dem einschlägigen Ge- 
setzentwurf zu orientieren, den die 
Bundeskonferenz der Arbeitsgemein- 
schaft der sozialdemokratischen Juri- 
stinnen und Juristen in der SPD (ASJ) 
1998 in Köln auf der Grundlage des 
zitierten Parteitagsbeschlusses von 
Wiesbaden erarbeitet hat. 

Deutschland braucht ein modernes 
und humanes Zuwanderungsgesetz 

Von Klaus Hahnzog* 

Grundrecht auf Asyl muss 
bleiben 
Asylsuchende und Bürgerkriegsflücht- 
linge können nicht unter ein solches 
Gesetz fallen. Ihre Zahl kann schon aus 
humanitären Gründen nicht quotiert 
werden. Die demokratische Linke muss 
sich daher allen Bestrebungen widerset- 
zen, das Asylrecht von einem Grund- 
recht in eine bloße institutionelle Ga- 
rantie umzuwandeln oder Zuwande- 
rung mit einer weiteren Einschränkung 
des Asylgrundrechts zu verknüpfen. 
Deutschland muss sich auch weiterhin 
seiner humanitären Verantwortung 
stellen und seinen internationalen Ver- 
pflichtungen nachkommen, Flüchtlinge 
aus Kriegs- oder Krisengebieten aufzu- 
nehmen. Der verfassungsrechtlich be- 
gründete Familiennachzug darf durch 
ein Zuwanderungsgesetz nicht einge- 
schränkt werden. 

Die Unterscheidung zwischen nütz- 
lichen und nicht nützlichen Ausländern, 
grenzt nicht nur aus, sondern negiert 
auch die aus der eigenen Geschichte re- 
sultierende Verantwortung Deutsch- 
lands. Nationalegoistische Abschot- 
tung, auch und gerade gegenüber Not- 
und Elendsflüchtigen, ist nicht nur ver- 
antwortungslos, sondern schürt Aus- 
länderfeindlichkeit und Fremdenhaß 
und leistet dem rechtsradikalen Zulauf 
Vorschub. Zuwanderung aus humani- 
tären und aus ökonomischen Gründen 
liegt im Interesse aller in der Bundesre- 
publik Deutschland Lebenden. 

Plädoyer für eine umfassende 
und aktive lntegrationspolitik 
Die Linke in Deutschland muss sich 
nachdrücklich dagegen aussprechen, 
sich im politischen Prozess auf klein- 
schrittige Modifikationen des bestehen- 
den Ausländerrechts zu beschränken. 
Ein Artikelgesetz, mit dem lediglich an 
einzelnen Stellschrauben gedreht wird, 
würde den Charakter von Stückwerk 
haben. Der bestehende Rechtszustand 
eines ,,Fleckerlteppich"- Ausländer- 
rechts darf nicht weiter fortgeschrieben 
werden. Notwendig ist vielmehr Bere- 
chenbarkeit und Verläßlichkeit für Aus- 
länder und Deutsche - das ist wieder- 
um die Basis für Integration. 

Die demokratische Linke muss des- 
halb eine offensive und wirksame Inte- 
grationspolitik aller Zuwanderer in die 

Gesellschaft der Bundesrepublik 
Deutschland verfolgen. Dazu gehören 
zu aller erst Angebote zum Erlernen 
der deutschen Sprache. Für die erfor- . 

derliche Freiwilligkeit sollen durch Ver- 
besserungen im Ausländerrecht Anrei- 
ze geschaffen werden. Die verbinden- 
den Grundwerte für das Zusammenle- 
ben aller, wie Achtung der Würde des 
Menschen, Gleichberechtigung, insbe- 
sondere der Frauen, Toleranz, Demo- 
kratie und Rechtsstaat gelten für alle. 
Ein eigener Begriff der deutschen Leit- 
kultur oder einer Leitkultur in Deutsch- 
land kann als einer sich zu unterwer- 
fenden Dominanz einer Seite verstan- 
den werden und ist daher schädlich. 
Interkulturelle lntegration befruchtet 
die deutsche Kultur. 

Übergeordnetes Ziel einer Integrati- 
onspolitik muss die Verbesserung der 
rechtlichen, institutionellen und indivi- 
duellen Voraussetzungen für eine 
gleichberechtigte Teilhabe am ökono- 
mischen, sozialen, politischen und kul- 
turellen Leben sein. Ziel von lntegration 
ist dabei: Eine wechselseitige Akzep- 
tanz und Toleranz zwischen den ver- 
schiedenen Bevölkerungsgruppen und 
die Chancengleichheit bzw. die Gleich- 
behandlung in allen wichtigen Berei- 
chen von Gesellschaft und Wirtschaft 
- in Arbeitsmarkt und Beschäftigung, 
Bildung und Ausbildung, beim Woh- 
nen und bei den Angeboten sozialer 
Dienstleistungen und Freizeitaktivitä- 
ten. Deshalb müssen die wichtigsten 
Leitlinien einer lntegrationspolitik vor 
allem die Förderung der rechtlichen 
Gleichstellung und der politischen Parti- 
zipation. die Erleichterung der interkul- 
turellen Kontakte, das Entgegenwirken 
fremdenfeindlicher und rassistischer 
Ausgrenzung, der Abbau von struktu- 
rellen Benachteiligungen und die inter- 
kulturelle Öffnung von Institutionen 
sein. 

Ein modernes und humanes Zu- 
wanderungsgesetz braucht auch eine 
aktive Integrationspolitik. Beide Aufga- 
ben politisch und gesellschaftlich zu 
Iösen sind die größten Herausforde- 
rungen einer aufgeklärten und linken 
Migrationspolitik im Zeitalter der Glo- 
balisierung. Forum ~ ~ 2 1  

* Dr Klaus Hahnzog, MdL ist Bundesvorsitzender der Arbe~tsgemeinschaft 
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Ein selbstbewußtes Nein: NMD 
Von Andrea Nahles* 

D ie Folgen der von der neuen 
US-Administration vorange- 

triebenen Entwicklung natio- 
naler Raketenabwehrsystemen (NMD) 
sind in diesen Tagen in der Pressebe- 
richterstattung nachzulesen. So be- 
richtet z.B. die taz am 07. März 2001, 
dass China eine deutliche Erhöhung 
seiner Militärausgaben angekündigt 
hat. Der Verteidigungshaushalt soll 
um 17,7 % erhöht werden. Diese 
Konsequenz war vorauszusehen, 
denn abschreckungstheoretisch ist 
die Modernisierung und Aufrüstung 
der offensiven Nukleararsenale die 
beste Maßnahme gegen die Einfüh- 
rung von Defensivkomponenten. Vie- 
les deutet darauf hin, dass China die- 
sen Weg mit der Erhöhung seines Mi- 
litärhaushaltes einschlagen wird. 

Sicherheitspolitische Maßstäbe 
Diese aktuelle Entwicklung belegt, 
dass die Diskussion um NMD in 
Deutschland zur Zeit in die falsche 
Richtung läuft. „Ein eminentes wirt- 
schaftliches und technologisches Inter- 
esse" darf nicht im Mittelpunkt der 
Diskussion stehen. Staatliche Techno- 
logiepolitik kann in vielen Politikfeldern 
wirtschaftlich, sozial oder ökologisch 
positive Folgen haben. In der Rü- 
stungspolitik sollten andere Folgen be- 
dacht werden. Sicherheitspolitische 
Maßstäbe müssen wieder in das Zen- 
trum der Debatte um NMD rücken. 

Die Bundesregierung täte gut dar- 
an, sich in diesem Zusammenhang 
wieder der im Koalitionsvertrag ge- 
nannten Ziele zu erinnern: 

,,Eine wesentliche Aufgabe sieht 
die neue Bundesregierung in der prä- 
ventiven Rüstungskontrolle. Sie er- 
greift Initiativen, um im Rahmen der 
KSE-Verhandlungen die Rüstungs- 
obergrenzen deutlich unter das heuti- 
ge Niveau zu senken. Sie macht ihren 
Einfluß geltend, um ... die weitere Re- 
duktion strategischer Atomwaffen zu 
befördern. ... Die neue Bundesregie- 
rung unterstützt Bemühungen zur 
Schaffung atomwaffenfreier Zonen." 

Diese Ziele sind mit NMD nicht zu 
erreichen. Im Gegenteil: Das Beispiel 
China zeigt, dass ein neuer Rüstungs- 
wettlauf zu befürchten ist. 

* Andrea Nahles, Md6 ist Vorsitzende des Forum DL 2 7 
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Und es gibt weitere Argumente, 
die darauf hindeuten, das NMD ein 
Irrweg ist. 

Die amerikanische Rechtfertigung 
des NMD-Programmes mit dem Hin- 
weis auf die wachsenden Bedrohung 
durch die sogenannten ,,Schurkenstaa- 
ten" scheint weit hergeholt. Diese Staa- 
ten verfügen meist nur über Raketen 
mittlerer Reichweite, und zu einer Wei- 
terentwicklung fehlt diesen Ländern die 
industrielle Basis. Die wahrscheinlichere 
Bedrohung durch Terroranschläge, bio- 
logische oder chemische Waffen Iäßt 
sich aber durch NMD nicht einschrän- 
ken. Somit bietet NMD vor diesen Staa- 
ten nur vermeintlichen Schutz. Dane- 
ben ist zu befürchten, dass durch das 
NMD-Programm, die als ,,Schurken- 
staaten" bezeichneten Länder in dieser 
Rolle gehalten würden. Sicherheitspoli- 
tisch ist es sinnvoller, diese Staaten auf 
multilateraler Ebene in eine internatio- 
nal abgestimmte langfristig angelegte 
Friedens- und Entwicklungskooperati- 
on einzubeziehen. Nur so kann eine 
globale Friedensordnung erreicht wer- 
den. NMD wäre für diese Ordnung 
kontraproduktiv. 

Kooperation mit Russland? 
Neben diesem übertrieben Bedro- 
hungsszenario ist nicht abzusehen, 
wie die Gespräche zwischen Amerika 
und Russland enden werden. Beteiligt 
sich Russland zusammen mit den USA 
an einem europaweiten Abwehr- 
schirm, so bedeutet dies, dass von 
Russland trotz der kostenintensiven 
wirtschaftlichen Reformmaßnahmen 
zusätzliche finanzielle Mittel für mili- 
tärische Sicherheit aufzuwenden sind. 
Dies würde wieder auf Kosten der so- 
zialen und zivilwirtschaftlichen Sicher- 
heit in Russland geschehen und damit 
zu neuen internen Spannungen und 
Konflikten führen. Dies hätte wieder- 
um Auswirkungen auf andere osteu- 
ropäische Staaten. 

Gibt es keine Kooperation mit Rus- 
sland und findet somit eine einseitige 
Aufkündigung des ABM-Vertrages von 
1972 durch die USAstatt, so hätte auch 
dies sicherheitspolitisch unabsehbare 
Folgen. Denn damit wäre die sicher- 
heitspolitische Zusammenarbeit zwi- 
schen Russland und den westlichen 
Staaten und damit das ganze System 
nuklearer Abrüstung und Rüstungskon- 
trolle gefährdet. Wäre dies von den 

USA zu verantworten, so wären die Be- 
ziehungen zwischen den USA und Eu- 
ropa schweren Belastungen ausgesetzt. 

Bedrohung heraufbeschworen 
Außerdem zeigt das Beispiel Chinas, 
dass auch,andere Staaten durch NMD 
zu Maßnahmen gezwungen werden, 
die Europas und Amerikas Sicherheit in 
Zukunft keinesfalls erhöhen. Gerade 
nach der Erhöhung des chinesischen 
Wehretats könnten Länder wie Indien 
und Pakistan die nächsten sein, die mit 
ähnlichen Schritten folgen. Die Rü- 
stungsspirale ist in Gang gesetzt und 
eine Bedrohung wird heraufbeschwo- 
ren, die eigentlich durch dieses Rake- 
tenabwehrsystem verhindert werden 
sollte. Neben diesen negativen Folgen 
für die europäische und amerikanische 
Sicherheit werden diese Staaten durch 
NMD zu Schritten gedrängt, an denen 
sie eigentlich kein Interesse haben. Sie 
benötigen das Geld, das sie für Nach- 
rüstung ausgeben müssen viel drin- 
gender für ihren sozialen und wirt- 
schaftlichen Aufbau. Vor allem China 
wird damit auf dem Weg zur Demo- 
kratisierung und Öffnung gebremst, 
alte Strukturen verfestigen sich. 

Wo ist in der Auseinandersetzung 
um NMD das viel gepriesene neue 
Selbstbewußtsein Europas in der euro- 
atlantischen Partnerschaft? Dies wäre zu 
erkennen, wenn in dieser Diskussion die 
oben genannten sicherheitspolitischen 
Ziele und kritischen Einwände gegen 
NMD offensiv von deutscher und euro- 
päischer Seite vertreten würden. 

Denn zu einer Freundschaft unter 
selbstbewußten, souveränen Partnern 
gehört, dass man in ,,partnerschaftli- 
chen und vertrauensvollen" Gesprä- 
chen den Gespächspartner ,,deutlich 
darauf hinweist, wenn er dabei ist ei- 
nen Fehler zu begehen". 

Die stillschweigende Zustimmung 
zu den Luftangriffen auf den Irak und 
das Verhalten der Deutschen und Eu- 
ropäer bei der Diskussion um NMD 
zeugen jedoch nicht gerade von 
Selbstbewußtsein und es stellt sich die 
Frage, ob diese lavierende Zurückhal- 
tung der richtige Weg ist, um als inter- 
essanter und vollwertiger Partner für 
die übermächtigen Amerikaner ernst- 
genommen zu werden. 

Vor allem wegen der sicherheitspo- 
litischen Unwägbarkeiten, aber auch 
wegen der enormen Kosten, die mit ei- 
ner Beteiligung an diesem Projekt ver- 
bunden wären, lehnt das Forum Demo- 
kratische Linke 21 die Pläne für ein na- 
tionales Raketenabwehrsystem und die 
bundesdeutsche Beteiligung an diesem 
System ab. Forum DL2l 
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der Stadt als paternalistischer Verteilungsagentur ausge- 
führt wird, abgelöst. Stattdessen herrscht inzwischen ein 
Bild der Stadt als internationaler Wirtschaftsstandort vor, 
in dem es notwendig ist, öffentliche Leistungen zu kom- 
merzialisieren und kommunale Verwaltung in Richtung 
einer ,,lean administration" mit dem Bürger als Kunden 
umzustrukturieren. Der Versuch zum Umbau des städti- 
schen Raums in Richtung einer urbanen Dienstleistungs- 
metropole mit kontrollierten Erlebnis- und Konsumräu- 
men konstituiert Stadt dabei verstärkt als ein umkämpftes 
Terrain (spacelab 1997). Es geht um die Herstellung und 
Kontrolle hochwertiger Stadtviertel und Konsumtionsräu- 
me, in denen diejenigen ausgeschlossen werden, die 
nicht in das Normalitätskonzept des Marktbürgers und 
Konsumenten hineinpassen. 

Territoriale Kontrollstrategien beziehen sich dabei vor 
allem auf die innenstadtnahen Räume, die die Visitenkar- 
ten der Stadt darstellen sollen. Verschiedene Submilieus, 
.für die Innenstädte wichtige Aufenthalts-, Anlaufs- und 
Reproduktionsräume darstellen, passen nicht mit Vorstel- 
lungen einer aufgewerteten Einkaufs-, Erholungs- und 
Bürozone zusammen und sind zunehmend Maßnahmen 
zur Vertreibung ausgesetzt. In vielen deutschen Großstäd- 
ten haben sich Allianzen aus Geschäftsleuten und städti- 
scher Verwaltung etabliert, die die Überwachung innen- 
stadtnaher Räume und die Selektion ihrer Nutzer über- 
nehmen. Volker Eick konstatiert bei dieser Entwicklung 
eine zunehmende Abgabe staatlicher Ordnungs- und 
Kontrollbefugnissen an einen Mix von staatlich-privaten 
Akteuren mit unklaren rechtlichen Normierungen und 
Zuständigkeiten (Eick 1998). Diese Form der Kontrolle si- 
chert Räume und reguliert Situationen, indem sichtbare 
Erscheinungsformen städtischer Armut und damit Irrita- 
tionen für Konsumenten ausgeschlossen werden. 

Festivalisierung der Stadtpolitik 
Eine andere Maßnahme im Zusammenhang mit einer un- 
ternehmerischen Stadtpolitik ist der Versuch, über Groß- 
ereignisse auf den Standort Stadt aufmerksam zu ma- 
chen (z.B. Expo, Olympiade, Loveparade etc.). Ziel ist in 
der Regel durch die Konzentration der Ressourcen, die 
Mobilisierung regionalerlstädtischer Kräfte und die Um- 
setzung neuer administrativer Arbeitsweisen und Struktu- 
ren an regionaler Bekanntheit zu gewinnen, potenzielle 
Investoren zu bündeln und öffentliche Gelder einzuwer- 
ben (Selle 1992). Charakteristisch ist die Organisation der 
Veranstaltung durch öffentlich-private Entwicklungsgesell- 
schaften, die die gebündelte Umsetzung durch eine Hand 
garantieren sollen. Diese Public-Private-Partnerships sind 
ein Ausdruck für den Übergang zu neuen Governancefor- 
men, bei denen durch die Beteiligung wichtiger privater 
Akteure mehr Privatinitiative und eine breitere Beteiligung 
möglich gemacht werden soll. Im Unterschied zu frühe- 
ren Großprojekten z.B. im sozialen Wohnungsbau weisen 
die heutigen Großprojekte kaum noch eine Orientierung 
an einer Verbesserung der Lebensverhältnisse als vielmehr 
eine Orientierung an internationalem Standortmarketing 
auf. Hinzu kommt, dass diese quasi-privaten Organisatio- 
nen öffentlicher Kritik nur schwer zugänglich sind. 

Ausblick: neokeynesianische oder neoliberale 
Stadtstrategien 
Insgesamt steht unternehmerische Stadtpolitik damit für 
eine internationale Orientierung und Entformalisierung 
bzw. Entstaatlichung politischer Verhandlungsformen. Die 
entsprechenden Akteure verstehen ihre Stadt nicht mehr 

als ein Bestandteil eines nationalen Raumsystems als viel- 
mehr als ein Knotenpunkt globaler Kapital- und Informa- 
tionsflüsse. Der Anspruch staatlicher bzw. politischer Ak- 
teure ist häufig nicht mehr die Regulierung gesellschaftli- 
cher Umstände, sondern allenfalls die Mediation zwischen 
verschiedenen Interessen. Ziel ist es, Eigeninitiative bzw. 
marktliche Selbstheilunqskräfte freizusetzen und den 
Standort Stadt aufzuwerten, um eine international wirk- 
same Standortattraktivität zu erlangen; gleichzeitig wer- 
den damit verstärkt Auseinandersetzungen um die Nut- 
zungs- und Aneignungsweisen städtischer Räume hervor- 
gerufen. 

Jamie Peck und Adam Tickell (1 992) argumentieren, 
dass obwohl unternehmerische Städte versuchen, mit ih- 
ren lokalen/regionalen Eigenheiten als Standortfaktor zu 
werben, sie sich in ihrer Politik immer weiter angleichen. 
Trotz aller Versuche, regionale Wettbewerbsbedingungen 
zu gestalten, bleibe die Wettbewerbsfähigkeit, die da- 
durch erreicht werden kann, relativ. Das Abstraktum der 
von den Konkurrenten gesetzten Standards heizt demzu- 
folge immer wieder zu neuen Rennen an. Soweit institu- 
tionelle Rahmenbedingungen auf überregionaler Ebene 
fehlen, können städtische Institutionen jedoch nur im be- 
grenzten Rahmen autonom handeln, da sie externen 
Wettbewerbszwängen unterworfen sind. Insofern stellt 
die auf regionaler Ebene erreichte Modernisierung und 
Innovationsfähigkeit nur ein positionelles, instabiles und 
transitorisches Gut dar (Altvater 1994). 

Einen positiveren Ausblick unternehmen Adam Eisen- 
schitz und Jamie Gough (1998). Ihrer Meinung nach 
führt die zunehmende Bedeutung lokaler Wirtschaftspoli- 
tik zu einer Ausdifferenzierung der Regionen und Städte 
aufgrund ihrer unterschiedlichen sozialen Kräfteverhält- 
nisse und Traditionen der Auseinandersetzung. Insofern 
ist damit die Gefahr eines generellen regulativen Nieder- 
gangs nicht gegeben. Vielmehr argumentieren sie, dass 
lokale Partnerschaften mehr Spielraum lassen für die Ein- 
bindung vielfältiger politischer, ökonomischer und sozialer 
Gruppierungen als noch die korporatistischen Verhand- 
lungen auf der nationalen Ebene zwischen Gewerkschaf- 
ten und Arbeitgebern. Die lo- 
kalen Initiativen eröffnen viel- 
mehr die Chance auf eine sozi- 

lnsgesamt steht unternehmerische 

al inklusivere und offenere PO- Stadtpolitik damit für eine internatio- 
litik als auf der nationalstaatli- nale Orientierung und Entformalisie- 
chen Ebene möglich. Tatsäch- 
lich sei der lokale Staat durch rung bzw. Entstaatlichung politischer 
politische Auseinandersetzun- verhandlungsformen, 
gen häufig gezwungen, key- 
nesianische Politik des Natio- 
nalstaates in veränderter Form fortzuführen statt durch 
eine neoliberale, angebotsorientierte Politik zu ersetzen. 

Um die Gefahren und Möglichkeiten von Handlungs- 
möglichkeiten auf städtischer Ebene grundsätzlich ein- 
schätzen zu können, ist es jedoch notwendig, über die lo- 
kale Ebene hinauszugehen und lokale Veränderungen in 
den Kontext staatlicher Veränderungen zu stellen. Natio- 
nale Dynamiken sind für die institutionellen Restrukturie- 
rungen auf lokaler Ebene von großer Relevanz. Denn in 
Ländern, in denen national-staatliche Politikformen den 
selektiven Erhalt des sozialen Nachkriegskompromisses 
unterstützten (wie z.B. in Skandinavien oder Deutschland) 
sind auf lokaler Ebene sozial inklusivere Projekte möglich 
als in Ländern, in denen die sozialen Kompromisse der 
fordistisch-keynesianischen Ära für das nationale Territori- 
um abgeschafft wurden (z.B. USA oder Großbritannien). 
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Zur genaueren Bestimmung einer unternehmerischen 
Stadtpolitik ist es nötig, die lokale Pfadabhängigkeit loka- 
ler Wirtschaftspolitik aufzuzeigen -dies impliziert nachzu- 
vollziehen, wie lokale Politik in ein dynamisches, veränder- 
liches und sozial umkämpftes Ensemble staatlicher Institu- 
tionen auf verschiedenen Ebenen (global, supranational, 
national, subnational und lokal) eingebunden ist (Brenner/ 
Heeg 1999). SPW 
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Regionalwirtschaftliche 
Ansätze in Dortmund - 
das dortmund-project 
Von Steffi Gerszewski 

Ile Städte betreiben Wirtschaftsförderung. Nie- A mand würde dies bestreiten. Manche Wirtschafts- 
förderungen schneiden dabei besser ab, manche 

schlechter. Fokus und andere Magazine lassen sich gerne 
in Rankings darüber aus, wie gut und schnell Investoren in 
den Städten bedient werden. Schneidet die eigene Wirt- 
schaftsförderung einmal nicht so gut ab, kann sie sicher 
sein, sich gegenüber der Politik verantworten zu müssen. 
Wirtschaftsförderung ist vor diesem Hintergrund eine 
Dienstleistung, die Betrieben geboten wird, um sie am 
Standort zu halten, sie an den Standort zu holen, oder 
auch um Betrieben in bestimmten Problemlagen Hilfestel- 
lung anzubieten. 

Wirtschaftsförderung in Dortmund 
Diese Form von Wirtschaftsförderung gibt es in Dort- 
mund selbstverständlich auch. Sie stellt aber nur einen Teil 

Steffi Gerszewski, Mitglied der spw-Redaktion, lebt in Dortmund 
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der wirtschaftsbezogenen Aktivitäten der Stadt dar. Der 
andere Teil der städtischen Aktivitäten ist besser beschrie- 
ben mit dem Begriff Wirtschaftspolitik. 

Der Strukturwandel stellt für Dortmund eine enorme 
Herausforderung dar. Die Stadt Dortmund hat in den 
letzten 30 Jahre über 50.000 Arbeitsplätze verloren, vor- 
wiegend in den ,,Führungsbranchen" Kohle, Stahl und 
Bier. Andere Branchen, die für Dortmund eine gewisse 
Relevanz haben, ohne jemals standortprägend gewesen 
zu sein, wie beispielsweise die Versicherungen und Ban- 
ken, bauen massiv Stellen ab. 

Trotzdem hat das dortmund-project, das im folgen- 
den vorgestellt wird, das Motto ,,Stärken stärken". 

Ein frühes regionalwirtschaftliches Engagement 
In Dortmund waren es zu Beginn vor allem gewerkschaft- 
liche Akteure und ihre Berater, die mit  regionalwirtschaft- 
lichen Konzepten versuchten den Strukturwandel zu mei- 
stern. Dies war häufig verbunden mit der Hoffnung, dass 
Arbeitsplätze und bestehendes Know-how erhalten blie- 
ben, Qualifikationen nicht entwertet würden, wenn es 
gelänge, neue Wertschöpfungszusammenhänge für die 
ehemals im montanindustriellen Verbund arbeitenden Be- 
triebe zu finden. 

Es war häufig eine harte und wenig lohnenswerte Ar- 
beit, da die betroffenen Betriebe oftmals zu große inter- 
ne Schwierigkeiten hatten, um überhaupt für Beratung 
offen zu sein. Bei konzernabhängigen Betrieben kam hin- 
zu, dass diese eine Willkür ausgesetzt waren, auf die die 
Betriebsleiter selber - ganz zu schweigen von den regio- 
nalen Akteuren - keinen Einfluss hatten. 

Inzwischen wird in Dortmund -fußend auf derselben 
Theorie - auf ganz andere Branchen gesetzt, nämlich In- 
formationstechnologie, Mikrostrukturtechnik und E-Logi- 
stik. Dass diese Branchen plötzlich in das Zentrum des öf- 
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Der Gesetzesentwurf der Bundes- 
regierung zur Reform des Betriebsver- 
fassungsgesetzes trägt einer gewan- 
delten Unternehmenskultur, den Er- 
fordernissen moderner Unterneh- 
mensstrukturen und gleichzeitig den 
Bedürfnissen der Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer Rechnung: Der Re- 
formentwurf beinhaltet die Möglich- 
keit, Betriebsräte in gemeinsamen Be- 
trieben unterschiedlicher Unterneh- 
men zu wählen. Künftig soll die Bil- 
dung von Sparten-, Filial- und unter- 
nehmenseinheitlichen Betriebsräten 
möglich sein. Bei Aufspaltung eines 
Betriebes erhält der Betriebsrat ein 
Übergangsmandat bis zur Wahl im 
neuen Betrieb. Dies ist insbesondere 
im Hinblick auf den zunehmenden 
Trend zum Outsourcing in vielen Un- 
ternehmen von großer Bedeutung. 

In Konzernen kann mit Zustim- 
mung der Mehrheit der Gesamtbe- 
triebsräte in Zukunft ein Konzernbe- 
triebsrat gebildet werden. 

Der Gesetzentwurf sieht als wich- 
tige Neuerung die Entbürokratisie- 
rung des Wahlrechts von Betriebsrä- 
ten vor: Wir wollen gerade in kleinen 
Betrieben die Mitbestimmungsrechte 
der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
stärken. In einem vereinfachten Wahl- 
verfahren soll der Betriebsrat in klei- 
nen Betrieben mit 5-50 Beschäftigten 
in zwei Stufen auf Wahlversammlun- 
gen in geheimer und unmittelbarer 
Wahl gewählt werden. In Betrieben 
eines Unternehmens oder Konzerns 
ohne Betriebsrat kann vom Gesamt- 
oder Konzernbetriebsrat die Wahl 
zum Betriebsrat eingeleitet werden. 
Bei den Wahlen zur Arbeitnehme~er- 
tretung entfällt generell die veraltete 
Trennung zwischen Arbeitern und 
Angestellten. Frauen sollen künftig 
entsprechend ihrem Anteil im Betrieb 
im Betriebsrat vertreten sein. 

Neue Beschäftigungformen, wie 
Telearbeit, der Einsatz von Leiharbei- 
tern oder verschiedene Formen des 
Außendienstes bedeuten neue Anfor- 
derungen an die Interessensvertre- 
tung aller Beschäftigten. Diese Arbeit- 
nehmerinnen und Arbeitnehmer 
müssen in die betriebliche Mitbestim- 
mung einbezogen werden. Ihre Teil- 
habe an den demokratischen Rechten 
muss aktiv gefördert werden. Außen- 
dienst- und Telearbeitnehmer unter- 
liegen nach der Novellierung als Teil 
der Belegschaft eines Betriebes dem 
Mitbestimmungsrecht des Betriebs- 
rats. Leiharbeiter erhalten das aktive 
Wahlrecht zum Betriebsrat, wenn sie 
länger als drei Monate im Betrieb be- 
schäftigt sind. Teilzeitbeschäftigte be- 

kommen bei einer Teilnahme an Be- 
triebsratsschulungen außerhalb der 
Arbeitszeit einen Ausgleich. 

Verbesserung der Arbeitsbedin- 
gungen 
Der Reformentwurf des Betriebsver- 
fassungsgesetzes soll zudem die Ar- 
beitsbedingungen der Betriebsräte 
verbessern: Eine Freistellung sowie 
Teilfreistellungen sind bereits in Be- 
trieben ab 200 Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern vorgesehen. Ab einer Be- 
triebsgröße von über 100 Beschäftig- 
ten erhält der Betriebsrat die Möglich- 
keit, Beteiligungsrechte auf Arbeits- 
gruppen zu delegieren. Das wird ei- 
nerseits die Arbeit der Betriebsräte er- 
leichtern und gleichzeitig die Mög- 
lichkeiten der Beschäftigten verbes- 
sern, sich aktiv an der innerbetriebli- 
chen Mitbestimmung zu beteiligen. 

Außerdem stärkt der Gesetzesent- 
wurf die Position junger Arbeitneh- 
merinnen und Arbeitnehmer. In Be- 
trieben mit mehr als 150 Jugendli- 
chen und Azubis wird die Zahl der 
Mandate in den Jugend und Auszu- 
bildendenvertretungen (JAV) erhöht. 

Diese und andere Neuerungen, 
wie beispielsweise die Ausstattung 
der Betriebsräte mit moderner Infor- 
mations- und Kommunikationstech- 
nik oder die Möglichkeit, sachkundige 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh- 
mer zur ordnungsgemäßen Erfüllung 
seiner Aufgaben hinzuzuziehen, wer- 
den die Arbeit der Betriebsräte er- 
leichtern. 

Entscheidend ist zudem die Einbe- 
ziehung gesellschaftlich relevanter 
Themen in die Betriebsratsarbeit: Ein 
Betriebsrat muss heute Einfluß auf 
den betrieblichen Umweltschutz neh- 
men können. Der gemeinsame Kampf 
gegen Fremdenfeindlichkeit und Ras- 
sismus erfordert unbedingt das Enga- 
gement der Arbeitnehmervertretun- 
gen in den Betrieben. In beiden Berei- 
chen sieht der Reformentwurf eine 
Ausweitung der Rechte des Betriebs- 
rates vor. 

Zur Beschäftigungssicherung er- 
hält der Betriebsrat nach dem Re- 
formvorhaben ein Initiativrecht zur 
Förderung und Sicherung von Be- 
schäftigung. Arbeitgeber sind dann 
verpflichtet, mit dem Betriebsrat über 
Vorschläge wie die Gestaltung der Ar- 
beitszeit, Überstundenabbau oder die 
Förderung von Teilzeitarbeit zu bera- 
ten. Von großer Bedeutung wird auch 
die Möglichkeit der Betriebsräte sein, 
einem drohenden Qualifikationsver- 
lust frühzeitig und präventiv durch 
betriebliche Berufsbildungsmaßnah- 

men entgegenzuwirken. Hat der Ar- 
beitgeber den drohenden Qualifikati- 
onsverlust zu verantworten, muss der 
Betriebsrat entsprechende betriebli- 
che Maßnahmen zur Qualifizierung 
der betroffenen Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer durchsetzen kön- 
nen. Nach den Reformplänen erhält 
der Betriebsrat auch für Frauenförder- 
pläne und Maßnahmen zur besseren 
Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
ein Initiativrecht. Beides, sowohl die 
berufsbegleitende Qualifizierung von 
Beschäftigten als auch besondere 
Maßnahmen für Frauen, die von der 
Doppelbelastung Familie und Beruf 
meist in stärkerem Maße betroffen 
sind als ihre männlichen Kollegen, ge- 
hört in den Arbeitsbereich der Be- 
triebsräte. 

Unzureichend bei befristeten 
Arbeitsverhältnissen 
Unzureichend bleibt der Gesetzesent- 
wurf leider bei der Mitbestimmung der 
Betriebsräte über befristete Arbeitsver- 
hältnisse. Ein Betriebsrat erhält nach 
dem Reformentwurf lediglich ein Veto- 
recht bei unbefristeten Neueinstellun- 
gen, wenn es im Betrieb bereits gleich 
geeignete Bewerberinnen oder Bewer- 
ber mit befristeten Arbeitsverhältnis- 
sen gibt. An dieser Stelle hätte die Bun- 
desregierung weiter gehen sollen. 
Durch die zunehmende Befristung von 
Arbeitsverträgen wird das Kündi- 
gungsschutzgesetz umgangen. Be- 
troffene Mitarbeiterinnen und Mitar- 
beiter nehmen zudem ihre Rechte in 
der Hoffnung auf eine Entfristung des 
Arbeitsverhältnisses oft nicht wahr, 
was wiederum die Betriebsräte 
schwächt. Planungssicherheit, insbe- 
sondere Familienplanung für jüngere 
Menschen, ist in befristeten Arbeitsver- 
hältnissen kaum möglich. Die Mitbe- 
stimmungsrechte der Betriebsräte bei 
der Anstellung befristet Beschäftigter 
hätten daher im Interesse der Arbeit- 
nehmerinnen und Arbeitnehmer und 
des Betriebsfriedens deutlich ausge- 
weitet werden müssen. 

Tragfähige Grundlage 
Gleichwohl stellt der Gesetzesentwurf 
der Bundesregierung zur Reform des 
Betriebsverfassungsgesetzes eine 
tragfähige Grundlage für die weiteren 
parlamentarischen Beratungen dar. 

Klar definierte Rechte der Betriebsrä- 
te sind eine Grundlage des bundesdeut- 
schen Sozialmodells, dass gerade wegen 
seiner Fähigkeit zu Konsenslösungen zur 
Stärkung der Wirtschaft beiträgt und 
auch im Ausland als Standortvorteil an- 
gesehen wird. Forum ~ ~ 2 1  



erfolgreichen Vermittlung auf den er- 
sten Arbeitsmarkt mündet. Jump 
schafft eine Perspektive auf Zeit, aber 
Jump schafft immer weniger eine 
Brücke in den 1 .Arbeitsmarkt. An der 
zweiten Schwelle ist für jeden 5. Ju- 
gendlichen unter 25 Jahren in Ost- 
deutschland Schluß. 

Das im Rahmen des Sofortpro- 
gramms ab November 2000 nun 
auch Mobilitätshilfen als neues Instru- 
ment eingeführt werden, um die Ar- 
beitsaufnahme arbeitsloser Jugendli- 
cher in Regionen mit besseren Ar- 
beitsmarktza hlen (u.a. Westdeutsch- 
land!) verstärkt zu fördern, wird in 
den ostdeutschen Ländern kritisch 
hinterfragt. Kurzfristig könne man 
junge Menschen nicht ,,in Arbeitslo- 
sigkeit halten" - argumentiert die 
Arbeitsverwaltung und das Bundesar- 
beitsministerium. Vor Ort stehen die 
mittelfristig negativen Auswirkungen 
auf das Qualifikationsniveau und den 
Fachkräftepool, aber auch die gesell- 
schaftlichen Konsequenzen dieser 
Entwicklung im Mittelpunkt der Be- 
trachtungen. 

In seinem Beitrag für diesen „DL- 
Newsletter" fordert Wolfgang Thierse 
ein ,,lnvestitionsprogramm für Ost- 
deutschland", welches die ,,Prinzipi- 
en der Förderpolitik" auf ihre ,,nach- 
haltige und Arbeit schaffende Wir- 
kung" überprüfen soll. 

Ein lnvestitionsprogramm, dass ei- 
ner zu diskutierenden neuen Investiti- 
onsstrategie folgen soll. Zum Nulltarif 
sei das nicht zu machen, prognosti- 
ziert Thierse: ,,Eine Förderung aller 
extrem strukturschwachen Großre- 
gionen zu gleichen Konditionen ist 
aber eine Politik, die sich nicht mit ei- 
nem haushaltspolitischen Spar- und 
Konsolidierungskurs verträgt." 

Auch Rolf Schwanitz fordert eine 
,,aktive Arbeitsrnarktpolitik", die den 
Strukturwandel im Osten auf abseh- 
bare Zeit begleiten muß. ,,Da darf es 
keine Abstriche geben.'' Ich kann 
mich diesen beiden Forderungen nur 
anschließen: Leider werden in diesen 
Wochen die Weichen in eine andere 
Richtung gestellt. Walter Riester will 
im Wahljahr die Beiträge für die Ar- 
beitslosenversicherung senken. 
Gleichzeitig soll es keinen Bundeszu- 
schuß zum Haushalt der Bundesan- 
stalt für Arbeit geben. Unterm Strich 
heißt das in 2002 wird es Abstriche 
in der aktiven Arbeitsmarktpolitik ge- 
ben und das wirkt sich vor allem ne- 
gativ auf die ostdeutschen Bundes- 
länder aus. Und es heißt auch, daß 
ein lnvestitionsprogramm Ost finanzi- 
ell nicht abgedeckt ist. 

Wer Arbeitsmarktpolitik jetzt zu- 
rückfährt, der gefährdet jedoch eine 
Stabilisierung auf dem Arbeitsmarkt 
Ost. Mehr noch, er nimmt eine negati- 

Mitbestimmung: Ein soziales und 
ökonomisches ErFolgsmodell 
Von Ottrnar Schreiner* 

D er rasche Wandel von Unter 
nehmensstrukturen, die Zu 
nahme flexibel gestalteter Ar- 

beitsverhältnisse sowie die Individuali- 
sierung persönlicher Lebensplanun- 
gen stellen neue Herausforderungen 
an die Betriebsräte. 

Mitbestimmung trägt zur sozial- 
verträglicheren Gestaltung des Struk- 
turwandels und damit zum sozialen 

* Ottmar Schreiner; MdB ist Bundesvorsitzender der Arbeitsgemeinschaft für 
Arbeitnehmerfragen (AfA) in der SPD 

Frieden bei. Klar definierte Rechte und 
dezentralisierte Strukturen der Mitbe- 
stimmung sind ein entscheidender 
Faktor von Arbeitszufriedenheit und 
Motivation der Beschäftigten. Damit 
liegt Demokratie in den Betrieben auch 
im Interesse der Arbeitgeber nach Pro- 
duktivität und Wettbewerbsfähigkeit. 

Kernpunkte der Reform 
Wenn heute jedoch nicht einmal 
mehr 40 Prozent und in kleinen Be- 
trieben nur noch 4 Prozent der Ar- 
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
von Betriebsräten vertreten werden, 

ve Entwicklung in Kauf. Notwendig 
wäre vielmehr eine zeitlich befristete 
neue Anstrengung, um die Hürde 1. 
Arbeitsmarkt zu überwinden. Dabei 
sind reine Arbeitsbeschaffungsinstru- 
mente nicht mehr ausreichend. Wir 
brauchen eine enge Verzahnung von 
kommunaler Infrastruktur- und Wirt- 
schaftsförderungspolitik, die „auf ihre 
Arbeit schaffende Wirkung" abgeprüft 
wird. Mein Vorschlag wäre ein kom- 
munales lnfrastrukturprogramm, daß 
sich nicht nur auf Problemregionen 
konzentriert, sondern außerdem ge- 
zielt die Gruppe der jungen Arbeitslo- 
sen einbindet und fördert. Dabei geht 
es auch darum attraktive mittel- und 
hochqualifizierte Arbeitsplätze anzu- 
bieten, die junge Menschen bewegen, 
ihren Lebensmittelpunkt in den neuen 
Ländern anzusiedeln. Vor dem Hinter- 
grund der zunehmenden Abwande- 
rung junger Menschen in den Westen, 
ist dies nicht nur eine arbeitsmarktpoli- 
tische, sondern auch eine wirtschafts- 
politische und gesellschaftspolitische 
Weichenstellung von erheblicher Be- 
deutung. 

Durchmogeln hilft nicht mehr. 
2002 steht vor der Tür. Konzepte dis- 
kutieren und ausfeilen, Geld in die 
Hand nehmen. In Anlehnung an po- 
puläres westdeutsches Liedgut ( KöI- 
le): Zäng zusamme ( Eichel) - Aasch 
huuh ( alle!). Forum DL2l 

kann diese Form der Mitbestimmung 
nicht mehr funktionieren. 

Es liegt auf der Hand, dass ein fast 
30 Jahre altes Betriebsverfassungsge- 
setz der Realität in den Betrieben im 
Jahr 2001 angepasst werden muss. 
Moderne Unternehmensstrukturen 
erfordern eine moderne Arbeitneh- 
mewertretung. 
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fentlichen wirtschaftlichen Interesses rückten, mag ver- 
wundern. Eine Erklärung bieten die folgenden Ausfüh- 
rungen. 

Clustertheorie ... 
Zunächst einmal zur Theorie: Regionalwirtschaftliche An- 
sätze im Schnittfeld von Geographie und Wirtschaftswis- 
senschaften sind nicht neu. Bereits 191 9 hatte A. Marshall 
in seinem Werk ,,lndustry and Trade" den Begriff ,,indu- 
strial distircts" eingeführt für Regionen, in denen Betriebe 
der gleichen undIoder miteinander verflochtenen Bran- 
chen räumlich konzentriert auftreten. Das Ruhrgebiet 
war lange Zeit ein solches ,,industrial district". Vor diesem 
Hintergrund ist es verständlich, dass man in Dortmund zu- 
erst vor allem die Branchen betrachtet hat, die das Di- 
strikt geprägt haben. 

Marshall hat hier allerdings zunächst einmal nur beob- 
achtet, keine Strategie entwickelt, wie ein solches Distrikt 
gefördert werden kann. An dieser Stelle setzte in den 
90er Jahren der Ökonom Michael Porter an. Im Rahmen 
seiner Untersuchungen über das Zustandekommen natio- 
naler Wettbewerbsvorteile stieß auch er auf regionale 
Konzentrationen von Branchenzusammenhängen, die er 
Cluster nennt. Für regionalwirtschaftliche Ansätze hat 
Porters Theorie zwei Schlüsselfunktionen: Zum einen bie- 
tet sie Anhaltspunkte zur Ermittlung wirtschaftlicher Zu- 
sammenhänge innerhalb einer Region und zur Überprü- 
fung des Potentials bzw. der Zukunftsfähigkeit dieser An- 
sätze. Zum anderen leitet sich aus seinem systemischen 
Ansatz ein neues, erweitertes Verständnis von Industrie- 
politik ab, das neben den traditionellen Instrumenten ei- 
nen erweiterten lnstrumentenbaukasten zum Einsatz 
kommen Iäßt. 

Porter stellte fest, dass räumliche Nähe eine wechsel- 
seitige Verstärkung der einzelnen Bestimmungsfaktoren 
des nationalen Wettbewerbsvorteils (dem er in erster Linie 
seine Aufmerksamkeit widmet) fördert, zu denen die Fak- 
torbedingungen (beispielsweise Preis, Ausbildung und 
Verfügbarkeit von Arbeitskräften), die verfolgten Unter- 
nehmensstrategien, die Nachfragebedingungen und die 
Stärke verwandter Branchen und Zulieferindustrien gehö- 
ren. Dieser Verstärkungsmechanismus kann dazu führen, 
dass es innerhalb eines Clusters zu einem Wirtschafts- 
wachstum kommt, das deutlich über dem Branchen- 
durchschnitt liegt. Clusterdynamik ist der dafür verwende- 
te Beqriff. 

... und Clusterpraxis 
Mit diesen Überlegungen in der Hand ist in Dortmund 
McKinsey angetreten mit dem Auftrag, die wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit der Stadt durch den Aufbau von 
Wachstums-clustern zu stärken. 

Zahlreiche Dortmunder Akteure wie die Wirtschafts- 
förderung, die Kammern, das Arbeitsamt, die Gewerk- 
schaften, die Hochschulen und Vertreter von Branchen- 
verbänden entwickelten gemeinsam mit McKinsey und 
dem Auftraggeber ThysenKrupp in der Folge einen Zehn- 
jahresplan, der genau festlegte, welche Branchen mit 
welchen Maßnahmen zu fördern seien, um bis zum Jahre 
201 0 in Dortmund 70.000 neue Arbeitsplätze zu schaffen 
und die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit der Stadt in ei- 
nem solchen Maße zu steigern, dass in diesem Zeitraum 
die Bruttowertschöpfung je Einwohner von derzeit 
45.000 auf 65.000 DM pro Jahr zunimmt. 

Dabei soll der Anstieg der beiden Werte in den ersten 
fünf Jahren relativ ~ e r i n q  sein. In ihrem 10 Jahres-Plan 

gingen Berater und lokale Akteure davon aus, dass die 
Zeit bis 2005 dazu gebraucht wird, das Cluster so zu stär- 
ken, dass es zu einer selbsttragenden Clusterdynamik 
kommt. 

Doch bereits heute meint man erkennen zu können, 
welche Branchen die Fähigkeit haben, ein solches Wachs- 
tum zu generieren. 

Porters Analyseraster zielt darauf, Branchen zu identifi- 
zieren, die am Standort im Unterschied zu anderen 
Standorten eine Position besitzen, die man heute in der 
Börsensprache Unique Selling Position (USP) nennt. Diese 
besitzen sie dann, wenn möglichst viele der Bestim- 
mungsfaktoren des nationalen Vorteils möglichst günstig 
für die Branche in der Region ausfallen. 

In Dortmund konnte McKinsey für drei Branchen Vor- 
teile ausmachen, die den Standort Dortmund von ande- 
ren Standorten unterscheiden. 

Zum einen machte man in der IT-Branche Vorteile aus. 
Hier ist die Branche am Ort schon so stark, dass am 
Standort beispielsweise ein Kli- 
ma aus Kooperation und Kon- 
kurrenz entstehen konnte, das Inzwischen wird in Dortmund auf 
die Branchend~namik fördert. ganz andere Branchen gesetzt, näm- 
Das Dortmunder Technolo~ie- 
Zentrum, vor 15 Jahren in-ei- lich lnformationstechnolosie, Mikro- - 
ner breiten gesellschaftlichen Strukturtechnik und ~ - ~ ~ ~ i ~ t i k ,  
Initiative aufgebaut, hat si- 
cherlich entscheidend zu die- 
sem Klima beigetragen. Ausserdem ist Dortmund bundes- 
weit der größte Ausbildungsstandort in der Informatik. 
Hinzu kommt, dass die Löhne für IT-Fachkräfte in Dort- 
mund deutlich unter denen beispielsweise in München 
liegen. Die Faktorbedingungen sind an diesen beiden Stel- 
len also für Dortmund günstig. 

Vorteile sieht man auch für die Branche Mikrosystem- 
technik (MST). Die Erzeugung kleinster Bauteile wie Mo- 
toren, Kameras etc. habe in Dortmund eine USP, weil kein 
anderer MST-Standort in Europa sowohl über Ausbil- 
dungsstätten und Forschungseinrichtungen als auch über 
eine größere Zahl von Unternehmen verfüge. 

U U 

Foto: Christian Kiel (Berlin) 
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Für die Branche E-Logistik sieht die Analyse ähnlich aus: 
Ein Logistik Lehrstuhl an der Uni sorgt für ausreichend 
qualifizierte Arbeitskräfte, das Institut für Materialfluss 
und Logistik für den Wissenstransfer, die IT-Branche ist als 
verwandte Branche stark am Standort vertreten und zu 
guter letzt sind auch noch genügend Gewerbeflächen 
mit günstigen Verkehrsanbindungen vorhanden, von de- 
nen aus der Ballungsraum Ruhrgebiet mit Leistungen der 
E-Logistik versorgt werden kann. 

Diese drei Branchen beschäftigten im Jahr 2000 zu- 
sammen bereits 28.000 Menschen. 

Maßnahmenplan fü r  Dor tmund 
In einem Maßnahmenplan legte man dar, was getan wer- 
den muss, um diese Branchen dauerhaft zu stärken. Damit 
war das dortmund-project geboren, dessen Aufgabe es ist, 
den vom Rat der Stadt beschlossenen Maßnahmenplan über 
die Jahre 2000 bis 201 0 umzusetzen. Die Stadt greift dafür 
tief ins Geldsäckel. Jährlich stehen dem dortmund-project 10 
Mio. DM zuzüglich Personalkosten zur Verfügung. 

Der abzuarbeitende Maßnahmenplan steht auf fünf 
Säulen. Zum einen sollen Ansiedlung, Gründung und 
Wachstum von Unternehmen dieser Branchen gezielt ge- 
fördert werden. Hierzu werden beispielsweise Gründungs- 
wettbewerbe initiiert, die Gründern aus den genannten 
Branchen den notwendigen Support (vor allem bei der Er- 
stellung eines Businessplans) bieten sollen. Ebenso wichtig 
ist der Aufbau sogenannter Inkubatoren, die den jungen 

Unternehmen in der Anschlus- 

In ihrem 1 0 Jahres-Plan gingen Bera- ~phase Unterstützung bieten. 
Hier ist einerseits ein Dienstlei- 

ter und lokale Akteure davon aus, stungsnetzwerk wichtig, das es 
dass die Zeit bis 2005 dazu ae- dem Unternehmen ermöglicht, 

d 

sich auf das Wesentliche zu 
braucht wird, dass Cluster so zu stär- konzentrieren, zum anderen 

ken, dass es zu einer selbsttraqenden muss Venture-Kapital zur Ver- 

Clusterdynamik 

men des Controlling überprüft werden, ob die Richtung, 
die das Projekt eingeschlagen hat, noch die richtige ist. 

Risiken regionalwirtschaft l icher In tervent ion 
Alles in allem erscheint das dortmund-project als ein sau- 
ber strukturierter, erfolgversprechender Ansatz planvollen 
kommunalen Wirtschaftshandelns. 

Trotzdem ist der Erfolg nicht vorprogrammiert. Im Rah- 
men des dortmund-project wird versucht, durch Investiti- 
onslenkung in bestimmte, erfolgversprechenden Branchen 
einen günstigen Einfluss auf das Wachstum dieser Bran- 
chen auszuüben, die Bestimmungsfaktoren des jeweiligen 
Wettbewerbsvorteils zu stärken. Als Kommune oder Regi- 
on hat man allerdings nur Einfluss auf zwei der vier von 
Porter benannten Bestimmungsfaktoren: die Faktorbedin- 
gungen und die verwandten und unterstützenden Bran- 
chen. Sowohl die Nachfragebedingungen als auch die Un- 
ternehmensstrategien sind von der lokalen oder auch re- 
gionalen Ebene nur schwer zu beeinflussen. Für den Dort- 
munder Ansatz birgt diese Tatsache zahlreiche Gefahren. 
Was passiert beispielsweise, wenn die größtenteils klein- 
und mittelbetrieblich strukturierten Dortmunder Software- 
firmen von Konzernen aufgekauft werden, die das Unter- 
nehmen an ihren Stammmsitz holen wollen? Wie werden 
die Projektlenker reagieren, wenn sich nicht bewahrheitet, 
dass Konzerne ihre IT-Töchter gerne räumlich ausgliedern 
wollen, die diesbezüglichen Ansiedlungsbemühungen also 
fehlschlagen? Was geschieht, wenn der Markt für Mikrosy- 
stemtechnik sich als viel kleiner als angenommen erweist, 
beispielsweise weil Krankenkassen nicht bereit sind, Be- 
handlungen auf der Basis von Mikrosystemtechnik zu fi- 
nanzieren (MST-Anwendungen finden sich häufig im medi- 
zinischen Bereich), aber schon Millionenbeträge in den Auf- 
bau des Inkubators mit Reinsträumen und anderen ko- 
stenträchtigen Infrastrukturen geflossen sind? 

- 
fügung stehen, soll der Markt Alternativen? 

kommt. erfolgreich erschlossen und das Obige Ausführungen haben gezeigt, dass eine Strategie 
eigene Unternehmen aufge- wie die der Dortmunder nicht gefeit vor Fehlschlägen ist. 

baut werden. Außerdem bemüht man sich um die Ansied- 
lung von US-dotcoms, die kurz vor dem Börsengang ste- 
hen und vorher auf dem europäischen Markt vertreten 
sein sollten und von IT-Ausgründungen deutscher Konzer- 
ne, denen Dortmund das optimale Branchenumfeld bieten 
will. 

Ein zweites Standbein ist die Flächenentwicklung. Füh- 
rungsstandorte sollen so entwickelt werden, dass sie opti- 
mal auf die Bedürfnisse der neuen Führungsbranchen am 
Standort zugeschnitten sind. Auch im Rahmen des dritten 
Standbeins bemüht man sich um eine Verbesserung der In- 
frastrukturen. Hier sollen Projekte umgesetzt werden, die 
dafür Sorge tragen, dass gut qualifiziertes Personal in aus- 
reichender Anzahl vorhanden ist. Eine Ausbildungseinrich- 
tung im IT-Bereich ist schon aufgebaut worden, eine Per- 
sonal-Service-Agentur, die sich um Personalakquise und - 
entwicklung für die Betriebe kümmern soll, befindet sich in 
Gründung. Bemühungen im Bereich der dualen Ausbil- 
dung werden ebenso angegangen wie eine Stärkung der 
Ausbildungskapazitäten an den Hochschulen. Jede Maß- 
nahme ist unterlegt mit einem Planziel, das sich ableitet aus 
den Planzielen der anderen Maßnahmen. Eine vierte Säule 
stellt die Öffentlichkeitsarbeit dar, auch vor dem Hinter- 
grund, dass das Bild von Dortmund bisher nicht zu den Zie- 
len der Stadt passt. Controlling stellt eine fünfte Säule dar. 
Hier gilt es zum einen, die Erfolge und Effekte des dort- 
mund-project zu quantifizieren, zum anderen soll im Rah- 

Auch die Akteure in Dortmund wissen dies. Trotzdem in- 
vestieren sie Geld und Arbeit in das Projekt, das nicht nur 
der Oberbürgermeister als das wichtigste seiner Amtszeit 
ansieht. Trotz eines Haushaltslochs von aktuell 160 Mio. 
DM werden die Ressourcen des dortrnund-project nicht 
angetastet. Ihnen ist bewußt, dass ein Projekt wie das 
ihre eine Trumpfkarte ist, die viele Kommunen nie besit- 
zen werden, auch wenn sie dies wollten. 

Die Position Dortmunds ist verglichen mit der beispiels- 
weise von Städten des nördlichen Ruhrgebietes - absolut 
privilegiert. Jenseits der desolaten Lage der Kommunalfinan- 
Zen sind es hier ganz andere Gründe, die ein solch planvolles 
und kreatives Vorgehen niemals zulassen würden. Ein deut- 
lich kleineres lokales Akteursspektrum dürfte nur schwerlich 
in der Lage sein, ein so umfassendes Projekt auf die Beine zu 
stellen. Ohne kreative und aktive Köpfe aus Hochschulen, 
Gewerkschaften, Kammern, Verbänden, Instituten etc. der 
Region fehlt es an Ideen, Personal und Lobby, um ein sol- 
ches Projekt anzuschieben. Ohne eine Branchenstruktur, die 
gewisse Potentiale in sich birgt, wird es keine gezielten Bran- 
cheninvestitionen geben. In diesem Sinne strukturschwache 
Gebiete werden die Verlierer in dieser neuen Form des 
Standortwettbewerbs sein, die in sogenannten ,,newParks", 
freien Produktionszonen, in denen weitgehend alles erlaubt 
ist ,,alles, was wir kriegen können" (Vestische IHK) ansiedeln 
müssen, um in der Abwärtsspirale des interkommunalen 
Standortwettkampfs nicht ganz unten zu landen. spw 

müssen nicht nur politisch mitge- 
nommen werden, sondern sie müs- 
sen die Leistungen selbst erbringen, 
für die Politik den Rahmen setzt. Ihr 
Selbstvertrauen, ihre Ausdauer und 
die Eigeninitiative der Menschen in 
Ostdeutschland sowie die Solidarität 
der Westdeutschen sind dabei die 
Schlüssel zum Erfolg. Gerade deshalb 
stehen wir alle mit unserer Tat und 
unserem Wort in der Pflicht, Mut zu 

a uf dem Höhepunkt der negati 
ven Entwicklung des Ausbil 

machen für die Bewältigung der Her- 
ausforderungen, die noch vor uns ste- 
hen. Die Bundesregierung wird das 
Ihre für die zweite Hälfte dieser Weg- 
strecke tun. 

Der Bundeskanzler hat im Mai letz- 
ten Jahres gegenüber den Ministerprä- 
sidenten der neuen Länder einen wei- 
teren Solidarpakt zugesichert, der das 
Niveau der Hilfe für die ostdeutschen 
Länder weit über die Zeit nach 2004 

hinaus sichert. Das ist wichtig, um die 
positiven Entwicklungen langfristig zu 
stärken und finanzielle Sicherheit und 
Perspektive für Länder, Kommunen, In- 
vestoren und Bürger auch nach 2004 
zu gewährleisten. 

Dies ist möglich und notwendig 
zugleich. Denn es geht nicht um kurz- 
atmigen Aktionismus, sondern um 
dicke Bretter, die wir noch zu bohren 
haben beim Aufbau Ost. Forum DLZl 

JUMP - Perspektive auf Zeit 
/ \ dungsmarktes und der Ju- 

- 
gendarbeitslosigkeit wurde auf dem Wir brauchen ein kommunales lnfrastrukturprogramm, damit JUMP eine Brücke in 

Jugendparteitag der SPD 1996 die den ersten Arbeitsmarkt wird. 

Umlagefinanzierung der Ausbildung 
beschlossen. Nach Regierungsantritt 
wurde diese jedoch nicht in Regie- 
rungshandeln umgesetzt. Dennoch 
hat die Debatte das Thema auf der Ta- 
gesordnung weit vorne plaziert, so 
dass kurz nach dem Regierungsantritt nung gegeben werden. Die Zahl der 
ein Sofortprogramm zum Abbau der betrieblichen Ausbildungsstellen ist in 
Jugendarbeitslosigkeit (kurz: JUMP) 2000 um 14 000 angestiegen, Jump 
aufgelegt wurde. Ziel des Program- hat 27000 zusätzliche überbetriebli- 
mes war es, dass jedem jungen Men- che Ausbildungsplätze geschaffen. 
schen, der nach der Schule keinen Job Für den Teil-Erfolg war u.a ein hoher 

Arbeitsmarkt Ostdeutschland Ende Februar waren in Deutschland 4,11 Mil- 
lionen Menschen ohne Arbeit Das ist der niedrigste Februar-Stand seit 
1995.Die konjunkturelle Entwicklung hat weiterhin positive Auswirkungen auf 
den Arbeitsmarkt West Im Osten stagniert die Zahl der Arbeitslosen dagegen 
seit uber einem Jahr auf hohem Niveau Die Arbeitslosenquote liegt mit 18.9 
% mehr als doppelt so hoch wie die in den alten Landern ( 8 %) Ein Blick in die 
Beschaftigungsstatistik macht deutlich, daß der Osten vom positiven Gesamt- 
trend abgekoppelt ist. Im November 2000 hatten wir 480 000 sozialversiche- 
rungspflichtige Beschaftigte mehr als vor einem Jahr. Wahrend allerdings die 
alten Bundeslander mit 23.1 Millionen Beschaftigten ein Plusvon 540 000 auf- 
wiesen, ergibt sich fur die neuen Lander mit 4.93 Millionen ein sattes Minus 
von 60 0001 Auf eine langere Distanz betrachtet, sieht es nicht besser aus Im 
Februar 1995, also vor 6 Jahren, war der Beschaftigungstand im Osten noch 
um eine halbe Million hoher als heute. Seit 1991 gingen im Osten 921 000 
Stellen verloren, was einem Minus von fast 14 %entspricht Sieht man sich die 
Stellenmeldungen im Osten an, gingen diese aktuell im letzten Jahr um 7 % 
zuruck Trotz dieser Entwicklung wurden im Zusammenhang mit dem Sparpa- 
ket von Eichel 1999 fur das Jahr 2000 vor allem Mittel fur Strukturanpassungs- 
maßnahmen (SAM) In Ostdeutschland gestrichen, d.h. die beschaftigungs- 
schaffenden Maßnahmen der Arbeitsamter sanken hier um 5 %. 

hat, ein Angebot auf Qualifizierung 
undIoder Arbeit gemacht werden 
sollte. Das wurde bei 268205 Teilneh- 
mern in 308 000 Maßnahmen des 
Sofortprogramms auch erreicht. Die 
Situation auf dem Ausbildungsmarkt 
hat sich verbessert. Sie weist jedoch 
erhebliche regionale Unterschiede 
auf. Es kann noch lange keine Entwar- 

Mobilisierungseffekt bei Jugendlichen 
verantwortlich. Denn entgegen den 
ursprünglichen Befürchtungen der 
Bundesregierung, haben nur wenige 
die Angebote des Programms abge- 
lehnt. Des weiteren hat sich die ver- 
besserte Zusammenarbeit zwischen 
Sozialämtern und Arbeitsämtern auf 
die Entwicklung der Jugendarbeitslo- 

Von Andrea Nahles* 

sigkeit positiv ausgewirkt. Durch diese 
Kooperation konnten 30 000 Jugend- 
liche, die nur noch in Sozialhilfestati- 
stik aufgeführt waren, aber nicht 
mehr beim Arbeitsamt registriert, 
wieder zurück in die Fördermechanis- 
men' der aktiven Arbeitsmarktpolitik 
geholt werden. Die Kooperation hat 
sich bewährt und soll in ein reformier- 
tes Arbeitsförderungsgesetz (SGB III) 
als Regelinstrument einfließen. 

Der verhältnismäßig ungünstige- 
ren Situation im Osten wurde Rech- 
nung getragen. 41 % aller Jump-Mit- 
tel -was eine überproportionale Zu- 
weisung ist - ging in die neuen Län- 
der. (Im Jahr 2001 sollen 50% der Ge- 
samtmittel für das Jump-Programm 
in den Osten gehen!) Dadurch erhöh- 
te sich die Zahl der Teilnehmer am So- 
fortprogramm zum Abbau der Ju- 
gendarbeitslosigkeit um neun Prozent 
auf 38.900. 

Das die Jugendarbeitslosigkeit im 
Osten trotz dieser erfreulichen 
Schwerpunktsetzung in 2000 um 9,7 
% stieg, während sie im Westen um 
7,2 O/O gesunken ist, macht allerdings 
die Brisanz der Entwicklung deutlich. 
Die allgemeine Arbeitsmarktsituation 
Ost verhindert, daß die erfolgreiche 
Teilnahme am Jump-Programm ( und 
das gilt zunächst unabhängig von 
den einzelnen Maßnahmen) in einer 

* Andrea Nahles, MdB ist Vorsitzende des Forum DL 2 1 
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Der Aufbau Ost braucht keinen 
kurzatmigen Aktionismus, 
sondern Stetigkeit und 
Verlässlichkeit. 
I / n n  D n l f  Crhinr3n;t7* 

Aufbaus Ost und die Zukunft der För- 
derung für die neuen Länder. 

Die Pros und Contras dieser Aus- 
einandersetzung sind hinlänglich aus- 
getauscht. Das Thema ,,Aufbau Ost" 
ist wieder zu einem wichtigen Zeit- 
punkt auf der öffentlichen Agenda, 
nämlich zu dem Zeitpunkt, zu dem 
die politischen Weichen für den zwei- 
ten Solidarpakt gestellt werden. 

Jetzt gilt es, den politischen Bo- 
den zu bereiten, um den ,,Soli 2" zum 
Erfolg zu führen. Deshalb will ich of- 
fensiv die guten Gründe vertreten, die 
dafür sprechen, den Aufbau Ost ver- 
lässlich und dauerhaft fortzusetzen, 
ohne dabei den Blick auf das bisher 
Erreichte zu vergessen. 

Aufbau Ost: Ein Erfolg! 
Entscheidend ist zunächst: Der Aufbau 
Ost - trotz aller Fehler und Versäum- 
nisse am Anfang - ist ein Erfolg. In 
den letzten 10 Jahren hat Ostdeutsch- 
land vor allem in der Infrastruktur un- 
geheuer aufgeholt. Das schlägt sich 
nieder in sanierten und neuen Wohn- 
häusern, einem Telekommunikations- 
netz auf dem neuesten Stand der 
Technik und gut ausgebauten Straßen. 
Ostdeutschland ist aber auch auf dem 
Weg, ein Standort von lnnovation mit- 
ten in einem sich erweiternden Europa 
zu werden. Über 550.000 kleine und 
mittlere Unternehmen haben mehr als 
3 Mio. neue Arbeitsplätze geschaffen. 
Ostdeutsche Hochschulen behaupten 
sich als weithin moderne und lei- 
stungsfähige Ausbildungsstätten so- 
wie attraktive Partner junger Unter- 
nehmen in Forschung und Entwick- 
lung. 

* Rolf Schwanitz ist Mitglied des Deutschen Bundestages und als Staatsmini- 
Ster im Bundeskanzleramt Beauftragter der Bundesregierung fur Angelegen- 
heiten der neuen Länder 

erfolgreich einen wirtschaftspoliti- 
schen Strategiewechsel vorgenom- 
men. Die Stichworte unseres strategi- 
schen Ansatzes für Ostdeutschland 
lauten: 

Kooperationen zwischen Unter- 
nehmen und Wissenschaft fördern, 
innovative Wirtschaftsregionen schaf- 
fen und stärken, technologieorientier- 
ten Existenzgründern auf die Sprünge 
helfen, wettbewerbsfähige Unterneh- 
mensnetzwerke aufbauen und ver- 
stärkt in Ausbildung und Hochschu- 
len investieren. Außerdem setzen wir 
unser großes Engagement im Ver- 
kehrswegebereich fort: 60% aller Mit- 
tel des Bundes fließen heute in den 
Straßenbau. Damit entwickelt sich 
mittelfristig eines der modernsten 
und leistungsfähigsten Infrastruktur- 
systeme in Europa. 

Das wir damit die richtigen Stell- 
schrauben gedreht haben, um die 
Entwicklung voranzutreiben, zeigt ein 
Blick auf die Wirtschaft. Natürlich 
steht die ostdeutsche Braubranche in 
einem bitteren, aber notwendigen 
Anpassungsprozess und verdunkelt 
das Bild -vor allem am Arbeitsmarkt 
und beim resultierenden gesamtwirt- 
schaftlichen Wachstum. Aber das Ver- 
arbeitende Gewerbe in Ostdeutsch- 
land hat gegenwärtig Zuwachsraten, 
von denen Westdeutschland nicht zu 
träumen wagt: 2000 waren es beim 
Umsatz fast 13%. Auch beim Export 
können wir uns über Zuwächse im 
zweistelligen Bereich freuen. 

Verläßlichkeit f ü r  lnvestoren 
Es hat wenig Sinn zu beklagen, dass 
dies heute noch von einer zu schma- 
len Basis aus geschieht. Dies sind die 
Folgen der Fehler von gestern. Wichti- 
ger ist es, den offensichtlich erfolgrei- 
chen Weg der Reindustrialisierung der 
ostdeutschen Wirtschaft verlässlich 
für die lnvestoren fortzusetzen. Die 
lnvestoren haben in Ostdeutschland 

erfolgeich an industrielle Traditionen 
angeknüpft und in längst totgesag- 
ten Branchen wie dem Maschinenbau 
und der Textilindustrie neue Horizon- 
te eröffnet. Und diese setzen sich fort 
- trotz anderslautender Annahmen 
und Ängste. 

Gerade deshalb sollten wir jetzt 
mit vergleichenden Bildern in dieser 
Debatte sorgsam umgehen: Das viel- 
zitierte Mezzogiorno hat in mehreren 
Jahrzehnten der Förderung gerade 
einmal 100.000 industrielle Arbeits- 
plätze schaffen können. Genau so vie- 
le Menschen sind heute in den neuen 
Ländern allein in der Automobilindu- 
strie beschäftigt. Und weitere Zu- 
kunftschancen lassen sich auch in an- 
deren hochentwickelten Technologie- 
bereichen identifizieren; etwas in der 
Mikroelektronik, der Biotechnologie 
und in der Chemie. 

Deshalb gilbt es zu unserer Strate- 
gie der Innovation und der Entwick- 
lung endogener Potenziale keine Al- 
ternative. Und die Geduld, Kraft und 
Zähigkeit hierfür müssen wir aufbrin- 
gen, auch wenn es politisch unbe- 
quem ist. 

Aktive Arbeitsmarktpol i t ik 
Unabdingbar ist es deshalb auch, den 
erfolgreichen Umstrukturierungspro- 
zess auf absehbare Zeit durch aktive 
Arbeitsmarktpolitik zu begleiten. Da 
darf es keine Abstriche geben. Wir 
haben deshalb die Arbeitsmarktpoli- 
tik nicht nur verlässlicher gemacht, 
sondern auch das Ziel, die Rückkehr 
der Arbeitslosen an den ersten Ar- 
beitsmarkt wieder in den Mittelpunkt 
gestellt. Besonders für die Jugendli- 
chen wird mit verstärkten Program- 
men (z. B. JUMP) ein Beitrag zu ihrer 
Integration in den Arbeitsmarkt gelei- 
stet - durchaus mit Erfolg, wie un- 
abhängige Experten feststellen. 

All dies ist jedoch nicht zu schaf- 
fen. ohne die Menschen selbst. Sie 

D er Amtsantritt von Vojislav Ko- 
stunica als neuer jugoslawi- 

scher Präsident fand lediglich 
wenige Tage vor den Parlamentswah- 
len in Belarus statt. Dementsprechend 
interpretierten alle politischen Kräfte 
den jugoslawischen Machtwechsel 
durch das Prisma der einheimischen 
Ereignisse. So versuchte die belarussi- 
sche Opposition Hoffnung für ihre ei- 
genen politischen Chancen zu schöp- 
fen und erweiterte ihre Demonstrati- 
onsslogans um die Losung ,,Heute 
Milosevic, morgen Lukaschenko". 
Gleichzeitig versuchte sie den belarus- 
sischen Präsidenten, der im vergange- 
nen Jahre Jugoslawien als Mitglied 
der belarussisch-russischen Union 
umworben und Milosevic während 
der NATO-Angriffe demonstrativ ei- 
nen Besuch abgestattet hatte, durch 
das Gerücht, Milosevic werde in Bela- 
rus um Asyl nachsuchen, zu diffamie- 
ren. Präsident Lukaschenko erklärte 
seinerseits öffentlich, er werde nie- 
mals im Ausland Asyl erbeten, da er in 
seiner Heimat, wo er geboren sei, 
auch sterben wolle. Eine Wiederho- 
lung der jugoslawischen Ereignisse 
schloss er für Belarus aus. 

Tatsächlich lassen sich auf den er- 
sten Blick nur weniqe Parallelen ent- Der Fall Milosevics - 
decken. Die dreizehnjährige Herr- 
schaft Milosevics war durch eine ge- 
waltsame Politik der ethnischen Ho- 
mogenisierung und mehrere ethno- 
politische Territorialkriege mit den 
Nachbarstaaten geprägt. Infolgedes- 
sen wurde der jugoslawische Macht- 
haber als Kriegsverbrecher gebrand- 
markt, Jugoslawien sogar aus der 
UNO und der OSZE ausgeschlossen. 
Ungeachtet dieses prinzipiellen Unter- 
schieds lassen sich dennoch aus einer 
systematischen Analyse der Machtba- 
sis von Milosevic, der Strategie der 
serbischen Opposition und des Ein- 
stellungswandels der Bevölkerung ei- 
nige instruktive Anhaltspunkte für 
Szenarien des politischen Wandels in 
Belarus ermitteln. 

Die Machtbasis von Milosevic 
Slobodan Milosevics Aufstieg Ende 
der 80er Jahre verdankte sich einem 
Elitenwechsel innerhalb des kommu- 
nistischen Lagers, den der von ihm 
geleitete Bund der Kommunisten Ser- 
biens vollzog. In der Folgezeit gelang 
es ihm, mit Hilfe von staatlicher Medi- 
enkontrolle, politischen Repressionen, 
lnstrumentalisierung der Judikative 
und Bildung von Wirtschaftsclans de 
facto eine Einparteienherrschaft auf- 
zubauen. Die nationale Ideologisie- 
rung der Politik ermöglichte dabei 
eine weitgehend emotionale Mobili- 
sierung der Wählerschaft. Durch ein 
Parteiengesetz mit einem äußerst ein- 
fachen Parteizulassungsverfahren 
wurde zudem die Zersplitterung der 
Parteienlandschaft begünstigt. Ein- 
flußreiche Gegenparteien konnten 
folglich kaum entstehen. 

Darüber hinaus nutzte Milosevic 
das komplizierte Verhältnis von jugo- 
slawischem und serbischem Recht zur 
Stabilisierung seiner Machtbasis. Auf 
den verschiedenen Verwaltungsebe- 
nen wurden unterschiedliche Wahlsy- 
steme angewandt, wobei die Wahl- 
gesetzgebung ständig verändert wur- 
de. Insgesamt überwog die Anwen- 
dung eines Verhältniswahlrechts, das 
aufgrund seiner Anwendung in Wahl- 
distrikten jedoch einem Mehrheits- 
wahlrecht ziemlich nahe kam. Nicht 
eine der seit 1990 in Serbien bzw. Ju- 
goslawien durchgeführten Wahlen 
wurde von der internationalen Staats- 
gemeinschaft als frei und fair aner- 
kannt. Gleichwohl war Milosevic auf- 
grund der Parlamentswahlergebnisse 
seit 1994 darauf angewiesen, Koali- 
tionen mit anderen Parteien einzuge- 
hen. ohne das freilich seine reale 

ein Szenario für 
Belarus? 

Belarussische Lektionen aus dem 
Machtwechsel i n  Jugoslawien 

von Astrid Sahm 

Machtfülle dadurch geschwächt wor- 
den wäre. 

Die zentrale Machtgrundlage von 
Milosevic stellte somit - im Unter- 
schied zu Lukaschenko - seine Stel- 
lung in der Sozialistischen Volkspartei 
(SNP) dar. Denn die Verfassung Jugo- 
slawiens gibt dem Präsidenten nur 
begrenzte, weitgehend repräsentati- 
ve Rechte. Die Kompetenzen des ser- Lukaschenko schloss 
bischen Präsidenten, dessen Amt Mi- eine Wiederholung 
losevic zwei Amtsperioden ausübte, der jugoslawischen 
sind zwar etwas größer: Insbesondere Ereignisse für 
kann er während eines Krieges oder Belarus aus. 
bei akuter Kriegsgefahr Funktionen 
der Nationalversammlung überneh- 
men und hat stets ein Vetorecht ge- 
gen Entscheidungen der Nationalver- 
sammlung. Auch hier sind die verfas- 
sungsmäßigen Rechte der Legislative 
jedoch eindeutig größer als im bela- 
russischen Fall. 

Die Strategie der Opposition 
Die Zersplittertheit der serbischen Op- 
position stellte eine weitere Stütze der 
Herrschaft Milosevics dar. Da die mei- 
sten Oppositionsparteien zudem die 
Idee der Verteidigung des Serben- 
tums als zentrales inhaltliches Anlie- 
gen von Milosevic übernahmen und 
diesen vor allem dann kritisierten, 
wenn er von seiner Parole ,,Alle Ser- 
ben in einem Staat" abzuweichen 
schien, vermochte die Opposition der 
Öffentlichkeit über Jahre kein alterna- 
tives Kultur- und Politikmodell anzu- 
bieten. Konsolidierungsversuche in- 
nerhalb des oppositionellen Lagers 
blieben zunächst ohne substantiellen 
Erfolg. 

Gleichwohl bemühten sich die re- 
levanten Oppositionskräfte seit 1994 

Dr Astrid Sahm, 
wissenschaftliche Mitarbeiterin an der Universitat Mannheim. 
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Studien zu Subsistenz, Familie, Politik 
Herausgegeben von Lars Lambrecht, Thomas Mies, 
Urte Sperling, Karl Hermann Tjaden, Margarete 
Tjaden-Steinhauer 

Neuerscheinung: 
Band 2: Gesellschaft von Rom bis Ffm 
Ungleichheitsverhältnisse in West-Europa 
und die iberischen Eigenwege 

Von Margarete Tjaden-Steinhauer, Karl Hermann Tjaden 

Mit einer Diskussion von Fngga Haug, Lars Lambrecht, 
Margarete Tjaden-Steinhauer und Karl Hermann Tjaden 
über Anfänge gesellschaftlicher Ungleichheit 

Armut und Reichtum, Patriarchat und Ungleichstel- 
lung der Geschlechter, Staatsgewalt, Ohnmacht von 
Bürgerlinneln und Ausgegrenzte - das sind einige 
Stichworte zu den Ungleichheiten in verschiedenen 
Gesellschaften, die hier untersucht werden: im antiken 
Rom, in der fränkischldeutschen Feudalgesellschaft, 
in unserer modernen deutschen Gesellschaft. Weiter 
werden Ungleichheiten in verschiedenen Gesellschaf- 
ten auf der Iberischen Halbinsel betrachtet: in der 
Hispania Romana, im Westgotenreich, im muslimi- 
schen al-Andalus und im mittelalterlichen Kastilien. 
Es wird die These vertreten, daß in individuellen 
Lebenslagen ökonomische, familiale und politische 
Macht bzw. Ohnmacht zusammentreffen. Gesell- 
schaftliche Ungleichheit tritt in vielen Schattiemngen 
auf. Diese gehen aus ineinandergreifenden Verfü- 
gungsgewalten über Vermögen, Güter und Menschen 
und entsprechenden Verfügungsrechten hervor. 
Kassel 2001, ISBN 3-934377-60-2,464 S., gebunden DM 44,- 

Band 1: Gesellschaft von Olduvai bis Uruk 
Soziologische Exkursionen 
Von Lars Lambrecht, Karl Hermann Tjaden, 
Margarete Tjaden-Steinhauer 
Kassel 1998, ISBN 3-928172-82-4,280 S., gebunden DM 34,- 

Behandelt werden Subsistenzstrategie, Familie und 
Politik in den Anfängen menschlicher Gesellschaft in 
Ostafrika, in steinzeitlichen Gesellschaften in Kantab- 
nen und in Anatolien sowie in frühen Ungleichheitsge- 
sellschaften im Süden Mesopotamiens. 
Aus Reze~isione~i: 

"[ ... ] ist die gesamte Einleitung ein etwas ärgerlicher Text. 
[...I Liest man sich erst durch diese lange Disposition 
hindurch - sie umfasst mehr als 40 Seiten - kommt man zu 
einem spannenden und fast überfallig zu nennenden Unter- 
fangen." Frigga Haug in Dus Argument 228, 1998 

"Als Auftakt der Reihe 'Studien zu Subsistenz, Familie und 
Politik' macht diese unspektakuläre, aber überzeugende 
Studie zur Entstehung gesellschaftlicher Ungleichheit 
jedenfalls neugierig auf weitere Forschungsergebnisse." 

Franziska Meifert in Buch-Presse-Dienst U1999 

"Eine neue Lesart der Geschichte." 
Franz Giglewicz in 2. 36, 1998 

"Die VerfasserInnen erschließen in dem vorliegenden Band 
einen Zugang zum Verständnis der Gesamtbewegung 
menschlicher Gesellschaften, indem sie einlinige 
Interpretationsmuster durch einen sowohl geographischen 
wie historischen Materialismus ersetzen." 

Rolf Czesklebn-Dupont in Forum Wissenschaft 2, 1999 

"'Gesellschaft' wird hier konsequent als 'Mittel der Selbst- 
erhaltung menschlicher Lebewesen in natürlichen 
Umwelten' auf den Punkt gebracht." Detlef Bimboes in 
SPW 2//998 

"Das Büchlein erweckt den Eindmck, unpolitisch zu sein. 
Nimmt man ihm das nicht ab, eröffnen sich Ausblicke auf 
eine Kritik des Kapitalismus, für welche dieser nicht nur 
deshalb inakzeptabel ist, weil in ihm ausgebeutet wird, 
sondern weil er Gesellschaft in der Praxis ebenso auf eine 
Produktionsweise reduziert wie der bisherige Marxismus in 
der Theorie." Georg Fülberth iii Konkret 4/1999 

VERLAG WINFRIED JENIOR 
Lassallestr. 15, 341 19 Kassel, Fax: 0561-774148 

e-mail: jenior.@aol.com www.jenior.de 

vergeblich um Verhandlungen mit 
den Machtorganen. Hauptziel war 
dabei, Bedingungen für freie und fai- 
re Wahlen sowie einen ungehinder- 
ten Zugang zu den staatlichen Medi- 
en zu erreichen. Um ihren Forderun- 
gen Nachdruck zu verleihen, ent- 
schlossen sich die serbischen Opposi- ' 

tionsparteien wiederholt zu einem 
Wahlboykott. Insgesamt überwog je- 
doch die Entscheidung zur Wahlteil- 
nahme. Infolgedessen trat niemals 
die Situation ein, daß die serbische 
Opposition aus sämtlichen politischen 
Institutionen auf jugoslawischer und 
serbischer Ebene entfernt gewesen 
wären. Ebenso bildete sie keine Dop- 
pelinstitutionen, die mit den Macht- 
Organen Milosevics in eine Legitimi- 
tätskonkurrenz getreten wären, wie 
dies im belarussischen Verfassungs- 
konflikt der Fall ist. 

Bei den Kommunalwahlen im De- 
zember 1996 gewann die Opposition 
zudem in zahlreichen Gemeinden. 
Die wochenlange Weigerung Milose- 
vics, diese Wahlergebnisse anzuer- 
kennen, führten zu den bis dahin 
größten Massenprotesten gegen das 
Regime, die gemeinsam mit einem 
starken internationalen Druck ein Ein- 
lenken des Machthabers erzwangen. 
Damit war die Grundlage für die Ent- 
stehung einer breiten Bürgerbewe- 
gung gelegt, die von der Grunderfah- 
rung getragen wurde, daß auch unter 
unfairen Bedingungen über Wahlen 
ein politischer Wechsel erzielt werden 
kann. 

Die öffentliche Meinung 
In den unabhängigen Meinungsum- 
fragen hatte Kostunica bereits mehre- 
re Monate vor den Wahlen gegen- 
über Milosevic geführt. Unmittelbar 
vor den Wahlen betrug dieser Vor- 
sprung zwischen sechs und 20%. 
Gleichwohl war der Glaube in der Be- 
völkerung daran, daß ein Macht- 
wechsel gelingen könnte, zunächst 
gering. 

Ähnlich wie in Belarus ließ sich 
auch in Serbien eine Spaltung der 
Wählerschaft entlang der Stadt-Land- 
Linie und der Generationengruppen 
beobachten. Insgesamt sprach sich 
jedoch bereits vor den NATO-Angrif- 
fen im Frühjahr 1999 eine Bevölke- 
rungsmehrheit für einen EU- (86%) 
und NATO- (53%) Beitritt aus, gleich- 
zeitig zeigten die Meinungsumfragen 
eine große Akzeptanz des westlichen 
Lebensstils in der Bevölkerung. Die 
NATO-Angriffe führten dann kurzfri- 
stig zu einer gesteigerten Akzeptanz 
der Politik Milosevics in der Bevölke- 
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rung, einschließlich weiter Oppositi- 
onskreise. 

Diese Zustimmung reduzierte sich 
jedoch in den Monaten nach dem 
Krieg wieder angesichts der sich infol- 
ge der Kriegsschäden zuspitzenden 
Wirtschaftskrise und des damit ver- 
bundenen Rückgang des Lebensstan- 
dards: Der Durchschnittslohn sank 
auf etwa 85 DM, Renten um 20 DM 
waren keine Seltenheit; die Sterberate 
verdoppelte sich im Winter 1999/ 
2000 im Vergleich zu den Vorjahren; 
ein Überleben war den meisten nur 
dank agrarischer Subsistenzwirtschaft 
möglich. Aus diesem Stimmungs- 
wandel jedoch eine nachträgliche 
Rechtfertigung des NATO-Bomben- 
angriffe abzuleiten, wäre freilich zu 
kurz gegriffen. Die Analyse der Mei- 
nungsumfragen spricht eher für die 
These, daß die NATO-Politik den Stim- 
mungswandel eher gebremst hat. 

Die Septemberwahlen 
Die Entscheidung Milosevics, gleichzei- 
tig Präsidentschafts- und Parlaments- 
wahlen in Jugoslawien sowie Kommu- 
nalwahlen in Serbien abzuhalten, er- 
öffnete den Weg für einen grundle- 
genden Machtwechsel. Die Möglich- 
keit zur Direktwahl des jugoslawischen 
Präsidenten war dabei erst durch eine 
Veränderung der jugoslawischen Ver- 
fassung am 6. Juli 2000 geschaffen 
worden. Offensichtlich vertraute Milo- 
sevic darauf, daß sich die Opposition 
nicht auf einen gemeinsamen Kandi- 
daten einigen könne, so daß sich die 
Gegenstimmen auf mehrere Kandida- 
ten verteilen würden. 

Der Opposition, die sich bereits im 
Januar 2000 in Rundtischgesprächen 
auf eine gemeinsame Plattform geei- 
nigt hatte, vermochte sich jedoch, 
wenn auch mit großen Mühen auf ei- 
nen gemeinsamen Kandidaten zu ver- 
ständigen, dessen Profil zuvor durch 
Meinungsumfragen ermittelt worden 
war: Mit Kostunica fiel die Wahl auf 
einen unbescholtenen serbischen Na- 
tionalisten, der auch im ,,patrioti- 
schen Lager" Stimmen holen konnte. 
Er wurde von insgesamt 18 Parteien 
unterstützt, die sich im Wahlbündnis 
DOS zusammenschlossen. 

Die Wählerunterstützung für Ko- 
stunica erwies sich bei den Wahlen als 
zu hoch, als daß das Ergebnis durch 
Wahlmanipulationen zugunsten von 
Milosevic hätte verändert werden 
können. Selbst die Ausrufung einer 
Stichwahl wurde - nicht zuletzt auf- 
grund der Daten unabhängiger Wahl- 
beobachter - von der Bevölkerung 
nicht akzeptiert. Durch Proteste er- 
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bezirk-West (Bremerhaven 14,6% Ar- 
beitslosigkeit; vgl. Potsdam 14,8%, 
Dresden 15,3%, Jena 16,0%, Leipzig 
18,7%). Die Empfehlung, die Proble- 
me mit den Mitteln der Regionalpolitik 
in Ostdeutschland wie in Ostfriesland 
zu lösen, ist schlicht realitätsfremd. 
Eine Strategie der regionalpolitischen 
Umverteilung des mobilen gesamt- 
deutschen Entwicklungspotentials er- 
fordert wenigstens den Nachweis, 
dass die Nettoeffekte positiv sind und 
dass parallel dazu eine gesamtwirt- 
schaftliche Wachstumsstrategie ver- 
folgt wird. Eine Förderung aller extrem 
strukturschwachen Großregionen zu 
gleichen Konditionen ist aber eine Poli- 

s eit dem Sommer 2000 trifft sich 
regelmäßig ein Kreis von Politi- 
kern, Wissenschaftlern und an- 

deren Engagierten um den Weimarer 
Bundestagsabgeordneten Edelbert 
Richter, mit dem Ziel, die Situation in 
Ostdeutschland zu analysieren und 
sowohl die Öffentlichkeit als auch die 
Partei für die ostdeutsche Problematik 
zu sensibilisieren. 

Die Projektgruppe ,,Perspektiven 
für Ostdeutschland" wuchs sehr 
schnell an und reicht erheblich über 
die Parteilinke hinaus. Den Kreis eint 
die Sorge darum, dass die Problematik 
der sozialen und wirtschaftlichen 
Schieflage der neuen Bundesländer 
nicht angemessen ernst genommen 
wird. Es ist nichts daran auszusetzen, 
dass Erfolge beim Aufbau Ost durch 
die Bundesregierung genannt werden. 
Dies darf jedoch nicht zu einer Beschö- 
nigung führen, die die reale Situation 
verschleiert. Die Bereitschaft, in der 
SPD-Bundestagsfraktion diese Proble- 
matik aufzugreifen, erschien uns zu 
gering. Neben dem Interesse an einer 
Verbesserung der Situation für die 
Menschen in Ostdeutschland eint uns 
die Sorge, dass eine Vernachlässigung 
dieser Probleme dazu führen könnte, 
dass die SPD die kommenden Bundes- 
tagswahl in Ostdeutschland verliert. 
Neben schwerwiegenden Folgen für 
den sozialen Frieden in Deutschland 
fürchten wir ernsthafte Bedrohungen 
für die Akzeptanz der Osterweiterung 
der EU. Besonders brenzlig wird die 
Situation Ostdeutschlands, wenn die 
Osterweiterung der EU z. B. ab 2004 
eine freie Arbeitswahl ermöglicht. 
Dann drängen sich noch ganz andere 
Gefahren des Lohndumpings auf, als 
das was heute bereits zur Misere der 

tik, die sich nicht mit einem haushalt- 
politischen Spar- und Konsolidie- 
rungskurs verträgt. Bleibt also nur 
noch die passive Sanierung Ost- 
deutschlands? Das hieße die Konzen- 
tration der Infrastruktur- und Wirt- 
schaftsförderung auf einige wenige 
entwicklungsfähige Regionen und die 
Hinnahme eines ,,geförderten" Rück- 
baus in anderen Gebieten, vielleicht 
verbunden mit Anreizen für eine er- 
höhte ,,Mobilität" der dort lebenden 
Arbeitnehmer. Die Konsequenzen ei- 
ner solchen Strategie wären nicht 
schmerzlos. Sie würden über viele 
Jahre den Osten nicht nur als wirt- 
schaftliches, sondern auch als politi- 

sches Sondergebiet mit schwer bere- 
chenbaren Rückwirkungen für das 
ganze Land festschreiben. 

Vorausgesetzt, wir halten an einer 
aktiven, auf die Angleichung der wirt- 
schaftlichen und sozialen Verhältnisse 
in Deutschland zielenden Politik fest, 
dann sind wir jetzt zur neuen Wei- 
chenstellung aufgefordert. Es führtje- 
denfalls nicht weiter, die sympathi- 
sche Losung auszugeben, man solle 
doch nicht länger von Ost und West 
reden. Man muß schon die Verhält- 
nisse verändern, die diese Differenz 
zunehmend reproduzieren. Nicht zu- 
letzt deshalb, weil sie zu Lasten des 
ganzen Landes geht. F,,~u,,, DLZl 

Projektgruppe ,,Perspektiven für 
Ostdeutschland" 

Von Burkhard Zimmermann* 

ostdeutschen Bauwirtschaft führt. Da- 
mit stellt sich uns folgende Entschei- 
dungssituation: Können wir es verant- 
worten, dass sich der Osten Deutsch- 
lands zu einem perspektivlosen deut- 
schen Mezzogiorno entwickelt, aus 
dem die Menschen in den Westen ab- 
wandern? Die Voraussetzung für eine 
positive Strukturentwicklung im Osten 
Deutschlands besteht eben auch darin, 
dass qualifizierte und motivierte po- 
tentielle Arbeitnehmer und Arbeitge- 
ber in der Region verbleiben. 

Als Bundestagspräsident Wolf- 
gang Thierse seine Analyse publizier- 
te, hat er reale Probleme offenkundig 
gemacht. Darin haben ihn die ost- 
deutschen SPD-Linken auch von An- 
fang an unterstützt. Wie richtig Wolf- 
gang Thierse mit seinen Thesen liegt, 
zeigt die öffentliche Reaktion auf das 
von der Projektgruppe initiierte Unter- 
stützungsschreiben: Neben Walter 
Romberg , dem Finanzminster der 
Regierung de Maiziere, Herbert Eh- 
renberg , Arbeitsminister unter Hel- 
mut Schmidt, Gewerkschaftern, Bun- 
destagsabgeordneten, Journalisten 
bis zum Vertreter der Deutschen Bank 
in Berlin haben viele Menschen aus 
den unterschiedlichsten Bereichen 
den Aufruf unterstützt. Thierse hat 
offensichtlich recht. 

Die Projektgruppe informiert un- 

ter der Homepage www.thierse-hat- 
recht.de und sammelt dort Unterstüt- 
zerlnnen. Darüber hinaus ist es für die 
Projektgruppe wichtig, neben der 
Skandalisierung der ostdeutschen 
Problemlagen Lösungsvorschläge zu 
entwickeln. Es geht um ein wirksames 
Aktionsprogramm für Ostdeutsch- 
land. Herbert Ehrenberg schreibt, es 
müsse deutlich werden, „aus den vie- 
len Inseln gelungener Aufbauarbeiten 
ein flächendeckendes Programm mit 
größerem und anders strukturiertem 
Einsatz von Bundesmitteln zu ma- 
chen" (Wirtschaft&Markt 3/01). Wir 
dürfen uns in diesem Zusammenhang 
nicht scheuen, für die.ostdeutschen 
Länder und Kommunen eine bessere 
Ausstattung mit Finanzmitteln zu for- 
dern und zwar nicht nur pauschal 
sondern mit deutlichen Förderschwer- 
punkten. Wir brauchen eine Wende 
in der Finanzpolitik. Es gilt, Konzep- 
tionen von Struktur- oder Regional- 
entwicklungsplänen auf ihre Umset- 
zungsfähigkeit zu prüfen. 

Noch ist es nicht zu spät. 
Forum DL2l 

* Burkhard Zimmermann, Berlin, at  einer der Koordinatoren 
der ostdeutschen SPD-Linken 



Foto: Christ ian Kiel (Berlin) 
schen und Manager eingeflossen. Das 
bestätigen ostdeutsche Unterneh- 
mensvertretungen und Gewerkschaf- 
ten, nicht zu reden von den jungen 
Leuten, die eine Perspektive nur noch 
im Westen sehen. Handeln ist also an- 
gezeigt! 

Ich behaupte deshalb: ohne ein 
neues und möglichst bald zu formu- 
lierendes strategisches Konzept für 
die sogenannte ,,Zweite Hälfte des 
Weges" ist kein Aufschließen mög- 
lich. Vielmehr besteht die Gefahr, dass 
die vorhandenen, teuer bezahlten 
Grundlagen dafür erodieren. Dabei 
wäre es nicht nur schade ums Geld: 
Es geht um den entscheidenden, al- 
lerdings nachweislich nicht hinrei- 
chenden Pfeiler der wirtschaftlichen 
und sozialen Transformation Ost- 
deutschlands - seine hochsu bventio- 
nierte öffentliche Infrastruktur als po- 
sitiven Standortfaktor. 

2. Wenn Stabilität und Vertrauen 
in die Region zurückkehren sollen, 
braucht es verläßliche Rahmenbedin- 
gungen, vor allem aber müssen Priori- 
täten bei Zukunftsinvestitionen im 

Investitionslenkung, die Mobilisie- 
rung externer Potentiale, könnte an- 
derweitig Lücken reißen. Deshalb soll- 
ten sich die Investitionen strategisch 
auf Zukunftsmärkte orientieren. Dazu 
gehören zum Beispiel Technologien 
alternativer Energie- und Ressourcen- 
bewirtschaftung, die für die mittel- 
ständisch geprägte industrielle Basis 
im Osten interessant sind. Vor allem 
aber geht es um jene Märkte, die sich 
im Rahmen der EU-Osterweiterung 
ergeben werden. Die Entwicklung des 
Standortes Ostdeutschland bedarf 
folglich eines Leitbildes Ostdeutsch- 
lands in europäischer Perspektive. 

3. Die Entwicklung optimaler In- 
vestitionsstrategien in den Bereichen 
lnfrastru ktur und Wirtschaftsförde- 
rung und -ansiedlung schließt beglei- 
tende oder alternative Instrumente 
nicht aus, ersetzt sie aber nicht. 

Als alternatives Konzept zu einer 
erneuten lnvestitionsoffensive (oder 
damit kombiniert) wird oft die Sen- 
kung der Lohnstückkosten, etwa 
durch Einfrieren der Reallöhne auf jet- 
zigem Niveau und weitere Produktivi- 

einmal verloren, stehen wir im Falle 
einer Rezession in Ostdeutschland vor 
schwer beherrschbaren ökonomi- 
schen und politischen Problemen. 
Schließlich: Die Osterweiterung der 
EU wird ohne einen sichtbaren Ent- 
wicklungsschub, ohne ein flankieren- 
des Konzept, auf massive Vorbehalte 
stoßen. Was ist also zu tun? 

1. Wir müssen endlich zu einer 
gemeinsamen Diagnose der gegen: 
wärtigen Situation, also zu einer reali- 
stischen Status-quo-Prognose kom- 
men. 
Obwohl die von mir vorgelegten Da- 
ten niemand anzweifelt, gibt es über 
meine Diagnose Streit. Ist das zurück- 
bleibende gesamtwirtschaftliche 
Wachstum dauerhaft oder vorüber- 
gehend? Ist es nur durch die Rückbil- 
dung der Baukapazitäten verursacht 
oder ist das Zurückbleiben Ausdruck 
des Auslaufens des ersten Investiti- 
onsbooms auf ein anhaltendes Nied- 
rigniveau? Wie ist das vergleichsweise 
hohe Wachstum des verarbeitendes 
Gewerbes zu beurteilen? Gibt es Ten- 
denzen der weiteren Angleichung des 
Produktivitätsniveaus? Wie stark ist 
das endogene ostdeutsche Wirt- 
schaftspotential wirklich? Selbst 
wenn es auf diese Fragen noch keine 
eindeutige Antwort gibt: Die Hypo- 
these, daß es sich um einen anhalten- 
den Schwächezustand handeln könn- 
te, liegt nicht nur auf der Hand, sie ist 
längst ins praktische Kalkül der Men- 

Osten gesetzt werden. Die zentrale 
Aussage meiner Argumentation - ein 
lnvestitionsprogramm für Ost- 
deutschland aufzulegen, das vor dem 
Hintergrund ,,verläßlicher Rahmenbe- 
dingungen" bereits in den nächsten 5 
Jahren greift - bedarf in der Tat neuer 
Überlegungen, wie es zu gestalten 
und zu finanzieren ist. Ich will das im 
Zusammenhang mit meiner 3. These 
erläutern: ,,Wenn das Ziel, der Aufbau 
einer eigenständigen wirtschaftlichen 
Basis in Ostdeutschland erreicht wer- 
den soll, müssen die Prinzipien der 
Förderpolitik auf ihre nachhaltige und 
Arbeit schaffende Wirkung überprüft 
und im Hinblick auf die Erweiterung 
der Europäischen Union an einem 
Leitbild der Entwicklung Ostdeutsch- 
lands in europäischer Perspektive ori- 
entiert werden." 

Vor einer ,,Zweiten Investitionsof- 
fensive" steht selbstverständlich die 
Frage nach einer sinnvollen und opti- 
malen lnvestitionsstrategie. Investitio- 
nen in die öffentliche lnfrastruktur 
machen vor allem und zuerst dort 
Sinn, wo sie wirkliche Anreize für pri- 
vate Investitionstätigkeit schafft. Ver- 
änderungen in der Förderstrategie, 
beim Förderniveau, der Sektoralstruk- 
tur, der Berücksichtigung von Wert- 
schöpfungsketten, Technologie- und 
lnnovationsorientierung, das Präfe- 
renzgefälle, die Definition von Zielre- 
gionen, aber auch die Fragen der EU - 
Beihilfe - Konformität gehören in eine 
solche Strategie. Passive oder aktive 

tätsförderung nahegelegt. Sinnvoll 
und politisch akzeptabel wäre diese 
nur, wenn man die Folgen für die Mo- 
bilität der Arbeitskräfte, für die Quali- 
tät der Arbeitsmärkte, für die innere 
Lohndifferenzierung in den neuen 
Ländern, für die Binnenkaufkraft, für 
das soziale Sicherungsniveau, für die 
Ansiedlung mobiler Unternehmen, 
für die künftige Branchenstruktur sind 
so gestalten kann, dass die Vorteile 
die Nachteile überwiegen. Dazu be- 
dürfte es eines Bündnisses zwischen 
Politik, Gewerkschaften und Unter- 
nehmern, einen Sozialpakt, der tarif- 
politische Zurückhaltung z.B. mit 
Steuerentlastung und/oder Vermö- 
gensbildung innerhalb des Flächenta- 
rifvertrages verbinden könnte. 

Der Übergang zu regionalpoliti- 
schen Förderinstrumenten für die neu- 
en Länder ist schon eine Weile in der 
Diskussion und deshalb beliebt, weil 
man glaubt, man bekäme das Thema 
vom Tisch, wenn die Ostdeutschen 
sich z. B. mit den Ostfriesen verglei- 
chen. Unter Hinweis auf ostdeutsche 
,,Gewinnerregionen" wie Dresden, 
Jena, Leipzig oder Potsdam - plädieren 
einige vorlaut für freien Wettbewerb 
der Regionen, was allemal gut klingt. 
Nur rate ich, zuvor zu prüfen, wie die- 
se Städte ohne die laufenden Finanz- 
zuweisungen und Fördertöpfe zurecht 
kommen wollen. Inklusive der stattli- 
chen Förderkulisse rangieren die 
,,Boom-Regionen Ost" noch allemal 
hinter dem schlechtesten Arbeitsamts- 
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zwang sie Anfang Oktober die Aner- 
kennung des Wahlsiegs Kostunicas. 
Voraussetzung des weitgehend fried- 
lichen Machtwechsels war jedoch, 
daß sich die Sicherheitskräfte im ent- 
scheidenden Moment nicht hinter 
Milosevic stellten. 

Nach dem Machtwechsel 
Der Sieg von Kostunica bei den jugo- 
slawischen Präsidentschaftswahlen 
stellte jedoch noch keinen vollständi- 
gen Machtwechsel dar, da bei den Par- 
lamentswahlen die Milosevic-nahen 
Parteien als Wahlsieger hervorgegan- 
gen war. Dies war vor allem durch den 
Wahlboykott in Montenegro möglich 
geworden, da alle montenigrinischen 
Sitze dadurch kampflos an die SNP ge- 
fallen waren. Ohne Zustimmung der 
SNP war folglich die Bildung einer 
Übergangsregierung in Jugoslawien 
und die Festlegung vorgezogener 
Neuwahlen in Serbien nicht möglich. 
Diese konnte nur durch einen Kompro- 
miss erreicht werden, der den bisheri- 
gen Anhängern Milosevics weitge- 
hend den Verzicht auf Nachteile und 
Repressionen und damit die gleichbe- 
rechtigte Teilnahme in der Konkurrenz 
um die Wählergunst in der Zukunft 
versprach. Darüber hinaus sprach sich 
Kostunica gegen eine Auslieferung von 
Milosevic an den Den Haager Gerichts- 
hof aus. Serbien steht damit noch eine 
schwierige Demokratisierungsetappe 
bevor. 

Internationale Anreize 
Die Politik des Westens gegenüber Ju- 
goslawien war weitgehend durch 
eine Politik der Sanktionen bestimmt. 
Die internationalen Verhandlungsbe- 
mühungen konzentrierten sich im ju- 
goslawischen Falle über Jahre auf die 
Lösung von ethnopolitischen Konflik- 
ten mit den Nachbarstaaten oder in 
Serbien - nicht aber auf innenpoliti- 
sche Fragen. Die Politik der Sanktio- 
nen wurde freilich selbst von der ser- 
bischen Opposition als ineffektiv be- 
zeichnet. Denn diese stärke lediglich 
die Position von Milosevic, da Men- 
schen, die aufgrund der Wirtschafts- 
krise auf Schwarzarbeit und Neben- 
einkünfte angewiesen sind, zu er- 
schöpft für politische Aktivitäten sei- 
en. Die Machtkanäle würden zudem 
durch die Sanktionen profitieren, da 
sie die Verteilung der knappen Res- 
sourcen organisieren. 

lnfolge der Sanktionspolitik hatte 
die internationale Staatengemein- 
schaft praktisch keine Möglichkeit 
von innen auf die Wahlen des Jahres 
2000 einzuwirken. Milosevic hatte 

nicht einmal Wahlbeobachter aus 
Ländern, die an den NATO-Angriffen 
teilgenommen hatten, zugelassen. 
Gleichwohl flossen in den letzten Mo- 
naten insbesondere über regionale 
Strukturen, die von Oppositionsver- 
tretern kontrolliert waren, so z.B. 
über Städtepartnerschaften, erhebli- 
che Finanzmittel nach Serbien, um 
durch kurzfristige Infrastruktuwerbes- 
serungen den Wählern die Entwick- 
lungsperspektiven eines politischen 
Kurswechsels zu vergegenwärtigen. 

Diese Hilfe war an die Vorausset- 
zung geknüpft, daß die Opposition 
die Wahlen nicht boykottieren und 
sich auf einen gemeinsamen Kandi- 
daten einigen würde. Die serbische 
Opposition konnte sich dabei sicher 
sein, daß Jugoslawien im Falle ihres 
Wahlsieges umgehend in das EU-So- 
fortprogramm für den Balkan aufge- 
nommen würde und die langfristige 
Chance eines EU-Beitritts besteht - 

eine Perspektive über die Belarus auch 
im Falle eines politischen Kurswech- 
sels nicht verfügt. 

Schlussfolgerungen 
Aus der vorgenommenen Analyse der 
jugoslawisch-serbischen Situation las- 
sen sich insbesondere folgende 
Schlussfolgerungen für Belarus zie- 
hen: 

Zentrale Voraussetzungen, wei- 
che die Abwahl von Milosevic ermög- 
lichten (insbesondere kommunale 
Machtbasis der Opposition, Protest- 
bereitschaft der Bevölkerung), sind in 
Belarus nicht gegeben. 

Die Relevanz der jugoslawischen 
Ereignisse für Alexander Lukaschen- 
ko dürfte daher vor allem darin lie- 
gen, daß sie ihm die Brüchigkeit der 
Unterstützung Moskaus in Abhän- 
gigkeit von der internationalen Kon- 
stellation und des innenpolitischen 
Kräfteverhältnisses deutlich vor Au- 
gen geführt hat. Dementsprechend 
war auch die belarussische Führung 
zur Anerkennung des Sieges von Ko- 
stunica gezwungen, obwohl noch 
Anfang Oktober der belarussische 
Fernsehchef Viktor Tschikin in seiner 
Eigenschaft als Wahlbeobachter die 
Wahlen als absolut frei und fair be- 
zeichnet hatte. 

Die europäischen Organisationen 
müssen überzeugende Anreize schaf- 
fen, die einen politischen Kurswechsel 
für weite Bevölkerungs- und Eliten- 
kreise attraktiv macht. Die jugoslawi- 
sche Erfahrung dürfte gleichzeitig die 
Abwehrhaltung der belarussischen 
Führung gegen europäische Vermitt- 
lungsbemühungen steigen lassen. 

Die belarussische Opposition muss 
entweder eine neue Strategie zur Mo- 
bilisierung der Bevölkerung für ihre Po- 
sitionen finden oder eine Strategie un- 
terverzicht auf den Faktor Massenpro- 
teste entwickeln. Das jugoslawische 
Beispiel zeigt in jedem Falle, daß die 
Protestbereitschaft der Bevölkerung im 
Falle von Wahlbetrug durch die 
Machthaber größer ist als im Falle ei- 
nes Boykotts der Opposition. 

Das Beispiel Jugoslawien verdeut- 
licht außerdem, dass ein Wechsel im 
Amt des Staatsoberhauptes nicht au- 
tomatisch die Sicherung einer politi- 
schen Kehrtwende bedeutet. Zwar 
verfügt der belarussische Präsident 
über mehr Kompetenzen als der jugo- 
slawische; umfassende Reformen be- 
dürfen gleichwohl der Unterstützung 
in den anderen Institutionen, nicht 
zuletzt im Parlament. 

Die Opposition muss sich gleichzei- 
tig für eine Verbesserung der Wahlbe- Aufgrund ihrer 
dingungen und um die Unterstützung Teilnahme an 
einer Bevölkerungsmehrheit, die nicht Wahlen behielt die 
durch Wahlmanipulationen ausgegli- Opposition in 
chen werden kann, bemühen. Folglich Machtpositionen im 
muss sie sich für ein unabhängiges ein- serbischen Staatsap- 
heimisches Wahlbeobachternetzt ein- parat. 
setzen und sich auf einen kompro- 
missfähigen Kandidaten verständigen, 
der auch Wähler aus dem Lager der 
Unentschlossenen und der Lukaschen- 
ko-Anhänger anziehen kann. Die Aus- 
einandersetzung über den Boykott der 
Parlamentswahlen im Oktober hat die 
belarussische Opposition jedoch vor- 
erst weit von diesem Ziel entfernt. 

Das - gegenwärtig unwahrschein- 
liche - Szenario eines politischen 
Machtwechsels ist für Belarus freilich 
nicht das einzig denkbare Szenario, 
durch das eine politische Reformpoli- 
tik einleitbar wäre. Ein per Dialog er- 
zielter Elitenkompromiss stellt weiter- 
hin zumindest theoretisch eine Mög- 
lichkeit dar, die bisher freilich von den 
politischen Akteuren nicht genutzt 
wurde. SPW 
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WIR WOLLEN ALLES! 
Versuch, die Spontis der 70er Jahre vor ihrer 
staatstragenden Derriere-Garde zu schützen. 

Von Thomas Seibert 

E in Gespenst geht um in der Ber- 
liner Republik - das Gespenst 
des Spontaneismus. Alle Mäch- 

te dieses jungen Staatswesens haben 
sich zu einer heiligen Hetzjagd gegen 
dieses Gespenst verbündet, die christ- 
demokratische Reaktion und die Za- 
ren der Medienindustrie, Ex-Radikale, 
die zwar nicht an die Macht, doch 
wenigstens an die Regierung gelangt 
sind ebenso wie deren biedere Kon- 
kurrenten, die nicht verwinden kön- 
nen, von früheren Strassenkämpfern 
abgelöst worden zu sein. 

Ihre Popularität verdankt die soge- 
nannte ,,Debatte" um die sogenann- 
ten ,,68er" zwei erfolgreichen Täu- 

Die ,,Debatte1' um schungsmanövern. Erstens handelt es 
die ,,68er" ist in sich nicht um eine Debatte, sondern 
Wirklichkeit ein um ein massenmedial inszeniertes Ri- 

massemedial tual, in dem die Infamie professionel- 
inszeniertes Ritual. ler Desinformanten und der bigotte 

Geständnis- und Distanzierungs- 
zwang von Konvertiten sich gegensei- 
tig verstärken. Zweitens geht es dabei 
nur vordergründig um die 68er. 
Denn, Hand aufs Herz: „68" gehört 
längst zu den positiven Gründungs- 
mythen der Berliner Republik. Mehr 
noch: Die Berufung auf die ,,Studen- 
tenrevolte" legitimiert geradezu das 
in seinem ,,Ernstfall" zuletzt im Koso- 
vo exekutierte Recht dieses Staates, 
sich nach innen und aussen der 
Macht zu bedienen, die er anzuwen- 
den vermag. Bestätigt wird dies von 
den 68ern selbst, sind es doch die Fi- 
scher, Vollmer und Trittin, die die „Zi- 
vilität" des deutschen Staates reprä- 
sentieren und garantieren. Um den 
Preis freilich, die Revolten der 60er 
und 70er Jahre darauf zu reduzieren, 

Dr Thomas Seiber? ist promovierier Philosoph, Referent für Kultur- und 
Gesellschaftskritik von medico international, FrankfurtlMain. 

die Verkrustungen des nachfaschisti- 
schen Adenauerstaates gesprengt 
und die Bundesrepublik unumkehrbar 
in die westliche ,,Wertegemeinschaft" 
geführt zu haben. Mag solche retro- 
spektive Zurichtung für viele 68er in 
der lebensgeschichtlichen Selbstver- 
gewisserung plausibel sein: die Bewe- 
gung der 70er Jahre geht darin nicht 
auf, und deshalb kreist die ganze Aus- 
einandersetzung in Wirklichkeit um 
sie. Konsens aller Beteiligten ist, dass 
der ,,Extremismus" der 70er ein fol- 
genschwerer Irrtum war, der sich 
nicht wiederholen dürfe. Erstens we- 
gen seiner - rinks wie lechts - ,,totali- 
tären" Grundhaltung, und zweitens 
wegen der Gewalt, die notwendig 
aus einer solchen Grundhaltung re- 
sultiere. Folglich besteht das eigentli- 
che Ziel der Debatte nicht im sowieso 
erfolglosen ,,Fischer-bashing", son- 
dern im Ausschluss der ausserparla- 
mentarischen Linken der 70er Jahre 
aus dem Bereich legitimer politischer 
Praxis. 

Von der ,,Studentenrevolte" zur 
Systemopposition 
Wenn es auch richtig ist, die Entste- 
hung der Neuen Linken auf die 60er 
Jahre zu datieren, so darf sie doch 
nicht mit  den Demonstrantlnnen 
der ,,Studentenbewegung" ver- 
wechselt werden. Diese waren in ih- 
rer Mehrzahl tatsächlich von den 
Motiven bestimmt, die Fischer und 
die Seinen heute als einzige gelten 
lassen wollen: das Erschrecken über 
die gar nicht klammheimlichen Kon- 
tinuitäten zwischen dem national- 
sozialistischen und dem Adenauer- 
staat und die in dieser Tradition ste- 
hende Notstandsgesetzgebung der 
Großen Koalition, die Empörung 
über den Vietnamkrieg. Hinzu trat 
eine auch in der proletarischen Ju- 
gend verbreitete subkulturelle Dissi- 
denz, die sich nicht nur gegen die 
Elterngeneration, sondern auch ge- 
gen die Alltagskultur der ,,Fabrik- 
und Konsumgesellschaft" richtete. 
Deswegen verstanden sich die Akti- 
vistlnnen der Revolte aber nicht als 
;Linke'. Im Gegenteil: deren linken 
Kerne, der Sozialistische Deutsche 
Studentenbund (SDS), Splittergrup- 
pen der Nachkriegslinken wie der 
Verband Unabhängiger Sozialisten 
(VUS) oder aber die illegale KPD wa- 
ren 68 keinesfalls tonangebend; 
und selbst der SDS folgte nur be- 
dingt der von Rudi Dutschke oder 
Hans-Jürgen Krahl vertretenen Linie. 

Erst mit der brutalen Zerschla- 
gung der Schahdemonstration, der 

Ermordung Benno Ohnesorgs, dem 
Attentat auf Rudi Dutschke und der 
im Wortsinn mörderischen Hetzkam- 
pagne der Springerpresse radikali- 
sierte sich die Bewegung. Als der Hö- 
hepunkt des spontanen Protests 
überschritten war, setzte eine weiter- 
führende, reflexive Dynamik ein, 
stellten sich qualitativ neue Fragen: 
Wenn wir mehr sind als eine studen- 
tische Opposition mit  beschränkter 
demokratischer Zielsetzung, was ist 
dann eigentlich der Horizont unserer 
politischen Praxis? Und: wenn diese 
politische Praxis im Widerstand ge- 
gen die Notstandsgesetze und im 
Protest gegen den Vietnamkrieg 
nicht aufgeht, sondern die grundle- 
gende Änderung der gesellschaftli- 
chen Verhältnisse anstrebt, in wel- 
cher Geschichte, welcher Tradition 
stehen wir dann? Alle diese Fragen 
schliessen sich letztlich zu einer Frage 
zusammen: in welchem Verhältnis 
stehen wir - als ,,Studentenbewe- 
gung", als Jugendrevolte - zur Ge- 
schichte der Arbeiterbewegung und 
der sozialistischen und kommunisti- 
schen Parteien, d.h. zur historischen 
Systemopposition, zur ,Alten Lin- 
ken'? 

Die dabei aufbrechenden Diffe- 
renzen sprengten den SDS und war- 
fen damit auch praktisch die bald viel- 
diskutierte ,,Organisationsfrager' auf. 
Beantwortet wurde sie in zwei alter- 
nativen Optionen, der ,,reformisti- 
schen" bzw. ,,revisionistischen", und 
der ,,revolutionären" Option. Den er- 
sten Weg schlugen die meisten der 
politisierten 68er ein, indem sie sich 
den Jungsozialisten bzw. der SPD 
oder der 1969 neugegründeten 
Deutschen Kommunistischen Partei 
(DKP) anschlossen. Den zweiten Weg 
beschritten die maoistischen bzw. 
trotzkistischen ,,K-Gruppen", die 
Gruppen der Stadtguerilla und die 
sog. ,,undogmatische Linke", deren 
stärkste Strömung wiederum die 
,,Spontaneistenn waren - kurz ,,Spon- 
tis" genannt. 

Die Spontis verstanden sich als Er- 
ben der antiautoritären Oppositionen 
in der Linken und waren schon des- 
halb nie auf einen ,,Ansatz8' zu verein- 
heitlichen. Deswegen besteht die er- 
ste Geschichtsklitterung der 68er-De- 
batte darin, der engeren Gruppe um 
Joseph Fischer und Daniel Cohn-Ben- 
dit den Alleinvertretungsanspruch für 
,die' Spontis zuzubilligen. De facto 
kam ihnen der nicht einmal im Rhein- 
Main-Gebiet zu, in dem sie zeitweilig 
ohne Zweifel hegemonialen Einfluss 
ausübten. 

Liebe Leserin, lieber Lese6 

mit dieser Ausgabe Forum DL 21 möchten wir eine Diskussion um die Entwicklung auf dem ostdeutschen Arbeitsmarkt 
und die Zukunft der neuen Bundesländer beginnen. Wir freuen uns sehr, dass wir für diesen Einstieg mit Rolf Schwanitz 
und Wolfgang Thierse zwei hochkarätige Autoren gewinnen konnten und möchten uns dafür herzlich bedanken. 

Wir hoffen, dass diese Artikel dazu anregen, sich an der weiteren Diskussion zu diesem Thema zu beteiligen. Die Dis- 
kussion wird im Forum DL-21 ,,NewsletterJ' und auf unserer Homepage (www.forum-dl2l .de) fortgeführt. Wir laden 
jedefn dazu ein, sich dort zu Wort zu melden und freuen uns auf jeden Beitrag! 

Vorstand Forum DL 2 I 

Neue Weichenstellungen für Ost- 
deutschland 

Von Wolfgang Thierse* 

ie Debatte, die der Veröffentli- D' chung meiner Thesen folgte, 
hat eines schon gezeigt: Es 

war richtig, eine grundsätzliche Dis- 
kussion der Zukunftsfragen der neuen 
Länder herauszufordern. Und zwar in 
und mit der eigenen Partei, damit wir 
auch hier die Initiative wiedergewin- 
nen! Obwohl der politische Argu- 
mentationszusammenhang in  der öf- 
fentlichen Diskussion kaum berührt 
wurde - was nicht weniger sympto- 
matisch ist, als die Reduzierung der 
Thesen auf den Satz: „Der Osten steht 
auf der Kippe!": Es geht um die Zu- 
kunft der Sozialdemokratie im Osten! 
Es geht um die Frage, wie wir unsere 
Mehrheitsfähigkeit in den neuen Län- 
dern, die nach der CDU-Dominanz 
seit 1990 erstmals 1998 gelang, si- 
chern oder gar ausbauen. Es sei erin- 
nert: Es waren diese Zugewinne und 
die enormen Verluste der CDU im 
Osten, die uns im Bund regierungsfä- 
hig machten. Die meisten der vielen 
Zuschriften aus der ostdeutschen Par- 
teibasis knüpfen hier an. Aus ihnen 
spricht die Furcht vor einem Wegbre- 
chen unserer gesellschaftlichen Basis 
im Osten, vor einer anhaltenden Resi- 
gnation oder Gleichgültigkeit in brei- 
ten Schichten, gegen die am Ende 
auch unsere Appelle für ziviles Enga- 
gement und demokratische Gesin- 
nung nicht ankommen werden. Auf 
dem Spiel steht nicht zuletzt eine 
Menge Vertrauenskapital in die De- 
mokratie. Ein abgehängter Osten 

mag zu schwach sein, diese Republik 
zu gefährden, beschädigen kann er 
sie durchaus. 

Wie ernst ist die Lage? Ich will auf 
die jüngste Statistik aus Nürnberg hier 
nicht verweisen, obwohl sie meine 
Feststellungen, die sich auf den Stand 
Oktober 2000 bezogen, noch über- 
treffen. Ich habe ,,eine ehrliche Be- 
standsaufnahme" der wirtschaftli- 
chen und sozialen Lage in Ost- 
deutschland gefordert. Die Kontrover- 
se über die Formulierung „auf der 
Kippe" scheint mir so müßig, wie die 
Meditationen über das ,,halbvolle 
Glas". Der Hauptsatz meiner ersten 
These heißt: 

„Die Zukunft Ostdeutschlands 
entscheidet sich deshalb nicht erst im 
Jahr 2004, wie das Ringen um die 
Fortsetzung des Solidarpaktes der Öf- 
fentlichkeit glauben macht, sondern 
noch vor der kommenden Bundes- 
tagswahl!" 

Das will sagen: Wenn der gegen- 
wärtige Zustand anhält, stellt sich ein 
ökonomisch, sozial und politisch au- 
ßerordentlich ungünstiges Szenario 
ein. Denn niemand bestreitet: Das 
Wachstum in den neuen Ländern 
liegt seit 1997 unter dem der alten 
Länder, die West-Ost-Schere hat sich 
wieder geöffnet. Wer behauptet, der 
Angleichungsprozeß sei „ins Stocken 
geraten" versteht nicht die Zahlen: 
Geringeres Wachstum bedeutet ein 
Auseinanderdriften der Entwicklung. 
Die strukturelle Schwäche der Wirt- 
schaft der neuen Länder ist derart 
groß, dass sie selbst in einer konjunk- 
turellen Aufwärtsphase nicht mithal- 
ten kann. Das BIP je Einwohner liegt 
unverändert 40% unter dem west- 

deutschen, die stärksten neuen Län- 
der liegen weiter unter den schwäch- 
sten der alten, die Exportschwäche 
hält an, die Abwanderung der Jünge- 
ren und ,,Leistungsträger" nimmt 
wieder zu, die Unterbeschäftigung 
verharrt ungeachtet der günstigen 
konjunkturellen Entwicklung auf ho- 
hem Niveau. 

Das alles ist bekannt. Inzwischen 
ist auch unstrittig: Die hohen West- 
Ost-Transfers müssen auf lange Sicht 
gezahlt werden. Aber das ist eben kei- 
ne hinreichende Antwort. Wie lange 
wird man eigentlich von der ,,Auf- 
rechterhaltung der Förderung des 
Ostens auf hohem Niveau" reden 
können, ohne sagen zu müssen, wie 
man die Situation ändern will? Dies 
ist nicht nur im Interesse der Geber- 
seite, sondern auch der Nehmerseite. 
Wer mir ostdeutschen Zweckpessi- 
mismus unterstellt, hat eines nicht 
verstanden: Die Folgekosten der Ver- 
einigung werden geradezu maxi- 
miert, wenn Alternativen zum Status- 
quo ausgeschlossen sind, wenn die 
Formel „VerstetigungM einzige Ant- 
wort bleibt. Wer damit gesamtdeut- 
sche Harmonie pflegen will, sollte 
wissen: Dies wird die teuerste Lösung 
für das ganze Land und nicht harmo- 
nisch ausgehen! Sind die Chancen für 
einen selbst tragenden Aufschwung, 
eine dynamische Re-Industrialisierung 

* Wolfgang Thierse, Md8 ist Bundestagspräsident und 
stellveflretender Pafleivorsitzender der SPD 
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handlungspartner, da dieser die Eintei- 
lung der Arbeitszeit - und im übrigen 
damit einhergehend auch die Überwa- 
chung der Einhaltung der Arbeitszeit- 
schutzvorschriften - an die einzelnen 
Beschäftigten abgegeben. Statt dessen 
müssen die einzelne Bezugsgruppe 
oder die einzelnen Beschäftigten alles 
selbst aushandeln. Damit wird einer- 
seits der Betriebsrat als Interessenvertre- 
tungsorgan der gesamten Belegschaft 
geschwächt und andererseits sind die 
einzelnen Arbeitnehmerinnen und Ar- 
beitnehmer darauf angewiesen sich in- 
dividuell möglichst gute Verhandlungs- 
positionen zu erarbeiten. Dies wird mei- 
stens auf Kosten der Kolleginnen und 
Kollegen passieren, da bei Einführung 
von Vertrauensarbeitszeit oft vorgese- 
hen ist, dass Beschäftigte, die ihre Ziel- 
vorgaben nicht erfüllen können, ange- 
ben müssen, wer die Aufgaben statt 
dessen erledigen soll. 

Aktion 
Um den Teufelskreis aus Selbstaus- 
beutung der Einzelnen und Entsolida- 

- 

Intern 
spw und der Verein zur Förderung von 
Demokratie und Völkerverständigung 
e. V. laden herzlich ein zur Frühjahrsta- 
gung, die vom 27.-28. April im nieder- 
sächsischen Springe stattfinden wird. 
Inhaltlich soll es um die Themen ,,Bil- 
dungspolitik" und ,,Lebenswissenschaf- 
ten" gehen. Damit soll die Diskussion 
um eine moderne Sozial- und Gesell- 
schaftspolitik fortgesetzt werden. 

Informationen gibt es bei der 
spw-Redaktion, 02311 40 24 10 oder 
per eMail an redaktion@spw.de 

*** 

ProMS Nord lädt zu einer Fachtagung 
am 31. März in das Landeshaus Kiel 
ein, um über den skandinavischen 
Weg des sozialpolitischen Umbaus zu 
diskutieren. Mit  Beiträgen vertreten 
sind U. a. Werner Kindsmüller (Staats- 
kanzlei Schleswig-Holstein), Gisela 
Pettersson (Hamburg), Thorsten 
Braun (Sociologisk Analyse, Risskov) 
und Dr. Hildegard Theobatd (Wissen- 
schafstzentrum Berlin). 

risierung er Belegschaft zu durchbre- 
chen, haben die Betriebsräte von IBM, 
wo 1992 bundesweit die Vertrauens- 
arbeitszeit eingeführt wurde, die Ak- 
tionen ,,Monat der Besinnung" und 
,,Meine Zeit ist mein Leben!" entwik- 
kelt. 

Dabei wurden öffentlich und an- 
'onym per Email diskutiert, was im 
Spannungsverhältnis zwischen „Ar- 
beit, Zeit und Leben" eigentlich - 
ganz subjektiv -wichtig ist. Erstmals 
konnte damit für die Beschäftigten 
von IBM die selbstauferlegte Ver- 
pflichtung, nicht über die eigene 
Überforderung zu reden, aufgebro- 
chen werden. 

Aus den Aktionen der IBM-Be- 
triebsräte unter dem Motto ,,Meine 
Zeit ist mein Leben" ging die Arbeits- 
zeit-Initiative ,,Arbeiten ohne Ende?" 
der IG Metall hervor. Sie schafft 
Raum, um Fragen heutiger Zeiteintei- 
lung unter Mitwirkung eines Philoso- 
phen zu diskutieren. (vgl. http:// 
w w w . i g m e t a l l . d e / a r b e i t e n -  
ohne-ende) SPW 

Anfragen und Anmeldungen sind 
an Wolfgang Baasch, MdL, Große 
Burgstr. 51, 23552 Lübeck oder per 
eMail an dqazi@gmx.de zu richten. 

spw wird in der nächsten Ausga- 
be über die Veranstaltung berichten 
und einen Teil der Referate dokumen- 
tieren. 

X**  

Im letzten Jahr haben wir im spw-Ver- 
lag ein Buch ,,Umverteilen" veröffent- 
licht, deren Herausgeberlnnen - eine 
vom spw-Leserlnnenforum Rheinland 
mitgetragene parteiübergreifende Ar- 
beitsgruppe - ihre Arbeit jetzt fortset- 
zen und einen Beitrag zur Formierung 
einer linken Gegenbewegung gegen 
den Sozialabbau leisten wollen. 

Bis Juli 2001 bietet das Projekt die 
Möglichkeit der inhaltliche Einarbei- 
tung in das Thema ,,Reichtum und 
seine (un-)gerechte Verteilung". 

Im September und Oktober fol- 
gen Infostände, Aktionen und eine 
größere Veranstaltung, um die Öf- 
fentlichkeit mit den Ergebnissen des 
Projektes bekannt zu machen und für 
die ,,Umfairteilung" des Reichtums zu 
werben. 

Nähere Infos gibt's bei Hans Gün- 
ter Bell (Tel.: 0221 -885299) oder auf 
der Homepage des spw-Leserlnnen- 
forums Rheinland (www.spw- 
rheinland.de). 

Reinhold Rünker 

Was ist und zu welchem Zweck 
betreibt man ,,Spontaneismus"? 
1970 erscheint im Rowohlt-Verlag 
unter dem Titel Schriften zur Theorie 
der Spontaneität eine Auswahl von 
Texten Rosa Luxemburgs aus den An- 
fangsjahren des 20. Jahrhunderts. Lu- 
xemburg versuchte damals, sowohl 
über die Strategie einer sozialdemo- 
kratischen Wahlpartei wie über die ei- 
ner leninistischen Kaderpartei hinaus- 
zugelangen. Dabei setzte sie auf die 
spontane Selbsttätigkeit der Arbeiter- 
klasse - gegen die Sozialdemokraten, 
die die Spontaneität der Klassen- 
kämpfe parlamentarisch repräsentie- 
ren (vertreten), und gegen die Partei- 
kommunisten, die die Autonomie der 
revoltierenden Subjekte durch die 
,,führende Rolle" ihrer Kader substitu- 
ieren (ersetzen) wollten. Luxemburgs 
Doppelkritik an Sozialdemokratie und 
Parteikommunismus ist der gemein- 
same Ausgangspunkt der spontaneis- 
tischen Gruppen, die nach ihrem zu- 
erst im März 1973 erschienenen 
,,KampfblattU Wir wollen alles auch 
,,WWA-Gruppen" genannt wurden. 
Dazu gehören damals: die Proletari- 
sche Front - Gruppe westdeutscher 
Kommunisten (PE HamburglBremen), 
die Kölner Gruppe Arbeiterkampf, der 
Revolutionäre Kampf (RK, FrankfurV 
Rüsselsheim) sowie die MünchnerAr- 
beitersache. In der ersten Ausgabe 
der WWA wird der spontaneistische 
Eigensinn auf den Punkt gebracht: 
,,Wenn Kämpfe entstehen, dann 
kommen alle ,politischen' Gruppen 
und erklären den Leuten, was sie zu 
machen haben, was sie denken müs- 
sen: ,Jetzt habt ihr nur eure be- 
schränkten Interessen im Kopf. Damit 
ihr politisch handelt, müsst ihr euch in 
der Gewerkschaft organisieren oder 
eine Schulung machen oder über- 
haupt unserer Linie folgen.' Das wird 
nicht der Weg unserer Zeitung sein. 
Warum? Weil wir wissen, dass in je- 
dem Kampf schon die radikalen Ele- 
mente, die eigentlich das ganze Sy- 
stem in Frage stellen, liegen" (S. 15). 

Wegen dieses Vertrauens in die 
Spontaneität der sozialen Kämpfe ha- 
ben die Parteikommunisten den 
Spontis vorgeworfen, die Selbsttätig- 
keit der Klasse zu überschätzen, die 
Notwendigkeit sowohl einer organi- 
sierten Avantgarde wie einer formel- 
len Repräsentation zu missachten 
und nicht zu begreifen, dass ,,Klas- 
senbewusstsein" von aussen in die 
stets tagespolitisch bornierte Arbeiter- 
klasse ,,hineingetragenM werden müs- 
se. Tatsächlich aber haben die Spontis 
die Notwendigkeit einer organisierten 

Avantgarde nicht bestritten. Organi- 
sation und Avantgarde sollten aber 
die Spontaneität der sozialen Kämpfe 
weder repräsentieren noch substituie- 
ren, sondern freisetzen und nach ih- 
rem Eigensinn artikulieren. Im zuerst 
1970 veröffentlichten Grundsatzdo- 
kument des Revolutionären Kampf 
heisst es deshalb: „Die Frage nach der 
Bildung einer revolutionären, einer 
proletarischen Avantgarde in der BRD 
ist mit Recht Gegenstand der Organi- 
sationsdebatte der Linken. Jedoch 
entwickelt sich die Organisation der 
proletarischen Avantgarde (...) nach 
der objektiven und subjektiven Mög- 
lichkeit und der Notwendigkeit der 
Revolution, der Notwendigkeit der 
Führung in den Kämpfen und der Or- 
ganisation der Massen. (...) Weil die 
proletarische Revolution nicht als Pa- 
lastrevolte vollzogen werden kann, 
sondern die Massen selbst ,das Richti- 
ge' wollen müssen, müssen die Mas- 
sen lernen, das Richtige, Kommunisti- 
sche, vom Falschen, Kapitalistischen, 
Revisionistischen zu unterscheiden. 
(...) Die Avantgarde ist nicht nur not- 
wendig, sie geht auch aus den Kämp- 
fen selbst hervor, sie ist in diesem Sinn 
Ausdruck von Klassenbewusstsein." 
(RK, Untersuchung - Aktion - Organi- 
sation, Merve Verlag Berlin 1971, C. 
8f.). Für die Spontis ist die Organisati- 
onsfrage also dann richtig gestellt, 
wenn sie als Frage nach der organi- 
sierten Selbsttätigkeit von revoltieren- 
den Subjekten gestellt wird, die schon 
in ihren spontanen ,,Tageskämpfen" 
das kapitalistische System in Frage 
stellen. Darin folgen sie nicht nur Lu- 
xemburg und der weiteren links- bzw. 

rätekommunistischen Tradition der 
2Oer Jahre, sondern auch der Kriti- 
schen Theorie der Frankfurter Schule. 
Deren Einfluss führte im RK zu einer 
zweistufigen Untersuchung der ge- 
sellschaftlichen Verhältnisse: eine sog. 
„A-Gruppe'' analysierte und diskutier- 
te deren ,,objektive Seite" (Ökonomie, 
Arbeitsorganisation, Kapitalkonzen- 
tration etc.), während die ,,B-Gruppe" 
parallel die subjektive gesellschaftli- 
che Erfahrung (Wohnen, Familie, Er- 
ziehung, Bildung, Medizin, Lebens- 
führung) auszulegen suchte. Politisch 
bestimmend war darüber hinaus der 
Einfluss einer anderen, zeitgenössi- 
schen Strömung: der des italienischen 
Operaismo, dem Wortsinn nach als 
,Arbeiterwissenschaft' zu übersetzen. 
Die Operaisten, organisiert in den 
Gruppen Potere Operaio (,Arbeiter- 
macht') und Lotta Continua (;Fort- 
währender Kampf'), später in der 
Massenbewegung der Autonomia 
Operaia (,Arbeiterautonomiel), gin- 
gen Anfang der 60er Jahre aus einer 
antiautoritären Opposition im italieni- 
schen Parteikommunismus hervor. Die 
wesentliche methodische Vorausset- 
zung ihrer Theorie und Praxis bestand 
darin, die Dynamik kapitalistischer 
Vergesellschaftung nicht aus vorgebli- 
chen ,,Gesetzen" der Ökonomie und 
nicht aus der Politik der herrschenden 
Klassen, sondern aus den alltäglich, 
scheinbar vor-politischen Attacken ei- 
nes permanenten Klassenkampfs ver- 
stehen zu wollen. Deshalb interessier- 
ten sie sich vordringlich für die subjek- 
tive ,,Zusammensetzung" der Arbei- 
terklasse, d.ti. für die historischen 
Subjekte der wirklichen sozialen 
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Kämpfe und nicht für ein konstruier- 
tes weltrevolutionäres Subjekt. 

gendären ~ ö r s a a l  VI der Frankfurter 
Uni regelmäßig mehrere hundert, bei 
besonderen Anlässen sogar bis zu 
3000 ( ! )  Leute beteiligten. Leute, die 
eigenständig in den verschiedensten 
Projekten aktiv waren und sich ge- 
meinsam auf ,den' RK bezogen: eine 
Organisation, die kein formelles Funk- 
tionariat, kein ZK besaß, auch wenn 
sie informell unter der Hegemonie der 
Gruppe um Fischer und Cohn-Bendit 
stand, die allerdings zu keiner Zeit un- 
umstritten war. Die autonomen loka- 
len Spontiorganisationen verbanden 
sich über die bundesweite Agitations- 
zeitung Wir wollen alles und über die 
Theoriezeitschrift Autonomie. Ihren 
historischen Höhepunkt fanden sie in 
den wilden Streiks des Jahres 1973, 
vor allem im Streik bei Ford in Köln, 
und in den ,,Häuserkämpfenr' dersel- 
ben Zeit. Streikbewegung und Häu- 
serkampf bestätigten die strategi- 
schen Analysen des Spontaneisrnus; 
weil sie sich an der Alltagserfahrung 
entzündeten und in der Radikalität ih- 
rer Forderungen - kostenloser Wohn- 
raum, Nulltarif im öffentlichen Nah- 
verkehr und, vor allem, ,,mehr Lohn - 
weniger Arbeit!" - tendenziell system- 
sprengenden Charakters waren. Den- 
noch zerbrachen die WWA-Gruppen 
gerade in dem Augenblick, in dem 
sich ihre Analysen zu erfüllen schie- 
nen. Während die PF aus der Nieder- 
lage der wilden Streiks und der Haus- 
besetzungen auf die Notwendigkeit 
schloss, die eigene Organisation zu 
festigen, um in künftige Kämpfe bes- 
ser eingreifen zu können, sah man 
sich im RK, aber auch in der Münch- 
ner Arbeitersache einem Scheitern 
konfrontiert, das einen Wechsel der 
politischen Strategie erforderte. Im 
Rückblick erst zeigen sich die Lücken 
beider Analysen: Während die PF im 
Festhalten an der ,,sozialrevolutionä- 
ren Klassenpolitik" übersah, dass ein 
historischer Zyklus sozialer Kämpfe 
unwiderruflich zuendeging, fiel die 
,,Selbstkritik1' der Gruppe um Cohn- 
Bendit und Fischer so ,,radikalu aus, 
dass sie de facto auf den Friedens- 
schluss mit den herrschenden Verhält- 
nissen hinauslief. Spätestens mit dem 
Übergang von der Wir wollen alles 
zum Stadtmagazin Pflasterstrand 
(1 974), das heute unter anderem Na- 
men, aber folgerichtig zum Anzei- 
genblatt mit Gourmet- und Theater- 
tips verkommen ist, differenzierten 
sich die Spontis so weit auseinander, 
dass die Altkader der Betriebsprojekt- 
gruppe bestenfalls deren ,rechtsop- 
portunistischen' Flügel repräsentier- 
ten. 

beitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
dazu führt, dass sie zeitlich weniger 
arbeiten, da sie ihre Zielvorgaben 
schneller erfüllen und die restliche 
Zeit nicht mehr im Betrieb ,,absitzen" 
müssen. Dagegen spricht zweierlei: 
einmal ist die Ableistung der gesam- 
ten Arbeitszeit weiterhin arbeitsver- 
tragliche Verpflichtung. Die Beschäf- 
tigten müssen also auch bei Erfüllung 
ihrer Aufgaben vor Ablauf der verein- 
barten Zeit weiterarbeiten - sie schaf- 
fen dadurch Freiräume um mehr zu 
arbeiten und organisieren sich ihre ei- 
gene Arbeitsverdichtung. 

Andererseits sprechen alle be- 
trieblichen Erfahrungen dagegen: 
Projekte werden in den seltensten Fäl- 
len so geplant, dass die Zeit locker 
ausreicht. Statt dessen wird die Frage 
der Machbarkeit auf dem Rücken der 
einzelnen Beschäftigten ausgetragen, 
die eben im Rahmen ihrer völlig freien 
Zeiteinteilung dafür verantwortlich 
sind, dass alles fristgerecht fertig ist. 
Hinzu kommt, dass im Rahmen neuer 
Management-Formen Unternehmen 
sich immer kleinteiliger organisieren 
und Verantwortlichkeiten nach unten 
verlagern, so dass Abteilungen oder 
Teams direkt gegeneinander konkur- 
rieren müssen. Dies erhöht den 
Druck, unrealistische Zielvorgaben zu 
vereinbaren und einzu halten 

und die gegenseitige Kontrolle, ob die 
anderen auch nicht weniger, kürzer 
oder langsamer arbeiten. Dadurch 
dass das objektive für alle vergleich- 
bare Kriterium der Länge der Arbeits- 
zeit wegfällt, können Einzelne ihre ei- 
geneLeistung schlechter selbst bewer- 
ten. In Erwartung der nächsten Beur- 
teilung wird oft lieber die eigene Ar- 
beitszeit verlängert als zuzugeben, 
dass man die Zielvorgaben nicht ein- 
halten kann. Das könnte schließlich 
auch daran liegen, das man zu ineffi- 
zient gearbeitet hat. Es besteht zu- 
mindest die Gefahr, dass der oder die 
Vorgesetzte, bei einer Leistungsbeur- 
teilung das so sieht. 

Wenig Vorteile von der Möglich- 
keit die Arbeitszeit nach eigenem 
~ i t d ü n k e n  einteilen zu können, ha- 
ben diejenigen Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer die bei der Eintei- 
lung ihrer Freizeit von anderen gesell- 
schaftlich vorgegebenen Zeiteintei- 
lungen abhängig sind, wie z.B. Eltern, 
die nur dann ausser Haus arbeiten 
können, wenn ihre Kinder in Betreu- 
ungseinrichtungen untergebracht 
sind. Sie sind in der Einteilung ihrer 
erwerbsarbeitsfreien Zeit nicht so fle- 
xibel, dass sie große Spielräume für 
unregelmäßige Arbeitszeiten hätten. 

Die WWA-Gruppen 
Im September 1970 lässt sich rund 
ein Dutzend Aktivisten der ,,antiauto- 
ritären Fraktion" des Frankfurter SDS 
in den Rüsselsheimer Opelwerken ein- 
stellen. Sie übersiedeln in die mittel- 
große Industriestadt und leben dort 
in Wohngemeinschaften, die bald 
zum informellen Treffpunkt rebelli- 
scher Jugendlicher werden. Unter- 
stützt werden sie durch eine Gruppe 
der Lotta Continua, die italienische 
Migrantlnnen organisiert. Die Arbeit 
im Betrieb wird auf Lehrlingswerkstät- 
ten, Schulen und eine Initiativgruppe 
Internationales Jugendzentrum aus- 
geweitet. Aus der systematischen In- 
tervention der Betriebsprojektgruppe 
Frankfurt in Rüsselsheim entwickelt 
sich der Revolutionäre Kampf, der im 
Rhein-Main-Gebiet zur dominanten 
politischen Strömung der Linken 
wird. Ebenfalls 1970 entsteht in Ham- 
burg und Bremen aus der von etwa 
50 palästinensischen, griechischen, 
italienischen und deutschen Studen- 
tlnnen bestehenden Hochschulgrup- 
pe Trikont die Proletarische Front. Die 
PF legt den Schwerpunkt ihrer Arbeit 
auf die Mobilisierung und Agitation 
migrantischer Arbeiterlnnen. Weil sie 
davon ausging, dass der sich entwik- 
kelnde Klassenkampf vom ,,multina- 

4. Verlagerung des Betriebsrisi- 
kos auf d ie  Arbeitnehmerinnen 
u n d  Arbeitnehmer 
Bei einer festgelegten (Kern-)Arbeits- 
zeit trägt der Arbeitgeber das Risiko 
für fehlende Arbeitsmittel: bei Strom- 
ausfall oder nicht gelieferten Produk- 
ten, die verarbeitet werden sollen, 
muss er seine Beschäftigten bezahlen, 
auch wenn diese ihre Arbeitsleistung 
nicht erbringen können. Bei der Ver- 
trauensarbeitszeit können diese Zei- 
ten flugs in Freizeit umgedeutet wer- 
den, so dass sie später nachgeholt 
werden müssen. Gleiches kann auch 
passieren, wenn die Arbeitnehmerin- 
nen und Arbeitnehmern Urlaub neh- 
men wollen oder krank werden. Die 
Abschaffung festgelegter Arbeitszei- 
ten kann auch zur Abschaffung ga- 
rantierter - und bezahlter - erwerbs- 
arbeitsfreier Zeiten führen. 

2.  Selbstüberforderung stat t  
Zeitsouveränität 
Für eine zufriedenstellende Koordina- 
tion von Freizeit, Familienarbeit und 
ehrenamtlichem Engagement auf der 
einen und Erwerbsarbeit auf der an- 
deren Seite sind relative Planungssi- 
cherheit und möglichst gleichbleiben- 
de Rhythmen notwendig. Gerade die- 
se kann Vertrauensarbeitszeit nicht 
bieten, da die Arbeitszeit immer von 
der Arbeitsmenge abhängig ist. 

Die Grenze zwischen Freizeit und 
Arbeitszeit verschwimmt. Die Arbeits- 
zeit endet nicht zu einem bestimm- 
ten, festgelegten Zeitpunkt, sondern 
irgendwann ist das Ziel erfüllt, aber 
dann wartet schon ein neues Projekt. 
Insofern ist es ideologische Verklä- 
rung von Vertrauensarbeitszeit zu 
sprechen, da nicht Kontrolle durch 
Vertrauen ausgetauscht wird, son- 
dern offensichtliche Kontrolle durch 
versteckte, teilweise sogar unbewus- 
ste Steuerung. 

tionalen Massenarbeiter" - ein den 
Operaisten entlehnter Begriff - getra- 
gen werden würde, intervenierte sie 
ausserhalb der Betriebe vor allem in 
den Lagern und Wohnheimen, in de- 
nen sog. ,,Gastarbeiter1' unterge- 
bracht waren. Ziel war der Aufbau ei- 
ner ,,nichtleninistischen kommunisti- 
schen Partei", die sich - quer zur Tren- 
nung von Partei und Gewerkschaft - 
aus einer basisdemokratischen ,,Paral- 
lelstruktur" entwickeln sollte: „Die 
Grundeinheiten der PF sind Zellen be- 
stehend aus höchstens fünf Leuten. 
Jedes Vollmitglied ist Zellenmitglied 
und zugleich Mitglied in einer prole- 
tarischen Basisorganisation (Betrieb, 
Stadtteil, Hochschul- bzw. Jugend- 
gruppe). Die Zellen wählen Delegierte 
zu einer vierzehntägigen Generalver- 
sammlung, aus der sich der Parteitag 
entwickelt" (Frombeloff, ... und es be- 

5. Verlust von  Mitbest immungs- 
rechten des Betriebsrats. 
Der Betriebsrat verliert Einflussmöglich- 
keiten dadurch, dass er seine kodifizier- 
ten Mitbestimmungsrechte im Bereich 
von Beginn und Ende der täglichen Ar- 
beitszeit, Verteilung der Arbeitszeit und 
der Ausgleichszeiträume sowie bei 
Überstunden nicht ausüben kann. Er 
hat nicht mehr den Arbeitgeber als Ver- 

gann die Zeit der Autonomie, Ham- 
burg 1993, S. 13). 

Obwohl es weder zu einem ,,Par- 
teitag" der PF noch zu einem des RK 
oder irgendeiner der anderen WWA- 

3. Entsolidarisierung der Beleg- 
schaft 
Damit einher geht oft auch wachsen- 
des Misstrauen der Arbeitnehmerin- 
nen und Arbeitnehmer untereinander 

Gruppen kam, kann ihre politische 
Bedeutung daran abgelesen werden, 
dass sich am ,,Plenum" des RK im le- 
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Nicht nur zum 
deutschen, sondern 
auch zum europäi- 
schen Sozialmodell 
gehört die autono- 

me kollektive 
Rechtsetzung, die 

nicht gegen indivi- 
duelle Freiheiten 

gerichtet ist, 
sondern diese erst 

möglich macht. 

Deutlichkeit empfiehlt. Auch der 
Deutsche Juristentag sprach sich An- 
fang Oktober 2000 in Leipzig mit 
deutlicher Mehrheit dafür aus, das 
Günstigkeitsprinzip des Tarifvertrags- 
gesetzes neu zu definieren, um so die 
Möglichkeit des einzelnen Arbeitneh- 
mers zu fördern, durch einzelvertrag- 
liche Vereinbarung günstigere Bedin- 
gungen zu erzielen. Die Grünen sind 
mit ihrer Sozialexpertin Thea Dückert 
und ihrem Fraktionsvorsitzenden Rez- 
zo Schlauch ebenfalls auf diesen Zug 
gesprungen. Erst nach entsprechen- 
der Nachhilfe und Aufklärung U. a 
durch den neuen ÖTV-vorsitzenden 
Frank Bsirske zogen sie diese Forde- 
rung zurück und bewerben sich vor- 
sichtig um Bündnispartner im Ge- 
werkschaftslager, wie das Handels- 
blatt kürzlich berichtete. 

Back to the roots? Notwendig- 
keit einer politischen Debatte 
über einige Grundsätze 
Gleichwohl scheint mir die Diskussi- 
on über derartige Vorstellungen kei- 
neswegs beendet. Ich halte es des- 
halb für notwendig, dass auch im 
Zuge der Diskussion um die Novellie- 
rung des Betriebsverfassungsgeset- 
zes eine Debatte um die Grundlagen 

Kontrolle ist out, 
Vertrauen ist 
wirksamer 
- Zur Einführung von Vertrauensarbeitszeit - 

von Heike Schneppendahl 

Is radikale Weiterentwicklung A flexibler Arbeitszeitgestaltung 
in Betrieben gilt neuerdings 

die sogenannte Vertrauensarbeitszeit. 
Das Konzept lässt sich in wenigen 
Worten beschreiben: es handelt sich 
dabei um die völlige Abschaffung von 
Zeiterfassung durch den Arbeitgeber 
oder die Beschäftigten selbst. Statt an 
der Anwesenheitszeit wird die Erfül- 

der Tarifautonomie geführt wird, wie 
sie der ,,Vater des Tarifvertrages" 
Hugo Sinzheimer noch im Kaiser- 
reich entwickelte und wie sie sich als 
,,Erfolgsmodell" nach dem 2. Welt- 
krieg in der Bundesrepublik durchge- 
setzt hat, das soziale und ökonomi- 
sche Effizienz verbindet. 

Zu diesen essentials gehört die 
Schutzfunktion des Tarifvertrages: Be- 
stimmte arbeitsrechtliche Mindest- 
standards sollen nicht unterschritten 
werden. 

Hierzu zählt die Autonomie, also 
der Spielraum und die Gestaltungs- 
freiheit starker und verlässlicher Ver- 
bände, in eigener Verantwortung 
Normen zu setzen. Das entlastet den 
Staat und entspricht dem modernen 
Gedanken der Subsidiarität. 

Dazu gehört das Ziel, Lohn- und 
Arbeitsbedingungen bewusst aus 
dem Wettbewerb der Unternehmen 
herauszuhalten. Sozialdumping und 
,,Schmutzkonkurrenz" sollen nicht 
sein, ein Gedanke, den der Begriff der 
„Kartellfunktion" und ,,Friedensfunk- 
tion" des Tarifvertrages zum Ausdruck 
bringt. 

Dabei sind Koalitionsfreiheit und 
Tarifautonomie nicht gegen den Sozi- 
alstaatsgrundsatz der Verfassung ge- 

richtet, sondern sie sind vielmehr eine 
konkrete Ausformung, geradezu eine 
,,Magna Charta" des Sozialstaatsprin- 
zips. Denn der Sozialstaatsgrundsatz 
gewährleistet neben dem sozialpoliti- 
schen Schutz zugleich Verfahrenswei- 
Sen, die die Teilnahme der Beschäftig- 
ten im Arbeits- und Wirtschaftsleben 
sichern. 

Ein europäisches Sozialmodell? 
Wir werden recht bald sehen, wie sich 
Arbeitsmarkt und Sozialbeziehungen 
in den USA entwickeln. Die Zeit ist 
noch nicht fern, da zeigten nicht we- 
nige auf das Erfolgsmodell Japan, da- 
nach verwies man auf die sogenann- 
ten asiatischen Tigerstaaten. In der 
jüngsten Vergangenheit rieten uns 
„die Globalisierer", das ,,Sozialmo- 
dell" USA zu kopieren. 

Vielleicht gehört nicht nur zum 
deutschen, sondern auch zum europäi- 
schen Sozialmodell der Gedanke der 
autonomen kollektiven Rechtsetzung, 
der nicht gegen individuelle Freiheiten 
gerichtet ist, ist, sondern diese erst 
möglich macht. Die Charta der Europäi- 
schen Grundrechte vom Dezember ver- 
gangenen Jahres weist unter der Über- 
schrift ,,Solidarität8' in ihrem Artikel 28 
in genau diese Richtung. SPW 

lung der arbeitsvertraglichen Ver- keine körperliche Anwesenheit not- 
pflichtung zur Arbeitsleistung anhand wendig ist. 
der Erfüllung bestimmter Zielvorga- Zunächst stechen die unbestreit- 
ben gemessen. Das heisst, die Arbeit- baren Vorteile ins Auge: für Arbeit- 
nehmerinnen und Arbeitnehmer kön- nehmerinnen und Arbeitnehmern be- 
nen im Idealfall kommen und gehen, deutet Vertrauensarbeitszeit erst mal 
wann sie wollen. Ihre jeweilige Arbeit einen Gewinn an Freiheit und Selbst- 
muss zwar zu einem bestimmten Zeit- 
punkt erledigt sein, wann bzw. häufig 
auch wo dies passiert, bestimmen sie 
jedoch allein. Oft bleibt ein bestimm- 
ter Anwesenheits-Zeitrahmen, der be- 
trieblich oder durch die einzelne Be- 
zugsgruppe (Team oder Abteilung) 
gesetzt wird. Innerhalb dieser Be- 
zugsgruppen werden die Projekte 
und deren Zielvorgaben, die Verant- 
wortlichkeiten dafür und der zeitliche 
Rahmen, in dem sie abgeschlossen 
sein müssen, festgelegt. 

Natürlich sind für die Einführung 
von Vertrauensarbeitszeit einige Vor- 
aussetzungen nötig, die nicht jeder 
Betrieb bzw. nur bestimmte Betriebs- 
teile erfüllen. Vertrauensarbeitszeit- 
Regelungen finden sich am ehesten in 
der lnformationstechnologie-Bran- 
che, in Forschungs- und Entwick- 

bestimmung. Durch sie wird der An- 
schein völliger Zeitsouveränität er- 
weckt. Die Abkehr von manchmal nur 
pro forma bestehenden Anwesen- 
heitsverpflichtungen hin zu einer Ori- 
entierung an der Erfüllung von Ziel- 
vorgaben kann zu mehr Zufriedenheit 
mit der eigenen Arbeit(s1eistung) und 
zu erhöhter Motivation führen. Ver- 
trauensarbeitszeit knüpft also ober- 
flächlich betrachtet an den realen Be- 
dürfnissen von Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmern an. Bei der prakti- 
schen Umsetzung zeigen sich jedoch 
viele Nachteile, die inzwischen in eini- 
gen Betrieben schon dazu geführt ha- 
ben, dass Vertrauensarbeitszeit wie- 
der abgeschafft wurde. 

1. Selbstorganisierte Arbeitsver- 
dichtung 

lungsabteilungen auch kleinerer Be- Zunächst könnte man denken, dass 
Heike Schneppendahl arbeitet als Rechtsanwaltin mit lnteressenschwerpunkt triebe und in Bereichen, die zwar 
Arbeitsrecht in Erfurt und ist Mitarbeiterin der Chronos-Agentur für 

die Einführung von Vertrauensar- 

Arbeitszeilfragen stark service- -orientiert sind, wo aber beitszeit zumindest für effiziente Ar- 
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Jenseits der Klassenpolitik 
Die Auflösung der WWA-Gruppen 
war nicht das Ende der Spontis. Viel- 
mehr breiteten sich ihr Aktionsradius 
und ihre ldeen auf dem Weg von der 
antiautoritären Avantgardeorganisa- 
tion zur politisch-subkulturellen ,,Sze- 
ne" in diffuser Weise aus und gewan- 
nen dabei weiter an Bedeutung. In 
Frankfurt zeigte sich dies beispielswei- 
se in der Initiative der ,,RK-Frauen- 
gruppe", der es 1972 gelang, durch 
offene Thematisierung des patriar- 
chalen Politikstils des maoistischen 
Studentenbundes dessen Hegemonie 
in der Hochschulpolitik zu brechen. 
Aus autonomen Gruppen aller Fach- 
bereiche entstand darauf hin die So- 
zialistische Hochschulinitiative (SHI), 
die bis in die 80er Jahre hinein die 
Mehrheitsfraktion des Studentenpar- 
laments stellte und zur eigenständi- 
gen politischen Kraft wurde. Dasselbe 
geschah im Häuserkampf, der zwar 
vom RK angestossen, dann jedoch 
autonom durch den Rat der besetz- 
ten Häuser geführt wurde. Andere 
Teile der Spontiszene organisierten 
sich in Alternativbetrieben wie der Ar- 
beitslosen-Selbsthilfe (ASH) und ver- 
banden die politische Aktion mit we- 
nigstens anfangs subversiven kollekti- 
ven Überlebensstrategien. Keimzellen 
der Szene waren die sich überall aus- 
breitenden Wohngemeinschaften, 
Kinderläden, Kneipen und sonstige 
Alternativinstitutionen wie Kinos und 
Theater. Darin zeigte sich die ,,Neuzu- 
sammensetzung" der Spontiszene, 
die im Lauf der 70er Jahre von einer 
auf Betriebsarbeit gestützten ,,Klas- 
senpolitik" zur Teilnahme an den 
,Neuen Sozialen Bewegungen' führ- 
te. Die Spontis verstanden sich jetzt 
als deren radikale Strömung und radi- 
kalisierten dabei auch ihr eigenes 
Konzept einer ,Politik in Erster Per- 
son'. 

Der diffusen Ausbreitung der 
spontaneistischen Subversion, aber 
auch den Aktivitäten der anderen 
linksradikalen Strömungen begegne- 
te die sozialliberal verwaltete Staats- 
macht mit harter Repression. Dabei 
kann der nachhaltige Einfluss der Be- 
rufsverbote auf die spätere Entwick- 
lung einer ganzen politischen Gene- 
ration gar nicht unterschätzt wer- 
den: Wer damals zwischen zwanzig 
und dreissig und in der radikalen Lin- 
ken aktiv war, sah sich einer ernsten 
existenziellen Gefährdung ausge- 
setzt. Dramatisiert wurde diese Form 
systematischer Repression durch die 
offene Gewalt der Polizei. Um erneut 
ein Frankfurter Beispiel zu bemühen, 

dass jedoch auch für Erfahrungen 
anderer Städte steht, sei an die Räu- 
mung des Häuserblocks Schumann- 
strasse/Bockenheimer Landstrasse 
am 21. 2. 1974 erinnert. Die Polizei 
reisst die Bewohnerlnnen zum wie- 
derholten Mal durch eine Scheinräu- 
mung aus dem Schlaf. Gegen halb 
drei Uhr morgens ziehen die Einsatz- 
wagen scheinbar erfolglos ab, um 
zwei Stunden später mit Wasserwer- 
fern, Materialfahrzeugen mit 
Schweissgeräten, Motorsägen und 
Kompressoren sowie Spezialwagen 
mit Flutlichtmasten wiederzukehren. 
Die Häuser werden von helm- und 
schilderbewehrten Mannschaften 
vor herbeieilenden Unterstützerln- 
nen abgesperrt, andere Beamte stür- 
men mit Leitern und Motorsägen die 
verbarrikadierten Wohnungen, zer- 
schlagen das Mobiliar und nehmen 
die Besetzerlnnen fest. Am nächsten 
Morgen sind die Häuser in Trümmer 
gelegt. Die Stimmung der Szene ist 
so gedrückt, dass sich 6000 Demon- 
strantlnnen zwei Tage später fast 
lautlos durch die Strassen bewegen. 
Beim Vorbeizug am Trümmergrund- 
stück kommt es zu vereinzelten 
Steinwürfen, die bereitstehende Poli- 
zei antwortet mit bis dahin beispiel- 
loser Brutalität. Besonders auffällig 
wird ein in Zivilkleidung getarntes 
Einsatzkommando, dessen Beamte 
dem 25jährigen Günther Sare, der 
elf Jahre später von einem Wasser- 
werfer überrollt und getötet wird, 
gezielt das Schienbein zerschmet- 
tern. Am Nachmittag werden bereits 
200 verletzte Demonstrantlnnen, 77 
verletzte Polizisten und 192 Verhaf- 
tungen gemeldet. Mehrere Stunden 
später kreist die Polizei mit Hunder- 
ten von Mannschaften die Uni ein, 
Beamte durchkämmen mit gezückter 
Schusswaffe das gewaltsam ge- 
stürmte Studentenhaus. Alle Bewoh- 
nerlnnen - über 350 Leute - werden 
in die restlos überfüllten Zellen des 
Präsidiums verschleppt und brutal 
schikaniert. Ein 1 6jähriger Schüler 
wird gezwungen, sein eigenes Blut 
aufzulecken. Zu dieser Zeit finden 
sich noch Prominente zu einem ,,Fol- 
ter-Tribunal" zusammen und machen 
wenige Tage später die unglaubli- 
chen Vorfälle öffentlich (vgl. W. 
Kraushaar, Frankfurter Schule und 
Studentenbewegung, Ham burg 
1998, Bd. 1, S. 537ff.). Was hier sei- 
nen bis dahin erschreckendsten Aus- 
druck fand, kulminiert schliesslich im 
,,Deutschen Herbst" des Jahres 1 977 
über einen Prozess hinweg, in dem 
staatliche Repression einerseits und 

die zunehmend militärisch verhärte- 
te Aktivität der Stadtguerilla-Grup- 
pen andererseits eine Situation pro- 
vozierten, in der die formelle Demo- 
kratie unter ein autoritäres Not- 
standsregime geriet. In der Folge ei- 
ner von den staatstragenden Partei- 
en initiierten und den Massenmedien 
unisono umgesetzten Kampagne 
schottete sich die Mehrheitsgesell- 
schaft gegen die gesamte Linke ab - 
gleichgültig, wie sie zur Militanz 
stand. Die Position der meisten Spon- 
tis artikulierte der RK schon 1972 in 
der Studentlnnenzeitung Diskus (Nr. 
314, S. 17). Darin werden die Krimina- 
lisierung der Stadtguerilla und die ge- 
forderte Entsolidarisierung zurückge- 
wiesen, zugleich aber eine deutliche 
Kritik an der Roten Armee-Fraktion 
(RAF) entwickelt: „Die Politik der Bom- 
ben der RAF klärt nicht die Frage nach 
einer langfristigen revolutionären 
Strategie, weil sie nicht fragt, wie die 
Massen lernen, sich selbst zu wehren. 
Nicht die Bomben bringen das kapita- 
listische System in Gefahr, es ist erst 
dann in Gefahr, wenn die Massen es 
nicht mehr wollen und eine prakti- Die Teilnehmer an 
sche Alternative sehen. wie sie ihr Le- den Studentlnnen- 
ben verändern können. Bomben än- demonstrationen der 
dern nichts am Elend des Kapitalis- sechzigersind nicht 
mus, an der Isolation in den moder- die Akteure der 
nen Wohnsilos, an der Spaltung am Neuen Linken der 
Arbeitsplatz. (...) Wir haben die bür- siebziger Jahre. 
gerliche Gewalt nicht erfunden, son- 
dern vorgefunden; die Gewalt, die wir 
dagegen anwenden, muss aber ver- 
bunden sein mit positiven Momen- 
ten: der Erfahrung der Solidarität, der 
Entwicklung neuer Verkehrsformen." 

Dennoch haben auch die Spontis 
den Deutschen Herbst nicht über- 
standen. Viele resignierten, wieder 
andere engagierten sich in der Frau- 
en-, der Ökologie-, der Friedensbe- 
wegung, nicht wenige schlossen sich 
der 1980 gegründeten Grünen Partei 
an. Eine jüngere Generation über- 
nimmt eine Reihe spontaneistischer 
ldeen und einiges vom politischen 
Stil der Spontis in der Bewegung der 
Autonomen. Einzelne machen im 
Staatsapparat Karriere und mühen 
sich heute damit ab, sich pflicht- 
schuldigst für ihre Vergangenheit zu 
entschuldigen. Als die Pariser Mai- 
Bewegung des Jahres 1968, vorweg- 
genommene Utopie auch und gera- 
de der Spontis, verebbt war, fand 
sich vielerorts ein anonymes, hand- 
geschriebenes Graffiti, in dem es 
hiess: ,,Lauf schneller, Genosse, die 
Alte Welt ist hinter dir her!"Herbst" 
trotz Kritik an der RAF nicht über- 
standen. SPW 
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Von den Franzosen 
lernen? 
Lionel Jospins Reformprojekt: links und sozialistisch 
- trotzdem erfolgreich 

Von Horst Heimann 

nders als der ,,moderne" Tony A Blair werde die französische 
Linksregierung mit ihrem 

,,antiquierten altsozialistischen" Pro- 
gramm bald an den ehernen objekti- 
ven Gesetzmäßigkeiten der globali- 

In Frankreich wissen 
nicht nur die 

Rechten, dass sie 
Rechte sind, dort 

wissen, anders als in 
Deutschland, auch 
die Linken, dass sie 

Linke sind. 

sierten Marktwirtschaft scheitern und 
daher bald von den enttäuschten 
Wählern zu Recht wieder in die Op- 
position verbannt werden - lauteten 
viele Prognosen nach dem Sieg des 
Sozialisten Jospin im Mai 1997. 

Doch während die Wähler 1999 
den ,,modernenu Parteien von Blair 
und Schröder herbe Niederlagen zu- 
fügten, gingen Jospins linke Traditi- 
onssozialisten in Frankreich gestärkt 
aus den Regionalwahlen 1998 und 
den Europa-Wahlen 1999 hervor. 

Die guten Wahlergebnisse und die 
anhaltend hohen Popularitätswerte 
für Jospin erklären sich aus den ein- 
drucksvollen Erfolgen seiner Politik: In 
den ersten zwei Jahren ging die Ar- 
beitslosigkeit bereits um 700 000 zu- 
rück, von Mai 1999 bis Mai 2000 
noch einmal um rund 500 000; 1997 
noch bei 12.5% liegend, sank sie in 
diesem Frühjahr, erstmals seit 1991, 
mit 9,8% unter die psychologisch 
wichtige Grenze von 10%. Dieser be- 
achtliche Rückgang ist nicht nur der 
günstigen weltwirtschaftlichen Ent- 
wicklung zu verdanken, sondern auch 
dem Beschäftigungsprogramm der 
Regierung für Jugendliche (je 350 
000 Arbeitsplätze im öffentlichen und 
im privaten Sektor) und der schritt- 
weisen Umsetzung des Gesetzes über 
die 35-Stunden-Woche. Rund 40% 
des Rückgangs der Arbeitslosigkeit 
werden auf die neue Arbeitsmarktpo- 
litik zurückgeführt. (vgl. Le nouvel 
Observateur 01.06.2000, Le Monde, 
1. 7. 2000) 

Dr Horst Heimann, hat lange Jahre fur die Friedr~ch-Ebeit-Strifiung an der 
Akademie in Freudenberg gearbeitet und sich mit Beiträgen an der 
Theoriediskussion von Jusos und 5PD beteiligt, lebt jetzt in Doitmund 

Die aktive Wirtschafts- und Sozial- 
politik der pluralen Linksregierung hat 
dazu beigetragen, dass Frankreich 
heute mit 3,5% Wachstum an der 
Spitze der EU-Länder steht 

Die ökonomischen Erfolge der 
französischen Linksregierung versucht 
man in Deutschland meist damit zu 
erklären, dass Jospin zwar eine linke 
altsozialistische Rhetorik pflege, prak- 
tisch aber fast eine ,,moderne" neoli- 
berale Wirtschaftspolitik betreibe. 
Zwar ist tatsächlich zu beobachten, 
dass in Großbritannien und Deutsch- 
land die praktische Politik nicht so 
,,rechts" ist wie die Rhetorik, in Frank- 
reich dagegen die praktische Politik 
nicht ganz so ,,links" wie die Rhetorik. 
Aber es bleibt unerkannt, dass die 
,,Rechtslastigkeit" der Rhetorik in 
Deutschland und ihre ,,Linkslastigkeit' 
in Frankreich die Ursache in einem 
grundlegenden Unterschied zwischen 
beiden Ländern haben: In den intel- 
lektuellen Diskursen, also im Bereich 
der Interpretationen und der Bewer- 
tungen der gesellschaftlichen Wirk- 
lichkeit, hat in Frankreich in den 90er 
Jahren die Linke die geistige Hegemo- 
nie zurückgewonnen. In Deutschland 
dagegen, und auch in Großbritanni- 
en, hat die neoliberale Ideologie ihr 
Deutungsmonopol behauptet, zwar 
nicht in der Gesamtbevölkerung, aber 
bei den Machteliten, und ihren willi- 
gen Helfern, in Wirtschaft, Wissen- 
schaft, Kultur und Medien. 

Voraussetzung für die Rückgewin- 
nung einer linken Hegemonie in 
Frankreich war auf der semantischen 
Ebene das selbstbewußte Festhalten 
an der klaren Unterscheidung zwi- 
schen Rechts und Links und am linken 
Leitbegriff Sozialismus. In Frankreich 
wissen daher nicht nur, wie auch in 
Deutschland, die Rechten, dass sie 
Rechte sind, dort wissen, anders als in 

Deutschland, auch die Linken, dass sie 
Linke sind. Wer aber nicht mehr zwi- 
schen Rechts und Links zu unterschei- 
den vermag, kann sich nicht einmal 
dafür interessieren, ob es noch ir- 
gendwo eine linke geistige Hegerno- 
nie gibt. Und er kann auch nicht 
wahrnehmen, dass die Sozialistische 
Partei Frankreichs seit 1995 unter Jo- 
spin eine theoretisch-programmati- 
sche Erneuerung vollzogen hat, die 
intellektuell anspruchsvoller und tief- 
greifender ist als die vorwiegend me- 
dial inszenierte Modernisierung von 
New Labour unter Blair. 

Nach ihren katastrophalen Wahl- 
niederlagen 1999 (die Hälfte der 
Stimmen vom September 1998 verlo- 
ren!) hat die SPD zwar ihre enge Bin- 
dung an Blairs Dritten Weg klamm- 
heimlich zu lockern versucht und de- 
monstrativ die Nähe zum erfolgrei- 
chen Jospin gesucht, der Ende 1999 
auf dem Parteitag in Berlin sprechen 
durfte. Doch die theoretischen 
Grundlagen der erfolgreichen Politik 
der französischen Linksregierung und 
die Argumente zur Abgrenzung vom 
Blair-Schröder-Papier wurden von den 
,,ideologiefreienl' Pragmatikern nicht 
zur Kenntnis genommen. 

Auf das Angebot, das Blair-Schrö- 
der-Papier auch unterzeichnen zu 
dürfen, hatte Jospin nur mit dem 
Wort ,,non8" geantwortet. Auf der 
Sommeruniversität der Sozialistischen 
Partei am 29. August 1999 in La 
Rochelle begründete er seine Distan- 
zierung von der Zielrichtung des bri- 
tisch-deutschen Manifestes damit, 
dass die französischen Sozialisten auf 
die Herausforderungen der Globali- 
sierung „als eine Kraft der Linken" 
antworten. „Wir machen nicht in ,So- 
zial-Liberalismus'. Unser Ansatz un- 
terscheidet sich von dem, der im Ma- 
nifest unserer Freunde Tony Blair und 

Die ,,heile Welt" des Tarifvertra- 
ges ... 

, D as Tarifwesen in Deutschland 
war am Ende des Jahres 

2000 durch differenzierte 
und flexible Verbandstarifverträge 
für den weitaus größten Teil der Ar- 
beitnehmer gekennzeichnet. Sie 
werden durch eine zunehmende 
Zahl von Firmentarifverträgen für 
Unternehmen ergänzt, die anson- 
sten nicht tarifgebunden wären. 
Auch im Jahr 2000 hat sich der be- 
währte Trend fortgesetzt, Arbeits- 
entgelte und sonstige Arbeitsbe- 
dingungen kollektiv durch Tarifver- 
träge zu regeln. So sehr sich Wirt- 
schafts- und Arbeitwelt in  ständi- 
gem Wandel befinden, so schnell 
und flexibel reagieren die Tarifver- 
tragsparteien auf die neuen Bedin- 
gungen. Mehr als 8500 Tarifverträ- 
ge wurden im Jahr 2000 in 
Deutschland abgeschlossen und in 
das Tarifregister des Bundesmini- 
steriums für Arbeit und Sozialord- 
nung eingetragen. Das waren etwa 
11 O/O mehr als im Vorjahr." - So 
beginnt der auf 11 5 Seiten sorg- 
fältig belegte Tarifbericht des Ar- 
beitsrninisteriums vom Februar 
dieses Jahres. Man könnte diese 
Ausführungen noch dahin ergän- 
zen, dass über 55.000 Tarifverträ- 
ge in verschiedenen Branchen be- 
stehen und trotz aller Kritik am 
Flächentarifvertrag die (Muster- 
)Arbeitsverträge typischerweise 
auf die einschlägigen Tarifverträge 
verweisen und diese damit zum In- 
halt der Arbeitsbeziehungen ma- 
chen. Die Prägekraft des Tarifver- 
trages ist deshalb nach wie vor 
groß. Heißt das, damit sei die Welt 

der industriellen Beziehungen in 
Ordnung, so wie sie sich über Jahr- 
zehnte in der Bundesrepublik ent- 
wickelt hat? 

... und ihre dunklen Flecken 
Bekanntlich ist das Gegenteil der 
Fall. Seit etwa Mitte der 80er Jahre 
wird heftig diskutiert, ob das „Mo- 
dell des Flächentarifvertrages" nicht 
hoffnungslos überholt sei. Ich will 
hier nicht auf Ansätze berechtigter 
Kritik eingehen. Für den Tarifvertrag 
als vielleicht wichtigstes Teilgebiet 
des Arbeitsrechts gilt in besonderem 
Maße, dass eine Woche bereits eine 
lange Zeit ist. Die ständige Anpas- 
sung an veränderte Bedingungen 
des Produktionsprozesses und die 
Erwartungen und Werthaltungen 
der Beschäftigten ist notwendige 
Bedingung dafür, dass seine Rege- 
lungen sich praktisch Tag für Tag be- 
währen. 

Die ideologische Komponente 
der Kritik am Tarifvertrag 
Was jedoch in jüngerer Vergangen- 
heit deutlicher zu Tage tritt als zuvor, 
ist eine überschießende ideologische 
Komponente der Kritik am Flächenta- 
rifvertrag, die mit seiner Realität 
nichts oder nur sehr wenig zu tun 
hat. Jeder Hinweis auf die Flexibilität 
des Tarifvertrages in den klassischen 
Bereichen von Lohn und Arbeitszeit, 
auf Öffnungen im Flächentarifvertrag 
zugunsten der Tarifparteien, zum Teil 
auch der Arbeitsvertragsparteien für 
,,passgenaue betriebliche Regelun- 
gen" etwa zu den Themen Arbeits- 
zeitkonten, Härteklauseln in Betriebs- 
krisen, Einstiegstarife, sogar Entgelt- 
korridore usw., werden schlicht igno- 
riert. 

Unzeitgemäßes zur 
Tarifautonomie 

Von Ulrich Zachert 

Zur Attraktivität marktradikaler 
Modelle 
Auf Arbeitgeberseite, in der Wissen- 
schaft und auch im politischen Raum 
gibt es Strömungen, die vom anglo- 
amerikanischen Modell eines ungezü- 
qelten Neoliberalismus inspiriert sind 
und „die Fesseln des ~lächentarifver- 
trages" ganz abschütteln möchten, 
um die Aushandlung der Arbeitsbe- 
dingungen den Betriebsparteien oder 
besser noch den Parteien des Arbeits- 
vertrages zu überlassen. Olaf Henkel, 
bis vor kurzem Präsident des Bundes- 
verbandes der Deutschen Industrie 
(BDI), plädiert inzwischen ganz offen 
nicht nur für die Abschaffung der Ver- 
bände, sondern will neuestens zu- 
gleich das Arbeitsministerium dem 
Wirtschaftsministerium zuschlagen. 

Das entbehrt nicht der Konse- 
quenz, ebenso wie die Politik von 
Margret Thatcher und ihres Nachfol- 
gers in England in den 80ern und An- 
fang der 90er Jahre absolut folgerich- 
tig war, wenn man ihre Prämissen 
akzeptiert. Und diese Voraussetzun- 
gen sind: 

Zwischen Gütermarkt und 
Arbeitsmarkt gibt es grundsätz- 
lich keine Unterschiede. 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber ver- 
handeln aus der Position gleicher 
Stärke. 

Deshalb ist jede Verschiebung zu- 
gunsten der Arbeitnehmer - etwa 
durch Tarifverträge- eine Störung des 
Gleichgewichts von außen. 

Hier muss man bekanntlich nicht 
über den Kanal schauen oder gar 
über den Atlantik, um diese Position 
hautnah zu studieren. Sie liegt dem 
Teil ,,Arbeitsmarktr' zugrunde, den die 
Mehrheit des Sachverständigenrates 
(auch genannt die ,,Fünf Weisen") je- 
des Jahr mit mehr oder minder großer 

Ulrich Zacheri ist Professor fur Rechtswisst 
Wiitschafi und Politik in Hamburg, 

Es gibt Strömungen, 
die ,,die Fesseln des 
Flächentarifs" 
abschütteln möch- 
ten, um die Aus- 
handlung der 
Arbeitsbedingungen 
den Betriebs- oder 
den Arbeitsvertrags- 
parteien zu überlas- 
sen. 

wschafi an der Hochschule für 
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Stuttgart 2001 : Die 
Zukunft der Grünen 
Erkenntnisse finden in  Sackgassen statt. 
(B. Brecht) 

Von Dietrnar Lingernann 

Offenbar ist das 
Auslaufen der 

neoliberale Welle, 
die nur auf Abriss 

vorhandener 
Verhältnisse zielt 

und die nur Ideolo- 
gie ist, bei Grün's 

angekommen und 
wahrgenommen 

worden 

D ie ,,Zukunft der Grünen" stand 
da an der Wand in riesigen 

Lettern -zwar mit unsichtba- 
rer Tinte geschrieben, aber von beina- 
he allen intensiv wahrgenommen, die 
den Parteitag beobachtet und analy- 
siert haben. Das tatsächlich sichtbare, 
etwas peinlich flache Motto ,,grün 
und gut" stand für die Wahlkampf- 
ausrichtung dieses Parteitages und in- 
teressierte nur am Rande. Mit Debat- 
ten und Beschlüssen zu Bahn, Ein- 
wanderung, Landwirtschaft, Außen- 
politik sollten die starken Seiten der 
Grünen sichtbar gemacht, mit der 
Wahl einer neuen, integrativen Partei- 
sprecherin innerparteiliche Befrie- 
dung und (fortgesetzte) Handlungs- 
fähigkeit signalisiert und schließlich 
mit der Verabschiedung des eigent- 
lich bereits im Parteirat reformulierten 
„Ja, aber" zu Anti-Castor-Demonstra- 
tionen die grüne Seele gerettet wer- 
den. 

Tatsächlich zentrierte sich der Par- 
teitag aber um drei Reden: die Wahl- 
rede von Claudia Roth, die Rede von 
Prof. Honneth zum Grundsatzpro- 
gramm und die Rede von Fischer, der 
hier auch seine Rolle in der Partei be- 
stimmen, mit seiner Rede indirekt auf 
Raschke antworten musste. 

Raschkes Buch verändert die Grü- 
nen, es hat sie bereits verändert. Es ist 
gar nicht in erster Linie seine Analyse 
im engeren Sinne, sondern es ist die 
Tatsache, dass er über weite Strecken 
einfach ausspricht, was alle wissen. 
Seine Analyse funktioniert im wesent- 
lichen darüber, dass er moderne Un- 
ternehmenstheorie auf die Führung 
der Partei anwendet. Alte formal-de- 
mokratische Prozeduren der Entschei- 
dungsfindung sind den neuen Netz- 

werkstrukturen hoffnungslos unterle- 
gen. Deswegen etablieren sich diese 
als informelle Strukturen und steuern 
die formellen Gremien. Das Fischer- 
Netzwerk aus Fischer-Gang im enge- 
ren und Realo-Strömung im weiteren 
Umfeld ist aber - gelinde gesagt - 
streng hierarchisch, mit Raschkes 
Worten ,,entseelt" es die eigene Ge- 
folgschaft. Damit wird aber jeder ein- 
zelne Spitzen-Realo nicht mehr als 
Botschafter und Teilhaber eines 
Machtzentrums wahrgenommen, 
sondern als willenloser Exekutor der 
Launen eines im Prinzip strategisch 
unfähigen Parteidiktators. Die innere 
Dynamik des Stuttgarter Parteitages 
ist vor allem eine Reaktion darauf. 
Hier liegt die Erklärung dafür, dass 
Claudia Roth, nach einer kämpferi- 
sche Wahlrede, die in allen streitigen 
Fragen Stellung bezog, eine bisher 
unerreichte Zustimmung von 91,5% 
erhielt. Die Presse machte Claudia 
Roths Fähigkeit zu Emotionalisierung 
als Grund aus, aber das akute Bedürf- 
nis nach neuer Seele, nach realo-un- 
abhängigen grünen Positionen er- 
schließt sich nur aus dem neuen Inter- 
pretationsrahmen, in den sich das 
grüne Establishment gestellt sieht. 

Der zweite, der der grünen Partei- 
führung reichlich einschenkte und 
zwar auf dem Parteitag selbst, als 
Auftakt zur Grundsatzprogrammde- 
batte, war Axel Honneth, Nachfolger 
von Adorno und Habermas auf dem 
Frankfurter Lehrstuhl der philosophi- 
schen Fakultät. Wer die bisherigen 
Beiträge zur grünen Grundsatzdebat- 
te verfolgt hat, fühlte sich unwillkür- 
lich an das Marx'sche Beobachtung 
erinnert, daß Menschen um die neue 
Zeit in den Kostümen von gestern 
kämpfen. Da versuchte die Steue- 
rungsgruppe die Grundwerte von 
1980 ,,ökologisch - sozial - basisde- 
mokratisch - gewaltfrei" zu ersetzen 
in Rückgriff auf Rawls (1 972) durch 
,,Freiheit und Gerechtigkeit". Da ha- 
ben Bütikofer und Fücks ,,Ordolibera- 
lismus" als Zukunftsformel entdeckt 
und schieben eine Zusammenarbeit 
der BöII-Stiftung mit dem Walter-Euk- 
ken-Institut an. Konsequenterweise 
landet man schließlich im Hafen der 
französischen Revolution und ihren 
Werten. Mitten im Übergang zu ei- 
nem völlig neuen Typ von Kapitalis- 
mus glaubt man sich - wertkonserva- 
tiv! - in der Wertestruktur des Über- 
gangs Feudalismus-Kapitalismus ge- 
borgen und sicher. Nicht das Neue, 
die Differenz wird ausgesagt, sondern 
ein scheinbar immer Identisches be- 
schworen. Bevor nun aber Teile der 
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Partei das alte Rom als Gesellschafts- 
modell der Zukunft entdecken kön- 
nen, wurde jetzt doch die Frankfurter 
Schule zur Hilfe geholt und die Kriti- 
sche Theorie bemüht. Aber Spaß bei- 
seite: 

Honneth weist drei ideenpoliti- 
sche Leitbegriffe als ungeeignet zu- 
rück, allein als normative Richtschnur 
zu fungieren. Die Überhöhung der 
ldee der ,,Natur" zum eigenen Rechts- 
subjekt (,,Würde8' der Natur neben 
der Würde des Menschen) zum einen, 
der Entwurf einer ,,Zivilgesellschaft" 
des Bürgerengagements, das die vor- 
politischen Bedingungen ziviler Aktivi- 
tät wegblendet zum zweiten, und 
schließlich auch die Vereinseitigung 
auf ,,Bürgerrechte" verhindern jeweils 
den konzeptionellen Brückenschlag 
zu den anderen Artikulationsformen 
einer Kritik des hochentwickelten Ka- 
pitalismus. Honneth setzt einen radi- 
kal erweiterten Gerechtigkeitsbegriff, 
der die neuen Verwerfungen und Un- 
gleichzeitigkeiten mit aufnehmen 
kann, als Vorschlag dagegen. Die in- 
nerparteiliche Debatte wird an dieser 
Analyse nicht vorbei können (und 
wollen). 

Diese Neuausrichtung der Grund- 
satzprogrammdebatte und auch die 
Wahl Claudia Roths stellen eine orga- 
nisierte Selbstkritik der grünen Partei 
dar - ein völlig anderes Muster als die 
bisher übliche Kritik der Realo-Füh- 
rung an der Basis. Eine von vielen 
schon nicht mehr erwartete und be- 
achtliche Leistung, die ihre Erklärung 
nicht in den konkreten Umständen 
finden kann. 

Offenbar ist das Auslaufen der 
neoliberale Welle, die nur auf Abriss 
vorhandener Verhältnisse zielt und 
die nur Ideologie ist, bei Grün's ange- 
kommen und wahrgenommen wor- 
den. Der reale Übergang in eine Ge- 
sellschaft mit weithin veränderten Er- 
werbsstrukturen, mit neuen Wert- 
schöpfungs- und Verwertungsstruk- 
turen, mit radikal anderen Steue- 
rungsmechanismen, kurzum der Ka- 
pitalismus von morgen erfordert trag- 
fähige Konzepte. Weder Rückbesin- 
nungen noch Zerschlagungsideolo- 
gismen reichen mehr aus. Zusätzlich 
bringt der Ausgang der amerikani- 
schen Wahlen, die Niederlage des 
,,dritten Weges" Clintons und Gores 
die Botschaft, dass auch eine nach ei- 
genen Maßstäben erfolgreiche Politik 
nicht unbedingt die Wahlen gewinnt. 
So könnte der Stuttgarter Parteitag 
der Beginn einer neuen, spannenden 
gesellschaftlichen Debatte bei den 
Grünen sein. SPW 
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Gerhard Schröder sichtbar wird. Wir 
sind eine Linke der Erneuerung, die 
sich um einen modernen Sozialismus 
sammelt." (5. 98)' 

In seinem im September 1999 von 
der Fabian Society veröffentlichten 
Grundsatzbeitrag (hier zitiert aus der 
französischen Fassung in: Le socialis- 
me moderne) betonte Jospin, dass die 
Debatte über das Selbstverständnis 
der Sozialdemokratie zwar auch auf 
europäischer Ebene geführt werden 
müsse, aber die nationalen Besonder- 
heiten einzelner Länder nicht igno- 
riert werden dürfen. Beim Vergleich 
zwischen Großbritannien und Frank- 
reich sei zu beachten, dass es einen 
großen Unterschied ausmache, ob 
man nach dem ,,Experiment That- 
cher" oder nach Balladur und Juppe 
an die Regierung komme. Unter die- 
sem Gesichtspunkt sei ,,,der Dritte 
Weg' die nationale Form, die im Ver- 
einigten Königreich die Arbeit für die 
theoretische und politische Erneue- 
rung" der europäischen Sozialdemo- 
kratie angenommen habe. (S. 30f.) 
(In Deutschland wäre zu fragen, wie 
hilfreich die spezifisch britische Form 
der Erneuerung für die SPD sein kann, 
die nach Kohl an die Macht gekom- 
men ist, der ja selbst einen Dritten 
Weg zwischen Thatcher und sozialde- 
mokratischer Politik gegangen war.) 

Für das Festhalten an der klaren 
Unterscheidung zwischen Links und 
Rechts gibt Jospin eine schlicht empi- 
rische Begründung, die in Frankreich 
übrigens Konsens ist: ,,Die Linke und 
die Rechte existieren. Und auch die 
Trennlinien, die sie voneinander unter- 
scheiden." (S. 85) Daher müsse sich 
die französische Linke allen Fragen 
der französischen Gesellschaft ,,unter 
Bezugnahme auf ihre Werte und ihre 
eigenen Ansprüche" stellen. Für die 
meisten dieser Fragen ,,gibt es linke 
und rechte Herangehensweisen". Bei 
vielen aktuellen politischen Streitfra- 
gen waren daher die Antworten der 
Linken gut von denen der Rechten zu 
unterscheiden. (S. 108) 

Die linken Antworten waren nicht 
die Alternative zu den ,,modernen" 
Antworten. Den Begriff modern über- 
Iäßt Jospin nicht den neoliberalen Ideo- 
logen, er beansprucht ihn zur Kenn- 
zeichnung seiner Position, ,,eine au- 
thentisch linke Politik, eine Politik, die 
entschieden modern ist". (S. 88) In sei- 
nem Engagement für die Erneuerung 
des französischen Sozialismus seit 1995 
Iäßt er sich von dem Grundsatz leiten: 
„Die Treuezu unseren Prinzipien ist kein 
Hindernis, sondern eine Voraussetzung 
für die Modernisierung." 

Die Unsicherheit des Blair-Schrö- 
der-Papiers gegenüber dem traditio- 
nellen Leitbegriff ,,links" wird von 
französischen Kritikern als besondere 
Schwachstelle hervorgehoben: ,,War- 
um soviel reumütige Zerknirschung? 
Warum quält die Autoren des Mani- 
festes schon das Wort links so sehr, 
dass sie sich so eifrig um ungenaue 
Ersatzbegriffe bemühen, als ob das 
Erbe von Harold Wilson und Willy 
Brandt ebenso schwer zu ertragen 
wäre wie das von Stalin und Mao?" ( 
Jean Pisani-Ferry, Verites, bravades et 
silence ..., in: Blair-Schröder - Le texte 
du ,,manifesteJ' - Les analyses cri- 
tiques. Les Notes de la Fondation 
JeanJaures, No. 13 aout 1999, S. 70 
f.) 

Gegen Tendenzen des Dritten We- 
ges unterstreicht Jospin, dass für die 
französischen Sozialisten mit ihrer lin- 
ken Standortbestimmung die ldee des 
Sozialismus unauflöslich verbunden 
bleibt: ,,Wir sind also nicht ,Liberale 
von links'. Wir sind Sozialisten." (5. 
24) Seiner Rede vor dem Kongreß der 
Sozialistischen Internationale in Paris 
am 8. November 1999, also 5 Mona- 
te nach Veröffentlichung des Blair- 
Schröder-Papiers, gab er den pro- 
grammatischen Titel: ,,Sozialist sein." 
Als Sozialist stellte er rückblickend 
selbstbewusst fest: „Der demokrati- 
sche Sozialismus hat dazu beigetra- 
gen, dieses Jahrhundert zu gestal- 
ten." (S. 60) Und auf die Zukunft be- 
zogen bekannte er: ,,Der demokrati- 
sche Sozialismus bleibt eine fruchtba- 
re ldee für unsere neue Welt." (5. 62) 

Die Revision des marxistisch-revo- 
lutionären Sozialismuskonzepts ist al- 
lerdings eine Voraussetzung dafür, 
dass der Demokratische Sozialismus 
eine ,fruchtbare Idee" für die Zukunft 
bleiben kann. Eine Mehrheit der fran- 
zösischen Sozialisten hatte rhetorisch 
bis in die achtziger Jahre an jenem 
Konzept festgehalten, das dem Kapi- 
talismus den Sozialismus als totale Sy- 
stemalternative entgegensetzt. Und 
so kamen sie 1981 mit der revolutio- 
nären Forderung nach ,,Bruch mit 
dem Kapitalismus" an die Regierung. 
Doch bereits nach 2 Jahren mußten 
sie den ,,Bruch mit diesem Sozialis- 
muskonzept" vollziehen. 

Erst nach diesem erzwungenen 
,,praktischen Godesberg" im Jahre 
1983 wurde die theoretische Revision 
ihres antiquierten Sozialismuskonzep- 
tes mehrheitsfähig. Der moderne So- 
zialismus bedeutet nicht mehr die 
,,kollektive Aneignung der Produkti- 
onsmittel" (S. 3 3 ,  er ist ,,nicht mehr 
als ,System' zu definieren", das dem 

,,kapitalistischen System ein System 
der Planwirtschaft" als Totalalternati- 
ve gegenüberstellt. (S. 23) 

Im Gegensatz zu dem in Frank- 
reichs besonders langlebigen revolu- 
tionären Sozialismus bekennt sich Jo- 
spin ausdrücklich zum Reformsozialis- 
mus: „Die Reform ist unsere Methode 
der sozialen Transformation. ... Sie ist 
ein zentrales Element unserer politi- 
schen Identität: unser Sozialismus ist 
reformistisch. (S. 76) (Der moderne 
Sozialismus in Frankreich ist weitge- 
hend identisch mit dem grundwerte- 
orientierten Reformsozialismus des 
Godesberger Programms, das na- 
mentlich noch einigen bekannt ist, 
und dem Berliner Programm von 
1989, von dem auch der Name ver- 
gessen ist. ) 

Im modernen Sozialismus bilden 
Werte den Kern der politischen Identi- 
tät: ,,Wenn er nicht mehr ein System 
ist, ist der Sozialismus ein Ensemble Auf das Angebot, 
von Werten, eine Vision der Geschich- das Blair-Schröder- 
te, eine Zivilisation." (S. 62) Während Papier auch unter- 
die Werte in einer sich verändernden zeichnen zu dürfen, 
Welt unverändert bleiben müssen, hatte lospin mit 
können und müssen sich die Mittel ,,nonn' geantwortet. 
verändern: ,,Es sind unsere Werte, die 
unsere politische Identität begrün- 
den, mehr als die einzusetzenden 
Mittel, um sie zu erreichen. Wenn die 
Ziele, die wir mit unserem Engage- 
ment verfolgen, unverändert bleiben 
müssen, so können doch die Mittel 
kritisch überprüft, angepaßt, also ver- 
ändert werden, wenn es die Umstän- 
de erfordern." (S. 81 ) 

Die Berufung auf ein ,,Ensemble 
von Werten" bedeutet keineswegs, 
dass der moderne Sozialismus, wie 
der Kommunitarismus, auf Kapitalis- 
muskritik verzichtet und nur noch 
moralische Appelle an die Bürger rich- 
tet: Wenn ihr alle im Sinne gemein- 
schaftsorientierter Werte besser wer- 
det, wird alles gut werden. 

Die Werte des Sozialismus, vor al- 
lem Freiheit, Gleichheit, soziale Ge- 
rechtigkeit, sind auf gesellschaftliche 
Strukturen bezogen. Sie sind nicht Er- 
satz für Kapitalismuskritik, sondern 
normative Grundlage sowohl für 
Analyse und Kritik als auch für die Be- 
gründung von Reformprogrammen 
zur Gestaltung und Weränderung 
der Gesellschaft: ,,Sozialist sein heißt, 
eine gerechtere Gesellschaft zu bau- 
en. Sozialist sein bedeutet also, sich 
zu bemühen, die Ungleichheiten zu 
reduzieren. ... Wir haben die Beru- 
fung, die Gesellschaft für die Schwa- 
chen weniger hart zu machen und 
von den Mächtigen mehr zu for- 
dern." (S 47 
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Den Kern einer grundwerte- und 
praxisorientierten Kapitalismuskritik 
hat Jospin erstmals am 19. Juni 1998 
in Washington und am 23. Juli in 
London in der einprägsamen Formel 
zusammengefaßt, die ein Jahr später 
- was viele übersehen haben - auch in 
das Blair-Schröder-Papier aufgenom- 
men wurde: „Ja zur Marktwirtschaft, 
nein zur Marktgesellschaft." Der 
Markt, im Neoliberalismus ebenso ex- 

,,Wirsind nicht altiert vergöttert wie im Marxismus- 
,Liberale von links'. Leninismus verteufelt, wird im moder- 

Wirsind Sozialisten." nen Sozialismus ohne ideologische 
(lospin) Scheuklappen einer nüchternen kri- 

tisch-rationalen Analyse unterzogen: 
,,Was die Schaffung des Reichtums 
und die Zuteilung von Ressourcen be- 
trifft, so ist die Überlegenheit des 
Marktes über die Planwirtschaft un- 
bestritten bewiesen. Aber deshalb 
machen wir den Markt keineswegs zu 
einem Wert. Der Markt ist ein Instru- 
ment - effizient und wertvoll." (S. 63) 

Aus der positiven Einschätzung 
des ,,Marktes als eine Technik der Pro- 
duktion und der Ressourcenzutei- 
lung" (S. 83) folgt das ,,Ja zur Markt- 
wirtschaft". Doch so positiv die Ratio- 
nalität des Marktes für das Wirt- 
schaftssystem ist, so verheerend wäre 
es, sie auf die Gesamtgesellschaft und 
den Staat zu übertragen: ,,Wenn die 
Rationalität des Marktes über die des 
Staates triumphierte, hätte das zur 
Folge die Explosion der Ungleichhei- 
ten, die Auflösung des sozialen Zu- 
sammenhalts, die Gefährdung unse- 
rer Umwelt, die Schwächung unseres 
kulturellen Reichtums, den Verlust 
langfristiger Perspektiven, das Verges- 
sen eines nationalen Projekts.'' (S. 84) 
Aus der Einsicht in die verhängnisvol- 
len Wirkungen der Marktrationalität 
jenseits des Wirtschaftssystems folgt 
das entschiedene ,,Nein zur Marktge- 
sellschaft." 

Gegen das Vordringen der Markt- 
gesellschaft ist der Sozialismus „als 

Foto: Christian Kiel (Berlin) 
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soziale Bewegung und als politische 
Praxis" eine ,,bestimmte Art, die Ge- 
sellschaft zu regulieren und die Wirt- 
schaft in den Dienst der Menschen zu 
stellen." (S. 23) Sozialisten können 
sich nicht mit einer Marktgesellschaft 
abfinden, in der die Menschen in den 
Dienst der Wirtschaft gestellt werden 
und nur den ,,Wert" haben, den sie 
als Produktionsfaktor für die Wirt- 
schaft haben. Denn für den Sozialis- 
mus als Humanismus ist der Mensch 
selbst Zweck und höchster Wert, der 
in einer menschlichen Gesellschaft 
nicht zum Mittel für den ,,höheren" 
Wert des Profits degradiert werden 
darf. 

,,Eine menschliche Gesellschaft ist 
eine Gesellschaft, die nicht durch den 
Markt beherrscht wird. Eine Gesell- 
schaft, deren Werte nicht der Logik 
des Profits unterworfen werden, des 
,immer mehr' für die, die schon viel 
haben. ... Wir wollen, dass die wirt- 
schaftliche Öffnung einher geht mit 
der Berücksichtigung der sozialen 
Rechte, dem Schutz der Umwelt, der 
kulturellen Identitäten. Eine menschli- 
che Gesellschaft ist eine Gesellschaft, 
in der nicht alles zur Ware gemacht 
wird. Die menschliche Arbeit ist keine 
Ware. Die Werke des menschlichen 
Geistes können nicht auf einfache 
Waren reduziert werden. ... Der 
menschliche Körper ist keine Ware. ... 
Die Gesundheit der Menschen ist kei- 
ne Ware." (S. 1 03) 

Die Informationen über die sozia- 
len Folgen eines entfesselten Kapita- 
lismus, auch die Bekenntnisse zu so- 
zialer Gerechtigkeit und einer 
menschlichen Gesellschaft, sind auch 
bei uns täglich in fast allen Medien zu 
finden. Und es gibt auch bei uns 
deutliche Meinungsverschiedenheiten 
über die Bewertung dieses ~rozesses, 
der von den einen begrüßt, von ande- 
ren beklagt wird. Doch in den intel- 
lektuellen Diskursen ist fast im gesam- 
ten Meinungsspektrum das determi- 
nistische Weltbild des Neoliberalismus 
vorherrschend, das strukturell mit 
dem dogmatischen Marxismus-Leni- 
nismus identisch ist: Die objektiven 
ökonomischen Naturgesetze determi- 
nieren global die gesellschaftliche 
Entwicklung und lassen den Men- 
schen keinen Spielraum für bewußt 
gewählte alternative Zielsetzungen. 
Sie können nur diese objektiven Ge- 
setzmäßigkeiten erkennen, um in 
Übereinstimmung mit ihnen moder- 
ne Politik zu machen. Niemand kann 
gegen die Wirtschaft regieren. Denn 
gegen die objektiven Gesetze der 
Wirtschaft ist jedes von einem demo- 
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kratisch gewählten Parlament be- 
schlossene Gesetz nur ohnmächtiger 
politischer Voluntarismus. Das, was 
im Marxismus-Leninismus nur Pro- 
gramm war, hat der Neoliberalismus 
verwirklicht: „Der Mensch ohne Alter- 
native." (Kolakowski) 

Fast im gesamten Meinungsspek- 
trum in den intellektuellen Diskursen 
H E R R S C H T Konsens über eine 
,,modernisierte" Formel des früheren 
marxistischen Geschichtsoptimismus: 
,,Den digitalen Kapitalismus (Glotz, 
bei Bebel Sozialismus) in seinem Lauf, 
halten weder Ochs noch Esel auf!" 
Die Neoliberalen, die dies als objektive 
Entwicklung zum modernen" Endziel 
der Geschichte bejubeln, wissen so- 
gar, wie man diesen sowieso unauf- 
haltsamen Lauf noch durch ,,moder- 
ne" Politik beschleunigen kann. Auf 
der anderen Seite wird dieser Lauf 
durchaus zwar heftig beklagt, aber 
zugleich darüber gejammert, dass 
man absolut nichts gegen diese Ent- 
wicklung in die soziale Katastrophe 
tun kann. 

Exemplarisch für diesen intellektu- 
ellen Fatalismus ist ein Interview des 
amerikanischen Linksintellektuellen 
Richard Rorty in der Frankfurter Rund- 
schau vom 1.8.2000; ,,Es besteht die 
Gefahr, dass wir den globalen Kapita- 
lismus brutaler erleben werden als wir 
uns das je vorstellen konnten. Aber 
ich sehe niemanden, der eine Vorstel- 
lung davon hätte, wie das zu vermei- 
den wäre". 

Diese fatalistische Haltung ist in 
den intellektuellen Diskursen HERR- 
SCHENDER Konsens, gegen den nie- 
mand verstoßen darf, der als ernstzu- 
nehmender ,,moderner1" Denker ak- 
zeptiert werden möchte. (Da Günter 
Grass permanent und unbelehrbar 
gegen diesen Konsens verstoßen hat, 
wurde er in Deutschland aus diesen 
Diskursen ausgegrenzt) 

Selbstverständlich erheben in den 
politischen Auseinandersetzungen 
auch in Deutschland alle Parteien den 
Anspruch, die Globalisierung gestal- 
ten zu wollen. Aber damit stellen sie 
das in den intellektuellen Diskursen 
vorHERRSCHENDE deterministische 
neoliberale Weltbild nicht in Frage. 

In Frankreich dagegen stellt die 
Linke jenem neoliberalen Weltbild ein 
alternatives Paradigma für die Inter- 
pretation der Gesellschaft entgegen, 
das ausdrücklich die Möglichkeit von 
Handlungsalternativen anerkennt. 
(Übrigens: von Handeln überhaupt, 
also auch von politischem Handeln, 
kann man nur sprechen, wenn es Al- 
ternativen gibt, die in gesetzmäßigen 
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gen aus dem Erwerbsleben. Damit 
wird dem Anspruch, Arbeitszeitflexi- 
bilisierung, Arbeitszeitsouveränität 
und Angebotssteuerung strategisch 
zu verzahnen aber noch nicht ausrei- 
chend Rechnung getragen. Differen- 
zierte Formen der Wochen-, Jahres-, 
und Lebensarbeitszeitverkürzung 
müssen ermöglicht werden durch die 
Kombination von gesetzlichen Maß- 
nahmen, tariflicher Politik, betriebli- 
chen Vereinbarungen und einer ar- 
beitsmarktpolitischen Förderung von 
Arbeitszeitverkürzungen durch 
Rechtsansprüche und gezielte Anrei- 
ze. 

Wir orientieren uns im ersten Re- 
gelungskreis am Prinzip der l o b  Rota- 
tion. l o b  Rotation ermöglicht flexible 
Auszeiten (z.B. für Weiterbildung) bei 
gleichzeitiger Qualifizierung von ar- 
beitslosen Arbeitnehmerlnnen durch 
staatlich flankierte Beschäftigung in 
betrieblichen Arbeitsplätzen. Diese 
Logik liegt auch unserem Ansatz der 
Arbeitsversicherung zugrunde. 

2. Employability und Innovation 
Der flexible Kapitalismus bringt eine 
Beschleunigung der Innovationszy- 
klen hervor. Diese Entwicklung ver- 
größert zum einen die Notwendigkeit 
lebenslangen Lernens von Beschäftig- 
ten und zum anderen insbesondere 
auch die Qualifizierung Arbeitssu- 
chender. Lebenslanges Lernen wird 
zur Grundvoraussetzung von Be- 
schäftigungsfähigkeit. Wir schlagen 
folgende Maßnahmen vor: 

Die Modularisierung beruflicher 
und akademischer Bildungswege 
Feste Berufsbilder werden weniger. 
Sie müssen im Laufe einer Berufsbio- 
grafie aktualisiert und durch zusätzli- 
che Qualifikationen ergänzt werden. 
Folgt man der These, dass die Weiter- 
bildung zu einem integralen Bestand- 
teil der beruflichen Laufbahn werden 
muss, ergibt sich die Notwendigkeit 
eines Weiterbildungsportfolios für be- 
stimmte Bildungspfade. 

Recht auf Weiterbildung 
Alle Erwerbstätigen erhalten im Rah- 
men individueller Förderpläne einen 
Rechtsanspruch auf durch die Ar- 
beitsversicherung (ko-)geförderte 
Maßnahmen der beruflichen Weiter- 
bildung. Jeder Beschäftigte erhält ein 
individuelles Qualifizierungskonto, 
über das er/  sie verfügen kann. 

3.) Verzahnung von Beschäfti- 
gungs- und Strukturförderung 
Soll eine Spaltung des Arbeitsmarktes 
durch die Verlagerung bestimmter 
Dienstleistungstätigkeiten in einen 

Billiglohnsektor vermieden werden, 
sind dauerhafte öffentliche Ko-Finan- 
zierungsformen unabdingbar. Dies 
hat in zahlreichen Krisenregionen 
Deutschlands dazu geführt, dass sich 
ein unüberschaubarer zweiter Ar- 
beitsmarkt herausgebildet hat. Die 
unkoordinierte Arbeitsmarktpolitik 
hat eher eine Ausweitung von ,,Maß- 
nahmenkarrieren" denn eine wirkli- 
che Brückenfunktion in den Arbeits- 
markt zur Folge gehabt. Sinnvoll ist es 
deshalb, den Zweiten Arbeitsmarkt 
im Rahmen eines öffentlich geförder- 
ten Beschäfiigungssektors (ÖBs) auf 
eine neue Grundlage zu stellen, in 
den sich der bunte Mix an regionalen 
Projekten einfügen kann. Es gilt, Be- 
schäftigungs- und Strukturförderung 
miteinander zu verzahnen und die 
Mittel im Rahmen einer auf die regio- 
nale Binnenwirtschaft bezogenen 
,,zweiten Säule der Strukturpolitik" so 
produktiv wie möglich zu nutzen. 

Wir sehen daher die Notwendig- 
keit im Rahmen der Arbeitsversiche- 
rung eine integrierte Arbeits- und Ge- 
werbeförderung zu entwickeln, in die 
sich Stru kturanpassungsmaßnahmen, 
Existenzgründungsförderungen, Pro- 
duktentwicklungswerkstätten, Trans- 
fergesellschaften oder öffentliche Ar- 
beitskräftepools einpassen. 

Der erste Schritt in Richtung einer 
Arbeitsversicherung muss im Rahmen 

der geplanten Novellierung des SGB 
Ill vorgenommen werden. Diese müß- 
te auch die Finanzierung der Arbeits- 
marktpolitik auf eine neue Grundlage 
stellen. Neben der Erweiterung der 
Beitragspflicht auf alle Erwerbstätigen 
und der Umwandlung des Arbeitge- 
beranteils zur Sozialversicherung auf 
Wertschöpfungsbasis muss der Staat 
durch einen regelgebundenen steuer- 
finanzierten Bundeszuschuss in die 
Verantwortung genommen werden. 
Zudem brauchen wir eine Budgetaus- 
gleichspolitik in der Arbeitsförderung, 
um das Prinzip ,,Arbeit statt Arbeitslo- 
sigkeit finanzieren" zu realisieren. 

Unseren Ansatz der Arbeitsversi- 
cherung wollen wir jedoch nicht miss- 
verstanden sehen als Abkehr von der 
Zahlung monetärer Transferleistun- 
gen in Zeiten von Erwerbslosigkeit. 
Das Ziel einer modernen Sozialpolitik 
muss es nach wie vor sein, eine be- 
darfsorientierte Grundsicherung ein- 
zurichten, die mindestens das sozial- 
kulturelle Existenzminimum deckt, 
steuerfinanziert ist und im Bedarfsfall 
die Leistungen aus anderen Zweigen 
der sozialen Sicherung aufstockt. 

[Dieser Artikel ist eine Kurzfas- 
sung eines Arbeitspapieres des Juso- 
Bundesverbandes. Die Langversion 
ist unter http://www.jusos.de/aktiv/ 
zukunftschancen/index.html abruf- 
bar.] SPW 



Von der 
Arbeitslosen- 
versicherung 
zur „Arbeits- 
versicherung'' 
Von Björn Böhning und  Benjamin Mikfeld 

D ie Frage, in welche Richtung 
sich der Wohlfahrtsstaat im 

flexiblen Kapitalismus weiter 
entwickeln muss, um Individualität 
und Flexibilität auf der einen und Ge- 
rechtigkeit und Sicherheit auf der an- 
deren Seite zu verwirklichen, ist eine, 
wenn nicht die Schlüsselfrage für die 
Zukunft sozialdemokratischer Politik. 
Diese Erkenntnis, und damit die 
Chance auf einer Überwindung des 
unproduktiven Gegensatzes von Mo- 
dernisierung und Traditionalismus 
setzt sich zunehmend auch in der SPD 
durch. Im mit dem Motto ,,Sicherheit 
im Wandel" überschriebenen Leitan- 
trag des SPD-Parteivorstandes zum 
kommenden Parteitag findet sich fol- 
gende Formulierung: ,,Langfristig 
werden wir prüfen müssen, ob nicht 
der Ausbau der Arbeitslosenversiche- 
rung zu einer umfassenden Erwerbs- 
tätigenversicherung erforderlich ist. 
Eine solche Erwerbstätigenversiche- 
rung müsste nicht nur alle Formen 
selbstständiger und unselbstständiger 
Erwerbsarbeit umfassen, sondern 
auch den Versicherten zur Erhaltung 
ihrer dauerhaften Beschäftigungsfä- 
higkeit Ansprüche auf Weiterbildung 
während ihrer Beschäftigung gewähr- 
leisten." Damit rückt ein politisches 
Projekt ins Zentrum der sozialdemo- 
kratischen Arbeitsmarktpoltik, das in 
den letzten Jahren bei spw und Jusos 
eine wichtige Rolle gespielt hat: der 
Umbau der Arbeitslosenversicherung 
in eine Arbeitsversicherung. 

Björn Böhning, Mitglied der spw-Redaktion (Berlin) und Benjamin Mikfeld, 
Juso-Bundesvorsitzender (Bochum) 

Formwandel der Arbeitskraft- 
nutzung 
Hintergrund unserer Überlegungen 
ist neben der anhaltenden Massenar- 
beitslosigkeit der Strukturwandel der 
Erwerbsarbeit, der oft  als ,,Erosion 
des Normalarbeitsverhältnisses" um- 
schrieben wird. Dieser Wandel 
drückt sich auf der einen Seite aus in 
der Zunahme verschiedenster soge- 
nannter ,,atypischer Beschäftigungs- 
formen". Auf der anderen Seite ist 
eine Zunahme des als ,,lntrapreneur" 
oder auch ,,Arbeitskraftunterneh- 
mer" bezeichneten Typs, d.h. des 
lohnabhängig beschäftigten aber 
gleichzeitig in hohem Maße eigen- 
verantwortlich und selbstorganisiert 
tätigen Arbeitnehmers aber auch des 
Typs vom ,,Neuen Selbstständigen", 
zu verzeichnen. Kennzeichnend für 
diese neuen Formen ist die qualitati- 
ve Veränderungsdynamik von flexibi- 
lisierter Arbeit. Ihr liegt die Auflö- 
sung des großindustriell geprägten 
Produktionsmodells der Nachkriegs- 
jahrzehnte zugrunde. Neben der 
wachsenden Bedeutung von Dienst- 
leistungen kommt in dieser Entwick- 
lung den Informations- und Kommu- 
nikationstechnologie eine Schlüssel- 
rolle zu. Es vollzieht sich tendenziell 
ein Bruch mit den Arbeitsformen der 
fordistischen Epoche. 

Die Linke insgesamt hat zu lange 
daran festgehalten, den Veränderun- 
gen in Wirtschaft und Arbeitswelt 
ausschließlich abwehrend entgegen- 
zutreten. In Verbindung damit wurde 
lange an den Regulationskonzepten 
des ,,Modell Deutschland" festgehal- 
ten, ohne den Anforderungen eines 
flexiblen Kapitalismus gerecht zu wer- 
den. Entscheidend ist unseres Erach- 
t e n ~  nicht die Frage, ob Arbeit flexi- 
bler wird, sondern ob flexible Arbeit 
in ein neues wohlfahrtstaatliches Mo- 
dell eingebettet wird und die Chan- 
cen für die Beschäftigten zur Geltung 
kommen. 

Ein erneuertes Sozialstaatsver- 
ständnis beinhaltet wesentlich eine 
Loslösung von passiven monetären 
Transferleistungen zu Gunsten einer 
präventiven Arbeitsmarktpolitik jen- 
seits von repressiven ,,workfare-An- 
sätzen". Folgende Grundprinzipien 
sind bestimmend: 

Employability, also die Sicherstel- 
lu ng von Beschäftigungsfähigkeit der1 
des Einzelnen durch lebenslange pro- 
fessionelle Begleitung von Erwerbs- 
biografien. 

Flexicurity, also eine Konzeption, 
die Flexibilisierungen -vor allem sol- 
che, die im lnteresse der Erwerbstäti- 
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gen sind - zuläßt, aber neue Sicher- 
heiten bietet. 

Sozialstaat a la carte, also eine 
Abkehr von Reaktion und Repression 
zugunsten einer Logik von Prävention 
und Auswahlmöglichkeiten. Unser 
Leitbild ist das der ,,selbstbestimmten 
Flexibilität" 

Die Arbeitsversicherung als 
neuer Ansatz der Arbeitsmarkt- 
und Sozialpolitik 
Der Strukturwandel der Arbeitsgesell- 
schaft erfordert eine neue Arbeits- 
marktpolitik. Unser Vorschlag lautet, 
die bisherige Arbeitslosenversiche- 
rung in eine ,,Arbeitsversicherung" 
umzuwandeln. Sie soll nicht erst dann 
Leistungen erbringen, wenn der Risi- 
kofall (drohende) Erwerbslosigkeit 
eingetreten ist, sondern die Erwerbs- 
tätigen erwerben mit ihren Leistun- 
gen individuelle Ansprüche, z. B. an 
Phasen kürzerer Arbeitszeit oder Qua- 
lifizierung, die sie während der Er- 
werbstätigkeit oder in Übergangs- 
phasen einlösen können. Grundsätz- 
lich ist die Arbeitsversicherung nicht 
als einzelnes Instrument, sondern als 
neues Steuerungsmodell anzusehen, 
das in einem Neubau des SGB III be- 
währte alte und erforderliche neue In- 
strumente bündelt. Folgende Prinzipi- 
en sollen für die Arbeitsversicherung 
gelten: 

Vollbeschäftigung und Gleichstel- 
lung der Geschlechter als elementa- 
ren Auftrag der Arbeitsmarktpolitik 

Arbeit statt Arbeitslosigkeit finan- 
zieren 

Lebensbegleitende und aktivieren- 
de Funktion der Arbeitsversicherung 

Einbeziehung Selbständiger und 
Beamtlnnen in eine ,,Erwerbstätigen- 
versicherung" 

Der Umbau der Arbeitslosenversi- 
cherung zur Arbeitsversicherung als 
neues Steuerungsmodell beinhaltet 
drei ,, Regelungskreise": 

1. Steuerung des Arbeitsange- 
bots und öffentliche Flankierung 
von Arbeitszeitverkürzung 
Ohne eine deutliche Reduzierung der 
Arbeitszeiten werden weder die Über- 
windung der Massenarbeitslosigkeit, 
noch die gleichberechtigte Verteilung 
von Erwerbs- und Reproduktionsar- 
beit auf beide Geschlechter zu reali- 
sieren sein. Eine schematische Redu- 
zierung der Wochenarbeitszeit je- 
doch, bricht sich nicht nur an den 
wirtschaftlichen Realitäten, sondern 
auch an den Ansprüchen der Beschäf- 
tigten. Nötig ist vielmehr die Ermögli- 
chung von übergangsweisen Ausstie- 
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Naturprozessen nicht vorhanden 
sind.) 

Begünstigt durch die linke Hege- 
monie in den intellektuellen Diskursen 
kann Jospin sein sozialistisches Re- 
formprogramm nicht nur politisch 
begründen, sondern auf der Grundla- 
ge einer alternativen Gesellschafts- 
theorie, die dem neoliberalen Para- 
digma grundsätzlich widerspricht: 
„Wir anerkennen und akzeptieren voll 
die Globalisierung. Aber sie ist für uns 
keine objektive Fatalität. Sie ist selbst 
Menschenwerk." (S. 41) Die Realität 
zur Kenntnis zu nehmen, darf nicht 
zu ,,lmmobilismus oder Fatalismus" 
führen: ,,Sich an die Wirklichkeit an- 
passen: ja. Sich abfinden mit einem 
angeblich naturgegebenen kapitalisti- 
schen Modell: nein." (S. 43) 

Dem Fatalismus oder auch einem 
Wunschdenken setzt Jospin ,,einen 
realistischen Voluntarismus" entge- 
gen: „Wir wollen von der Wirklichkeit 
ausgehen, um sie besser transformie- 
ren zu können." (S. 85) Die kritische 
Analyse dieser Wirklichkeit hat immer 
das Ziel, Handlungsspielräume für 
ihre Veränderung im Sinne der sozia- 
listischen Grundwerte zu erkennen: 
,,Die Gesellschaft transformieren, um 
sie gerechter zu machen. Wir wollen 
das tun, indem wir die Modernität 
akzeptieren, aber auch gestalten." (S. 
37) In Anspielung auf die 11. Feuer- 
bach-These von Marx bekennt Jospin: 
,,Die Welt hat sich verändert, und sie 
hat uns verändert, aber wir haben 
nicht den Willen aufgegeben, die 
Welt zu verändern." (S. 88) 

Die Sozialisten als Hauptkraft der 
französischen Linken halten also aus- 
drücklich an der gesellschaftsverän- 
dernden Zielsetzung der sozialisti- 
schen Arbeiterbewegung fest. Und 
ohne den beliebten Vorwurf des ,,Eta- 
tismus" zu fürchten, benennen sie 
den Staat als das entscheidende In- 
strument, um die gesellschaftliche 
Entwicklung nicht den Marktgesetzen 
auszuliefern, sondern durch sozialisti- 
sche Reformpolitik bewußt zu gestal- 
ten. 

Bereits im Wahlkampf für die vor- 
gezogenen Parlamentswahlen im 
Frühjahr 1977 hatte Jospin die zen- 
trale Zielsetzung einer linken Regie- 
rung formuliert: Die Autorität der po- 
litischen Macht wiederherstellen und 
den Bürgern zeigen, dass sich die po- 
litische Macht nicht mit der ökonomi- 
schen Macht identifiziert. 

Allgemeines Ziel linker Politik ge- 
gen einen Siegeszug der Marktgesell- 
schaft ist die Schaffung eines ,,neuen 
Gleichgewichts zwischen Staat und 

Markt". Zu diesem Zweck ist weiter- 
hin ein starker öffentlicher Sektor und 
öffentlicher Dienst notwendig: „Für 
uns ist der öffentliche Dienst ein Wert. 
... Er befindet sich im Zentrum des so- 
zialen Zusammenhalts. Er ist einer der 
Garanten der Gleichheit zwischen 
den Staatsbürgern. Der öffentliche 
Dienst ist weder archaisch noch über- 
holt." Ein starkes öffentliches Rund- 
funk- und Fernsehsystem „ist unver- 
zichtbar, um die Qualität und Vielfalt 
der Programme zu garantieren, um 
die kulturellen Leistungen zu fördern. 
Es muß dazu beitragen, dass alle Zu- 
gang zum Wissen erhalten." (S. 83) 

Um die Forderung nach einem 
neuen Gleichgewicht zwischen Staat 
und Markt zu rechtfertigen, präzisiert 
Jospin seinen Staatsbegriff: ,,In einem 
demokratischen Land wie dem unse- 
ren ist der Staat nicht in erster Linie 
eine Bürokratie, noch weniger ein 
Herrschaftsinstrument. Er ist, durch 
seine Regierung und sein gewähltes 
Parlament, das Ergebnis der demo- 
kratischen Debatte; ... er muß sich be- 
mühen, das allgemeine Interesse zu 
verkörpern und die Forderungen der 
Staatsbürger umzusetzen." (S. 84) 

Gegen den neoliberalen Schlacht- 
ruf ,,Deregulierung8' fordert Jospin 
„die unverzichtbare Regulierung des 
Kapitalismus, die auf den politischen 
Willen und die öffentliche Gewalt an- 
gewiesen ist.". (S. 35) Diese politische 
Regulierung ist notwendig, weil ,,die 
Dynamik des Kapitalismus ... eine 
Kraft ist, die aus sich selbst heraus 
weder Zielrichtung noch Projekt oder 
Sinn produziert, also jene Elemente, 
die für eine Gesellschaft unverzichtbar 
sind. Der Kapitalismus ist eine Kraft, 
die fortschreitet, aber nicht weiß, wo- 
hin sie geht." (S. 39) 

Besonders die für viele Länder ver- 
heerenden Finanzkrisen der letzten 
Jahre haben „die Notwendigkeit einer 
Regulierung des Kapitalismus" aufge- 
zeigt. (5.40) Die Regulierung der Fi- 
nanzmärkte ist notwendig, weil der 
Zusammenhang zwischen den „Fi- 
nanztransaktionen und der eigentli- 
chen Produktion bzw. der sozialen 
Wirklichkeit" unterbrochen worden 
ist. (S. 39) 

Während die Linke zeitweilig die 
Umverteilung in den Mittelpunkt ihrer 
Politik stellte, müssen die Sozialisten 
jetzt sowohl durch aktive Industriepo- 
litik der Produktion selbst als auch der 
Umverteilung im Sinne der Solidarität 
besondere Aufmerksamkeit widmen. 
Aus Schumpeters Theorie, dass 
Wachstum besonders durch Innovati- 
on und Unternehmertätigkeit geför- 

dert wird, leitet Jospin die Schlußfol- 
gerung ab, dass angesichts einer 
technologischen Revolution und der 
Globalisierung ,,Innovation auch zur 
Aufgabe des Staates wird". (S. 453 

Ein ,,Staat als Stratege" richtet sei- 
ne Anstrengungen auf künftige 
Wachstumsbereiche und gibt not- 
wendige Impulse. Daher „hat unsere 
Regierung der Entwicklung der neuen 
Informations- und Kommunikations- 
technologien entscheidende Unter- 
stützung gewährt. Denn, in Frank- 
reich, vollzog sich ihr Aufschwung 
nicht spontan. Die Unternehmen zö- 
gerten mit ihrem Engagement und 
der Rückstand unseres Landes vergrö- 
ßerte sich. Durch unseren politischen 
Willen haben wir, ohne uns an die 
Stelle der eigentlichen Akteure zu set- 
zen, die Produktion neuer Dienstlei- 
stungen, die Gründung von Unter- 
nehmen und damit die Schaffung von 
Arbeitsplätzen ... erleichtert." (S. 45f.) 
Zu dieser Innovation und zum Wachs- 
tum hat auch beigetragen „ein Staat 
als Investor, der seine Verantwortung 
für die Verbesserung der Infrastruktu- 
ren, der Industrieanlagen, der Kom- 
munikation, der Bildung, der For- 
schung wahrgenommen hat." (S. 46) 

Eine weitere Notwendigkeit ist 
„der Staat, der Regeln setzt." Im Ge- 
gensatz zur Rechten, die diesen Auf- Die Werte des 
gabenbereich reduzieren möchte, Sozialismus sind auf 
sind die Sozialisten der Meinung, dass gesellschafiliche 
die Befolgung der ,,notwendigen Re- Strukturen bezogen. 
geln dem guten Funktionieren der Sie sind nicht Ersatz 
Marktwirtschaft" und der ,,ökonomi- für Kapitalismus- 
schen Effizienz" dient. (S. 46) Mit die- kritik. 
Sen Konzepten aktiver Wirtschaftspo- 
litik erinnert der Staat daran, ,,dass 
die Wirtschaft vor allem im Dienst der 
gesamten menschlichen Gemein- 
schaft'' steht. (S. 46) 

Dem grundsätzlichen Ziel, die 
Wirtschaft stärker in den Dienst der 
gesamten menschlichen Gemein- 
schaft zu stellen, dient das Reform- 
Programm der Regierung. Indem sie 
„die Reform in den Dienst der sozia- 
len Transformation stellt, rehabilitiert 
sie ,,die Idee der Reform, die von der 
Rechten verfälscht wurde. Für diese 
bedeutet Reform, den öffentlichen 
Dienst abbauen, das soziale Netz re- 
duzieren, die Errungenschaften von 
Jahrzehnten des Fortschritts in Frage 
stellen. Für uns dagegen ... bleibt Re- 
form identisch mit Fortschritt." (S. 38) 
Kriterium für eine ,,linke Wirtschafts- 
politik" ist es unter diesem Gesichts- 
punkt, „der Schaffung von Arbeits- 
plätzen und dem Kampf gegen sozia- 
le Ungleichheiten Priorität zu verlei- 
hen". (S. 82) (Dagegen behauptet die 
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Die Sozialisten 
halten ausdrücklich 
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neoliberalen Ideologie. die in der Ge- 07f.) mutigen, brauchen soziale Schutz- 
..,,.,.Ir I & , , ~  ~ , r -.. ,. * . , . ,  . ., , .  . ,  . . >eiiscnan nur aas iueDen- una begen- tur ale .,AJsgegrenzten Petreiot recritc n crit aogeba,t zu werden 
- ------ -1-  -LL ---- L *  - L - .  -.I .I I .  n n ,  3 , 0 ,.. + . . .  '. - t.111d11ut.1 ytt.iuIuereciiiiyler ~riuiviuu- uie negierung eine ,,roiiriK aer De- ,,Kein ,oKonomiscnes besetz' zwingl 
en sieht, gelangen die französischen wußten Integration", und zwar dazu, die Lohnempfänger auf dem 
Sozialisten auf der Grundlage empiri- ,,durch die Schule, die Arbeit und die Altar der Effizienz zu opfern." (ebd. 
scher Analysen zu einem anderen Bild Beteiligung an der öffentlichen de- S. 86) 
von der Struktur der Gesellschaft: mokratischen Debatte", um aus Indi- Das Ziel der Linksregierung, ,,ein 
„Die französische Gesellschaft bleibt viduen ,,Bürger einer gleichen Ge- neues Gleichgewicht zwischen Staat 
in Klassen strukturiert, selbst wenn meinschaft zu machen." (S. 106) Zur und Markt wiederherzustellen" ist 
.. - 
ihre Grenzen ott weniger deutlich 
sind und sich verschieben." (5. 106) 
Auf diesem empirischen Hintergrund 
1 . I '  r ' - 4 ' ~ .  . . ,  , . , .  

praktischen Umsetzung dieses Inte- 
grationszieles verweist Jospin auf die 
Erhöhung der Ausgaben für das Bil- 
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identisch mit der Verteidigung des 
europäischen Sozialstaatsmodells ge- 
gen das Vordringen des neoamerika- 

. , . . . . . . .  . . .  an oer ge5e1ncnarrs- Tragen aie Joziaiisren zunacnsr nicnr, aungssysrem, aie bcnuirerorm, aas niscrien asozialen Kapitalismus. wenri 
verändernden mit welchem Image und welcher ,,Gesetz gegen Ausgrenzungen", die das gelingt, auf europäischer Ebene, 

Zielsetzung der Werbeagentur können wir auf dem Ausweitung des Krankenversiche- dann kann es nicht mehr heißen: Nie- 
sozialistischen Wählermarkt einen möglichst hohen rungsschusses auf bisher benachtei- mand kann gegen die Wirtschaft re- 

Arbeiterbewegung Marktanteil für unser Warenangebot ligte Bevölkerungsgruppen. (Finan- gieren, dann muß gelten: In einem 
+ : - -  C :  L - -  : L  L . ' I  . '  A - ' L  - - I - ' , , ,. , -.  . ,7 8 .  , " , . ,  ~t.VVililiYli. i i i t .  Ildyt.ll V l t . l l l l ~ l l l  I l d C l l  

der sozialen Lage und den lnteressen 
der Menschen, mit deren Unterstüt- 
zung und für die sie ein linkes Re- 
formprogramm umsetzen wollen. 

Da eine breite Wählerbasis nicht 
homogen ist und auch nicht a priori 
identische lnteressen hat, muss erst 
durch die öffentliche Diskussion und 
I Ih,7r7,7, innr-rhri;+ ,;„ In+,7~,7~T-- 

Lierl wiru u ie~e  Ausweirung aer sozia- 
len Sicherheit nicht durch erhöhte 
Abgaben auf Arbeitseinkommen, 
sondern eine Erhöhung der allgemei- 
nen Sozialabgaben auf alle Einkom- 
men, also auch Unternehmergewin- 
ne.) 

Für die breiten Volksschichten, 
„die hart arbeiten und wenig verdie- 
-n..l* h-+ A i -  I :-I :- , -L-  

aemoitrariscnen braar mui, aie vvirr- 
schaft den demokratischen Willen der 
Mehrheit respektieren, so dass sie 
nicht gegen die demokratisch legiti- 
mierte Politik ,,wirtschaften" kann. 
Die kleine Minderheit der ökonomi- 
schen Machtelite genießt zwar ,,Min- 
derheitenschutz, aber kein Vetorecht 
gegen demokratische Mehrheitsent- 
- -L - :A ,  

konvergenz zwischen unterschiedli- 
chen sozialen Gruppen oder Klassen 
hergestellt werden, um „ein neues 
Bündnis" zu schaffen. Jospin will mit 
seinem Reformprogramm drei Klas- 
sen ansprechen und zusammenfüh- 
ren, und zwar „die Ausgegrenzten 
(les exclus), die breiten Volksschichten 
(les classes populaires) und die Mittel- 
schichten (les classes moyennes ) (S. 
106) obwohl sich die breiten Volks- 
schichten verändert haben, ,,gibt es in 
Frankreich immer noch, auch wenn 
das Wort nicht mehr verwendet wird, 
eine ,Arbeiterklasse'. Früher im zwei- 
ten, industriellen Sektor konzentriert, 
befinden sich diese Schichten heute 
auch im Dienstleistungssektor. Es sind 
Menschen, die unter schlechten E 
A :  -- . , - ---  L--+ --L-:+-- . .-J ..... 

2000 die Steuern, die die Rechte kräf- 
tig erhöht hatte, reduziert. Dabei 
wurde die Besteuerung gerechter ge- 
staltet, und zwar zugunsten der Ein- 
kommen für Arbeit und zu Lasten der 
Kapitaleinkommen. Das diente zu- 
gleich der Steigerung der ,,Kaufkraft 
und der sozialen Gerechtigkeit", (S. 
1 09) 

Wenn französische Sozialisten von 
ihren Erfolgen sprechen, betonen sie 
immer wieder, dass diese das Ergeb- 
nis eines politischen Willens und einer 
bestimmten Politik sind: Die nachfra- 
georientierte Politik zur Belebung der 
Binnennachfrage trug bei zu höhe- 
rem Konsum, zur Schaffung von Ar- 

Wegen der linken intellektuellen 
Hegemonie in Frankreich steht die Po- 
litik der Regierung unter Druck von 
links, während sie in Deutschland we- 
gen der rechten intellektuellen Hege- 
monie unter Druck von rechts steht. 
Auf diesem Hintergrund Iäßt sich das 
Fazit begründen: Die Reformpolitik 
der französischen Regierung ist nicht 
erfolgreich, obwohl sie links und so- 
zialistisch ist, sondern gerade weil sie 
sich selbstbewusst zu ihrer linken und 
sozialistischen Überzeugung be- 
kennt. SPW 

1 Die .,wichtigsten" Beitrage Jospins, repra- 
sentativ fur das theoretisch-programrna- 
tische Selbstverständnis der franzosischen 

. . - , .- P . -. . - - . .  - . .  -. - ..... V . . . . . .  - .,.  L U . .  
Sozialisten. sind dokumentiert in: Lionei 

3e- herer Investitionstätigkeit, zu höhe- J ~ ~ ~ ~ ~ ,  socialisme moderne. N~~~~ 

u i i iyu~~yt . i i  I I ~ I  L ~ I U Y I L ~ . I I  UIIU wellig rem Wachstum und zu höheren Steu- de la Fondation Jean-Jaures, No. 15 - 

verdienen." (S. 107) Gegenwärtig 
muß sich aber die Linke auch mehr als 
bisher um die Mittelschichten küm- 
mern, ,,eine Gruppe von vorwiegend 

ereinnahmen. So konnte die Regie- 
rung am 31. August „das größte 
Steuersenkungsprogramm in der Ge- 
schichte der Fünften Republik" (FAZ 
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THEORIE & STRATEGIE: REZENSION 

von Horst Peter 

,,Kanzler, was sollen wir noch essen?" 
ist der verzweifelt ratlose Aufschrei 
von ,,Bild8' - am 25. Januar 2001 in 
zentimeterhohen Lettern. ,,Bild" fragt 
den Kanzler im Namen - ja von wem 
eigentlich? 

Die zum Ausdruck kommende 
Ratlosigkeit ist Zeichen der Krise in 
den Köpfen, die die Bovine Spongifo- 
nue Enzephalopathie (schwammför- 
mige Gehirnerkrankung der Rinder) 
oder volkstümlich BSE nicht nur bei 
den Rindern ausgelöst hat. 

Die Verbraucher verzweifeln an der 
Unmöglichkeit unproblematische Nah- 
rungsmittel identifizieren zu können. 
Welches Fleisch kann ich unbedenklich 
essen? Aber - was ist in der Wurst? Ist 
Schweinefleisch eine Alternative zum 
Rind? Aber - wie sieht es mit ,,Schwei- 
ne-doping" durch Antibiotika oder 
Wachstumshormone aus? Werden wir 
durch Fleisch essen im Falle von Krank- 
heit gegen bewährte Arzneimittel resi- 
stent? Oder - wie sieht es mit den Be- 
standteilen der Nahrungsmittel allge- 
mein aus? Was ist mit Gen-Soja, was 
mit Fertiggerichten? Wer kann die 
komplizierten Informationen über 
Nahrungsmittelbestandteile und Zu- 
satzstoffe verstehen? Oder wie sieht es 
mit den Rahmenbedingungen der Flei- 
scherzeugung aus? Wie gesund ist 
Fleisch aus nicht artgerechter Haltung 
überhaupt, wie sind Tiere aufgezogen 
und gefüttert worden? Kommen sie 
aus Ländern, die besonders risikoträch- 
tig sind? Kommen Gefährdungen von 
kranken Tieren über die Gülle in unsere 
Böden und die Pflanzen? Fragen über 
Fragen misstrauisch gewordener Ver- 
braucher. Aber auch die Bauern begin- 
nen zu fragen: nach der Unbedenk- 
lichkeit der Milchaustauscher zur Auf- 
zucht der Jungtiere, nach der Artge- 
rechtigkeit der Futtermittel und ob die 
Hersteller und Lieferanten verlässlich 
sind. 

Auch hier die Fragen: was ist drin? 
Wem kann ich glauben? Da helfen 
auch keine öffentlichen Bekundun- 
gen der Unbedenklichkeit mehr. 
Schließlich war Deutschland nur BSE- 
frei, weil nicht getestet wurde. 
Schließlich ist das bayerische Ökosiegel 
seinen Namen nicht wert, seit Bayern 
Spitzenreiter bei BSE-Fällen ist. Politi- 
kersymbolhandlungen wie öffentli- 
cher Rindfleisch- und Wurstverzehr 
wirken höchstens noch lächerlich. 
Selbst bekennende ,,Iife-stile"-Verfech- 
ter in den talk-shows wirken mega- 
out. Konjunktur haben Verbraucher- 
schützer, Ernährungswissenschaftler, 

Öko-~andwirte, bekennende Vegetari- 
er und Verfechter natürlicher Lebens- 
weisen unterschiedlicher Provenienz. 

Kurzum: Verstand im bürgerlichen 
Drama des 19. Jahrhunderts Meister 
Anton die Welt nicht mehr so sind es 
im sich globalisierenden 21. Jahrhun- 
dert der Verbraucher und der Bauer, 
der die Welt nicht mehr verstehen. 

Zu bezweifeln ist, dass die neolibe- 
ralen Welterklärer und die Priester des 
schare-holder-value-Kapitalismus oder 
die global mobile jet-set-Kaste des in- 
ternationalen Managments und ihre 
Nachbeter in Medien, Politik und Wis- 
senschaft zum Verstehen der Welt 
wesentliches beitragen. Das Streben 
nach der größtmöglichen aktuellen 
Rendite von Kapitalanlagen, die Diffa- 
mierung staatlichen Handelns als Hin- 
dernis des freien Kapitalverkehrs in 
der globalisierten Wirtschaft, die De- 
klarierung der Erde als homogener 
Raum, durchgängig und durchlässig, 
in dem Kapital und Waren ungehin- 
dert zirkulieren können, erklären die 
Welt nicht, sondern sind Ursache der 
gegenwärtigen Ernährungskrise. Die 
Erde ist eben kein einziger Markt- 
platz, auf dem Produktionsfaktoren 
dort gekauft werden, wo sie am bil- 
ligsten sind (global-sourcing), und 
Waren dort abgesetzt werden, wo sie 
den besten Preis erzielen (global mar- 
keting). Die Natur setzt dieser Wir- 
schaftsweise Grenzen, deren Über- 
schreiten nur für den Preis krisenhaf- 
ter Zuspitzungen zu haben ist, die 
mehr sind als kapitalistische Kollate- 
ralschäden. Die neoliberalen Welter- 
klärer können im besten Falle nur den 
einen Teil der Wirtschaftsweise erklä- 
ren: die Mechanismen der Produktion 
von Tauschwerten und der privaten 
Aneignung des Mehrwerts unter den 
Bedingungen globalisierter Finanz- 
märkte. Die stoffliche Seite der Wirt- 
schaft und deren von den Eigenschaf- 
ten der Natur gesetzten Grenzen 
wird ausgeblendet. Das ist nur mög- 
lich, weil diese Sichtweise auch den 
Konsumenten eigen ist: der Preis eines 
Nahrungsmittels prägt die Kaufent- 
scheidung und nicht die Oualität eines 
Lebensmittels. Die Tauschwertproduk- 
tion unterwirft sich der Gebrauchs- 
wertseite der Waren und blendet die 
Risikoseite aus. Tschernobyl hat die de- 
struktive Seite der Energieproduktion 
am Beispiel der Atomindustrie erhellt. 
BSE ist der größte anzunehmende 
Unfall der Nahrungsmittelproduktion: 
hier bündeln sich die unterschiedlich- 
sten Risikolinien unterschiedlicher Pro- 
duktionen und auch Krakheitserreger. 
Die weltweit vernetzte Produktion soll 

die größte Menge zu möglichst gerin- 
gen Preisen Preisen bei höchstmögli- 
chen Gewinnen den share-holdern 
garantieren. Dazu müssen natürliche 
Regelkreisläufe der Natur unterbro- 
chen werden. Dünger aus der Che- 
mieindustrie, Herbizide ebenfalls von 
dort, bio- oder gentechnische Verän- 
derung von Pflanzen, Konservierungs- 
stoffe zur Ermöglichung weltweiter 
Transporte, Wachstumshormone und 
Tierarzneimittel aus der Pharmaindu- 
strie, Verarbeitung von Tierkadavern 
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zu Futtermitteln auch für nicht fleisch- 
fressende Tiere. 

Dies alles in weltweiten Kreisläu- 
fen, die oft in Fernost beginnen, 
transportiert weltweit mögliche 
Krankheitserreger und Giftstoffe auf 
unsere Tische. Dieser ernährungs-in- 
dustrielle Komplex ist höchst krisenan- 
fällig mit allen Konsequenzen kapitali- 
stischer Strukturkrisen: Markteinbrü- 
che, Firmenzusammenbrüche, Verlust 
von Arbeitsplätzen. 

Kurzum: die richtige Fragestellung 
lautet nicht ,,Kanzler, was sollen wir 
noch essen?" sondern: „wie ist die 
ökologische Krise des Ernährungssy- 
stems innerhalb der vernetzten Welt- 
wirtschaft lösbar?" Gibt es für eine 
naturverträgliche Produktion von Le- 
bensmitteln einen praxisfähigen Ent- 
wicklungsweg? Welche Änderungen 
der Wirtschaftsweise und der Politik 
sind erforderlich, um ökologische Ent- 
wicklungen einzuleiten? Wie verträgt 
sich die Einbeziehung der Natur in die 
Wirtschaft mit dem wissenschaftlich- 
technischen Fortschrittsmodell der 
Moderne? 

Die Ansätze von Gerhard Schröder 
(,,Die Landwirtschaft von der Laden- 
theke her reformieren") und Renate 
Künast (,,Masse statt Klasse", ,,In die 
Kuh nur Wasser und Gras") sind richti- 
ge Antworten. Ob sie erfolgreich sind, 
hängt von einem Bündel von Reform- 
maßnahmen ab: Regionale Grundver- 
sorgung, die ökologisch kontrollierbar 
ist, Bindung der artgerechten Auf- 
zucht an die Fläche, Kontrolle der 
Stoffkreisläufe in der Nahrungsmittel- 
kette, Umkehr der Beweislast über die 
Qualität der Nahrungsmittel, damit sie 
Lebensmittel genannt werden können 
und kriminelle Panscherei bekämpft 
werden kann, Bindung von Subventio- 
nen an ökologische Ziele. Vorallem 
aber: Kampf um das Vertrauen der 
Verbraucher durch Information und 
Transparenz. 

Kurzum: Wer nicht weiß, was er/ 
sie isst, weiß auch nicht, wer erlsie ist. 
Auch die Linke muss wissen, was sie 
is(s)t. SPW 

Die große Transformation 
des 21. Jahrhunderts 

Ein Entwurf der politischen Ökologie. 
Mit einem Nachwort von Frieder Otto 
Wolf, Westfälisches Dampfboot Mün- 
ster 2000, 184 S., 29,80 D M  

W arum ist es so schwer, ei- 
nen gesellschaftlichen Ent- 
wicklungsweg zu konzipie- 

ren, der ökonomische und ökologi- 
sche Krisenhaftigkeit des kapitalistischen 
Entwicklungsweges theoretisch zusam- 
mensieht, und daraus strategische politi- 
sche Konsequenzen zu ziehen? Die dazu 
erforderliche Beschäftigung mit der Ent- 
wicklung des Stoffwechsels zwischen 
Mensch, als Teil der Natur, und der Be- 
rücksichtigung der Natur und der äuße- 
ren Natur durch Arbeit zur Subsistenz der 
Gattung und der Berücksichtigung der 
von der Natur gesetzten Grenzen, deren 
Überschreitung für den Preis ökologischer 
Krisen erfolgt, ist in der Linken höchst 
kontrovers. Einerseits ist die Gegenüber- 
stellung der unberührten Natur, deren 
Produktivität von den Menschen bedroht 
ist, und dem Mensch als Nutznießer der 
Natur zu überwinden, andererseits die 
Abtrennung der Natur von der Wirt- 
schaftsweise seit der klassischen Ökono- 
mieauch bei der Ljnken und dievermeint- 
liche Emanzipation des Menschen von 
der Natur in der Moderne und die Über- 
tragung der Natur an die Naturwissen- 
schaften zu korrigieren und die Natur in 
Wissenschaft, Wirtschaft und Politik zu- 
rück zu holen. 
Es ist das Verdienst des Verlags Westfäli- 
sches Dampfboot und von Frieder Otto 
Wolf, Alain Lipietz Entwurf einer politi- 
schen Ökologie den deutschen Leserln- 
nen zugänglich gemacht zu haben. An- 
gesichts der BSE-Krise und der Ratlosigkeit 
auch der rot-grünen Bundesregierung er- 
hält der Versuch, ökologische und ökono- 
mische Krisenerscheinungen zusammen 
zu denken und aktuelle Reformvorschlä- 
ge in eine Zukunftsstrategie einzubinden, 
hohe Attraktivität. Alain Lipietz, For- 
schungsdirektor an der staatlichen fran- 
zösischen Forschungsorganisation CNRS 
und Europaabgeordneter der Grünen, 
führt in seiner Person wissenschaftliche 
und reformpolitische Praxis zusammen. 
Es verwundert daher nicht, dass er seine 
Überlegungen auch als Legitimation für 
eine eigenständige grüne Partei benutzt. 
Allerdings gesteht er auch andere poli- 
tisch-organisatorische Konsequenzen zu: 
,,Ob mensch neue Parteien gründet oder 
im Rahmen der alten Parteien den Kampf 
aufnimmt, in jedem Fall gibt es einen Platz 
für eine politischeÖkologie, die eine Reihe 
gesellschaftlicher Bestrebungen zu einem 

gemeinsamen Projekt zusammenfasst." 
(S. 42). Dabei stellt er differenziert die 
Gründefür dieAbwesenheit der Ökologie 
in den kommunistischen und sozialde 
mokratischen Parteien dar. 

Der zentrale Denkanstoß des Buches 
ist es, dass Lipietz in seiner Figur des Drei- 
ecks der Ökologie - Individuum alsTeil der 
Natur, organisierte Tätigkeit, um die Be  
dürfnisse der Gemeinschaft der Individu- 
en zu befriedigen, durch diese Tätigkeit 
verursachte Veränderung der Umwelt - 
die stoffliche Seite der Wirtschaft der 
Geldseite der Wirtschaft gegenüberstellt. 
Wirtschaft muss sich der ,,Tragfähigkeitn 
eines Territoriums vergewissern, wenn sie 
ökologische Krisen vermeiden will. Die 
stoffliche Seite der Ökonomie setzt der 
Geldseite der Ökonomie natürliche Gren- 
zen. Das gilt insbesondere in der sich glo- 
balisierenden Wirtschaft. 

Lipietz sieht mit Recht die ökologi- 
schen Krisen einer Gesellschaft immer 
auch als Krisen der in dieser Gesellschaft 
herrschenden ökonomischen und sozia- 
len Verhältnisse. Diese These wird im Ka- 
pitel ,,Bausteine für eine Geschichte der 
ökologischen Krisen" von der Frühge- 
schichte an unter dem Aspekt einer Ent- 
wicklung von Knappheitskrisen zu den 
sozialökologischen Krisen in einzelnen R e  
gionen bis hin zu globalen Krisen aus der 
ökologischen Krisenhaftigkeit des wissen- 
schaftlichen-technischen Fortschritts her- 
aus dargestellt. Es fällt auf, dass die Um- 
weltgeschichtsschreibung in Deutschland 
in den letzten Jahren wesentlich höhere 
Konkretheit der Beschreibung der Wech- 
selbeziehungen zwischen Mensch und 
Natur erreicht hat, als in den sehr allge- 
meinen Formulierungen von Lipietz. (vgl. 
zuletzt Joachim Radkau, Natur und 
Macht - Eine Weltgeschichte der Umwelt, 
Verlag C.H.Beck, München 2000). Hier 
wird aufgezeigt, dass es Gesellschaften 
durchaus gelingt ökologisch verträglich 
zu wirtschaften, dass jedoch stets mit der 
Unterwerfung unter ungehemmtes Ver- 
wertungsinteressezunächstdurch Erobe 
rung von außen, dann durch kapitalisti- 
sche Durchdringung der Gesellschaften 
die örtliche Entwicklung sich krisenhaft 
zuspitzt. 

Gemeinsam ist Lipietz und Radkau, 
dass sie die Kategorie der Nachhaltigkeit 
als eine Kategorie für die Zusammenfüh- 
rung von Natur, Wirtschaft und Politik 
entwickeln. Dabei ist bei Lipietz die Kate 
gorie produktiv weiterentwickelt worden. 
Für ihn hat Nachhaltigkeit zwei komple- 
mentäre Dimensionen - eine soziale und 
ökologische. ,,In der Gegenwart muss ein 
solches Entwicklungsmodell jedem ein- 
zelnen die Befriedigung ermöglichen - 
und zwar angefangen bei den ärmsten, 
mittellosesten Gesellschaftsmitgliedern (S. 

21), zum zweiten muss ein solches Ent- 
wicklungsmodell auf Dauer angelegt sein 
(5. 23) und die natürlichen Lebensgrund- 
lagen sichern. Dieses Prinzip konkretisiert 
Lipietz in den Kapiteln „Die Regulierung 
der lokalen ökologischen Krisen", ,,Es 
geht darum, die Verallgemeinerung der 
lokalen ökologischen Krisen zum Still- 
stand zu bringen und die Weltwirtschaft 
zu zähmen" sowie,,Dieglobalen ökologi- 
schen Krisen, speziell der Treibhauseffekt" 
zu strukturellen, aber auch auf das Be- 
wusstsein der Individuen zielenden Re- 
formforderungen. In Anlehnung an Karl 
Polanyi, dessen Hauptwerk ,, The Great 
Transsformation" offenbar auch Titelge 
ber für Lipietz war, fordert er die ökologi- 
sche Transformation des Kapitalismus", 
die die natürliche Begrenzung des Fort- 
schritts operationalisierbar macht. 

Dabei ist die Politik eine Form ange 
wandter guter oder schlechter politischer 
Ökologie. Lipietz ist sich bewußt, dass es 
notwendig ist, zwischen ökologischer Be 
wegung und sozialer Bewegung die In- 
teressenidentitäten sichtbar zu machen. 
Ins Zentrum stellt er die Verteidigung der 
Landschaft gegenüber den kommerziel- 
len Zugriffen, die als nicht koordinierte 
Aktivitäten das Gesicht der Landschaft 
verändern. 

Menschen als bewusste Beobachter 
ihrer Landschaft seien bereit, Anwälte der 
Naturzu werden. Das sei die Basisfür eine 
Ethik des ökologischen Engagements. 
Das Ziel umfassender nachhaltiger Ent- 
wicklung könne das gemeinsame Projekt 
der politischen Ökologie werden. Ziel ist 
für Lipietz eine Bewegung für Umwelt- 
schutz und für Sozialismus. Sie muss Ant- 
worten finden auf die Fragen: wie wird 
gearbeitet, was wird produziert, was ist 
gutes Leben? Diese Antworten seien die 
Voraussetzungen für die soziale und öko- 
logische Regulation des Marktes im Zei- 
chen der Globalisierung der Krisen. 

Das anregende Buch verdient, dass 
die Linke in Deutschland die Denkanstö- 
ßen aufgreift. Frieder Otto Wolf erinnert 
in seinem ambitionierten Nachwort dar- 
an, dass die ökologische Frage bereits bei 
Marxangelegt war, allerdings nicht weiter 
verfolgt wurde. Dabei geht es sowohl um 
die Rezeption dieser Ansätze als auch um 
die Ausdifferenzierung der Kategorie der 
Nachhaltigkeit in einzelnen politishen 
Handlungsfeldern und in Richtung denz- 
überschreitenden Handelns. Die Einbezie 
hung der stofflichen Seite macht deutlich, 
dass es grenzüberschreitende Wirkungs- 
zusammenhänge gibt, die sich nicht in 
Handels- und Marktbeziehungen über- 
setzen und auflösen lassen. Deshalb ist 
das Primat der Politik Kern einer politi- 
schen Ökologie. 
(Horst Peter, Kassel) SPW 




